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Blick in die Geschichte 

Historische Katastrophen im Spiegel der Zeit 

Erst ein kleines Rinnsal 
dann eine reißende Flut 

Heute: Der Bruch des Elbe-Seitenkanals im Kreis Lüneburg am 18. Juli 1976 

Sonntag, 18. Juli 1976. Der Tag macht 
seinem Namen alle Ehre, Spaziergänger 
aus der kleinen Siedlung Erbstorf in der 
Lüneburger Heide wandern entlang des 
Elbe-Seitenkanals. Gerade vier Wochen 
zuvor war das 1,3 Milliarden Mark teure 
Bauwerk In einem Festakt mil Musik und 
viel Prominenz seiner Bestimmung über+ 
geben worden. Als Besonderheit In der 
Strecken führung des 115 Kilometer langen 
Schiffahrtsweges gilt, daß der Schiffsver­
kehr an Kreuzungsstellen über die Straße 
geleitet Wird, nicht unter Ihr her. 

Gegen zehn Uhr am Vormittag entdeckten 
zwei Spaziergänger dicht bel der Straßen­
unterführung Nutze/Erbstorf einen hand­
breiten Riß in der Kanalböschung, durch 
den Wasser quillt. Es dringt aus einer geris­
senen Nahtstelle zWischen Kanalsohle und 
Brückenkrane - eine Katastrophe bahnt 
sich an. 

Ehe auch nur der Versuch einer Abdich­
tung unternommen werden kann, hat der 
ungeheure Wasserdruck rn der Kanalrinne 
die Bruchstelle soweit aufgerissen, daß 
sich nun riesige Wassermengen in das 
tiefer gelegene Gelände ergießen und alles 
mitzureißen drohen, was sich Ihnen in den 
Weg stellt. 

In panischer Angst rennen Menschen um 
ihr Leben vor dem herannahenden Inferno 

aus Wasser, Schlamm und Treibgut. Ande­
re retten sich In die obersten Stockwerke 
ihrer Häuser oder fliehen sogar bis aufs 
Dach. Ein mehr als hundert Meter breiter 
schmutziggelber Strom überspült Wiesen, 
Felder und Vorgärten. Die tosenden Was­
sermassen dringen unaufhaltsam in die 
Häuser ein, zerstören Fenster, Türen und 
Mobiliar. Auf ihrem Weg reißen Sie Autos 
und Bäume mit sich fort. Zum ersten Mal In 

seiner über siebenhunderitährlgen Ge­
schichte meldet der kleine Heideflecken 
"Land unter". 

Unterdessen hat der Sog des nachströ­
menden Wassers unweit der Bruchstelle 
ein Frachtschiff erfaßt. Die mit voller Kraft 
rückwärts laufenden Maschinen können 
das Schiff nicht halten - wenig später sitzt 
es auf der Kanalsohle fest. Aufgrund sol­
cher und weiterer eingehender Schrek­
kensmeldungen löst der Lüneburger Kreis­
direktor gegen elf Uhr an diesem Sonntag 
Katastrophenalarm aus. In kürzester Zelt 
sind Feuerwehr, Pioniere der Bundeswehr, 
Heeresflieger, Deutsches Rotes Kreuz, 
Technisches Hilfswerk und der Arbeiter­
Samariter-Bund alarmiert, sind über tau­
send Helfer zum Kampf gegen die Wasser­
massen gerüstet. Aus einem über der Was­
serwüste kreisenden Hubschrauber her­
aus läßt sich die Lage am besten über­
schauen, so daß die Helfer an Brennpunk­
ten gezielt eingesetzt werden können. 

Aus der Bruchstelle 
des Elbe-Seitenkanals 
ergießen sich riesige 
Wassermengen ins 
Umland. (Foto: dpa) 

Zur Unterstützung der am Ort angelaufe­
nen Hilfe treffen Hilfsmannschaften aus 
Hamburg ein. Jeder Versuch, die Bruch­
stelle im Kanal mit Sandsäcken zu slopfen, 
ist jedoch inzwischen unmöglich gewor­
den : Die Kanalsohle an der Straßenunter­
führung - hier läuft das Wasser in einer 
Stahlwanne in einer Höhe von fünfzehn 
Metern über Land - ist an der Anschluß­
stelle zum festen Erddamm In einer Länge 
von vierzig Metern gebrochen. Der Was­
serdruck hat mittlerweile auch die gegen­
überliegende Seite zum Einsturz gebracht. 
Ungehindert und mit einem unvorstellba­
ren Druck schießen die Wassermassen in 
die Tiefe. 

Um die Fluten zu bändigen, soll eine provi­
sOrische Sperre errichtet werden. Dazu 
bedient man sich des auf Grund gelaufe­
nen Frachtschiffes, versucht, es quer zur 
Kanalrinne zu stellen. Nach mühevoller Ar­
beit is t das Schiff Stunden später an beiden 
Böschungsselten vertäut - doch das Was­
ser fließt weiter. Taucher versuchen dar­
aufhin, die Schotten eines Wehres nieder­
zubringen - ein lebensgefährliches Unter­
nehmen, denn dieser Vorgang darl norma­
lerweise nur bei ruhendem Wasser durch­
geführt werden. Doch die Taucher kehren 
von ihrem erfolgreichen Einsatz wohlbe­
halten zurück. Nach Norden, zur Scharne­
becker Schleuse hin, ist der Kanal nun 
dicht. Es dauert jedoch noch bis eine Stun­
de nach Mitternacht, ehe auch der Hilfs­
damm Im Suden hält: Das Wasser steht. 

BIs zu diesem Zeitpunkt Sind rund Sieben 
Millionen Kubikmeter Wasser ausgelaufen, 
die nun allmählich im Erdreich versickern. 
Zurück bleibt eine meterdicke Schicht aus 
Schlamm, Steinen und Treibgut. Ungläubig 
betrachten die Bewohner zerstörte Woh­
nungselnrlchtungen und schlammbedeck­
te Autos, sehen, daß die Flut eine Bahnlinie 
unterspült und Schienen mitsamt den 
Schwellen fortgerissen hat. 

Todesopfer sind glücklicherweise nicht zu 
beklagen , doch haben etliche Familien in 
den Schlamm- und Wassermassen ih ren 
ganzen Besitz verloren, konnten bei ihrer 
Rettung durch Hubschrauber und Boote 
nur das Notwendigste mitnehmen. Für Ent­
schädigung, Rettungskosten, Reparatur 
und Wiederherstellung des Kanals zahlt die 
Bundesregierung insgesamt über 70 Mil­
lionen Mark. 

Ohne daß die Ursache für die knapp ein 
Jahr zurückliegende Katastrophe mit letz­
ter Sicherheit leslgestellt is t, Wird am 
27. Juni 1977 der Kanal wiedereröffnet, der 
einmal als Jahrhundertbauwerk gegolten 
hatte - dieses Mal ohne Feier, ohne Musik 
und ohne Festreden. Schließlich war es ja 
nur ein Zufall, daß niemand bei der Flut ums 
Leben kam. Ein Anwohner spricht es aus: 
" Wenn die Flut nachts gekommen wäre -
wir wären alle tot. " 
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Umschau 

Helmut Meier 
als neuer Direktor des THW 
in sein Amt eingeführt 

Der neue Direktor der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk, Diplom-Volkswirt 
Helmut Meier, wurde am 28. Oktober 
1985 durch Staatssekretär Hans Neusei, 
Bundesministerium des Innern, in sein 
Amt eingeführt. In Gegenwart des Lei­
ters der Zentralabteilung im Bundesmini­
sterium des Innern, Ministerialdirektor 
Heinz Kirchner, des Leiters der Abtei­
lung Zivi le Verteid igung, Ministeriald iri­
gent Wolfgang Beyer, des Präsidenten 
des Bundesamtes für Zivilschutz, Hans 
Georg Dusch, sowie des Bundesspre­
chers des THW, Konsul Peter Merck, 
stellte sich Helmut Meier Vertretern des 
THW, der Vereinigung der Helfer und 
Förderer des THW e. V. und der THW­
Jugend vor, die sich zu einer Tagung in 
der Katastrophenschutzschule des Bun­
des in Bad Neuenahr-Ahrweiler auf­
hielten . 

In seiner Ansprache hob Staatssekretär 
Neusei die erheblichen Fortsch ritte her­
vor, die das THW hinsichtlich Ausstat­
tung und Baumaßnahmen gemacht ha­
be. Er zeigte sich erfreut über die inzwi­
schen begonnene stärkere Mitwirkung 
der THW-Helfer in Arbeitskreisen zur 
Beratung der THW-Leitung . Mit Bl ick auf 
die Zukunft betonte er eine Forcierung 
der friedensmäßigen Nutzung des THW, 
ohne die Feuerwehren und Sanitätsor-
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Innenminister Dr. Zimmermann empfing THW·Helfer 

Der Bundesminister des Innern, 
Dr. Friedrich Zimmermann, empfing eine 
Delegation der Hilfsmannschaft des 
Technischen Hilfswerks, die von der 

ganisationen zu tangieren. Direktor Mei­
er ging in seiner Rede u. a. auf die Be­
deutung der Identifizierung der Ehren­
und Hauptamtlichen mit der Organisation 
THW ein und versprach, sich für eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit auf al­
len Ebenen einzusetzen. 

Für sein neues Amt wünschten ihm Ud. 
Regierungsdirektor Wolfgang Isenberg 
für die Katastrophenschutzschule des 
Bundes, Bundessprecher Peter Merck 
für die THW-Helferschaft, Vize präsident 
Hans Joachim Wiegand für die THW­
Helfervereinigung und Heribert Haag als 
Vorsitzender des Bezirkspersonalrates 
viel Erfolg. 

Unser Bild zeigt (von links) : Ministerial­
dirigent Wolfgang Beyer, THW-Direktor 
Dipl.-Volkswirt Helmut Meier, Staatsse­
kretär Hans Neusei, Hermann Biechele, 
Vorsitzender der THW-Helfervereinigung 
Baden-Württemberg, Pau l Josef Wilmes, 
THW-Bundesjugendleiter. 

(Foto : Hilberath) 

Bundesregierung nach dem verheeren­
den Erdbeben in Mexiko nach Mexiko­
City entsandt wurde. 

(Foto : Bundesbildstelle) 

Staatssekretär Sprang er 
zur humanitären Aufgabe 
des Zivilschutzes 

Der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern, Carl­
Dieter Spranger, hat sich in einem 
Schreiben an die Deutsche" Sektion der 
Internationalen Ärzte für die Verhütung 
des Atomkrieges e. V." zur humanitären 
Aufgabe des Zivi lschutzes in der Bun­
desrepublik Deutschland geäußert und 
die Tei lnahme an einer Podiumsdiskus­
sion des ,, 5. Medizinischen Kongresses 
zur Verhinderung des Atomkrieges " ab­
gelehnt. Das Schreiben hat folgenden 
Inhalt: 

" 1. Es gibt in der Bundesregierung nie­
manden, der nicht gegen den Krieg ist. 
Alle Bundesregierungen seit Bestehen 
dieses Staates haben konsequent und 
unermüdlich Friedenspolitik mit der Fol­
ge betrieben , daß Mitteleuropa seit 40 
Jahren von dieser schrecklichen Geißel 
der Menschheit verschont geblieben ist. 

Unter diesem Gesichtspunkt halte ich es 
für zu kurz gegriffen, einseitig, inkonse­
quent und inhuman, daß nur Sie sich 
gegen eine Form des Krieges, nämlich 
den Atomkrieg, wenden. Sie müssen 
sich fragen lassen, ob Sie andere For­
men des Krieges - und wir haben seit 
1945 mindestens 125 Kriege auf der Er­
de erlebt - in Kauf nehmen wollen. Ak­
zeptieren Sie etwa, daß es auf unserem 
Kontinent zu einem Krieg kommt, in 
dem "nur " konventionelle und chemi­
sche Waffen eingesetzt werden? Die 
Streitkräfte insbesondere des Warschau­
er Paktes sind mit einem ungeheuren 
VerniChtungspotential ausgestattet und 
würden auch ohne Atomwaffen unsäg li -



ches Leid über unser Volk bringen. Ich 
kann es einfach nicht nachvollziehen, 
daß Ärzte, die sich dem Leben und 
Überleben der Menschen verpflichtet 
fühlen und deren Verpflichtung, sich für 
humanitäre Ziele einzusetzen, durch die 
Verleihung des Friedensnobelpreises 
von der Weltöffentlichkeit besonders un­
terstrichen wird, billigend mitansehen 
könnten, wenn Millionen Menschen 
durch konventionelle oder chemische 
Waffen ohne Hilfe zugrunde gehen 
würden. 

Den Menschen unseres Landes soll 
aber Zivilschutz in jeder Gefahr dienen. 
Die Bundesregierung erweckt damit 
nicht, wie gewisse Kreise behaupten, 
die Illusion, die gesamte Bevölkerung 
absolut vor jeglicher Not schützen zu 
können. Sie bemüht sich vielmehr, Vor­
kehrungen dafür zu treffen, daß bei ei­
nem Angriff gegen unser Land von au­
ßen - ein Fall, von dem wir hoffen, daß 
er nie eintreten wird - die Not der Men­
schen gelindert werden kann. Dies müß­
te eigentlich 8JJch Ihre Zustimmung fin­
den. Statt dessen diffamieren Sie Zivil ­
schutz als Kriegsvorbereitung und sug­
gerieren wider besseres Wissen, es 
würde ein - durch Art. 26 unserer Ver­
fassung verbotener - Angriffskrieg vor­
bereitet. 

2. Sie berufen sich in einem Zeitungsin­
terview der letzten Tage auf die WHO­
Studie vom Mai 1983. Die Bundesregie­
rung hat zu dieser Studie verschiedent­
lich Stellung genommen, zuletzt am 
3. 2. 1984 in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage - BT-Drucks. 10/958. 

Der tragende Gesichtspunkt dieser Stel­
lungnahme ist: Das Nachlassen der Be­
mühungen um Schutz- und Hilfsmaß­
nahmen für den einzelnen Bürger macht 
den Frieden nicht sicherer , sondern 
führt nur dazu, daß bei einer Vielzahl 
denkbarer Schadensfälle die mögliche 
Hilfe tatsächlich nicht geleistet wird. Ich 
finde daher Ihre Einstellung unter Beru­
fung auf die einseitige Schreckensvision 
der WHO-St'udie, die ein geordnetes 
Gesundheitswesen in einem totalen 
Atomkrieg nicht für gewährleistet hält, 
jede Hilfe abzulehnen - auch wo sie 
möglich wäre -, für inhuman. Wenn Sie 
Ihren ärztlichen Auftrag ernst nehmen, 
müßten Sie sich konsequenterweise im 
Interesse des einzelnen Betroffenen für 
Hilfeleistung einsetzen, unter welchen 
Bedingungen diese Hilfe auch immer 
geleistet werden muß. Wer gibt Ihnen 
das Recht, auch nur einem Menschen 
die Hilfe zu verweigern, der gerettet 
werden könnte? 

3. Sie wehren sich in dem bereits er­
wähnten Interview gegen den Vorwurf 
der Einseitigkeit zugunsten der War-

STELLENAUSSCHREIBUNG 
Sie haben kreative Ideen, wie man eine interessante Fachzeitschrift macht? 
Eine nicht alltägliche Thematik fordert Sie heraus? Der redaktionelle, termin­
liche und technische Ablauf einer Monatszeitschrift, die in einer Auflage von 
rund 60000 Exemplaren erscheint, ist Ihnen ebenso bekannt wie Sie die 
Aufgaben des Chefredakteurs innerhalb des Redaktionsteams klar erken­
nen? Wenn Sie diese Fragen für sich bejahen, dann sollten Sie aufmerksam 
weiterlesen. 

Unser Thema sind die staatlichen und privaten Schutz- und Vorsorgemaß­
nahmen für Katastrophen, aber auch für den zwar unwahrscheinlichen. 
jedoch nicht ganz auszuschließenden Verteidigungsfall. Der Bundesverband 
für den Selbstschutz, eine bundesunmittelbare Körperschaft des öffent­
lichen Rechts, gibt im Auftrag des Bundesministeriums des Innern in 
Kooperation mit neun Hilfsorganisationen die Fachzeitschrift "Zivilschutz­
Magazin" heraus, die sich an die haupt- und ehrenamtlichen Führungskräfte 
der Einheiten des Katastrophenschutzes ebenso wie an die Verantwortlichen 
in Politik und Verwaltung wendet. 

Für die Leitung der Redaktion, organisatorisch als Referat in die Fachabtei­
lung der BundeshauptsteIle integriert, suchen wir den/die 

Chefredakteur/-In und Referatsleiter/-in 

der/die weiß, was von ihm/ihr verlangt wird und Berufserfahrung, Engage­
ment, Kontaktlreude sowie Verwaltungspraxis mitbringt. Fachkenntnisse 
erleichtern die Einarbeit, evtl. Defizite werden aufgearbeitet. 

Geboten werden Vergütung nach Ib BAT sowie die im öffentlichen Dienst 
üblichen Sozialleistungen. 

Bewerber, die diese Voraussetzungen erfüllen - Hochschulabschluß er­
wünscht - sowie in solchen oder ähnlichen Positionen langjährige Erfahrun­
gen gesammelt haben, etwa als "zweiter Mann", werden gebeten, den 
Personalbogen anzufordern beim 

Bundesverband für den Selbstschutz 
BundeshauptsteIle 

Eupener Straße 74, 5000 Köln 41, Telefon (0221) 4988-1 

Schlußtermin für die Bewerbung ist der 31. Dezember 1985. 

schauer-Pakt-Staaten mit dem Hinweis 
darauf, daß dort keine Zivilschutzmaß­
nahmen mehr durchgeführt würden. Ich 
weiß nicht, wohe, Sie diese Informatio­
nen haben. Nach meinen - auch allge­
mein zugänglichen - Quellen ist das 
Gegenteil richtig. Zivilverteidigungsmaß­
nahmen werden in den Warschauer­
Pakt-Staaten von der Armee durchge­
führt. Zivilverteidigung ist dort ein Zweig 
des Militärwesens und hohen Offizieren 
unterstellt. 

Für die DDR verweise ich hier auf das 
Gesetz über die Landesverteidigung der 
DDR vom t 3. Oktober 1978, das den 
Schutz der Bevölkerung als Teil der Zi­
vilverteidigung dem Minister für Nationa­
le Verteidigung überträgt und jeden Bür­
ger zur Mitwirkung bei Zivi lverteidigung 
verpflichtet, und auf die Verordnung 
über den Katastrophenschutz vom 
15. Mai 1981, die den Katastrophen­
schutz auch im Frieden zum Bestandteil 
der Zivilverteidigung erklärt. Es liegen 
keinerlei Anhaltspunkte dafür vor. daß 
die Sowjetunion oder die DDR ihre Mili-

tärwesen so grundlegend geändert und 
Teile ihres Militärs entlassen hätten, 
noch, daß sie ihre Gesetze geändert 
hätten. 

Nach hier vorliegenden Lehrbüchern 
wird die Jugend in den Warschauer­
Pakt-Staaten ab Klasse 9 in Zivilverteidi­
gung unterrichtet - von der Schulung 
der Ärzte ganz zu schweigen. Dort weiß 
man auch den Nutzen von Zivilschutz­
maßnahmen zu schätzen. Dort geht man 
sogar davon aus, daß ,auf einer Fläche 
von mindestens 80 % der Gesamtfläche 
eines Kernwaffenwirkungsherdes mit 
realem Autwand und bei richtigem Ver­
halten ein Schutz vor den Sofortwir­
kungsfaktoren einer Kernwaffendetona­
tion möglich' ist (Zivilverteidigung 9, 
Lehrbuch für Klasse 9, Volk und Wissen, 
Volkseigener Verlag. Berlin. Seite 11). 
Dort trifft man Vorkehrungen aller Art 
zum Schutz der Bevölkerung, die Sie 
hier einseitig verhindern wollen. 

Unter diesen Umständen können Sie 
von mir nicht erwarten, daß ich an Ihrer 
Veranstaltung teilnehme." 
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Baumaßnahmen 
tür THW·Ortsverbände 

Die sachgerechte Unterbringung der in 
609 Ortsverbänden zusammengefaßten 
Einheiten des THW erfordert umfangrei­
che Baumaßnahmen. 

Seit dem Jahre 1982 wurden durch 
Neu- und Umbaumaßnahmen bzw. 
durch den Erwerb bebauter liegen­
schaften etliche Ortsverbände langfristig 
gesichert untergebracht. Im Jahre 1982 
waren es die THW-Ortsverbände Bad 
HomburgfOberursel, Bückeburg, Elvers­
berg, Grünberg, Hilpoltstein, Kempten, 
Neuburg und Pforzheim. Das Finanzvo­
lumen betrug insgesamt 10,3 Mio. DM. 
1983 wurden folgende THW-Ortsverbän­
de untergebracht: Aachen, Achern, Bad 
Orb, Darmstadt, Fürth, Haan, HH-Berge­
dorf, Marktredewik, Schweinfurt, Ulm 
und Waldshut-Tiengen. Hier betrug das 
Finanzvolumen insgesamt 16,5 Mio. DM. 
Mit einem Finanzvolumen von 14,2 Mio. 
DM wurden 1984 die folgenden THW­
Ortsverbände untergebracht: Cham, Do­
nauwörth, Friedrichstadt, Germersheim, 
HH-Eimsbüttel, Hofgeismar, Meppen, 
Müllheim, Oberviechtach, St. Wendel, 
Salzgitter, Simmern, Traunstein und 
Weilburg. 
Die THW-Ortsverbände Braunschweig, 
Ehingen, HannoverfLangenhagen, Hei­
de, Hildesheim, Hünfeld, Kirchheimf 
Teck, Lennestadt, Schwabmünchen, 
Simmerath, Sprach brücken und Sulz­
bachfRosenberg wurden 1985 mit ei­
nem Finanzvolumen von insgesamt 
14,7 Mio. DM untergebracht. 
Durch z. Z. noch im Bau befindliche 
Maßnahmen bzw. Maßnahmen, die in 
den Jahren 1985 und 1986 begonnen 
werden, erhalten folgende THW-Ortsver­
bände angemessene Unterkünfte ein­
schließlich Garagen: Bad Orb, Barm­
stedt, Beckingen, Bensheim, Bergheim, 
Berlin-KreuabfNeukölln, Berlin-Steglitzf 
Zehlendf., Cochem, Deggendorf, Ellwan­
gen, Freisen, Friedrichshafen, Gum­
mersbach, Hofheim. Karlstadt, Kassel, 
Kitzingen, Kulmbach, Lahnstein , Lehrte, 
Leonberg, Lüdenscheid, Lüneburg, Lü­
nen, Michelstadt, Moers, Montabaur, 
München-Land, Neunkirchen, Neuss, 
Ochsenfurt, Passau-Land, Passau-Stadt, 
Selb, Sieg burg, Sörup, Theley, Unna, 
Wetter, Wiesbaden und Wittlage. Das Fi­
nanzvolumen beträgt insgesamt ca. 50,0 
Mio. DM. 

Nach Fertigstellung dieser Maßnahmen 
sind noch ca. 75 THW-Ortsverbände un­
terzubringen. Bei Bereitstellung der 
Haushaltsmittel im Rahmen der derzeiti­
gen Finanzplanung könnten (nach heuti­
gem Baupreisindex) bis etwa 1992 alle 
Ortsverbände des THW angemessen 
untergebracht werden. 
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Zwei Tote bei Gasexplosion in einem Fuldaer Wohnhaus 

Einen Defekt an der Gasleitung vermutet 
die Polizei als Unglücksursache für eine 
Gasexplosion, bei der am 1. November 
1985 zwei junge Menschen ums Leben 
gekommen sind. Unter der Wucht der 
Explosion war ein dreistöckiges Wohn­
gebäude in sich zusammengebrochen. 

Tot aufgefunden wurde zunächst nur ein 
24jähriger junger Mann. Erst einen gan­
zen Tag später konnten die Rettungs­
mannschaften die Leiche der Freundin 

des jungen Mannes, einer 22jährigen 
Studentin, aus den Trümmern bergen. 
Bei dem Unglück erlitt außerdem eine 
junge Frau lebensgefährliche Verletzun­
gen. Vier weitere Personen wurden 
leicht verletzt. Der entstandene Sach­
schaden wird von der Polizei auf rund 
eine Million Mark geschätzt. 

Das dpa-Foto zeigt die Unglücksstelle 
am Tag nach der Explosion. 

Schutzraumbau ist "erste Säule des Zivilschutzes" 

"Ich habe bisher nicht gehört, daß je­
mand der Feuerwehr für den Verteidi­
gungsfall die Lösch-, Bergungs- und 
Rettungsfahrzeuge vorenthalten will mit 
der Begründung, sie dienten dem 
Krieg." Dieses Bild benutzte Hans-Ge­
org Dusch, der neu ernannte Präsident 
des Bundesamtes für Zivilschutz, um 
dem immer wieder vorgebrachten Argu­
ment entgegenzutreten, Zivilschutz sei 
Kriegsvorbereitung. Auf der Jahres­
hauptversammlung der Deutschen 
Schutzbau-Gemeinschaft e. V. in Mün­
chen bezeichnete er den Schutzraum­
bau als "erste Säule des Zivilschutzes" 
in der von den Zivilschutzbehörden pro­
pagierten Reihenfolge "schützen - war­
nen - retten". 

Selbst wenn - wie im Referentenent­
wurf zum neuen Zivilschutzgesetz vor­
gesehen - eine Schutzbaupflicht auf 
private Bauherren zukäme, würde dies 
seiner Meinung nach nicht ausreichen, 
um rasch einen effektiven Schutz für die 
Bevölkerung zu erreichen. Denn auf die­
se Weise, so rechnete Dusch vor, ent­
stünden im Jahr 1,2 Millionen Schutz­
plätze, was nur zwei Prozent des Ge-

samtbedarfs entspräche. Daher, so 
schlug Dusch in München vor, müßten 
fünf weitere Komponenten hinzutreten: 

• Schutzbau auch bei öffentlichen Neu­
bauten, 

• Nachrüstung vorhandener Keiler­
bauten, 

• Wiederherstellung von Bunkern des 
2. Weltkriegs, 

• Fortsetzung des Baus von Mehr­
zweckanlagen, 

• Bau von Außenanlagen bei Wohnhäu­
sern. 

Auf den Zusammenhang zwischen Zivil ­
schutz und Verteidigungsbereitschaft 
machte bei dieser Veranstaltung General 
a. D. Harald Wust aufmerksam. Er be­
zeichnete den Zivilschutz als "unver­
ziehtbaren Faktor der Abschreckung". 
Verteidigungswille gebe es nur bei einer 
Zivilbevölkerung, die eine reelle Chance 
sieht, einen Krieg zu überleben. "Und 
von einem Soldaten", so fuhr Wust fort, 
"ist Verteidigungsbereitschaft nur zu er­
warten, wenn er geSChützt weiß, was zu 
verteidigen ist." Zivilschutz sei ein Mittel 



der Politik. Davon hänge schließlich die 
Glaubwürdigkeit und die Wirksamkeit 
der Strategie des Nichtkrieges durch 
Abschreckung ab. 

Schutzräume bezeichnete Wust in die­
sem Zusammenhang als den wirksam­
sten Personenschutz für den Fall einer 
" Katastrophensituation, deren extremste 
der Krieg ist ". 

FreisteIlungsregelung 
für freiwillige Helfer 

Der Bestand an Helfern für den Zivi l­
und Katastrophenschutz wird gemäß § 8 
Abs. 2 KatSG und § 13a Wehrpflichtge­
setz durch Freistellung vom Wehrdienst 
sichergestellt. Zur Zeit ist eine FreisteI­
lungsquote von 17000 Wehrpflichtigen 
pro Geburtsjahrgang vereinbart. 

Das Bundeskabinett hat am 2. Oktober 
1985 den Regierungsentwurf eines Ge­
setzes zur Verbesserung der Wehrge­
rechtigkeit und Verlängerung des 
Grundwehrdienstes verabschiedet. Die 
Notwendigkeit der Freistel lungsregelung 
des § 13 a Wehrpflichtgesetz ist beibe­
halten worden. 

Im Rahmen der parlamentarischen Bera­
tung des Gesetzentwurfs könnte auch 
die Frage eines eventuel len Wegfalls 
von Wehrdienstausnahmen gestellt wer­
den (z. B. Streichung des § 13a Wehr­
pflichtgesetz). Zu solchen Überlegungen 
ist zu sagen, daß die Bestimmung des 
§ 13a Wehrpflichtgesetz aus der Sicht 
des Zivi l- und Katastrophenschutzes auf 
jeden Fal l beibehalten werden muß. 
Dies te ilt das Bundesministerium des In­
nern mit. 

Das Erfordernis, die Funktionsfähigkeit 
des Zivil- und Katastrophenschutzes zu 
erhalten, dürfte unbestritten sein. 

Durch sinkende Geburtenzahlen wird je­
doch das Helferpotential abnehmen. Um 
so mehr ist der Zivil- und Katastrophen­
schutz auf diejenigen angewiesen, die 
sich zu einer zehnjährigen Dienstlei­
stung verpfliChtet haben. 

Des weiteren wurde in der Begründung 
zum Gesetzentwurf zwischen BMI und 
BMVg einvernehmlich die Formel gefun­
den, daß Ende der 80er Jahre die Quote 
unter angemessener Berücksichtigung 
des Personalbedarfs der Bundeswehr 
sowie des Zivil- und Katastrophenschut­
zes der veränderten Situation angepaßt 
werden muß. 

Zwischen BMI und BMVg besteht Ein­
vernehmen darüber, daß schon nach der 
jetzt bestehenden gesetZlichen Rege­
lung Weiterverpfl ichtungen von Helfern 
über die zehnjährige Mindestverpflich-

tungszeit hinaus möglich sind und einer 
Heranziehung zu Wehrübungen oder 
zum Wehrdienst im V-Fall entgegenste- I 

hen würden. Zur KlarsteIlung ist dies in 
der Begründung des Entwurfs auf Bitten 
des BMI aufgenommen worden. 

NRW·Kabinett beschließt Vollfinanzierung 
von Spezialfahrzeugen 

In voller Höhe wird der Ankauf von 
50 Feuerwehr-Spezialfahrzeugen für die 
Gemeinden aus Mitteln des Landes 
Nordrhein-Westfalen finanziert. Dieses 
Beschlusses der Ministerrunde bedurfte 
es, weil sich das Land ansonsten nach 
bestehenden Bestimmungen an Kosten 
des Feuerschutzes nur bis zu 80 Pro­
zent beteiligt. Die Fahrzeuge dienen 
dem Feuerwehr-Einsatz bei Störungen 
im Umgang mit gefährlichen Gütern, wie 
z. B. strahlenden Stoffen oder Gasen. 

Mit dieser Entscheidung wurde einem 
entspreChenden Vorschlag von Innenmi­
nister Dr. Herbert Schnoor Rechnung 
getragen, der zur Begründung darauf 
verwiesen hatte, daß Störungen bei der 
Herstellung und beim Transport gefährli ­
cher Güter in letzter Zeit in zunehmen­
den Maße aufgetreten sind . Immer häu-

figer hätten die Feuerwehren mit der 
Beseitigung von umweltschädlichen Fol­
gen von Unfällen zu tun. Für diesen zu­
sehends an Bedeutung gewinnenden 
Zweig der Feuerwehrtätigkeit sei jedoch 
dringend eine Spezialausstattung zur 
Messung und Analyse von Gasen, ge­
fährlichen Stoffen und Strahlen erforder­
lich. 

Aus Gründen der finanziellen Mitverant­
wortung , wie es in der Mittei lung des In­
nenministeriums heißt, stellt die Landes­
regierung nach dem Kabinettbeschluß 
rund 6 Millionen DM aus der Feuer­
schutzsteuer bereit. Die 50 Gerätewa­
gen für MeßteChnik, die für den gemein­
deübergreifenden Einsatz vorgesehen 
sind, sollen von den Standortgemeinden 
schnell beschafft werden können. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körper­
schaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen : 

1, Fachgebletslelter/-In Ausbildung bei der BVS-Landesstelle Bayern 
In München 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 1. 4. 1986-

2. Fachgebletslelter/-In Ausbildung/Öffentlichkeitsarbeit bei der 
BVS-Landesstelle Rhelnland-Pfalz In Malnz 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 1. 6. 1986-

3. LeiterIIn der BVS-Dlenststelle Ulm 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 1. 4. 1986 -

4. Fachbearbelter/-In bei der BVS-Dlenststelle Fulda 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab solort -

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des 
Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die EingruppIerung eine 
Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentl ichen Dienst 
üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, 
Lebenslauf, Ausbildung- und Befähigungsnachweisen) sind biS zum 
30. 12. 85 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
Bundeshauptsteile 

Eupener Str. 74, 5000 Köln 41 , Tel. (0221) 4988-1 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 

Bei ha. Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem 
Dienstweg. 
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Drei neue Fernmelde·Dlenst· 
fahrzeuge für Stutlgart 

Zwei VW-Busse für den Helfertransport 
und einen bundeseigenen Führungs­
kraftwagen für eine Technische Einsatz­
leitung - damit ist der Stuttgarter Kata­
strophenschutz-Fernmeldedienst wieder 
motorisiert und beweglich. Die neuen 
Fahrzeuge wurden von Ud. StVDir. 
Maier, dem Leiter des Amts für Zivil­
schutz, an den Leiter der Regieeinheit 
Katastrophenschutz-Fernmeldedienst, 
Dipl.-Ing. J. Kreuz, übergeben. Damit 
können nunmehr drei alte Fahrzeuge 
vom Baujahr 1962 endgültig ausgeson­
dert werden. 

Eins der Fahrzeuge ist mit Sprechfunk­
geräten bestückt und verfügt über eine 
Anschlußmöglichkeit an Fernsprechnet-

ADAC: 1985 wird zum Jahr 
mit den wenigsten Verkehrs· 
toten auf deutschen Straßen 

Mit etwa 8200 Verkehrstoten rechnet 
der ADAC im laufenden Jahr. Nach der 
jüngsten Unfall-Prognose des Automo­
bilclubs wird damit die Vorjahreszahl um 
2000 unterschritten. Nie zuvor in der 
Geschichte der Bundesrepublik hat es 
eine geringere Zahl von tÖdlich verletz­
ten Unfallopfern gegeben . Diese erfreu­
liche Bilanz wird begleitet von weiteren 
günstigen Erwartungen: So wird die Zahl 
der schweren Verkehrsunfälle, also sol­
cher mit Personenschäden, voraussicht­
lich um 12 Prozent geringer liegen als 
1984 und die Anzahl der dabei verun­
glückten Personen sogar um 14 Prozent 
auf rund 410000 zurückgehen. 

Anhand eines langfristigen Vergleichs 
stellt der ADAC weiterhin fest , daß sich 
von 1970 bis heute einerseits die Zahl 
der Pkw nahezu verdoppelt hat, ande­
rerseits im gleichen Zeitraum die Zahl 
der Verunglückten um ein Viertel und 
die der Getöteten sogar um weit mehr 
als die Hälfte zurückgegangen ist. 
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ze. Es wird insbesondere für die Ausbil­
dung und zum Betrieb des Fernmelde­
dienstes genutzt. Im Stuttgarter Kata­
strophenschutz-Fernmeldedienst wirken 
etwa 100 ehrenamtliche Helfer mit. Au­
ßerdem stellt das Technische Hilfswerk 
noch einen Fernmeldezug. 

Unser Bild zeigt Ud. StVDir. Maier und 
Fernmeldezugführer Dipl.-Ing. Peters 
(von links) vor einem der neuen Fahr­
zeuge. 

50. Rüstwagen für Hessen 

Vertreter der Gemeinden Alsfeld, Breu­
berg, Gelnhausen, Idsteln und Spangen­
berg waren zur Übernahme zusammen­
gekommen: Jede der Gemeinden er­
hielt einen Rüstwagen RW 1, die Freiwil-

Schließlich wartet der ADAC noch mit 
einem interessanten Blick in die Ge­
schichte auf. Im Jahre 1936 wurden mit 
8400 Verkehrstoten etwa so viele Men­
schen auf der Straße getötet wie vor­
aussichtlich im laufenden Jahr. Als be­
merkenswerten Unterschied zu damals 
ist jedoch herauszustellen, daß sich in 
der Zwischenzeit der Kraftfahrzeugbe­
stand von 2,5 Millionen auf heute über 
30 Millionen erhöht und damit mehr als 
verzehnfacht hat. Die zunehmende Ver­
breitung von Kraftfahrzeugen führt also 
keinesweg automatisch zu einer höhe­
ren Zahl von Unfallopfern. Nach Ansicht 
des ADAC hat dazu nicht zuletzt die in­
tensive Verkehrssicherheitsarbeit ver­
schiedener Institutionen beigetragen. 

Erfolgreiche Brandbekämp. 
fung mit Transall· Transport. 
flugzeugen 

Zur Frage des erfolgreichen Einsatzes 
neuer Brandbekämpfungstechniken aus 
der Luft berichtete der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister für 

lige Feuerwehr Alsfeld machte das halbe 
Hundert für das Bundesland Hessen 
voll. Im Beisein von Werner Claus vom 
Hessischen Innenministerium wurde 
darauf hingewiesen, daß Hessen damit 
wohl das mit Fahrzeugen zur techni­
schen Hilfeleistung am dichtesten aus­
gerüstete Land in der Bundesrepublik sei. 

Die Identische Ausführung sämtlicher 
Rüstwagen gewährleistet eine hohe 
Austauschbarkeit. Zur Ausrüstung gehö­
ren u. a. ein 10-kVA-Generator, eine 50-
kN-Seilwinde sowie ein Lichtmast mit 
Flutlichtscheinwerfern. Das" Innen­
leben" der mit Führerschein Klasse 3 zu 
fahrenden Rüstwagen gleicht einer mitt­
leren Werkstatt. 

Unser Bild zeigt Brandschutzexperten 
der Freiwilligen Feuerwehr Alsfeld vor 
dem Jubiläums-Fahrzeug. 

Forschung und Technologie (BMFT), 
Dr. Albert Probst, dem Deutschen Bun­
destag unter anderem, daß sich die 
Bundesregierung der übereinstimmen­
den Meinung nationaler und internatio­
naler Fachleute anschließe, wonach die 
ersten Brandbekämpfungseinsätze mit 
Transall-Transportflugzeugen erfolgreich 
waren. 
Die im Auftrag des BMFT entwickelten 
Feuerlöschbehälter kamen erstmals am 
26. und 27. Juli 1983 in Gifhorn in Nie­
dersachsen und wenig später - auf­
grund eines offiziellen Hilfeersuchens 
der italienischen Regierung - auf der 
Insel Sardinien zum Einsatz. In beiden 
Fällen waren große Waldbrände der An­
laß. Staatssekretär Probst wies darauf 
hin, daß die Fördervorhaben zur Ent­
wicklung und Erprobung von Feuer­
löschrüstsätzen zur Brandbekämpfung 
aus der Luft mit Transall-Maschinen in 
enger Zusammenarbeit mit dem Bun­
desminister der Verteidigung durchge­
führt wurden. 

Die positiven Ergebnisse der ersten Ein­
sätze, so Probst weiter, hätten 'auch da­
zu geführt, daß das Land Niedersachsen 



zwei weitere Feuerlöschrüstsätze be­
schaffen will. Sie sollen zusammen mit 
den beiden BMFT-Prototyp-Feuerlösch­
rüstsätzen in ein operationelles System 
zur Waldbrandbekämpfung aus der Luft 
integriert werden, an dem zur Zeit gear­
beitet werde. 

Dhne entsprechende Untersuchungen, 
so Probst abschließend, ließe sich hin­
gegen heute noch nicht schlüssig beant­
worten, ob sich nach der Einführung des 
operationel len Systems der Brandbe­
kämpfung aus der Luft noch weitere 
technische Einsatzmöglichkeiten erge­
ben, wie zum Beispiel zur Abregnung 
von Gaswolken. 

DLRG warnt vor falschen 
Mitgliedswerbern 

Der äußere Anschein täuscht: Seit kur­
zem treten im Bundesgebiet mit 
Schwerpunkt in Bayern Personen in 
grauen Anoraks mit einem DLRG­
Schriftzug auf und werben für die Mit­
gliedschaft in der Deutschen Lebens­
Rettungs-Gesellschaft e. V. (DLRG), wo­
bei sie den ersten Jahresbeitrag sofort 
kassieren wollen . Doch diese Personen 
sind nicht im Auftrag des DLRG-Präsi­
diums unterwegs! Im Auftrag des Präsi­
diums werden keine Mitg lieder an Haus­
türen geworben. 

Die DLRG sieht die Gefahr, daß auf die­
se Weise die humanitären Aufgaben und 
Ziele der Organisation in ein falsches 
Licht gerückt werden . Um dem vorzu­
beugen , bittet das Präsidium die Bevöl­
kerung um Vorsicht und aktive Mith ilfe . 
Vom Vorsprechen fa lscher Mitgliedswer­
ber sollten nach Möglichkeit sowohl das 
Essener DLRG-Präsidium als auch die 
nächstgelegene Polizeidienststelle -
eventuell mit Angabe der Kennzeichen 
von Fahrzeugen, mit denen die Perso­
nen unterwegs sind - informiert 
werden. 

Katastrophenübung des 
DRK·Kreisverbandes Bremen 

In monatelanger, mühevoller Kle in- und 
Detailarbeit war die Großübung von Füh­
rungskräften des Kreisverbandes Bre­
men des Deutschen Roten Kreuzes 
ausgearbeitet worden . Drei volle Tage 
standen für die Übung zur Verfügung, 
bei der über 300 DRK-Helfer im ständi­
gen Einsatz waren . Neben vielfältigem 
technischen Gerät hatten sie 50 Fahr­
zeuge zur Verfügung . 

Ein solch umfangreicher Einsatz von 
Helfern, Gerät und Fahrzeugen war der 
angenommenen Katastrophenlage 
durchaus angemessen ; " Erika '85" 

r-----------------------------------------~, 
STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der DRK-Landesverband Süd baden sucht zum 1. 1.1986 einen engagierten 
und beweglichen jüngeren 

Mftarbeiter für die Rettungsdlenslausblldung 

Der Bewerber sollte verfügen über: 
• Anaesthesie-Fachpfleger-Ausbildung 
• Rettungssanitäter-Ausbildung 
• Erfahrungen in der Rotkreuz-Arbeit. Im Unterrichten und 

im Kaufmännischen sowie im Organisations-Bereich. 

Bewerber, die bereits in der Rettungssanltäterfortbildung tätig waren, 
werden bevorzugt. 

Die Anstellung erfolgt nach DRK-Tarifvertrag (angelehnt an BAT) in Ver­
gütungsgruppe Vb/IVb. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte mit den üblichen Unterlagen (Lebenslaul, 
Zeugnisse, Lichtbild) umgehend an den 

ORK-landesverband Süd baden, 
landesgeschäftsstelle, Postfach 5429, 7800 Freiburg 

Telefonische Auskunft erteilt Ihnen gerne Referent Manfred Hild, 
Telefon (0761) 70860-25. 

so das Motto dieser Herbstübung - hat- ster und halten Sie sich in der Nähe der 
te es an Ereignissen in sich : Ortschaft Brehlo für einen Einsatz be-

Ein hundert Einwohner zählendes Hei­
dedorf mußte rasch evakuiert werden, 
wei l ein Großfeuer die Siedlung von der 
Außenwelt abzuschneiden drohte. In der 
Bevölkerung herrschte Unruhe, eine Pa­
nik drohte auszubrechen. Durch ihr 
schnelles Eingreifen und ihr besonnenes 
Verhalten sorgten die Rotkreuzhelfer je­
doch für Ruhe und einen geordneten 
Abtransport. 

Die DRK-Einheiten waren durch den 
Rotkreuzbeauftragten für Bremen, Karl 
Brix, alarmiert worden. Nach der Aus­
gangslage der Übung hatte der Innense­
nator mitgeteilt, daß das Land Nieder­
sachsen das Land Bremen um Unter­
stützung bittet: "Halten Sie sich deshalb 
mit Ihren Einheiten bereit. " Alarmiert 
wurde daraufhin eine Fernmeldeeinheit. 
In einem zweiten Befehl erging dann der 
Einsatzauftrag an das Rote Kreuz : "Fah­
ren Sie zum Truppenübungsplatz Mun-

reit. .. 

Auf dem Gelände des Truppenübungs­
platzes wurde dann die Evakuierung des 
Dorfes mit seinen hundert Einwohnern 
geprobt. Verletztendarsteller sorgten für 
fast realistische Einsatzbedingungen. 
Neben der Betreuung von "Verletzten" 
durch den Sanitätsdienst mußte das 
DRK die evakuierte Bevölkerung versor­
gen, d. h. es mußte auch gekocht wer­
den. Vorübergehend galt es zudem, die 
Evakuierten in zuvor aufgestel lten DRK­
eigenen Zelten unterzubringen. Wäh­
rend der gesamten Übungsdauer hielt 
der Fernmeldedienst über Funk Verbin­
dung zum DRK-Katastrophenschutz­
und Dienstieistungszentrum. 

Erschöpft, aber zufrieden kehrten die 
Helfer nach über 48 Stunden Einsatz­
dauer in ihre Unterkünfte zurück. 
"Wir sind mit dem Verlauf der Übung 
zufrieden " , faßte Kreisbereitschaftsfüh-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Kreisverband Hannover-Stadt gehört zu den großen Verbänden der 
Johanniter-Unfall-Hilfe im Bundesgebiet und sucht zum nächstmöglichen 
Termin einen 

Kreisgeschäftsführer 

Voraussetzungen: Kaufmännische oder Verwaltungsausbildung, Verhand­
lungsgeschick und Organisationstalent sowie Erfahrung in Personalführung. 
Kenntnisse der Johanniter-Unfall-Hilfe sind hierbei von Vorteil. 

Die Bezahlung erfolgt nach AVR. 

Bewerbungen richten Sie bitte an den Kreisbeauftragten 

Herrn Or.-Ing. Gerhard Röder 
Robert-Koch-Str. 57 
3012 langenhagen 
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rer Heino Bahlert die gesammelten Er­
fahrungen zusammen. "Unsere Helfer 
haben sich auch in ausgesprochen 
schwierigen Situationen bewährt." Um 
im Notfall tatsächl ich schnell und wir­
kungsvoll helfen zu können, so der 
Kreisbereitschaftsführer weiter, müßten 
die Katastrophenschutzeinheiten ständig 
üben und die Zusammenarbeit zwischen 
den Einheiten trainieren. Wer eine Notsi­
tuation schon einmal während einer 
Übung geprobt und durchgespielt habe, 
der behalte nach den Ertahrungen auch 
in der angespannten Lage eines Ernst­
falls kühlen Kopf und veranlasse fast au­
tomatisch das Richtige, fügte Bahlert 
hinzu. 

Wie immer bei solchen Übungen gab es 
natürlich auch Schwachstellen . Aber ge­
rade sie wollte man ja aufspüren, um sie 
für die Zukunft beheben zu können. 

Ratschlag für Eltern 
in der Adventszeit 

Schadenverhütungsexperten der öffentli­
chen Versicherer raten allen Eltern, ih­
ren Kindern ab Beginn der Adventszeit 
besondere Aufmerksamkeit zu schen­
ken . Die Erfahrung lehrt, daß Brand­
schäden häufig entstehen, weil einfache 
Sicherheitsvorkehrungen nicht getroffen 
wurden. Nur wenn die Eltern dabei sind, 
sollten die Kinder Kerzen anzünden. 
StreichhÖlzer und Feuerzeuge sollten an 
einem vor Kindern sicheren Ort aufbe­
wahrt werden. 

Generell sollten bereits beim Kauf trok­
kene Adventskränze gemieden werden. 
Für den Standort in der Wohnung gilt: 
Ij)en Kranz nicht in die Nähe von Heiz­
körpern, Vorhängen und anderen brenn­
baren Gegenständen stellen. Durch Ker­
zenhalter aus feuerfestem Material wird 
ein Entflammen des Kranzes verhindert. 
Trotzdem sollten abgebrannte Kerzen 
reChtzeitig ausgewechselt werden . 

Besonders in Haushalten mit Kindern ist 
es oberstes Gebot, brennende Kerzen 
nie unbeauf.ichtigt zu lassen. 
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Aktuelle Termine 

Die Arbeitsgemeinschaft der Helfer in 
den Regieeinheiten/ -einrichtungen des 
Katastrophenschutzes in Nordrhein­
Westfalen e. V. (ARKAT-NW) führt ge­
meinsam mit der Europäischen Staats­
bürger-Akademie e. V. eine Bi ldungswo­
che für Angehörige des Zivil- und Kata­
strophenschutzes und interessierte Bür­
ger durch: 

"Zivilschutz und zivile Verteidigung im 
politischen und gesellschaftlichen Um­
fe ld der Bundesrepublik Deutschland" 
vom 20. bis 24. Januar 1986 (MeIde­
schluß 25. Dezember 1985) an der Eu­
ropäischen Staatsbürger-Akademie, Ost­
korso 5, 4970 Bad Oeynhausen. 

Informationen: bei der genannten Bil­
dungseinrichtung. 

Die Technische Akademie Esslingen, In­
stitut des Kontaktstudiums an den Uni­
versitäten Stuttgart und Hohenheim so­
wie der Fachhochschule für Technik 
Esslingen, veranstaltet folgende Lehr­
gänge: 

"Die Beförderung gefährlicher Güter auf 
der Straße" vom 22. bis 24. Januar 
1986, Leitung : L. Ulsamer 

"Der Sicherheitsbeauftragte, seine Auf­
gaben, Rechte, Stellung im Betrieb" am 
29. Januar 1986, 
Leitung : EI.-Ing . (grad.) Schuchardt 

"Das gesamte Recht des Arbeitsunfalls, 
der Unfallverhütung und die Haftung im 
Betrieb " vom 20. bis 21. Februar 1986, 
Leitung : Dr. Dr. Pfelffer 

"Schutzausrüstungen zum Arbeiten in 
elektrischen Anlagen " am 3. März 1986, 
Leitung : Dipl.-Ing . Baer 

"Vorbeugender Brandschutz in Betrieb 
und Arbeitsstätte" vom 19. bis 20. März 
1986, Leitung : Brand-Ing. Isterling 

Programmanforderungen: Technische 
Akademie Esslingen, Weiterbildungszen­
trum, Postfach 1269, 7302 Ostfildern 2, 
Telefon (0711) 3400823. 

Der Berufsverband der Rettungssanitäter 
e. V. weist hin auf die " Internationalen 
Rettungstage '86 - INRETA", die dies­
mal unter dem Leitthema "Notfallmedi­
zin 1986 - was ist gesichert, was ist 
umstritten" stehen. Die Tagung für Ret­
tungssanitäter, Ärzte, Notärzte und me­
dizinisches Assistenzpersonal findet in 
der Zeit vom 22. bis 23. März 1986 in 
der Westfalenhalle in Dortmund statt. 

Informationen : Berufsverband der Ret­
tungssanitäter e. V., Cappenberger Stra­
ße 78, 4670 Lünen, Telefon (02306) 
61080. 

Eine internat ionale Fachmesse zum The­
ma Katastrophenschutz findet vom 
24. bis 30. April 1986 unter dem Namen 
"Parifeu-Intersecurite" im Messegelän­
de Paris-Le Bourget statt. Neben einem 
internationalen Sicherheitskongreß zum 
Thema " Technologien in der modernen 
Welt, ihre Risiken und ihre Beherr­
schung" umfaßt die Veranstaltung eine 
Ausstellung ZU Verhütungsmethoden 
und Bekämpfungsmitteln für Naturkata­
strophen und Gefahren des Alltags, fer­
ner die Vorführung von Geräten aller Art 
sowie einen internationalen Erfinderwett­
bewerb " Innovation und Sicherheit". 

Anläßlich der Messe werden Sitzungen 
des Internationalen technischen Komi­
tees für vorbeugenden Brandschutz und 
Feuerlöschwesen, der Konferenz der 
Fire Protection Associations und der 
EUROFEU abgehalten. Im Rahmen der 
Messe, die am Wochenende für das Pu­
blikum zugänglich ist, wird das nationale 
und internationale Finale des Feuer­
löschwettbewerbs zwischen den Schutz­
mannschaften französischer und auslän­
discher Industrie- und Handelsbetriebe 
ausgetragen. 

Informationen: PROMOSALONS, Post­
fach 250250, 5000 Köln 1, Telefon 
(0221) 318045. 

Der Feuerwehrverband der Freiwilligen 
Feuerwehr des Stadtkreises Aachen 
e. V. kündigt das erste offizielle "Bun­
destreffen für Veteranenfahrzeuge der 
Feuerwehr" an . Das Treffen findet an­
läßlich der 150-Jahrfeier der Feuerwehr 
Aachen am 7. und 8. Juni 1986 in Aa­
ehen statt. Die Veranstaltung steht unter 
der Schirmherrschaft des Präsidenten 
des Deutschen Feuerwehrverbandes, 
Hinrich Struve, der zugleich auch Vorsit­
zender des Feuerwehrmuseums Fulda 
ist. 

' Informationen : Stadtkreis-Feuerwehrver­
band - Organisation Veteranenfahrzeu­
ge, Stolberger Str. 155, 5100 Aachen, 
Telefon (0241) 555151 . 

Das IFS Institute for Hospital Planning 
veranstaltet ein internationales Seminar 
zum Thema "Schutz und Funktion von 
Krankenhäusern in Kriegszeiten ". Das 
Seminar findet in der Zeit vom 22. bis 
24. September 1986 in Stockholm statt 
und wird in englischer Sprache abgehal­
ten. Die Veranstaltung wird unterstützt 
durch das Schwedische Gesundheitsmi­
nisterium und die Behörde für zivile Ver­
te idigung. 

Informationen : SSIK Project Secretariat, 
IFS Funktionsplanerare AB, Oster­
malmsgatan 33, S-11426 Stockholm, 
Sweden, Telefon 468 230435. 



Das Bundesamt für Zivilschutz hat einen neuen Präsidenten 

,,zivilschutz ist eine alle Bereiche des 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens 
ul11fassende und tiefgreifende Aufgabe" 

Dr. Paul Wilhelm Kolb in einer Feslveranstaltung verabschiedet - Hans-Georg Dusch ist sein Nachfolger 

Nach mehr als sechzehnjähriger Tätigkeit 
als Präsident des Bundesamtes für Zivil­
schutz ist Dr. Paul Wilhelm Kalb zum 
1. September 1985 in den Ruhestand ge­
treten. Er wurde vom Parlamentarischen 
Staatssekretär Dr. Horst Waffenschmidt -
in Vertretung für den Bundesminister des 
Innern, Dr. Friedrich Zimmermann - im 
Rahmen einer Zivilschutzveranstaltung 
verabschiedet. An der Feier nahmen neben 
Vertretern der Katastrophenschutz-Orga­
nisationen, der Wirtschaft, der verschiede­
nen Verbände, Behörden und Institutionen 
auch Delegationen aus dem gesamten Be­
reich des Bundesamtes für Zivilschutz mit 
dem Warndienst und Technischen Hilfs­
werk sowie die Mitarbeiter des Amts in 

Unten link.: Or. Horst Watfenschmidt, Parlamen­
tarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innem, verabschiedet Präsident Or. Plul 
Wllhelm Kolb. 

Unten rechts : Hohe Auszeichnung für Dr. Kolb : 
Staatssekretär Or. Watfenschmldt gratuliert dem 
scheidenden Präsidenten zur Verleihung des 
Großen Bunde.verdlenstkreuzes. 

__ ,~ "n/ll c:r.HUTZ 

Bonn-Bad Godesberg teil. Unter den zahl­
reichen Ehrengästen befanden sich eine 
Reihe von Bundestagsabgeordneten, Par­
lamentarischer Staatssekretär Würzbach, 
Staatssekretär Neusei sowie Staatssekre­
tär a. D. Dr. Hartkopf. 

Sich nicht von Augenblicks­
stimmungen in der Bevölke­
rung beeinflussen lassen 

In seiner Ansprache wies Dr. Waffen­
schmidt darauf hin, daß etwa 70% aller 
Menschen, die heute in der Bundesrepu­
blik Deutschland lebten, 1945 bei Kriegs­
ende jünger als 14 Jahre oder noch gar 
nicht geboren waren. Sie hätten den Zwei­
ten Weltkrieg überhaupt nicht oder nur als 
Kinder erlebt. Der Staatssekretär fuhr fort: 
"40 Jahre Frieden in Westeuropa haben 
überdies dazu beigetragen , daß die Men­
schen hier bei uns größtenteils Krieg nur 
aus dem Fernsehen und den Zeitungen 

kennen . Für sie ist die Normalität des Le­
bens der Frieden. Das ist gut so. Der Krieg 
ist für die Menschen bei uns eine katastro­
phale Anomalie, von der unmittelbar betrof­
fen zu sein, sie sich nicht vorstellen können 
oder wollen . 

Was diesen Menschen viel unmittelbarer 
begegnet und sie daher oft viel mehr be­
wegt, das sind Naturereignisse wie die 
Hochwasserkatastrophen, die gerade im 
Winter 1984/85 die Menschen in Bayern, 
an Rhein und Mosel heimgesucht haben, 
Waldbrände wie 1975 in Niedersachsen 
sowie die Risiken und Gefahren, die von 
den Einrichtungen unserer hochtechnisier­
ten Industriegesellschaft ausgehen. 

Gewiß, diese Einstellung ist eine Moment­
aufnahme und auch bezogen auf unsere 
Region. Dort, wo die kriegerischen Ausein­
andersetzungen mit Schießereien zum 
täglichen Leben gehören - ich denke hier 
zum Beispiel an den Libanon -, lautet die 
Reihenfolge der den einzelnen berühren­
den Lebensfragen natürl ich anders. 
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Hans Mumanthaler, Direktor des Schweizer Bundesamtes für Zivilschutz, 
Bern, hält den Festvortrag. 

Grüße der Innenminister und Innensenatoren der Länder überbringt 
MInIsterIaldirigent Hans Maler-Bode, Düsseldorf. 

Und wie sehr solche Einschätzungen über­
haupt raschem Wandel entsprechend der 
jeweiligen Aktualität unterworten sind, zei­
gen die Ergebnisse von Meinungsum­
fragen . 

Was folgt daraus? 

1. daß der Staat bei einer so lebenswichti­
gen Frage wie der des Zivilschutzes sich 
nicht von Augenblicksstimmungen in Tei­
len der Bevölkerung beeinflussen lassen 
dart, sondern beharrlich und unbeirrt seine 
Pflichten zum Wohle aller ertüllen muß. 

2. aber, daß der Staat in den Vordergrund 
seiner Maßnahmen, die von ihm erwartet 
werden und die zu treffen er auch bereit ist, 
den Schutz der Bevölkerung vor und die 
Hilfe bei natürlichen und technischen Kata­
strophen stellen sollten, weil sie der Nor­
malfall der zu erwartenden Schadensereig­
nisse sind. Dies um so mehr dann, wenn 
das so geschaffene Schutz- und Hilfspo­
tential vielfältig genutzt werden kann. Die 
denkbaren Schadenfälle ähneln sich ihrer 
Art nach sehr. 
Zivilschutz ist auch Katastrophenschutz! 
Das ist keine neue Philosophie, das ist 
vielmehr seit jeher die Rechtslage und die 
Praxis bei uns und hat unter anderem sei-

nen Niederschlag gefunden in dem Gesetz 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes aus dem Jahre 1968. Nur dies hat 
sich noch nicht genügend herumgespro­
ehen: Anders als in Staaten, in denen alle 
Maßnahmen auf den Fall eines Krieges 
ausgerichet sind und eben nur auch dem 
friedensmäßigen Katastrophenschutz die­
nen, werden in der Bundesrepublik 
Deutschland alle Vorkehrungen für die un­
vermeidbaren Katastrophen des täglichen 
Lebens getroffen. Sie nützen natürlich 
auch dem Schutz der Bevölkerung gegen­
über den Gefahren und Schäden der größ­
ten und mit allen Mitteln zu vermeidenden 
Katastrophe des Verteidigungsfalls. 

Deshalb auch wird mir immer wieder von 
Bürgern gesagt, was denn der Staat eigent­
lich tue; von gelegentlichen Meldungen 
über einen neuen öffentlichen Schutzraum 
einmal abgesehen merkten sie nichts von 
Zivilschutz. 

Dank für inneres Engagement 

Sie können auch nichts merken, wenn sie 
hinter Zivilschutz etwas grundlegend ande­
res suchen als das, was Tag für Tag die 

Feuerwehren tun, was uns täglich in den 
Krankentransporten der Sanitätsorganisa­
tionen begegnet, was die Hunderttausende 
freiwilligen Helferinnen und Helfer der Feu­
erwehren, der Sanitätsorganisationen, des 
THW und der Regieeinheiten an Betreuung 
zum Beispiel bei Großveranstaltungen und 
in Einsätzen bei Waldbränden, Schnee­
und Hochwasserkatastrophen leisten. 

Sie gehören gemeinsam mit den hauptamt­
lichen Mitarbeitern im Bund, bei den Län­
der, Kreisen und Gemeinden zu dem gro­
ßen Heer derjenigen, die vorbereitet und 
ausgebildet sind sowie bereitstehen, auch 
im Verteidigungsfall Leben und Gesund­
heit der Zivilbevölkerung zu schützen und 
zu retten. Ohne sie gibt es keinen Zivil­
schutz. Und ich möchte an dieser Stelle 
allen denjenigen danken, die auf diesem 
Gebiet wirken, insbesondere den Hun­
derttausenden freiwilligen Helferinnen und 
Helfern für ihr großes inneres Engagement 
und ihre BereitschafI, sich unter Verzicht 
auf einen Teil ihrer Freizeit dieser Aufgabe 
für die Gemeinschaft zu stellen. Dieses 
Engagement ist ein so kostbares Gut, daß 
ich es dem neuen Leiter des Bundesamtes 
und seinen Mitarbeitern zur besonderen 
sorgfältigen Pflege anempfehlen möchte. 

BUNDESAMT FUR ZIVILSCHUTZ 

Für die Sanitätsorganisationen spricht Minister a. D. Prof. Dr. Siegfried 
Halnke, Bundesschatzmeister des DRK, die Grußworte. 

Konsul Peter Merck, THW-Bundesspracher, dankt Im Namen der ehren­
amtlichen Heltarschaft dem scheidenden Präsidenten. 
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Ich danke aber auch den vielen Gemein­
den, die sich zum Beispiel für den Schutz­
raumbau engagieren, wenn sie kommunale 
Investitionen für Gemeinschaftseinrichtun­
gen vornehmen. Wir haben beim Bund 
meistens viel mehr Anträge, als wir in ei­
nem Jahr finanziell bedienen können und 
müssen Zusagen für kommende Jahre 
machen. 

Alle diese Initiativen haben nichts mit krie­
gerischen Gedanken zu tun, wie Zivil­
schutz manchmal in falscher Weise ver­
dächtigt wird, sondern Zivilschutz ist prakti­
zierte Nächstenliebe für die Mitbürger .. " 

Der Staatssekretär zeigte anschließend 
den beruflichen Lebensweg des scheiden­
den Präsidenten Kolb auf und würdigte 
seine Verdienste, sein langjähriges Enga­
gement für den Zivilschutz, sein Wirken als 
Leiter dieser Oberbehörde. Für seinen vor­
bildlichen Einsatz überreichte ihm Dr. Waf­
fenschmidt das vom Bundespräsidenten 
verliehene Große Bundesverdienslkreuz. 

Hans·Georg Dusch 
neuer BZS·Präsident 

Als Amtsnachfolger wurde Hans-Georg 
Dusch vorgestellt. Dusch war Ständiger 
Vertreter des Leiters der Abteilung "Zivile 
Verteidigung" im Bundesministerium des 
Innern, nachdem er zuvor das Ministerbüro 
und davor das Bundesamt für die Anerken­
nung ausländischer Flüchtlinge in Zirndorf 
geleitet hatte. 

In dem anschließenden Festvortrag behan­
delte der Direktor des Schweizerischen 
Bundesamtes für Zivilschutz, Hans Mu­
menthaler, Grundsätze des Zivilschutzes 
in der Schweiz. Seine mit großer Aufmerk­
samkeit verfolgten Ausführungen gipfelten 
in der Feststellung , Schutzbauten seien 
das Rückgrat eines jeden Bevölkerungs­
schutzes. Vorbeugender Schutz der Be­
völkerung sei die wirksamste und dri~glich­
ste Maßnahme, die ein Land treffen könne. 

Von der Schutzkommission beim Bundes­
ministerium des Innern wurden dem verab­
schiedeten Präsidenten Kolb Ehren und 
Dank besonderer Art zuteil : Prof. Dr. Wolf­
gang Pohlit überreichte als Festschrift das 
Manuskript des Bandes 18 der Schriften­
reihe der Schutzkommission, deren wis­
senschaftliche Tätigkeit und Betreuung 
durch das Bundesamt für Zivilschutz er 
ebenso knapp wie informativ darstellte. 

Herzliche Grußworte 

Als Vertreter der Bundesländer überbrach­
te Ministerialdirigent Hans Maier-Bode, 
Düsseldorf, die Grüße der elf Innenmini-

Der scheidende Präsi­
dent Dr. Kolb bei sei­
ner Abschiedsrede. 

)ESAMT FUR ZIVILSCHUTZ 

sterien. Er äußerte sich anerkennend über 
die gute Zusammenarbeit mit dem BZS 
und dankte Präsident Kolb für sein Engage­
ment. 

Hinrich Struve, Präsident des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, stellte für die rund 
eine Million Bürger in den Feuerwehren 
den Menschen in den Mittelpunkt und be­
tonte, daß es für den scheidenden Präsi­
denten immer um eine Förderung des hu­
manitären Gedankens und um die Motiva­
tion Freiwilliger gegangen sei. 

Für die Sanitätsorganisationen Arbeiter­
Samariter-Bund, Deutsches Rotes Kreuz, 
Johanniter-Unfall-Hilfe und Malteser-Hilfs­
dienst entrichtete der Bundesschatzmei­
ster des DRK und Präsident des DRK­
Landesverbandes Niedersachsen, Prof. 
Dr. Siegfried Heinke, ein Grußwort, in dem 
er zum Ausdruck brachte, daß die Organi­
sationen sich in der Führung des Zivil- und 
Katastrophenschutzes und der damit ver­
bundenen gesellschafts politischen Leitung 
der Helferinnen und Helfer mit dem Bun­
desamt einig seien. 

Weitere Grußworte schlossen sich an. Für 
das Technische Hilfswerk sprach Bundes­
sprecher Konsul Peter Merck, für das So­
zialwerk der Inneren Verwaltung des Bun­
des war es dessen 1. Vorsitzender, Otto 
Breitung, und für die Personalvertretungen 

Das Schlußwort der 
Veranstaltung spricht 
der neue Präsident 
des BZS, Hans Georg 
Dusch. 

Rudolf Ninow, Vorsitzender des örtlichen 
Personalrates und langjähriger Gesprächs­
partner von Dr. Kolb. 

Menschen sind verunsichert 

In seiner Dankesrede stellte Dr. Paul Wil­
helm Kolb den Zivilschutz, mit dem er sich 
in den vergangenen Jahren intensiv befaßt 
hatte, als eine alle Bereiche des staatli­
chen und gesellschaftlichen Lebens um­
fassende und tiefgreifende Aufgabe dar. 
Dr. Kolb weiter:" ... Wer Zivilschutz ernst 
nimmt, muß sich im Sinne des Wortes mit 
allen Problemen der Daseinssorge unter 
Ausnahmebedingungen befassen. Sein 
hauptsächliches Augenmerk hat dabei der 
Vorsorge, der Rettung und Hilfe und der 
Nachsorge im Kernbereich des menschli­
che Lebens und seines Umfeldes zu gei­
ten. Es ist doch faszinierend zu erkennen, 
mit welch relativ geringem Aufwand an 
Amtlichkeit friedensmäßige Lebenserhal­
tungsstrukturen auf die Bedürfnisse des 
Ernstfalles, d. h. auf die Abwehr von Ge­
meingefahren einzustellen sind bzw. 
wären. 

Soziologisch interpretiert kommt es dabei 
zuvörderst darauf an, allen, die es angeht, 
klarzumachen, inwieweit von ihnen ein 
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Die Festversammlung (von links:) Frau Dusch, Präsident Dusch, Staatssekretär Or. Wallenschmldt, 
Or. Kolb, Frau Kolb, Or. Mumenthaler. 

,Umverhalten' erwartet werden muß, wenn 
ihr Bedürfnis nach Geborgenheit auch in 
Ausnahmesituationen befriedigt werden 
soll. 

Nur wer weiß, wie schwierig es schon unter 
normalen Umständen ist, dem Menschen 
notwendige, aber als unbequem empfun-
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dene Verhaltensänderungen abzuverlan­
gen, kann sich vorstellen, was es bedeutet, 
den für einen wirksamen Zivilschutz unver­
zichtbaren Bewußtseins- und Verhaltens­
wandel in Staat, Wirtschaft und Privatleben 
zu aktivieren. 

Wie soll aber unter den heute vorherr-

Dr. Kolb Im Gespräch 
mit dem Präsidenten 
des Deutschen Feuer· 
wehrverbandes, Hin· 
rich Struve, und DFV· 
Bundesgeschäftsfüh· 
rer Reinhold Voß. 
meier. 

Den Abschluß der Ver· 
anstaltung bildet ein 
gemeinsamses Mittag· 
essen aus der Feldkü· 
che. (Fotos: Hilberath) 

schenden gesellschaftlichen Rahmenbe­
dingungen ein solcher Wandel geschehen, 
wenn die Menschen, vom Wohlstand ge­
sättigt, von teils modischen Ängsten verun­
sichert, glauben, gegen Krieg und techno­
logische Großkrisen sei kein Kraut ge­
wachsen und infolgedessen komme es auf 
ihr Mitmachen bei der Verhütung und der 
Beseitigung von Gefahren solcher Art nicht 
an. Im übrigen habe der Staat, der ja gehö­
rig Steuern erhebe, durch entsprechende 
Politik dafür zu sorgen, daß kein gemeinge­
fährliches Risikopotential entstehe. 

Dies ist die andere Seite des Faszinosums 
Zivilschutz. Nämlich, daß das dem Aufga­
benbereich Zivilschutz zuzuordnende 
Spektrum an Lebens- und Wertvorstellun­
gen im öffentlichen wie im privaten Bereich 
tatsachenblind und sinnentleert ist. Oder 
anders gesagt, eine Vielzahl von Men­
schen unserer Tage so verunsichert ist, 
daß sie weder ihren eigenen Erfahrungen 
noch denen der Sache Kundiger trauen, 
wenn es darum geht, sie mit Wirklichkeiten 
zu konfrontieren, die ihnen keinen Lustge­
winn versprechen. 

Sodann hat mich, über das Alltägliche hin­
aus, an der Aufgabe gefesselt, daß man ihr 
nur gerecht werden kann, wenn man sich 
mit dem identifiziert, was als ,Humanität im 
Atomzeitalter' zu verstehen ist. 

Ich meine damit die Beschäftigung mit un­
serem Nächsten im Sinne eines zeitgemä­
ßen Verständnisses von Zuwendung und 
Hilfe. Und dazu muß man sich eben unbe­
quemen Fragen stellen. 

Zum Beispiel: Wieviel hat man notfalls an 
persönlicher Geborgenheit und Sicherheit 
zu opfern, wenn die Gemeinschaft gefähr­
det ist? 

Oder: Wer, was und in welchem Umfang ist 
zu erlernen, wenn man dem in Gefahr 
geratenen Nächsten helfen will? 

Oder: Ob der Staat durch das von ihm 
propagierte Bild vom sich selbst verwirkli­
chenden Menschen und Bürger nicht eher 
humanes, exzentrisches, die Nächstenzu­
wendung diskriminierendes Verhalten be­
günstigt, an statt die Fähigkeit zu selbstlo­
ser und uneigennütziger Hilfe zu för­
dern ... " 

Dr. Kolb schloß seine Ausführungen mit 
einem Wort des Dankes an seine bisheri­
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

In einem kurzen Schlußwort wandte sich 
der neue Präsident, Hans Georg Dusch, an 
die Bediensteten des Amtes und an alle, 
die mit dem Amt zu tun haben. Er bat um die 
Mitwirkung aller beim Beschreiten des ge­
meinsamen Weges. 

Ein Mittagessen aus der Feldküche und 
viele Gespräche zwischen den Gästen, 
unter ihnen auch der Oberbürgermeister 
der Stadt Bonn, Dr. Hans Daniels, bildeten 
den Ausklang der "Zivilschutz-Ära" Kolb. 



Neues Katastrophenschutz-Zentrum 
des Malteser-Hilfsdienstes 
in Trier-Irsch in Betrieb genommen 

Ein 
beispiel­
hafter 
Einsatz 
• In 

• eigener 
Sache 

MHD-Helfer leisteten freiwillig rund 
8000 Arbeitsstunden beim Bau des 
Zentrums - Zweckmäßige Unter­
kunfts- und Ausbildungsräume 
sowie Garagen erstellt 

"Mit diesem Katastrophenschutz-Zentrum 
haben Sie ein herausragendes Zeichen 
Ihrer Einsatzbereitschaft und Leistungsfä­
higkeit gesetzt. Dieses neue Zentrum wird 
maßgeblich dazu beitragen, daß Sie Ihre 
freiwillig übernommenen Aufgaben auch 
weiterhin wahrnehmen können", erklärte 

Oben : Das neue MHD­
Katastrophenschutz­
Zentrum In Trler-Irsch. 
Oer Bau paßt stch gut 
In die Umgebung ein. 

Rechts: Der große Un­
terrlchtsraum Im Kai­
lergeschoß des Zen­
trums. Die Einrichtung 
slellte ein Spender zur 
Verfügung . 

Ein Blick in dIe neue 
Küche. Sie erweitert 
die Elnsatzmäglichkel­
ten des 2. Betreuungs­
zugs erheblich. 

der rhein land-pfälzische Innenminister, 
Kurt Böckmann, an läßlich der Einweihung 
des MHD-Katastrophenschutz-Zentrums 
Trier-Irsch Mitte August. Böckmann war 
sich mit den vielen Gästen einig, daß dies, 
was die Mitglieder des Malteser-Hilfsdien­
stes in Trier-Irsch auf die Beine gestellt 
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haben, eine großartige Demonstrat on des 
freiwilligen Einsatzes für den Mitmenschen 
und die Gemeinschaft sei. 

Vorbildliche Eigenleistung 

Als rund zwei Monate nach der Einwei­
hungsfeier das "Zivilschutz-Magazn" das 
neue Katastrophenschutz-Zentrum be­
suchte, war es ruhiger geworden auf dem 
Gelände. Zwar dampfte es aus den Koch­
töpfen der stationären Küche - man erwar­
tete eine Delegation des Osterreichischen 
Zivilschutzverbandes (OZV) zum Mittages­
sen -, aber ansonsten war wieder der 
Alltag eingekehrt. 

Die Ruhe haben sich die Mitarbeiter des 
Malteser-Hilfsdienstes auch redlich ver­
dient. Fast vier Jahre lang werkelten die 
57 Helfer des 2. Sanitätszuges, die 19 Hel­
fer des 2. Betreuungszuges und die Ju­
gendgruppe Trier-Irsch an ihrem Neubau. 
Sie verlegten Kacheln, isolierten, tapezier­
ten und strichen Wände, und leisteten vie-

Die Führungskräfte 
unter sieh (v. rechts) : 
MHD-Geschäftsführer 
Jürgen Sc:hmttt, Zug­
führer Wlnfrled Held­
rleh und der Leiter der 
Betreuungsstelle, Ralf 
Muhe1m. 

les mehr, um durch ihre Eigenleistung die 
Baukosten zu senken. Rund 8000 Stunden 
halfen die ehrenamtlichen Kräfte unter 
fachlicher Anleitung mit, das ehrgeizige 
Projekt zu verwirklichen. So betrug die 
Eigenleistung des rund 400000 DM teuren 
Zentrums schließlich fast 40 Prozent. Hin­
zu kam die finanzielle Unterstützung des 
Landes Rheinland-Pfalz, der Stadt und des 
Bistums Trier sowie des Diözesan-Caritas­
verbandes. 

Treibende Kraft beim Bau des Katastro­
phenschutz-Zentrums war Winfried Heid­
rich, Ortsbeauftragter der MHD-Ortsgrup­
pe Trier-Irsch und Zugführer des 2. Sani­
tätszuges. Ihm gelang es, die vielen Helfer 
über die lange Bauzeit hinweg in zäber 
Ausdauer zum Mitmachen und Durchhal­
ten zu motivieren. 

Unterkunft war zu klein 

Begonnen hatte alles im Jahre 1979. Die 
seit 1969 zur Verfügung stehenden Wirt-

Beeindruckt waren die österreichischen Gäste, hier zusammen mit den MHD-Mitarbeitern. 
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schaftsgebäude des Pfarrhauses In Trier­
Irsch reichten 1979 nicht mehr aus, als dem 
MHD vom Bund sechs neue Krankenwa­
gen zugeteilt wurden. So wurde bald die 
Idee eines Garagenneubaus geboren. 
Großzügig stellte die Pfarrgemeinde Irsch 
eine Teilfläche des Pfarrgrundstücks zur 
Verfügung. Für die Finanzierung des Pro­
jekts mußte eine Konzeption entwickelt 
werden, die es den verschiedenen An­
sprechpartnern ermöglichte, Zuschüsse zu 
gewähren. Aus der Fahrzeughalle mit eini­
gen Nebenräumen entstand so im Verlauf 
der Verhandlungen das Katastrophen­
schutz-Zentrum. Mit dem Bau konnte 1981 
begonnen werden. 

Vielseitig verwendbar 

"Die letzten Jahre waren für uns hart. Ne­
ben dem normalen Dienst arbeiteten alle 
Helfer am Bau des Zentrums mit. Wir sind 
froh, nun für unsere Arbeit ideale Voraus­
setzungen geschaffen zu haben und natü r­
lich auch ein wenig stolz darauf. " 

Zugführer Winfried Heidrich präsentiert 
dem "Zivilschutz-Magazin" die Räume des 
neuen Katastrophenschutz-Zentrums. Der 
rund 515 Quadratmeter große Gebäude­
komplex, im Landhausstil gehalten, paßt 
sich gut in die Umgebung ein. Für den 
Wagenpark des MHD stehen jetzt 225 
Quadratmeter Garagenfläche zur Verfü­
gung, die auch aufgrund des günstigen 
Baukonzepts als Lagerhalle verwendet 
werden können, wie sie bei Hilfsaktionen 
(Lebensmitteltransport) oft benötigt 
werden. 

Großzügig sind auch die Räume der statio­
nären Küche gestaltet. Zusammen mit den 
zwei fahrbaren Küchen kann der Irseher 
Betreuungszug rund 1500 Personen ver­
pflegen. 

Neben der Küche sind im Erdgeschoß 
noch sanitäre Räume, ein kleines Büro 
sowie ein Aufenthaltsraum untergebracht. 
Im KeIlergeschoß dominieren die Ausbil­
dungs- und Gruppenräume. Auch an einen 
Funkraum wurde gedacht. 

Viel Mühe haben sich die Helfer gegeben, 
um die einzelnen Räume wohnlich zu ge­
stalten. So wurden z. B. alle Decken mit 
Holz verkleidet. Einer Spende verdanken 
die Irseher die gesamte Einrichtung des 
großen Unterrichtsraums. 

Nach dem Mittagessen besichtigten die 
österreichischen Gäste das Katastrophen­
schutz-Zentrum. Auch sie waren wie die 
vielen Gäste bei der Einweihungsfeier da­
von beeindruckt, was die MHD-Helfer hier 
im Selbsthilfeeinsatz geschaffen haben. 

güse 



Dr. Horst Schöttler, Beigeordneter der Stadt Kaiserslautern 
Aktuelle Bestandsaufnahme der zivil-mili tärischen Zusammenarbeit (ZMZ) 

Zivil-militärische Zusammenarbeit 
Spiegel einer 
funktionsfähigen Gesamtverteidigung? 

Fortsetzung und Schluß 

4.1 Organisation der Kreisverwaltun­
gen/Stadtverwaltungen (untere Verwal­
tungsebene) im Verteidigungsfalt 

Im Spannungs- und Verteidigungsfall muß 
die Organisation der Verwaltung auf die 
sich daraus ergebenden Anforderungen 
umgestellt werden (angepaßte bzw. umge­
stellte Verwaltung). Die Verwaltungsorga­
nisation wird unter Berücksichtigung der 
örtlichen Gegebenheiten nach Bedarf bzw. 
entsprechend den ausgelösten Alarmmaß­
nahmen der zivilen Alarmplanung Zug um 
Zug der veränderten Situation angepaßt. 

Der Organisationsplan für den V-Fall sieht 
unter Leitung des Hauptverwaltungsbeam­
ten (HVB) 

- den Zivilverteidigungsstab (ZV-Stab) mit 
einem Leiter, der Pressestelle sowie den 
Bereichen Organisation, Lage- und Melde­
wesen, Führungshilfen und Koordination 
sowie Bedarfsdeckung und Unterstützung 
der Streitkräffe und 

- die Verwaltung , gegliedert nach 

a) Ämtern mit ZV-Aufgaben, 

b) Ämtern mit spezifischen ZV-Aulgaben. , ,. e 

c) verbleibenden Ämterni Aufgabengrup­
pen, die teilweise mit Aufgab'eneinschrän­
kungen arbeiten sowie 

d) wegfallende Ämter/Aufgabengruppen 

vor; bei den letzteren werden die verblei­
benden Restaufgaben den anderen Äm­
tern zugeteilt. 

Leitgedanke für die Enlwicklung des Orga­
nisationsplanes ist, die gewachsene frie­
densmäßige Organisation möglichst beizu­
behalten und entsprechend den Anforde­
rungen des V-Falles weiterzuentwickeln. 
Für den Bereich der zivil -militärischen Zu­
sammenarbeit ist bei dieser "Neugliede­
rung " der Verwaltung die Präsenz der Bun­
deswehr zusammen mit den Polizeien, den 
Versorgungsunternehmen und den ande­
ren Sonderbehörden durch ein Verbin­
dungskommando im Zivilverteidigungs­
stab vorgesehen. 

Der ZV-Stab wird zur Beratung und Unter­
stützung des Hauptverwaltungsbeamten 
(HVB) in Angelegenheiten der zivilen Ver­
teidigung gebildet. Er nimmt zentrale Funk­
tionen für die Verwaltungs- und Führungs­
aufgaben wahr. 

Im Stab HVB soll Jede 
HIlfsorganisatIon und 
jeder Fachdienst ver· 
treten sein. 

Nach den Katastrophenschutzgesetzen 
der Länder ist schon im Frieden bei den 
Kreisen und kreisfreien Städten ein Kata­
strophenschutz-Stab zu bilden . Aus die­
sem wird der Zivilverteidigungs-Stab ent­
wickelt und tritt im Spannungs- und V-Fall 
als Beratergremium bei der Schadensbe­
wältigung in den ZV-Stab ein. 

Der ZV-Stab besteht somit aus 

- dem Leiter (Dezernent) 

- Stabsgruppe ZV 1 (Organisation) 
mit 
Fernmeldezentrale des HVB. 

Sie stellt mit Fernsprecher, Funk und Fern­
schreiber und Melder den Informationsfluß 
in der eigenen Verwaltung, zu übergeord­
neten Behörden und Stellen sowie zur 
Bundeswehr sicher. 

- Stabsgruppe ZV 2 (Lage- und Melde­
wesen) 
mit 
Lagezentrum. 

Es ist zuständig für die Meldungen gemäß 
den Richtlinien für das zivile Lage- und 
Meldewesen im Alarm- und V-Fall. Es sorgt 
für den Informationsaustausch innerhalb 
der eigenen Verwaltung, den übergeord­
neten Lageeinrichtungen (z. B. Regie­
rungspräsidium, Innenministerium), den 
Stäben der Nachbarkreise und -städte, der 
Polizei und des T errHeeres (VKK) sowie 
mit anderen Stellen und Einrichtungen 
mit 
ABC-Melde- und Auswertestelle 
(AMAST) . 

Sie bearbeitet die ABC-Meldungen und 
erstellt die ABC-Lage. Die Ergebnisse er­
hält sie von den Beobachlungs- und ABC­
Meßstelien (BAMSt), die alle ABC-Kampf­
mitteleinsätze beobachten und auswerten 
sowie WeIterhilfsbeobachtungen durch­
führen. 
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- Stabsgruppe ZV 3 (Führungshilfen) 
mit 
ZAP-Alarmzentrale. 

Sie gibt die vom Bund bzw. vom Land 
ausgelösten Alarmziffern und die zugehöri­
gen Alarmsprüche an die Ämter der Ver­
waltung und an die anderen einsatzführen­
den Stellen weiter. 

- Stabsgruppe ZV 4 (Bedartsdeckung, 
Unterstützung der Streitkrähe) 

Sie sichert u. a. die Koordinierung der Ver­
sorgung der Bevölkerung sowie der Streit­
krähe, Polizeien und des Zivilschutzes. 

Verbindungseinrichtungen 

Polizei, Bundeswehr, Bundesgrenzschutz 
(soweit vorhanden), untere Sonderbehör­
den, z. B. Kreiswehrersatzamt (nach Be­
dart) sowie Versorgungsunternehmen sind 
im ZV-Stab mit Verbindungsorganen ver­
treten . Die Verbindungskommandos des 
VKK unterrichten über die militärische La­
geentwicklung und informieren den Kom­
mandeur des VKK bzw. den Leiter des 
Stabes über die Entwicklung im Bereich 
der zivilen Verteid igung und deren zugehö­
rigen Räume. Das Verbindungskommando 
bzw. der Leiter des Verbindungskomman­
dos ist berechtigt, unmittelbar beim Leiter 
des Stabes vorzutragen; sein ständiger 
Ansprechpartner ist der S 2-Lagekarten­
führer sowie der S3, der auch im zivilen 
Bereich Lagebeurteilung und Entschluß 
vorbereitet und mit dem Leiter des Stabes 
bzw. dem HVB abzustimmen hat. 

Katastrophenschutz 

Nach dem Katastrophenschutzgesetz bil­
det der Hauptverwaltungsbeamte bei der 
kreisfreien Stadt I dem Landkreis einen 
Katastrophenschutzstab. Dieser berät ihn 
bei der Aufstellung, Ausbildung und dem 
Einsatz. Der Stab soll Tei l der nach Landes­
recht gebildeten Katastrophenabwehrlei­
tung, im Verteidigungsfall Tei l der zivilen 
Verteidigungsorganisation sein. 

Im Stab soll jede Hilfsorganisation und je­
der Fachdienst fachkundig vertreten sein. 

Hierzu gehören : 

Arbeiter-Samariter-Bund (ASB), Deut­
sches Rotes Kreuz (DRK), Malteser-Hilfs­
dienst (MHD) , Johanniter-Unfall-Hilfe 
(JUH), Deutsche Lebens-Rettungs-Ge­
sellschah (DLRG) , Technisches Hilfswerk 
(THW) sowie die Feuerwehren (Berufs- , 
Werk-, Betriebs- und Freiwillige Feuer­
wehren). 

Der Hauptverwaltungsbeamte kann hierzu 
fachkundiges Stabs- und Hilfspersonal be­
ordern. 

Im Frieden sind die in den Bundesländern 
jeweils geltenden Katastrophenschutzge­
setze zu beachten. 

Für den Geltungsbereich des Zivilschutzes 
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tritt der Bundesverband für den Selbst­
schutz (BVS) als bundesunmittelbare Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts hinzu, 
der aus einem hauptamtlichen Mitarbeiter­
stab und freiwilligen Helfern besteht. 

Die Gliederung des Stabes ist in Analogie 
zur militärischen AufgabensteIlung auf die 
Bereiche SI, S 2, S 3 und S 4 abgestellt 
(Fachgebiete SI = Personal und Organi­
sation; S 2 = Lage; S 3 = Einsatz; S 4 = 
Versorgung). Dazu tritt die FernmeIdezen­
trale des HVB, die die technischen Verbin­
dungsmittel zur Führung der Einheiten si­
cherstellt. Folgende technische Möglich­
keiten bestehen : 

Fernschreib-, Fernsprech- , Funkverkehr 
sowie der Einsatz von Meldern. Der Funk­
verkehr wird über 2-m- bzw. 4-m-Band 
abgewickelt. 

Auch zum Katastrophenschutzstab des 
HVB stellt die Bundeswehr ein Verbin­
dungskommando ab, das bei der Bewälti­
gung von Katastrophen die Hilfsmöglich­
keiten der Streitkrähe prüft (Art. 35 GG) 
und an die zuständige Kommandoebene 
weitergibt. 

Insgesamt ist die Ebene Verteidigungs­
kreiskommando - Landkreis I kreisfreie 
Stadt die Grundlage der ZMZ. Die bereits 
eingangs genannten Zahlen zeigen es: 

80 Verteidigungskreiskommandos, dazu 
als Teile der Bundeswehrverwaltung 96 
Kreiswehrersatzämter und 184 Standort­
verwaltungen stehen 237 Landkreisen so­
wie 91 kreisfreien Städten gegenüber 
(Stand März 1985). 

In den vorhergehenden Ausführungen 
wurde darauf hingewiesen, daß zivile Ver­
teidigung vom Interesse und der admini­
strativen bzw. politischen Durchsetzungs­
fähigkeit des Hauptverwaltungsbeamten 
(HVB) abhängt. ZMZ hängt gleichfalls vom 
persönlichen Wollen des HVB und des 
militärischen Repräsentanten , des Kom­
mandeurs im Verteidigungskreiskomman­
do, ab. Der Vertasser dieses Exposes muß­
te Ertahrungen sammeln, daß vor allem in 
Ballungszentren der HVB oder sein Stell­
vertreter noch nicht einmal den Sitz des 
zuständigen Verteidigungskreiskomman­
dos kannten, geschweige denn den An­
sprechpartner jemals kennenlernten. An­
dererseits aber gibt es auch VK-Komman­
deure und in ihren Stäben diensttuende 
Soldaten, die die Verwaltungsgliederung 
der einzelnen Bundesländer nicht oder nur 
ungenau kennen und schon gar nicht um 
die Möglichkeiten und Probleme der zivilen 
Verteidigung wissen. Hier gibt es nur eine 
Chance: Beide Partner müssen aufeinan­
der zugehen, müssen miteinander in regel­
mäßigem Kontakt stehen und gemein­
schaftlich die Pressearbeit forcieren, die 
zur Bewußtseinsbildung in der Bevölke­
rung notwendig ist. Welche MögliChkeiten 
gibt es daher zur Zusammenarbeit? 

5. Arbeitsinhalte und Wege 
der ZMZ auf der Ebene VKK -
Landkreis / kreisfreie Stadt 

Die ZMZ im Rahmen der Landesverteidi­
gung und im Katastrophenfall kann nur 
gewährleistet werden, wenn die kre isfreie 
Stadt/Landkreis gemeinsame Aufgaben 
und Themen mit dem auf gleicher Stufe 
stehenden Verteidigungskreiskommando 
in regelmäßigen Zusammenkünften erör­
tert und den Inhalt der Kooperation in einer 
Vereinbarung festlegt. 

5.1 Der gemeinsame Schutz plan 

Im Fall der Stadt Kaiserslautern wurde am 
2.2.1981 zwischen dem Oberbürgermei­
ster der Stadt Kaiserslautern und dem 
Kommandeur im Verteidigungskreis 453, 
Zweibrücken , ein Abkommen getroffen, 
daß zur voll wirksamen Durchführung ihrer 
jeweiligen zivilen und militärischen Aufga­
ben für die Sicherheit in ihren Verantwor­
tungsbereichen 

- Planungen und Maßnahmen abzustim­
men sind, 

- regelmäßig Unterlagen und Informatio­
nen auszutauschen sind und 

- die gegenseitige Unterstützung vorzu­
bereiten und sicherzustellen ist. 

Dieses Abkommen fand seinen Nieder­
schlag in einem von der Stadtverwaltung 
und dem VKK gemeinschaftlich gefertigten 
"Gemeinsamen Schutzplan" . 

Über die Unterzeichnung dieses "Arbeits­
vertrages" berichtete die örtliche Presse 
am 9.5. 1981 in Wort und Bild. 

Der SChutzplan beinhaltet: 

A) Allgemeine Grundsätze zur Zustän­
digkeitsabgrenzung für den Objekt­
schutz Im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall 

a) Polizei 

Die Polizei übernimmt den Schutz ziviler 
Objekte gegen Sabotageaktionen oder 
ähnliche Angriffe durch Zivilpersonen. Die 
Einzelheiten regelt das Polizeiverwaltungs­
gesetz des Landes (PVG). Da nur der Bun­
desgrenzschutz als Bundespolizei Kom­
battant nach § 64 BGSG ist, schließt dies im 
Spannungs- und Verteidigungsfall einen 
Einsatz zum Schutz militärischer und ziviler 
Objekte aus, sobald gegen sie reguläre 
Streitkrähe des Gegners eingesetzt sind. 

b) Bundesgrenzschutz 

Originäre Aufgabe des BGS ist die polizeili­
che Grenzsicherung. Gemäß Art. 35 (2) 
Grundgesetz i.V. mit §9 (1) 1 BGSG kann 
er nach Anforderung eines Bundeslandes 
auch zur Aufrechternaltung der öffentli­
chen Sicherheit und Ordnung im Inland 
eingesetzt werden. Da die BGS-Verbände 



Ein großzOglger und 
mit modemster Tech­
nik ausgestatteter 
Stabsraum, wie hier In 
Hamburg, erleichtert 
die Arbeit der FOh­
rungskräfte. 

Kombattantenstatus besi tzen, können sie 
auch zur Abwehr gegnerischer Streitkräfte 
eingesetzt werden . Entsprechend seinem 
Charakter als geschlossene, voll motori­
sierte Polizeitruppe führen seine Verbände 
den Objektschutz vornehmlich in Form der 
Raumsicherung durch. 

BGS-Einheiten sind im Raum Kaiserslau­
tern nicht stationiert. Bei einer Gesamtstär­
ke von nur ca. 22000 Beamten ist die 
Verfügbarkelt stark eingeschränkt und au­
ßerhalb der Grenzräume punktuell. 

c) Streitkräfte 

- Grundsätzliche Aufgabe der Streitkräfte 
ist die Verteidigung (Art . 87 a (1) GG). In 
diesem Rahmen obliegt ihnen der Schutz 
militärischer und ziviler Objekte vor Angrif­
fen gegnerischer Kombattanten: 

- Zu anderen Aufgaben als der Verteidi­
gung dürfen die Streitkräfte eingesetzt 
werden, soweit das Grundgesetz es aus­
drücklich zuläßt (Art. 87 a (2) GG) . 

- Die Streitkräfte sind nach Festste llung 
des Spannungsfal les und im Verteidi­
gungsfall auch zum Schutz ziviler Objekte 
vor Sabotageaktionen oder ähnlichen Zu­
griffen durch Zivilpersonen befugt, soweit 
dies zur Erfüllung des Verteidigungsauftra­
ges erforderl ich ist (Art. 87 a (3J Satz 1 GG). 

Ferner kann den Streitkräften der Schutz 
ziviler Objekte vor Sabotageaktionen oder 
ähnlichen Zugriffen durch Zivilpersonen 
zur Unterstützung polizeilicher Maßnah­
men und im Zusammenwirken mit den 
zuständigen zivilen Behörden übertragen 
werden (Art. 87a (3) Satz 2 GG) . 

Die Übertragung bedarf eines besonderen 
Aktes der zuständigen Polizeibehörde. 

B) Stadtbeschreibung zur allgemeinen 
SIcherheitslage 

Die Stadtbeschreibung beinhaltet insbe­
sondere : 

- die geographische Lage, 

- die Verkehrsverhältn isse, 

- die Bevölkerungsverhältn isse, 

- die Wirtschaftsstruktur, 

- die Versorgungslage, 

- Schutzbauten, 

- ABC-Melde- und Auswerteste lle 
(AMASt), 

- Beobachtungs- und ABC-Meldestelle 
(BAMSt), 

- Warndienst-Meßstel le (WDMSt) und 
Warndienstieitmeßstelie (WDLMSt). 

C) Zivile Behörden, Dienststellen, 
Einrichtungen 

Die hier angeführten Institutionen sind 
identisch mit denen, die im Katastrophen­
schutzplan enthalten sind. 

D) Militärische KommandcrBehörden, 
Dienststellen, Einheiten und Einrich­
tungen 

Hier sind die KontaktsteIlen unter anderem 
zu nachstehenden Militäreinrichtungen an­
gegeben: 

- Territorialheer und Zentrale Sanitäts­
dienststeilen der Bundeswehr, 

- Verbündete Streitkräfte, 

- Bundeswehrverwaltung. 

E) Verzeichnis der Objekte 

Das Verzeichnis enthält: 

a) Militärische Objekte, 

b) zivile Objekte von besonderer Bedeu­
tung und 

c) sonstige zivi le Objekte . 

5.1.1 Vereinbarung über die 
zivil-militärische Zusammenarbeit 

Diese Vereinbarung bildet die Grundlage 
der Zusammenarbeit und hat fo lgenden 
Inhalt: 

Verantwortung und Zuständigkeit 

- Der Landrat/Oberbürgermeister ist für 
den Einsatz der ihm unterstehenden Kräfte 
zuständig. 

Die Kräfte der Polizei oder des Bundes­
grenZSChutzes handeln im Rahmen der 
ihnen erteilten Aufträge selbständ ig. 

- Der Kdr im VK ist insbesondere für die 
Aufrechterhaltung der Operationsfreiheit in 
seinem Verteidigungskreis (VK) verant­
wortlich . Soweit die Streitkräfte (auch Si­
cherungskräfte des VKK) im Verteidi­
gungsfall und im Spannungsfall im Rahmen 
der Einsalzzwecke nach Art 87 a (3) GG im 
Einsatz sind, liegt die Befehlsgewalt bei 
dem jeweil igen militärischen Führer. 

- Die im gleichen Raum eingesetzten 
Kräfte der Pol izei, der Streitkräfte und des 
Bundesgrenzschutzes halten miteinander 
Verbindung, unterrichten sich gegenseitig 
über Lage und Absichten und leisten sich 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit gegenseiti­
ge Hilfe . 

Geregelt wird im gemeinsamen SChutzplan 
auch der Informationsaustausch zur Si­
cherheitslage im Frieden sowie im Span­
nungs- und Verteidigungsfal l. 

Das Verteidigungskommando sollte zur 
Gewährleistung der gegenseitigen Unter­
richtung regelmäßig, vorgeschlagen wird 
zweimal im Jahr, den sog. Sicherheitskoor­
dinierungsausschuß (SKA) zu Sitzungen 
einberufen. 

Selbstverständlich muß dies auch bei aktu­
ellen Ereignissen geschehen. Teilnehmer 
sind sämtliche nationalen und, soweit im 
Verteidigungs kreis vorhandenen, alliierten 
Dienststellen, die für die Aufrechterhaltung 
der Sicherheit und Ordnung zuständig sind 
(Streitkräfte, Justizbehörden, POlizei-, Zoll­
dienststellen usw.). 

Der Schutz plan ist VS-Geheim eingestuft. 
Aus Gründen der Geheimhaltung können 
weitere Einzelheiten nicht dargestellt 
werden. 

Insgesamt gesehen, bedeutet dieses In­
strumentarium ein äußerst informatives 
und brauchbares Werk. Diese Grundlage 
erfordert und gewährleistet, daß infolge der 
Fortschreibung des Planes eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen TerrHeer und 
ziviler Verteidigung gegeben ist. 

5.2 Der zivile Alarmplan 

Weitere Berührungspunkte der ZMZ finden 
ihren Niederschlag im zivilen Alarmplan 
(ZAP). Er beinhaltet einmal Plan-(Alarm-) 
Ziffern, die für die zivile Adm inistrat ion aus­
schließl ich informativen Charakter haben. 
Zum anderen löst er Maßnahmen aus, die 
der "Unterstützung der Streitkräfte " 
dienen . 

Wesentliche Rechtsgrundlagen sind die 
aufgrund von Art. 73, Ziff. 1 GG erlassenen 
Vorsorgegesetze, wie Sichersteilungsge­
setze und ihre Rechtsverordnungen, die 
aber nicht im Frieden, sondern erst mit den 
in Art . 80 a GG genannten Voraussetzun-
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gen wirksam werden . An Aufgaben sind 
bei spiel ha~ zu nennen: 

- Bekanntgabe der Auslösung von ver­
schiedenen Alarmstufen der NATO. 

- Öffentlicher Aufruf zur Rückberufung al­
ler Urlauber der Streitkräfte und der Bun­
deswehrverwaltung . 

- Inanspruchnahme von Straßen durch 
die Streitkräfte. 

- Sicherstellung der Verpflegung der 
Streitkräfte. 

- Erbringung von Leistungen aufgrund 
Bereitstellungsbescheiden der Bundes­
wehrverwaltung . 

- Maßnahmen zur Geldversorgung der 
Streitkräfte. 

Untere Verwaltungsbehörden sind außer­
dem Anforderungsbehörden - nach einer 
entsprechenden Feststellung der Bundes­
regierung - für den MOB-Ergänzungsbe­
darf der Streitkräfte und der zivilen Verteidi­
gung (z. B. Transportfahrzeuge, Bauma­
schinen usw.), siehe fo lgendes Kapitel. 

5.3 Verwaltungsvereinbarungen 
zwischen Bundeswehrverwaltung und 
unteren Verwaltungsebenen 

Ein weiterer wichtiger Bestandtei l der ZMZ 
ist die Zusammenarbeit zum Abschluß von 
Verwaltungsvereinbarungen über die Inan­
spruchnahme von Objekten öffentlicher 
Träger im Spannungs- und Verteidigungs­
fall im Rahmen der Kriegsstat ionierung der 
Bundeswehr. 

Hier tritt die Bundeswehr über die Wehrbe­
reichsverwaltung an die zivile Verwaltung 
heran mit der Bitte, ein Gebäude oder 
Grundstück bzw. sonstige Einrichlungen, 
meist für Zwecke der Mobilmachungs­
unterbringung zu überlassen . Wichtige 
Grundlagen für diese Maßnahmen sind die 
Beschaffungsgesetze, wie das Landesbe­
schaffungsgesetz von 1957 (Neufassung 
1961) und das Bundesleistungsgesetz von 
1956. Das Bundesleistungsgesetz ist an­
zuwenden auf dem Gebiet der materiel­
len Mobilmachungsergänzung. Das Kreis­
wehrersatzamt ist Anforderungsbehörde 
für bestimmte Gegenstände und Leistun­
gen, die im Spannungs- und VerteIdi­
gungsfall von den Streitkräften zusätzlich 
benötigt werden , z. B. Nutzkraftfahrzeuge 
und Anhänger, Bau- und Depolgeräte, 
Straßentransportleistungen, Ausweich­
quartiere. 

Soweit die Gegenstände bereits im Frieden 
durch Bereitste llungsbescheide für die 
Bundeswehr sichergestel lt sind, ergehen 
diese Bescheide im Einvernehmen mit der 
zuständigen Behörde entsprechend den 
Bestimmungen des Bundesleistungsge­
setzes und der Rechtsverordnung über 
Anforderungsbehörden . 
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Im Verteidigungsfall oder nach einer Fest­
stellung der Bundesregierung gemäß § 1 
(2) Bundeslefstungsgesetz erfolgt die An­
forderung im Benehmen mit der sonst zu­
ständigen Behörde. 

Bezüglich Kraftfahrzeugen mit Anhängern , 
Bau- und Depotgeräten , Straßentransport­
leistungen und Ausweichquartieren ist die 
Stadtverwaltung (z. T. als untere Verkehrs­
behörde) sonst zuständige Behörde. Mit ihr 
ist im Einzelfal l jeweils das Einvernehmen 
bzw. Benehmen - wie oben aufgeführt -
herzustellen. 

Der Unterschied zwischen diesen und den 
Vorsorgegesetzen (Sichersteilungsgeset­
ze) ist auch, daß Maßnahmen durch die 
Bundeswehr selbst ergriffen werden kön­
nen und auch schon in weiten Tei len be­
reits im Frieden zur Anwendung kommen. 
ZMZ ist folglich , wie auch dieser Bereich 
zeigt, eine nicht nur im Spannungs- und V­
Fall wichtige, sondern schon im Frieden 
notwendige Aufgabe. 

5.4 Die Unabkömmlichkeitssteltung 
(UK-Stellung) und die FreisteIlung lür 
den Katastrophenschutz 

Zu den Beschaffungsgesetzen zählt letzt­
lich das Wehrpfl ichtgesetz von 1956, i. d. F. 
von 1972, das der Deckung des personel­
len Kräftebedarfs der Verteidigung dient. 
Ausführungsbehörden sind als Teil der 
Bundeswehrverwaltung die Kreiswehrer­
satzämter. Die 96 Ämter im Bundesgebiet 
stehen den 237 Landkreisen und 91 kreis­
freien Städten als Ansprechpartner gegen­
über. Bezüglich der Wehrpflicht sind sie 
beim Verfahren der Unabkömmlichkeits­
stellung gemäß § 13 (2) WPflG auf Zusam­
menarbeit angewiesen. 

Demnach kann nach § 13 (1) WPflG ein 
Wehrpflichtiger für den Wehrdienst unab­
kömmlich gestellt werden, wenn und so­
lange er für die von ihm ausgeübte Tätigkeit 
nicht entbehrt werden kann und hierfür 
öffentliches Interesse besteht. 

Die Entscheidung über die UK-Stellung 
trifft die Wehrersatzbehörde (KWEA) auf 
Vorschlag der zuständigen Verwaltungsbe­
hörde. 

Diese Bestimmung I. V. m. § 50 (1) WPfIG 
gilt als Ermächtigungsgrundlage zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung, die die Zustän­
digkeit und das Verfahren regelt (= UK­
Verordnung vom 24 . 7. 1962). 

Das Verfahren sieht stichpunktart ig vor: 

- Die Landesregierungen bestimmen die 
vorschlagsberechtigten Behörden für 
Rheinland-Pfalz : Landesverordnung über 
vorschlagsberechtigte Stellen bei der Un­
abkömmlichkeit von Wehrpflichtigen vom 
31.8.1978. 
(§ 1 [1), Nr. 11 UK-VO) 

- Werbenennt, ohnevorschlagsperechtigt 

zu sein , kann sein Anl iegen nur an die 
vorschlagsberechtigte Behörde richten 
(UK-Anregung). 
(§ 2 [1) UK-VO) 

- Die vorschlagsberechtigte Behörde be­
dient sich bei der Abwägung des öffentli­
chen Interesses gutachtlichen Stellung­
nahmen von IHK, HWK, Ärztekammer usw. 
(§ 2 [2) UK-VO) 

- Die Entscheidung über die UK-Stellung 
trifft das KWEA, das für den Wohnsitz des 
Wehrpflichtigen zuständig ist. 
(§ 3 [1) UK-VO) 

- Im Falle der Ablehnung ist die vor­
schlagsberechtigte Behörde vorher zu 
hören. 
(§ 3 [2) UK-VO) 

- Bei Ablehnung des UK-Vorsch lages hat 
die vorschlagsberechtigte Behörde das 
Recht, den UK-Ausschuß, bestehend aus 
1. Leiter des KWEA 
2. Vertreter der Landesregierung 
3. Vertreter der Arbeitsverwaltung, 

anzurufen . Dieser entscheidet ohne weite­
re Anhörung oder Beteiligung der vorschla­
genden Behörde. Die Entscheidung ist 
endgültig, weitere Schritte sind nicht mög­
lich (§ 5 UK-VO). 

Die Position der unteren Verwaltungsbe­
hörden bei der UK-Stellung gegenüber 
den Kreiswehrersatzämtern ist außeror­
dentlich stark. Sie bedingt vertrauensvol les 
Miteinander und Verständnis für die Argu­
mente und Sachzwänge des anderen. Dar­
über hinaus wirkt sich die Frage der Wehr­
pflicht bzw. UK-Stellung einschneidend in 
berufliche und fami liäre Belange des Wehr­
pflichtigen aus. Persönliche und soziale 
Probleme werden sehr o~ von der zivilen 
Verwaltung fürsorglich und treuhänderisch 
vertreten, kommt doch der Bürger gerne 
mit seinen Anl iegen zu "seiner " Gemein­
deverwaltung. In Kaiserslautern wird das 
Verfahren seit Jahren re ibungslos zwi­
schen dem KWEA und dem dafür zuständi­
gen Brand- und Zivilschutzamt abgewik­
kelt . Nur selten hatte ich als zuständiger 
Dezernent in Härtefällen zwischen beiden 
Behörden zu vermitteln . Bei durchschnitt­
lich 760 Wehrpflichtigen in den Geburts­
jahrgängen 1964 -1965 (abzüglich der 
nicht wehrdienstlähigen und in den US­
Einheiten [Labour Service) tätigen Perso­
nen ca. 30 %) sind pro Jahr zehn zeitlich­
befristete UK-Stellungen zu bearbeiten 
(s. a. Kap. 5.5). 

Nachrichtl ich sol l darauf hingewiesen wer­
den, daß die untere Verwaltungsebene für 
die Verpflichtung wehrpfl ichtiger Helfer im 
Katastrophenschutz gemäß KatSG § 8 (2) 
i. V. m. § 13a WPflG zuständig ist. Pro Jahr 
können in der Stadt Kaiserslautern 30 Frei­
stellungen für eine zehnjährige Verpflich­
tung im Katastrophenschutz genehmigt 
werden . Angesichts der demographischen 
Entwicklung in unserem Land ist dieser der 



Bundeswehr nicht zur Verfügung stehende 
Personen kreis von großer Bedeutung und 
in die neunziger Jahre hinein möglicher­
weise ein Prüfstein für die ZMZ. 

5,5 Das Musterungsverfahren 

Das Kreiswehrersatzamt teilt der Stadtver­
waltung mit, wie viele Beisitzer aus dem 
Bereich der Stadt Kaiserslautern für den 
Musterungsausschuß benötigt werden. 

Die Stadtverwaltung entsendet zu den ein­
zelnen Sitzungen des Musterungsaus­
schusses, soweit Wehrpflichtige aus dem 
Stadtgebiet Kaiserslautern gemustert wer­
den, einen benannten Beisitzer. Außerdem 
werden von dem zuständigen Gremium 
der Stadt Kaiserslautern die ehrenamtli­
chen Beisitzer gewählt. 

Die Mitglieder des Musterungsausschus­
ses, also sowohl der ehrenamtliche als 
auch der benannte Beisitzer, haben glei­
ches Stimmrecht. Weisungen für den Ein­
zelfall dürfen ihnen nicht erteilt werden. 

Durch die Musterung wird entschieden, 
welche ungedienten Wehrpflichtigen für 
den Wehrdienst zur Verfügung stehen. 
Festgestellt wird ferner die Verfügbarkeit 
für den Grundwehrdienst in zeitlich ge­
trennten Abschnitten. Das bedeutet, daß 
im Musterungsverfahren auch über Wehr­
dienstausnahmen, z. B. über die Wehr­
dienstfähigkeit, Befreiungen und Zurück­
stellung vom Wehrdienst entschieden wird. 

Für den Geburtsjahrgang 1964 wurden 796 
Wehrpflichtige für die Stadt Kaiserslautern 
vom Polizeipräsidium als Erfassungsbe­
hörde erfaßt. Für den Geburtsjahrgang 
1965 waren es 764 Wehrpflichtige. Etwa 
14 % der Wehrpflichtigen waren nicht 
wehrdienstfähig und etwa 9 % vorüberge­
hend nicht wehrdienstfähig, so daß ca. 
23 % der Wehrpflichtigen bereits für dau­
ernd oder vorübergehend aus gesundheit­
lichen Gründen im Musterungsverfahren 
für den Wehrdienst nicht zur Verfügung 
gestanden haben. 

Auch die Wehrpflichtigen, die einen Antrag 
auf Anerkennung als KriegSdienstverwei­
gerer stellen, werden vom Musterungsaus­
schuß des Kreiswehrersatzamtes Kaisers­
lautern gemustert, weil die Wehrpflicht 
durch den Wehrdienst oder im Falle der 
Anerkennung des Wehrpflichtigen als 
Kriegsdienstverweigerer durch den Zivil­
dienst erfüllt wird. DerTauglichkeitsgrad für 
den Zivildienst richtet sich nach dem Taug­
lichkeitsgrad für den Wehrdienst. 

Die Stadt Kaiserslautern als zuständige 
kommunale Vertretungskörperschaft wählt 
die Beisitzer für den Ausschuß für Kriegs­
dienstverweigerung auf Vorschlag des Ju­
gendwohlfahrtsausschusses entspre­
chend den Vorschriften des Kriegsdienst­
verweigerungsgesetzes in Verbindung mit 
der Verordnung über das Anerkennungs-

verfahren nach dem 3. Abschnitt dieses 
Gesetzes. 

Im Bereitschafts- und Verteidigungsfall 
entfällt der Musterungsausschuß. Anstelle 
des Ausschusses entscheidet der Leiter 
des Kreiswehrersatzamtes. Die Stadt soll 
vor der Entscheidung gehört werden. 

Für die Stadt Kaiserslautern besteht die 
Besonderheit, daß etwa 5 bis 10% der 
erfaßten Wehrpflichtigen bei den unifor­
mierten zivilen Dienstgruppen der US-Ein­
heiten aufgrund von Einzelarbeitsverträgen 
eingesetzt sind und daß sie für die Dauer 
dieser Tätigkeit bei den uniformierten zivi­
len Dienstgruppen nicht zum Wehrdienst 
herangezogen werden. 

5.6 Der Katastrophenschutzpfan 

Der Einsatz der Bundeswehr als Nah- und 
Fernhilfe im Rahmen von Katastrophenfäl­
len ist im Grundgesetz geregelt. Im Kata­
strophenschutzplan der Stadt Kaiserslau­
tern vom 20.5. 1981 findet sich darüber 
folgender Wortlaut: 

Einsatz der Bundeswehr: 

Truppenteile und Dienststellen der Bun­
deswehr können auf Anforderung des Ka­
tastrophenschutzes nach Art. 35 (2) und (3) 
GG zur Hilfe bei Naturkatastrophen und 
besonders schweren Unglücksfällen bei 
der Rettung von Menschenleben und Tie­
ren sowie zum Schutz und zur Erhaltung 
von für die Allgemeinheit wertvollem Mate­
rial und lebenswichtigen Einrichtungen ein­
gesetzt werden. Dabei ist die Erhaltung 
ihrer Einsatzbereitschaft zu gewährleisten. 
Der Einsatz der Streitkräfte erfolgt dann, 
wenn die zivilen Hilfskräfte allein nicht in 
der Lage sind, den Notstand mit eigenen 
Mitteln zu beseitigen. 

Die Leitung des KatastrophenelOsatzes 
obliegt den zivilen Behörden. Die zur Kata­
strophenhilfe eingesetzten Soldaten blei­
ben ihren Einheitsführern unterstellt. Zum 
Katastrophenabwehrstab wird von der 
Bundeswehr ein Verbindungsoffizier abge­
stellt. 

Die für die Katastrophenabwehr zuständi­
gen Behörden haben der Bundeswehr ihre 
bei dem Einsatz entstandenen Aufwendun­
gen zu erstatten. 

Im einzelnen bestehen für Katastrophen­
schutzpläne folgende Vorgaben: 

Nach dem ersten Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung vom 9.10. 
1957 und dem Gesetz über die Erweite­
rung des KatastrophenSChutzes vom 9.7. 
1968 sowie nach dem Landesgesetz über 
den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und 
den Katastrophenschutz (LBKG) vom 
2.11. 1981 des Landes Rheinland-Pfalz 
sind die Landkreise und Verwaltungen der 
kreisfreien Städte als untere Katastrophen-

schutz behörde für den Katastrophenein­
satz verantwortlich. 

Um dieser weitreichenden Verantwortung 
in einem Katastrophenfall gerecht zu wer­
den, sind frühzeitig Planungen einzuleiten 
und Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 

Großräumige Katastrophenfälle in den letz­
ten Jahren haben in der Bundesrepublik 
örtlich oder regional wiederholt zu Verlu­
sten an Menschen und Sachwerten ge­
führt. 

Katastrophen- und Gefahrensituationen 
können jederzeit eintreten durch: 

- Naturereignisse, beispielsweise Hoch­
wasser, Sturmfluten, Erdbeben, Großbrän­
de, Schneestürme und -verwehungen. 

- Schwere Unglücksfälle, wie Transport­
unfälle, Flugzeugabstürze, Eisenbahn­
unglücke usw., industrielle Giftkatastro­
phen, Explosionen, Trinkwasserverseu­
chung, Olunfälle und Gefährdung durch 
Kraftwerke. 

Katastrophen bedrohen in erster Linie 
städtische Verdichtungsräume und Bal­
lungsgebiete. Vorhandene gefährliche In­
dustrieanlagen in diesen Räumen machen 
vorbeugende Katastrophenschutzmaß­
nahmen in besonderem Maße notwendig. 

Ein wirksamer Katastrophenschutz in den 
Städten setzt darum eine mit qualifiziertem 
Personal und Sachmitteln ausgestattete 
kommunale Organisationseinheit (Amt für 
Katastrophenschutz, Amt für Zivilschutz) 
voraus. 

Diese Ämter müssen in der Lage sein, 
notwendige vorbeugende Planungs- und 
Koordinationsmaßnahmen mit den Hilfsor­
ganisationen, der Bundeswehr, den Statio­
nierungskräften, der Polizei und den son­
stigen am Katastrophenschutz beteiligten 
Stellen zu bewältigen. Sie haben alle erfor­
derlichen Maßnahmen für die Bildung einer 
Katastrophenschutzleitung mit einem da­
zugehörigen Stab zu treffen. 

Voraussetzung für die funktionsfähige Ka­
tastrophenabwehr ist der Katastrophenab­
wehrplan. Er enthält Angaben und Hinwei­
se, die beim Eintreten eines größeren 
Schadensereignisses Priorität erhalten und 
das Handeln nicht nur bestimmen, sondern 
auch sichern und erleichtern. 

Katastrophenabwehrpläne slOd laufend 
fortzuschreiben und durch Sonderpläne zu 
ergänzen. Diese widmen sich Abwehrmaß­
nahmen bei Hochwasser, Giftalarm und 
Trinkwasserverseuchung. 

Aber auch die Planung von Evakuierungen 
der Bevölkerung bei solchen Großunfällen 
sollte verstärkt werden und in die Katastro­
pheneinsatzpläne aufgenommen werden. 

5.6.1 Aufbau efnes Katastrophen­
schutz-Kalenders 

Rechtsgrundlagen sind das Gesetz über 
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die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
vom 9. Juli 1968 und für das Bundesland 
Rheinland-Pfalz die Richtl inien für die Vor­
bereitung und Durchführung des KatS­
RdEri. d. Mdl vom 2. April 1959 sowie das 
Landesgesetz über den Brandschutz, die 
Allgemeine Hilfe und den Katastrophen­
schutz vom 2. November 1981 . 

Die vorgenannten gesetzlichen Bestim­
mungen verpflichten die Landkreise und 
Verwaltungen der kre isfreien Städte, KatS­
Pläne zu erstellen . 

Sie regeln gleichzeitig die vorbereitenden 
Maßnahmen wie folgt : 

a) Aufstellung einer Alarmordnung . 

b) Bildung eines KatS-Stabes und Einsatz­
leitung (TEL) . 

c) Heranziehung und Schulung der KatS­
Dienste und sonstigen Einsatzkräfte. 

d) Die Mitarbeit der Krankenhäuser und 
privaten Ärzte im KatS. 

e) Erfassung von Hilfsmitte ln usw. 

Das Ministerium des Innern hat mit seinem 
Runderlaß vom 2. April 1959 Richtlin ien für 
Vorbereitung und Durchführung des KatS 
herausgegeben. 

Diese Richtlinien enthalten fo lgendes 
Stichwortverzeichnis über die Gliederung 
und den Aufbau eines KatS-Kalenders : 

I. Gesamtleitung 

1. Landrat/Oberbürgermeister 
2. Vertreter (Dezernent, Referent) 
3. Sachbearbeiter für zivilen Bevölke­
rungsschutz 
4. Besetzung des Katastrophenschutz­
Ausschusses. 

11. Alarmordnung 

Die Alarmordnung der Katastrophen­
schutzleitung baut - soweit vorhanden -
auf den entsprechenden Plänen der zu 
beteiligenden Stellen auf. Die unterschied­
lichen Gegebenheiten bei Tag und Nacht, 
an Sonn- und Werktagen usw. sind zu 
berücksichtigen. 

111. Kartenmaterial 

Eine Zusammenstellung der wichtigsten 
Übersichtskarten wird für die Katastro­
phenschutzleitung unentbehrlich sein. Da­
zu gehören ggf. auch Unterlagen über be­
sondere Gefahrenstellen . 

IV. Katastrophenschutzdienste 

1. Sicherheitsdienst (Polizei) 
a) Leiter 
b) Standort, Stärke, Ausrüstung der Poli­
zeikräfte 

2. Brandschutzdienst 
a) Leiter 
b) Standort, Stärke, Ausrüstung der Feuer­
wehren 
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"Tage der offenen 
Tür" der Im Kastastro­
phenschutz mitwirken­
den Organisationen 
gemeinsam mit der 
Bundeswehr sollen die 
Nonnalftät der gemein­
schaftlichen VerteIdi­
gungsaufgaben für die 
Slch.rhett der Bürger 
aufzeigen. 

(Fotos: GOnt.r Serl) 

3. Technischer Dienst 
a) Leiter 
b) Standort, Stärke, Ausrüstung der Ein­
satz kräfte 

4. Sanitätsdienst 
a) Leiter 
b) Standort, Stärke und Ausrüstung der 
beteiligten Hilfsorganisationen 
c) Ärzteverzeichnis 
d) Verzeichnis der Krankentransportmittel 
e) Verzeichnis der Krankenhäuser 

5. Strahlenschutzdienst 
a) Leiter 
b) Standort, Stärke und Ausrüstung der 
Hilfskräfte 

6. Betreuungsdienst 
a) Leiter 
b) Standort und Stärke der Hilfskräfte 
c) Hilfseinrichtungen und -mittel (z. B. Not­
unterkünfte, Vorräte an Lebensmitteln , Be­
kleidung, Geräte) 

7. Transportdienst 
a) Leiter 
b) Transportmittel (nach Pkw, Lkw und 
Spezialfahrzeugen aufgeschlüssell) 

V. Anschriftenverzeichnis 

Hier sind die Anschriften beteiligter Behör­
den und Organisationen aufzuführen, die in 
dem Verzeichnis der Katastrophenschutz­
dienste nicht berücksicht igt sind . 

VI. Hilfsmittel und -einrichtungen 

Hier sind die Hilfsmitte l aufzuführen, die in 
dem Verzeichnis der Katastrophenschutz­
dienste nicht enthalten sind (z. B. Spezial­
ausrüstungen , Rüstfahrzeuge, Bagger, 
Kräne, Schweißausrüstungen, Materialla­
ger usw.). 

VII. Nahhilfe 

Hier sind die Katastrophenschutz-Unterla­
gen der benachbarten Kreise und Städte 
beizufügen . 

VIII. Katastrophenschutzdienst Rheinland­
Pfalz 
Hier ist der jeweils geltende Erlaß des 
Ministeriums des Innern - ZB - mit An-

schriften, Stärke und Ausrüstungsver­
zeichnis einzuordnen. 

Es wird den Katastrophenschutzbehörden 
empfohlen, ihre Abwehrpläne entspre­
chend dieses Verzeichnisses und der an­
gegebenen Gliederung aufzubauen. 

Damit kann die Einheitl ichkeit und Ver­
gleichbarkeit der KatS-Kalender, KatS-Ab­
wehrpläne oder KatS-Einsatzpläne erreicht 
werden. 

Dies erleichtert auch den Umgang mit sol­
chen Plänen bei der Nachbarschaftshilfe im 
Katastrophenfall. 

6. Praktizierte zivil· 
militärische Zusammenarbeit 

Verteidigungs- und militärpolitische Ent­
wicklungen Sind in unserer schnellebigen 
Zeit in permanenter Wandlung begriffen. 
Soldaten bekommen laufend neue Infor­
mationen, während die zivile Seite nur über 
die Medien Fragmente der neuen Konzep­
te erfährt. Der VKK-Kommandeur ist daher 
prädestiniert, etwa zwei- bis dreimal pro 
Jahr Zusammenkünfte zu organisieren, die 
der gegenseitigen Unterrichtung dienen. 
Aus der Erfahrung solcher ZMZ-Konferen­
zen im Dienstbereich des VKK 453, Zwei­
brücken, kann mitgeteill werden, daß zwei 
bis drei Referate zu aktuellen Themen das 
Korsett solcher Veranstaltungen bi lden und 
dem Meinungsaustausch ausreichend Zeit 
bleiben muß. Selbstverständlich benötigt 
man für eine solche Tagung einen halben 
Tag. Für den öffentlichen Tei l soll auch die 
Presse eingeladen werden . Beteiligte Be­
hörden sollten neben dem VKK das jeweils 
zuständige Kreiswehrersatzamt und die 
zuständige Standortverwaltung sein. Dar­
über hinaus kann die Verbindung zum 
Feldheer durch die Einladung der am 
Standort anwesenden Truppenteile herge­
stellt werden . Seitens der zivilen Partner 
sind neben den zum Dienstbereich des 
VKK gehörigen Landkreisen und kreisfrei­
en Städten vor allem auch die Polizeibehör­
den, Justiz- und Zollbehörden sowie Bun-



desbahn- und Forstdienststellen anzu­
sprechen. 

Die Einladung der Presse hat noch einen 
weiteren Grund, der hier offen angespro­
chen werden soll. Kommunale Wahlbeam­
te sind Politiker. Ihr Bestreben, sich mög­
lichst oft der Bevölkerung ins Bewußtsein 
zu rufen, Ist unter dem Gesichtspunkt der 
Wahlperioden verständlich. Ist also bei den 
ZMZ-Zusammenkünften die Presse zuge­
gen, so wird auch über die Anwesenheit 
der kommunalen Wahlbeamten berichtet. 
Andererseits wird die Presse durch "hoch­
karätige" Vertreter der öffentlichen Verwal­
tung stimuliert. Aus Erfahrung kann daher 
gesagt werden, daß die leiter der Behör­
den oder ihre Stellvertreter in den vergan­
genen Jahren fast immer präsent waren. 

Auch für die zivile Seite ergeben sich viele 
Möglichkeiten, die militärischen Ansprech­
partner zu Fachgesprächen heranzuholen. 
Kreisfreie Städte mit Berufsfeuerwehren, 
landkreise und andere kreisfreie Stadtge­
meinden mit gut ausgerüsteten und ausge­
bildeten Freiwilligen Feuerwehren, Kata­
strophenschutzeinrichtungen und -einhei­
ten sind auch für Soldaten interessant. 
Gemeinschaftliche Ausbildungen, z. B. im 
ABC-Bereich, im Funk- und FernmeIde­
verkehr, sind Berührungspunkte, die der 
beiderseitigen leistungsfähigkeit dienen. 
Stabs-, Stabsrahmen- und FernmeIde­
übungen, um nur einige Möglichkeiten zu 
nennen, bieten Anreiz zur Begegnung und 
zum Erfahrungsaustausch. Sie sind ohne­
hin unerläßlich, wenn die Stabsarbeit im 
Rahmen des ZV- und KatS-Stabes erfolg­
reich sein soll. In beide Stäbe hat die 
Bundeswehr Verbindungsoffiziere bzw. 
Verbindungskommandos abzustellen, die 
im Notfall die Verbindung zwischen Zivil­
verwaltung und Militär herzustellen und 
aufrechtzuerhalten haben. 

Die Stadt Kaiserslautern ist in diesem Zu­
sammenhang einen neuen Weg gegangen, 
der nachfolgend beschrieben werden soll: 

Bereits bei der MOB-Einplanung der Re­
servisten wird in Zusammenarbeit mit dem 
Kreiswehrersatzamt darauf geachtet, daß 
MOB-verplante Bedienstete der Stadtver­
waltung in ihrer ZMZ-Dienststellung üben. 
Damit wird ermöglicht, daß diese Personen 
sowohl ihr militärisches Wissen in die Zivil­
verwaltung als auch ihre Organisations­
und Verwaltungskenntnisse bis hin zu orts­
spezifischen Einzelheiten in das Territorial­
heer einbringen. Bei der bereits in den 
vorhergehenden Kapiteln beschriebenen 
Übung WINTEX/CIMEX im Frühjahr 1983 
wurden mit dieser Praxis beste Ergebnisse 
erzielt. 
Gemeinschaftlich durchgeführte" Tage der 
offenen Tür ", an denen nicht nur die Ein­
heiten der Stadtverwaltung, sondern auch 
alle Hilfsorganisationen mitwirkten, und die 
gleichzeitige Präsentation der Bundeswehr 
zeigen die Normalität der gemeinschaftli-

ehen Verteidigungsaufgaben für die Si­
cherheit der Bürger. 

Diese Aufzählungen sind kein vollständiger 
Katalog , sondern sollen nur Anregungen 
für die ZMZ im Alltag sein. 

Eine besondere - kaum lösbare -
Schwierigkeit ist bei den Streitkräften die 
Personalrotation. Deutsche VK-Komman­
deure werden nach zweieinhalb bis drei­
einhalb Jahren versetzt (wobei die Verjün­
gung dieses Personen kreises außeror­
dentlich begrüßenswert ist und das Terr­
Heer nicht mehr als Auslaufverwendung 
diskreditiert wird!). Alliierte Offiziere, vor 
allem aus den USA, Frankreich, Großbri­
tannien USW" werden schon nach zwei 
Jahren umgesetzt, kommen zum Teil aus 
überseeischen Einsatzgebieten und er­
kennen leider oftmals nicht die militärstra­
tegische Situation Mitteleuropas an der 
Nahtstelle zwischen Ost und West. 

Die Gebietskörperschaften dagegen sind 
in der Ämterbesetzung sehr stabil; selbst 
kommunale Wahlbeamte (politische Beam­
te) sind mindestens sechs, maximal zehn 
Jahre (von den jeweiligen Gemeindeord­
nungen der länder abhängig) im behandel­
ten Aufgabenbereich tätig. 

Sie sind daher erfahren und sollten von den 
VKK-Kommandeuren unmittelbar nach 
Dienstantritt aufgesucht werden. Dies ist 
nicht nur ein pragmatischer Weg der Zu­
sammenarbeit, sondern der Schritt zum 
persönlichen Kennenlernen - in diesem 
sensiblen Aufgabenfeld von eminenter Be­
deutung. 

6,1 ZMZ mit ausländischen 
Streitkräften 

Die Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland schreibt im Artikel 35 (2) 
Grundgesetz vor, daß die Verantwortung 
für die Schadensbekämpfung im Katastro­
phenfall grundsätzlich bei den ländern der 
Bundesrepublik Deutschland liegt. Die 
Bundeswehr wird hierbei auf Anforderung 
unterstützend und bei länderübergreifen­
den Schadensfällen auf Weisung tätig. 
Dem Territorialheer ist die Verantwortung 
für den Einsatz der militärischen Kräfte· 
übertragen. 

In der vorderen Kampfzone liegt die Zu­
ständigkeit für die militärische Schadens­
bekämpfung allein bei den Dienststellen 
der NATO. Das jeweils zuständige Territo­
rialheer unterstützt durch Beratung und 
Vermittlung zum zivilen Bereich. 

In der rückwärtigen Kampfzone, also dem 
Abschnitt, in dem der größte Teil des lan­
des Rheinland-Pfalz und damit auch die 
Stadt Kaiserslautern liegt, ist das T errito­
rialheer in Zusammenarbeit mit der Bun­
deswehrverwaltung und den Dienststellen 
der zivilen Verteidigung, also in der Haupt­
sache den landkreisen und kreisfreien 
Städten, ausschließlich zuständig. Dem 

VKK kommt hierbei also eine ganz ent­
scheidende Verantwortung für Teile des 
Staatsgebietes und seiner Bürger zu. Für 
die ausländischen Streitkräfte bedeutet 
dies, daß Anforderungen, z. B. auf der Ba­
sis der Bundesleistungsgesetze, an die 
zivilen Stellen und die Schadensbeseiti­
gung im Spannungs- und V-Fall an die 
zivilen Behörden nur über das VKK gerich­
tet werden können. Dieses schaltet dann 
das Kreiswehrersatzamt zum Erlaß der lei­
stungsbescheide und/oder die Standort­
verwaltung ein. Hier aber bestehen erhebli­
che Schwierigkeiten bei der Durchführung 
des Melde- und Organisationsschemas. 
Ein Hauptgrund hierfür ist die bei den aus­
ländischen Streitkräften fast gänzlich unbe­
kannte Zuständigkeit des Territorialheeres. 
landkreise und kreisfreie Städte erleben 
immer wieder, daß sich die ausländischen 
Streitkräfte unmittelbar an die deutschen 
zivilen Dienststellen wenden und ihre For­
derungen artikulieren. Dabei wird vielfach 
von unzutreffenden Zeit- und Organisa­
tlonsmoglichkelten ausgegangen. 

In der Bundesrepublik Deutschland bilden 
die NATO-Streitkräfte einen wichtigen Teil 
der Gesamtverteidigung ; mit den amerika­
nischen Streitkräften ist über die Fragen 
der Unterstützung im Rahmen des War 
Time Host Nation Support zu verhandeln. 

Dazu besteht ein Dienstgradgefälle zwi­
schen amerikanischen Offizieren und Bun­
deswehr, das die Beziehungen zwischen 
NATO-Feldheer und deutschem Territo­
rialheer beeinträchtigt. Politiker und das 
Bundesministerium der Verteidigung soll­
ten überlegen, ob in Bereichen, in denen 
militärische Ballungszentren mit den ange­
sprochenen Schwierigkeiten bestehen, 
nicht für VKK-Kommandeure "in heraus­
gehobenem Dienstposten " die Einführung 
des" Temporary Rank" in Erwägung gezo­
gen werden sollte. 

In der Stadt Kaiserslautern wurde des öfte­
ren zur Überwindung der angesprochenen 
Probleme das zuständige Verteidigungs­
bezirkskommando eingeschaltet; dies 
kann jedoch nur im Friedensfall ein Ausweg 
sein, da das VBK in der ZMZ eindeutig den 
Bezirksregierungen bzw. Regierungsprä­
sidien zugeordnet ist. 

In und in der Umgebung der kreisfreien 
Stadt Kaiserslautern wohnen neben den rd. 
105000 Einwohnern etwa 68500 amerika­
nisehe (Military Community Kaiserslautern) 
und ca. 2000 französische Bürger. Etwa 
die Hälfte dieses Personenkreises sind Fa­
milienangehörige und zivile Mitarbeiter. Ein 
entscheidender Bestandteil der zivilen Ver­
teidigung ist somit die Sicherstellung der 
Planung für Versorgung und Betreuung 
unserer ausländischen Mitbürger. Dieses 
Erfordernis hat dazu geführt, daß der Kom­
mandeur der Mil itärgemeinde Kaiserslau­
tern mit seinem Stab in die ZV-Pläne der 
Stadt umfassend eingewiesen wurde. Dar-
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über hinaus erfolgt auf Einladung des De­
zernenten für Brand- und Zivi lschutz in 
regelmäßigen Abständen eine ZMZ-Kon­
ferenz (etwa zweimal pro Jahr), die der 
Erörterung aktueller Fragen und Änderun­
gen dient. Mit eingeladen werden das zu­
ständige VBK, das VKK und das Kreiswehr­
ersatzamt. 

6,2 Technische Probleme der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit 

ZMZ beinhaltet nicht nur, Kooperation zu 
wollen , sondern auch technische Mittel und 
Wege zu finden, um sie zu realisieren. In 
Katastrophensituationen bzw. im Span­
nungs- und Verteidigungsfall ist die Nutz­
barkeit technischer Kommunikation einge­
schränkt und unterliegt in gewissen Berei­
chen den Geheimhaltungsvorschriften. 

Als Verbindungsmittel kommen in Frage : 

Telefon (Fernsprechverkehr), Fernschrei­
ber, Funk sowie Botendienste. Hierbei er­
geben sich folgende Probleme: Die zivilen 
und militärischen Behörden verfügen über 
getrennte Fernschreibwege, Während 
Landkreis und kreislreie Städte in Rhein­
land-Pfalz über die Lagezentren/Fern­
schreibstellen der Regierungspräsidien/ 
Bezirksregierungen unterrichtet werden 
(die in den Informationsstrang Bund/Land 
eingebunden sind), werden die Verteidi­
gungskreiskommandos aul der Schiene 
Territorialkom mando/Wehrbereichskom­
mandolVerteidigungsbezirkskommando 
informiert. Beide Systeme können mitein­
ander nicht verbunden werden. Anlauf­
und VerteilersteIle ist ausschließlich die 
zuständige StandortvermiWung. 

Darüber hinaus verfügen die Lagezentren 
der Hauptverwaltungsbeamten zur Ent­
schlüsselung von VS-Material ab der Stufe 
"Vertraulich" über keine Entschlüsse­
lungsgeräte. EntspreChende VS-Schrei­
ben müssen vielmehr bei den Polizeipräsi­
dien/-direktionen abgeholt werden . Selbst 
im Falle der Stadt Kaiserslautern , wo die 
zuständige Polizeibehörde nur wenige Au­
tominuten vom Lagezentrum des HVB ent­
fernt ist, ergeben sich durch diese zusätzli­
chen Wege enorme Zeitverzögerungen. 
Bei anderen Kommunalverwaltungen sind 
die Wege zu den Polizeidienststellen er­
heblich länger und bewirken Zeitverluste in 
der ÜbermiWung von eiligen Meldungen, 
Alarmsprüchen usw. von über einer Stun­
de. Im Fernsprechverkehr bestehen zwar 
bei stehenden Leitungen alle Möglichkei­
ten, mit den zivilen und militärischen 
Dienststel len der Bundeswehr in Verbin­
dung zu treten. Diese Möglichkeit wird 
jedoch durch die Kapazität der jeweiligen 
Standortvermittlung und vor allem bei ge­
heimzuhaltenden Sachverhalten einge­
schränkt oder gar verhindert. Der Funkver­
kehr im zivilen Bereich wird über 2-m- und 
4-m-Band abgewickelt, wobei nicht nur un­
terschiedliche Frequenzen, sondern not-
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wendige Verschlüsselungen erhebliche 
Schwierigkeiten für eine umfassende und 
zeitgerechte Information bewirken. So ver­
bleibt letztlich der klassische Melder, des­
sen Funktionsfähigkeit von der Schadens­
oder Verteidigungslage bzw. von der Kilo­
meter- und Zeitentfernung zwischen VKK 
und HVB bestimmt wird. 

Insgesamt erscheint die technische Kom­
munikation erheblich verbesserungsbe­
dürftig. Nach unserer Erfahrung sollten 
beim HVB grundsätZlich Entschlüsse­
lungsgeräte im Fernschreibverkehr einge­
richtet werden. Außerdem müssen Verbin­
dungen in diesem Bereich zur Bundeswehr 
nicht nur über die Standortvermittlung, 
sondern über zivil -militärische Direktle itun­
gen gegeben sein. 

Zusätzlich ist noch folgendes zu beachten: 

Sind NATO-Dienststellen nicht über die 
Kompetenz- und Organisationssysteme 
der ZMZ informiert und sind zugleich Land­
kreis- und Stadtkreisverwaltung an einem 
Ort, so erfolgen während der Phase der 
Lagerneldung und -beurteilung Unterstüt­
zungsersuchen bei der jeweils unzustän­
digen Behörde. Was dies gerade in den 
ersten Stunden für eine reibungslose Ein­
satzplanung bedeutet, vermag jeder mit 
der Gesamtverteidigung befaßte Mitarbei­
ter zu beurteilen. 

Die geschilderte Situation trifft natürlich 
analog auf alle Bundesländer zu, die die 
Verwaltungsebene der Bezirksregierun­
gen kennen. 

Zur technischen Kommunikation gehört 
auch die Überwindung von Fremdspra­
chenbarrieren zwischen den einzelnen 
Dienststellen. Im Falle des Standortes Kai­
serslautern sind seitens der ausländischen 
Streitkräfte die häufigsten Ansprechpartner 
die USA und Frankreich (selbst wenn die 
letztgenannte Nation nicht militärisch zur 
NATO gehört) . Wird die geltende ZMZ ein­
gehalten, so verlagert sich diese Frage auf 
die mil itärische Ebene. Jedes VKK wünscht 
sich hierbei Verbindungskommandos un­
serer ausländischen Verbündeten, die mit 
der regionalen Situation vertraut und der 
deutschen Sprache mächtig sind. Die bei­
spielsweise aus den USA zur Übung WIN­
TEX/CIMEX eingeflogenen Reservisten, 
die zudem noch nie in Europa waren, erfül­
len keine dieser Anforderungen(!). Wir hal­
ten es daher auch für erwägenswert, daß 
bei einer Massierung militärischer Kom­
mandostelien die Aufnahme eines auslän­
dischen Verbindungsoffiziers in den Stab 
des HVB erfolgt. 

Diese Probleme und ihre Lösungen kön­
nen in der Diskussion einer effizienten 
ZMZ nur Beispiele und Anregungen sein. 
Sie aber machen letztendlich eine funk­
tionsfähige und zeitgerechte Zusammen­
arbeit aus, nachdem bekanntlich "der Teu­
fel im Detail steckt ". 

Zusammenfassend soll daher dieser Ab­
schnilt mit einem Zitat aus dem bereits 
erwähnten Buch BERCHTOLD/ LEPPIG 
beschlossen werden. 

" Im Bereich der Landkreise und kreisfreien 
Städte schließlich stehen diesen auf militä­
rischer Seite Verteidigungskreiskomman­
dos (zugleich für Brigaden, Regimenter 
und Bataillone), Kreiswehrersatzämter und 
Standortverwaltungen gegenüber. Auf die­
ser Ebene ist der enge und persönliche 
Kontakt der Beteiligten auch deshalb von 
unschätzbarem Wert, weil sie die Zustän­
digkeitsbereiche der genannten Behörden 
aus unterschiedlichen Gründen zum Teil 
nicht decken. So muß auch jeder Hauptver­
waltungsbeamte seine militärischen Part­
ner kennen und mit ihnen im Gespräch 
bleiben. In Krisenzeiten müssen ständige 
Verbindungsorgane ausgetauscht wer­
den ... Selbstverständlich ist auch die Ein­
ladung der an sich durch das Territorialheer 
vertretenen verbündeten Streitkräfte im je­
weiligen Bereich nützlich." 

Nachbemerkung 

Einen Leitfaden zur zivil-militärischen Zu­
sammenarbeit vorzulegen, kann mit diesen 
Ausführungen sicher nicht gewährleistet 
werden. Dazu ist das politische und fachli­
che Spektrum der Gesamtverteidigung 
und ihrer Komponente zivile Verteidigung 
zu umfangreich und zu kompliziert. Zudem 
ist der Blickwinkel aus kommunaler Ebene 
eben nur eine Betrachtungsweise. Zivile 
Verteidigung ist aber dann, wenn sie in der 
Bevölkerung verstanden und von den in 
ständigem Kontakt mit den Bürgern ste­
henden Behörden durchgeführt werden 
soll, eine Frage der Basis. Anordnungen 
auf höchster Ebene sind erfolglos, wenn 
sie in der Vertikale nicht in die dafür zustän­
digen militärischen und zivilen Stellen 
durchdringen. Sie werden nur dann erfolg­
reich sein, wenn die Verantwortlichen von 
ihrer Notwendigkeit überzeugt sind und um 
ihre Schwierigkeiten wissen. Hierfür sind 
die vorstehenden Ausführungen gedacht. 
Sie sollen aus der Praxis für die Praxis sein; 
daher ist auch auf jede Art einer wissen­
schaftlichen Veröffentlichung mit Literatur­
hinweisen usw. verzichtet worden. 

Zivil-militärische Zusammenarbeit ist eine 
wichtige Säule der Gesamtverteidigung. 
Zivilverteidigung ohne militärische Vertei­
digungsfähigkeit ist gleichfalls nicht denk­
bar. Sie ist nationale Verpflichtung und muß 
folglich Teil der öffentlichen Diskussion 
sein; dies wird in Finnland, in Schweden 
und in der Schweiz vorgelebt. Zivile Vertei­
digung muß heraus aus der Grauzone, in 
der sich lediglich eine begrenzte Zahl von 
Experten mit ihr befaßt. Zivile Verteidigung 
ist nämlich für den gesamten Staat eine in 
Frieden und Freiheit getroffene Vorsorge 
für eine umfassende Gesamtverteidigung. 



Feuerwehr-Philatelie ist Lieblingshobby von Sammlern in aller Welt 

wurde er, an einen Mühlstein gebunden, in 
die Enns gestürzt und starb als Märtyrer 
den Wassertod. 

Sankt Florian 15000 Ausstellungsbesucher 

An ihrem Gründungstag stellte die Samm­
lergilde erstmals Briefmarken, Stempel 
und Münzen mit Feuerwehrmotiven aus. 
Auch ein entsprechender Sonderstempel 
der Bundespost erschien aus Anlaß der 
Gründung. 

als 
für 

Die Mitglieder der Sammlergilde .St. Florian" sammeln alles, 
was mit der Feuerwehr zusammenhängt 

Daß die Motivsammlungen auf großes Pu­
blikumsinteresse stoßen, beweist die Zahl 
von 15000 Besuchern, die am Stand der 
Sammlergilde 1972 auf der Ausstellung 
"Der Rote Hahn -Interschutz" in Frankfurt 
gezählt wurden. Danach folgten in mehr 
oder weniger kurzen Abständen zahlreiche 
weitere Ausstellungen. Zu vielen dieser 
Ausstellungen wurden Sonderstempel und 
-umschläge herausgegeben. Ihren Ursprung hat die nunmehr fast 

15 Jahre bestehende Sammlergilde .St. 
Florian" in den Reihen der Essener Berufs­
feuerwehr. Die Initiative zur Gründung des 
Vereins kam von mehreren philatel.ebegei­
sterten Feuerwehrleuten, die seit Jahren 
Feuerwehr-, Brandschutz- und andere Hil­
feleistungs-Motive sammelten und die es 
sich zum Hobby machten, das Motiv" Die 
Feuerwehr und ihre Aufgabengebiete " phi­
latelistisch aufzuarbeiten. 

Am 4. Mai 1971 war es dann soweit: 
30 Sammler aus der gesamten Bundesre­
publik trafen sich in der neu errichteten 
Feuerwache Essen-Süd zur Gründungs­
versammlung. Daß der Verein gerade am 
4. Mai gegründet wurde, hat eine besonde­
re Bedeutung, denn dieses Datum ist als 
Florianstag bekannt - der Tag des Heili­
gen, den die Feuerwehr zu ihrem Schutz­
patron erkoren hat. 

Schutzpatron der Feuerwehr 

Die Gestalt des heiligen Florian ist ge-

Sonderstempel zum Gründungstag der Sammler­
gilde .. St. Flor!an" in Essen. 

schichtlieh bezeugt. Zur Zeit des römi­
schen Kaisers Diokletian (284-305) war 
Florian höherer Offizier in Lauriacum, dem 
heutigen Lorch in Oberösterreich. Er soll 
dort auch der Feuerwehrtruppe des römi­
schen Heeres angehört haben. Zum Chri­
stentum übergetreten, wurde er gefangen­
genommen, gefoltert und schließlich zum 
Tode verurteilt. Am 4. Mai des Jahres 304 

Erste "Feuerwehrmarke" 
festgestellt 

In den f81115 Jahren 
ihr.s Beslehens Ist 
die SammlergIlde mit 
einer Vielzahl von 
Ausstellungen an die 
Öffentlichkeit getreten. 

Zu Anlassen der Feu­
erwehr gibt die Samm­
lergllde Sonderstem­
pel und -umschläge 
heraus. 

Ein beachtlicher Erfolg für die Motivfor­
schung des Vereins war die Feststellung 
der ersten Feuerwehr-Motivausgabe der 

WERBEAVSSTELLVNq 
RATHAVS ESSEN 

SAMMLERqlLDE ST. FLORIAN 

1. INTERNATIONALE 
TISCHTENNISMEISTERSCHAFT 

18. - 19_ 9. 1981IN ESSEN 
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Philatelie. Angesichts der minuziösen 
Kleinarbeit, mit der sich Millionen von Phi­
latelisten in aller Welt um die Aufklärung 
von Merkwürdigkeiten und Besonderhei­
ten im Postwesen bemühen, verwundert 
es, daß die erste Feuerwehr-Motivausgabe 
erst in unserer Zeit genau datiert werden 
konnte. Die Geschichte hat freilich ein ku­
rioses Vorspiel: 

Gegen Ende des vergangenen Jahrhun­
derts sollte im mittelamerikanischen Staat 
EI Salvador eine Briefmarke mit dem Kon­
terfei von General Garlos Ezeta erschei­
nen, der als Diktator die Macht in Händen 
hielt. Den Auftrag erhielt eine Druckerei in 
New York, die die Marken fristgerecht im 
Januar 1893 ablieferte. 

-- .- .. - --- ..-....-.- ... 

•••• 
Obwohl in den Briefmarkenkatalogen als General 
Ezeta ausgewiesen, zeigt die Marke aus EI Salva­
dar del;l Feuerwehrkommandanten RIvale Gomez. 

Doch zu aller Erstaunen zeigten die neuen 
Marken einen Mann mit Vollbart, während 
der Diktator bartlos war. Eine breit angeleg­
te Untersuchung brachte ans Licht, daß der 
Abgebildete auf den Namen Rivola Gomez 
hörte, seines Zeichens Feuerwehrkom­
mandant von EI Salvador. Der Grund für die 
Verwechslung konnte trotz vielfacher Mut­
maßungen nicht festgestellt werden. 

Obwohl die Marke in namhaften Katalogen 
unter dem Namen General Ezeta geführt 
wurde, gelang der Sammlergilde die Fest­
stellung, daß mit der Abbildung des Feuer­
wehrkommandanten Gomez die erste Feu­
erwehr-Motivausgabe erschienen ist. 

Mitglieder in aller Welt 

Heute zählt die Sammlergilde "St. Florian" 
rund 110 Mitglieder in der Bundesrepublik, 
Europa und Übersee. Sogar in die Länder 
des Ostblocks reichen die Kontakte der 
Sammler. 

Sie alle verbindet ein gemeinsames Hob­
by: Sie sammeln alles, was mit der Feuer­
wehr zu tun hat. Neben dem Hauptsam­
melgebiet Briefmarken sind das Medaillen, 
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Viel Zelt wendet Ha­
raid Pohl für die Be­
treuung seiner Samm­
lung auf, die inzwi­
schen eine ganze 
Wand voller Aktenord­
ner füllt. 

Urkunden, Helme, Strahlrohre, Ärmelab­
zeichen, Florian-Statuen , Gemälde, Glä­
ser, Modellautos und vieles mehr - alles 
was mit der Feuerwehr zu tun hat, ist 
begehrt. 

"Besserer Informationsfluß" 

Die Fäden der Gilde laufen in Essen zu­
sammen. Das "Zivilschutz-Magazin" be­
suchte dort Harald Pohl , Hauptbrandmei­
ster bei der Essener Berufsfeuerwehr. Als 
Mitbegründer und einer der drei gleichbe­
rechtigten Vorsitzenden sagt er zum 
Grundgedanken der Gilde : "Überlegen Sie 
einmal, wieviel Briefmarken Sie schon mit 
Feuerwehrmotiven gesehen haben. Wahr-

Dutzende von Urkun· 
den aus aller Welt be-
legen die Qualität von IJ 
Harald Pohls Samm-
lung. 
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scheinlich - vor allem dann, wenn Sie sich 
mit diesem Gebiet noch nicht beschäftigt 
haben - nicht viele. 

Als wir mit dem Sammeln begannen, hatten 
wir auch kaum entsprechende Belege. Wir 
wußten auch von den Schwierigkeiten, ent­
sprechendes philatelistisches Material mit 
diesem Motiv aufzutreiben. Bei den Brief­
marken selbst war dies noch relativ einfach , 
hier konnte man sich mit den Katalogen 
behelfen. 
Aber bei Sonderstempeln? Zwar werden 
die Neuheiten im Mitteilungsblatt der Bun­
despost gemeldet, aber was war in der 
Vergangenheit erschienen, wie sah es im 
Ausland aus? Alles Fragen, die zunächst 
einmal beantwortet sein wollten. Was lag 
also näher, einen Verein, eine Sammlergil-
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Die Darstellungen des 
heiligen Florla" In al­
len nur denkbaren Va­
riationen füllen einen 
ganzen Raum. 

Auch Ausrüstungsg. 
genslände der Feuer­
wehr zählt Hafald Pohl 
zu seiner Sammlung. 

Souvenir. von Feuer­
wehren aus dem In­
und Ausland zeugen 
von den Verbindungen 
der Sammlergilde. 

(Foto.: Sero (5), 
Pohl [1)) 

de ZU gründen, um dadurch einen besse­
ren InformationsfluB zwischen ,Gleichge­
sinnten' herstellen zu können?" 

Regelmäßige Kontakte 

Viel Zeit wendet Harald Pohl nicht nur für 
das Sammeln selbst auf, sondern auch für 
die Arbeit im Verein. Mehrmals im Jahr 
werden Tauschtage veranstaltet, darüber 
hinaus läßt man den Kontakt zu den in- und 
ausländischen Mitgliedern durch regelmä­
ßige Rundschreiben nicht abreißen. Mit 
diesen Rundschreiben gehen den Mitglie­
dern außer aktuellen Informationen die neu 
erschienenen Feuerwehr-Sonderstempel 
aus der Bundesrepublik mit entsprechen­
den Motiven zu. 

Wie mehrere andere Mitglieder auch stellt 
Harald Pohl seine Sammelstücke onmals 
auf Ausstellungen aus. Dem interessierten 
Besucher wird dabei aufgezeigt, wie vielfäl­
tig das Motiv Feuerwehr ist, das sich unter 
anderem in die Motivgruppen Geschichte 
der Feuerwehr, Brandbekämpfung, Ret­
tungsdienst, Naturkatastrophen, Fahrzeu­
ge und Geräte, Feuerwachen und Vorbeu­
gender Brandschutz gliedert. 

Vielfältige 
Sammelleidenschaft 

Seine eigene Sammlung füllt inzwischen 
eine ganze Wand voller Aktenordner. Ha­
raid Pohl ist davon überzeugt, mit seinen 
über 12000 Sammelblättern weltweit die 
umfangreichste Sammlung von Feuer­
wehr-Motivmarken zu besitzen. Dutzende 
von Siegerurkunden von Ausstellungen 
aus aller Welt geben Zeugnis von der Qua­
lität der Sammlung, die auch eine ganze 
Reihe wertvoller Einzelstücke beinhaltet. 

Attraktiv und wirklich sehenswert ist das 
zweite Sammelgebiet von Harald Pohl, 
denn neben Briefmarken sammelt er auch 
Florians-Darstellungen in allen Variationen. 
Diesem Hobby ist ein weiterer Raum seiner 
Wohnung gewidmet, dessen Wände über 
70 Motive des Schutzpatrons der Feuer­
wehr zieren. Da hängen und stehen Statu­
en und Wandteller, GuBplatten und Bleibil­
der, Teppiche und Mosaike, Kerzen und 
Gläser. Bunt und einfarbig, aus Holz und 
Stein, aus Stoff und Glas blickt der Heilige 
von Wänden und Regalen. 

Daß Harald Pohl neben diesen beiden gro­
ßen Sammlungen auch noch über Samm­
lungen von Urkunden, Medaillen, Feuer­
wehrheimen und Modellautos verfügt, ver­
wundert fast nicht mehr. Zu seiner Sam­
melIeidenschaft meint er: "Wer einmal mit 
dem Sammeln begonnen hat, kommt nicht 
mehr davon los." - Was sicherlich auch für 
die übrigen Mitglieder der Sammlergilde 
"St. Florian" voll zutrifft. 

- cl-
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Sprechfunker-Ausbildung an der Katastrophenschutzschule 
des Landes NRW in Wesel 

Iminer wieder Training 
für das ,,5prachrohr" 
des ZUgführel'S 

TheOrie und Praxis werden den Lehrgangsteilnehmern in einer Woche 
vermittelt I Weitere Fortbi ldung ist von großer Bedeutung 
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Lehrgangsleiter Ger­
hard Bergmann rührt 
die Teilnehmer ein In 
die gesetzlichen 
Grundlagen des Kata­
strophenschutzes und 
Insbesondere des 
Fernmeldedienstes. 

Mit Kopl-Sprech-G. 
schlrr ausgestattet 
unternehmen die Teil­
nehmer an der Funk­
simulationsanlage Im 
Unterrichtsraum erste 
"Gehversuche" Im 
Sprechfunken. 

"Kater Schule Wesel19 von Kater Schu le 
Wesel 18, Anmeldung, kommen! " Es ist 
still im Unterrichtsraum 6 der Katastro­
phenschutzschule Nordrhein-Westfalen in 
Wesel. 20 Lehrgangstei lnehmer mit Kopf­
Sprech-Geschirr konzentrieren sich auf die 
Durchsagen, warten, ob sie aufgefordert 
werden, sich in den Sprechfunkverkehrs­
kreis anzumelden. 

Die Männer sitzen hier, weil sie als Sprech­
funker im Katastrophenschutz bei den ver­
schiedenen Einheiten vorgesehen sind. 
Und da man das Sprechfunken nicht von 
heute auf morgen erlernt, halten sie sich 
eine Woche lang an der Schule auf im 
" Ausbildungslehrgang für Sprechfunker 
aller Fachdienste (ohne Fernmelde­
dienst)" . 

Theorie zu Beginn 
des Lehrgangs 

Bevor die Lehrgangsteilnehmer in die Pra­
xis einsteigen, müssen sie sich in den 
ersten Tagen mit trockener, aber wichtiger 
Theorie auseinandersetzen . Da geht es 
z. B. um Aufgaben und Organisation des 
Fernmeldedienstes, um Verschwiegen­
heitspflicht, um den Funkbetriebsdienst, 
den Einsatz der Funkgeräte, um Einsatzun­
terlagen, Funkgerätetechnik oder Wartung 
und Pflege von Funkanlagen. "Am Montag 
und Dienstag die Theorie - das ist schon 
ein dicker Brocken für einen , der nicht 
gewohnt ist, sich mit theoretischen Gedan­
ken zu befassen " - so Lehrgangsleiter 
Gerhard Bergmann. Gemeinsam mit sei­
nem Ausbilder Rudi Schürer und Geräte­
wart Bernhard Antony führt er die meist 
jüngeren Lehrgangsteilnehmer bis zur Prü­
fung am Ende der Woche. 

"Sprachrohr" des Zugführers 

Die Zugtrupps in den KatS-Einheiten sind 
mit einem Sprechfunkgerät ausgestattet. 
Für die Führungskräfte findet auf Landes­
ebene ein Sonderlehrgang " Fernmelde­
dienst für Unterführer und Führeranwärter 
aller Fachdienste (ohne Fm)" statt, der für 
die Laufbahn zum Einheitsführer obligato­
risch ist. 

Jeder Zugführer hat aber sein " Sprach­
rohr" in Gestalt des Helfers, der seine 
Verwendung als Sprechfunker findet. Und 
für diese Sprechfunker wird der Ausbil­
dungslehrgang durchgeführt, der mit einer 
praktischen Prüfung in Form einer Übung 
und einer schrift lichen Lernerfolgskontrolle 
abschl ießt. 

Besonderes Augenmerk wird bei diesem 
Lehrgang aber auf die Praxis gelegt: "Ko­
gnitiv alleine geht's nicht" - so Bergmann. 
"Wenn ich ein Fachbuch lese, bin ich noch 
lange kein Handwerker. Die Übung ist 
wichtig. " 



Ziele und Voraussetzungen 

Wichtig ist das Sprechfunken für den ge­
samten Katastrophenschutz. Oft treten 
z. B. bei Übungen große Probleme auf, weil 
die Funkdisziplin mißachtet wurde, weil Re­
geln beim Sprechfunken nicht eingehalten 
wurden oder - ganz schlicht - weil man 
sich unverständlich ausdrückte. All das 
muß erlernt und train iert werden. 

Das " Beherrschen der Abwicklung des 
Sprechfunkverkehrs sowie der Handha­
bung und Bedienung der Sprechfunkgerä­
te eines Zuges " ist denn auch das erklärte 
Ziel dieses Lehrgangs an der Landeskata­
strophenschutzschule. 

Als Voraussetzung wird von den Teilneh­
mern erwartet, daß sie die Vollausbildung 
des eigenen Fachdienstes abgeschlossen 
haben, daß sie eine gute Auffassungsgabe 
haben sowie über rasches und wendiges 
Denken verfügen. 

"Das Denken ausschalten" 

"Die hyperkollaptische Domino-Hexamul­
si on apokall iert die uniprofierten Kalloma­
tusen ." Ratlos bl ickt der Tei lnehmer in die 
Runde ob dieser unverständlichen Nach­
richt, die er weiterzugeben hat. Er hat sie so 
weiterzugeben, daß sein Funkpartner sie 
notieren kann. 

"Das Denken über den Inhalt müssen Sie 
ausschalten ", erklärt Gerhard Bergmann. 
"Es geht ausschl ießlich um die Weitergabe 
und nicht um die Interpretation." Also be­
ginnt der Lehrgangstei lnehmer das Gewirr 
auseinanderzuflechten , indem er die 
schwierigen Worte nach der einheitlichen 
nationalen Buchstabiertafel spricht: A wie 
Anton , CH wie Charlotte, Sch wie Schule 
o.ä. 

" Dumm stellen " heißt die Devise. Das 
bedeutet im Klartext: die Nachricht so ab­
setzen, wie sie auf dem Vordruck steht, 
ohne Ergänzungen, Weglassungen oder 
Veränderungen. 

Weitere Übungen folgen, jeder der 20 
Lehrgangsteil nehmer kommt mehrmals an 
die Reihe. Lehrgangsleiter Bergmann hat 
die Möglichkeit, bei Fehlern sofort korrigie­
rend sich einzuschalten und so lange trai­
nieren zu lassen, bis die Durchsage korrekt 
und verständlich ist. 

Aufgaben des Sprechfunkers 

Über ihre Verwendung im Katastrophen­
schutz als Sprechfunker müssen sich die 
Lehrgangsteilnehmer Klarheit verschaffen. 
Dazu verweist Bergmann auf die Aufgaben 
des Sprechfunkers (SprFu): 

"Der Sprechfunker untersteht dem Führer 

Blick auf den Fahr­
zeugpark: Gleich geht 
es hinaus In die 
Praxis. 

derjenigen Teileinheit, zu deren Ausstat­
tung die Sprechfunkanlage gehört. Fach­
lich untersteht er der BetriebSleitung des 
Funkverkehrskreises. 

In der Einsatzvorbereitung bzw. im Einsatz 
hat der Sprechfunker insbesondere folgen­
de Aufgaben : 

Er 

- ist für den ordnungsgemäßen Betrieb 
und die vorschriftsmäßige Benutzung der 
Sprechfunkanlage verantwortlich, 

- stellt die ständige Erreichbarkeit seiner 
Einheit/Teileinheit über Funk und ggl. über 
Fernsprecher sicher, 

- meldet jede Veränderung der fernmel­
demäßigen Erreichbarkeit seiner Einheit! 
Teileinheit der übergeordneten Führungs­
steile 

- setzt Nachrichten ab, nimmt sie auf und 
leitet sie weiter 

- führt die für den Sprechfunkbetrieb er­
forderlichen Unterlagen, 

- wartet und pflegt die Sprechfunkanlage 
und veranlaßt bei Gerätestörungen die 
Wiederherstellung der Anlage." 

Unzufrieden mit Ausbildung 
am Standort 

Grundsätzliches wird im Lehrgang auch 
erörtert, vieles aus der Standortausbildung 
muß wiederholt respektive vertieft werden. 
So wird z. B. der Zusammenhang zwischen 
der Katastrophenschutzleitung, der Ab­
schnittsführung, der Technischen Einsatz­
leitung und den Einheiten erklärt. 

Zum Teil wissen die Lehrgangsteilnehmer 
nicht, daß sich hinter den Buchstaben HVB 
die Abkürzung für den Hauptverwaltungs­
beamten verbirgt. " Wir machen leider oft 
die Erfahrung , daß die Teilnahmevoraus­
setzung faktisch nicht erfüllt wird . Am 
Standort wird die Ausbildung oft nicht im 
erforderlichen Maß betrieben " - so Lehr­
gangsleiter Bergmann. 

Im Klartext bedeutet das, daß an der Kata­
strophenschutzschule NRW in Wesel zu­
nächst ein Einblick in die Grundbegriffe, 
z. B. Kartenkunde, taktische Zeichen, ge­
geben werden muß, damit der Ausbil­
dungsstand der Lehrgangsteilnehmer auf 
gleichem Niveau liegt. Für das Vertiefen 
der Kartenkunde gibt es auch einen greif­
baren Anreiz: Während der praktischen 
Ausbildung müssen die Verpflegungs­
punkte nach vorgegebenen Koordinaten 
aufgesucht werden. 

Die oft mangelnde Ausbildung auf 
Standortebene ist das eine, die wenigen 
Übungs- und somit Vertiefungsmöglichkei­
ten des erworbenen Wissens sind das an: 
dere Problem. Haben die Lehrgangstei l­
nehmer z. B. ihre Prüfung für den Sprech­
funker an der Schule bestanden, so " liegt 
zwischen den weiteren Lehrgängen oder 
Übungsmöglichkeiten vor Ort ein Loch " -
so kommentiert eine Lehrkraft der Schule. 

Mit dem Fachwissen und auch praktischen 
Erfahrungen ausgestattet gehen die 
Sprechfunker zurück zu ihrer Einheit, wo 
oft keine Übungsmöglichkeit besteht. 
"Und gerade beim Sprechfunken muß im­
mer wieder train iert werden, damit man in 

Oer anzufahrende Standort muß mittels Koordi­
naten auf der Karte ermittelt werden. 
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der Materie bleibt . Wir haben Teilnehmer 
gehabt, die vor drei Jahren ihre Sprechfun­
kerausbildung In Wesel absolviert haben. 
Die kommen heute wieder und haben alles 
vergessen. Vor Ort haben sie nie üben 
können " - so Bergmann. 

Schwerpunkt: Praxis 

Im Unterricht geht es weiter. Man kommt zu 
den Nachrichtenarten wie Gespräch, 
Durchsage und Spruch, behandelt die Vor­
rangstufen wie einfach, sofort, blitz und 
staatsnot; letzteres bleibt grundsätzlich 
der Regierungsebene vorbehalten. 

Weiter geht es zu den notwendigen Be-
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Manche müssen vom 
Belfahrerslu 8US das 
Sprechfunkgerät be­
dienen .. . 

.. . andere finden zu­
mindest während der 
Ausbildung am Tisch 
Im Wagenlnnern Ihren 
Platz. 

triebsuntertagen : Funkplan, FernmeIde­
skizze, Betriebsanleitung, die DV 810.3, 
Betriebsbuch, Quittungsbuch, Vor­
drucke ... 

Der Count-down läuft: Es geht in die prakti­
sche Übung. Jeweils zu zweit fahren die 
Übungsteilnehmer heraus aufs Land , su­
chen ihre Standorte nach vorgegebenen 
Koordinaten und dann beginn!'s : "Kater 
Schule Wesel 53/02 von Kater Schule We­
sei 90/02, Durchsage, kommen!" Kater 
Schule Wesel 53/02 meldet sich ord­
nungsgemäß; dahinter verbirgt sich fiktiv 
die DekonGrP des 2. ABC-Zuges. 

Durchsagen, vorher als Nachrichtenpaket 
im Unterrichtsraum mit den Betriebsunter­
lagen aufgeteilt, werden abgesetzt und von 

In der Funkstelle In 
der K.ta.trophen­
schutzachule: Gerhard 
Bergmann gibt den 
Teilnehmern draußen 
über Funk genaue An­
weisungen. 

(Fotos: Boeken) 

dem Empfänger aufgenommen und nie­
dergeschrieben. Gerhard Bergmann sitzt 
in der Fm-Zentrale in der Schule und über­
prüft die Richtigkeit der Durchsagen, hier 
und da schaltet er sich ein, wenn er korri­
gieren oder auf FunkdiszIplin hinweisen 
möchte. 

In einem Areal von rund 20 bis 30 Kilometer 
befinden sich nun die Lehrgangsteilneh­
mer. "Jede Übung muß auf den Personen­
kreis maßgeschneidert sein", erklärt Berg­
mann, der am Abend nach der Übung die 
notierten Durchsagen kontrolliert und 
überprüft, ob sie dem Inhalt entsprechen, 
den der Sprechfunker abzusetzen hatte. 
Da tauchen dann schon einmal Fehler auf, 
die auf Undeutlichkeit beim Sprechen hin­
weisen. Sollte es "Steinbruchgebiet " hei­
ßen, so ist das Wort als • Deichbruchge­
biet" angekommen. Aus . 2 Schichten " 
werden "Freischichten " und die • Stopp­
straße" wird zur " Stoffstraße" . 

In der Aussprache am nächsten Morgen im 
Unterrichtsraum werden die Lehrgangsteil ­
nehmer erneut darauf hingewiesen: Immer 
bei etwas schwierigen Wörtern buchsta­
bieren . 

"Fortbildung ist angebracht" 

Am letzten Lehrgangstag schließlich erfolgt 
noch eine schriftliche Prüfung . Hier wird 
gefragt nach gesetzliChen Grundlagen und 
taktischem Grundwissen, hier sollen takti­
sche Zeichen erklärt oder die wicht igsten 
Bedienungselemente des Sprechfunkge­
rätes benannt werden. 

Der Lehrgangsleiter geht aber nicht alleine 
vom Ergebnis der schriftlichen Prüfung in 
seiner Beurteilung vor, ob der Teilnehmer 
als Sprechfunker nach Hause fahren kann. 
Bergmann verschafft sich gemeinsam mit 
seinen Kollegen während der gesamten 
Woche einen Eindruck von den persönli­
chen Leistungen. 

Drei Teilnehmer aus dem Lehrgang , den 
das "Zivilschutz-Magazin" begleitete , ha­
ben ihren Abschluß diesmal nicht ge­
schafft, wegen ihrer grundsätzl ichen Eig­
nung zum Sprechfunker aber eine Empfeh­
lung erhalten, nach Vertiefung und Festi­
gung ihrer bisherigen Kenntnisse diesen 
Lehrgang zu Wiederholen. 

Das eigentliche Problem sieht Lehrgangs­
leiter Bergmann jedoch woanders : . Nach 
dem Lehrgang haben wir keine Möglich­
keit , den Teilnehmer noch einmal zu se­
hen. Das ist das Dilemma. Fragen zum 
Thema tauchen immer wieder auf und die 
müßten besprochen werden. Eine Fortbil­
dung wäre angebracht unter Einbeziehung 
der Erfahrungen, die der Tei lnehmer zwi­
schenzeitlich vor Ort gemacht hat. Wenn er 
keine Erfahrungen gemacht hat, ist es um 
so besser, daß er erneut kommt." boe 



7. Internationale Fachtagung der Hanns-Se idel-Stiftung 

,,zivilschutz -
Herausfordelungen 
Antworten für die Zukunft" 

Staatssekretär a. D. Dr. Fröhlich und Staatssekretär Dr. Rosenbauer referierten über die 
Zivilschutz-Problematik 

Dr, Siegfried Fröhlich, bis zu seiner 
kürzlich erfolgten Pensionierung 
Staatssekretär im Bundesministe­
rium des Innern, und Dr, Heinz Ro­
senbauer, Staatssekretär im Bayeri­
sehen Staatsministerium des In­
nern, waren zwei der insgesamt 

Dr. Fröhlich: 

zehn namhaften Referenten, die an­
läßlich der 7, Internationalen Zivil­
schutzfachtagung in Stockholm 
zum Thema "Zivilschutz - Heraus­
forderung der Gegenwart - Ant­
worten für die Zukunft" sprachen, 
Veranstalter der Fachtagung war 

Die Mit. Mirger von der 
Notwendigkeit übelrzeugen 

"Probleme der Sicherheitspolitik, in der 
Vergangenheit überwiegend eine Domäne 
außen- und militärpolitischer Experten, 
sind in der Bundesrepublik Deutschland 
mit dem Aufkommen der ,Friedensbewe­
gung ' zu heißen Themen der Innenpolitik 
geworden und werden - oh zu Lasten der 

Sachlichkeit - mit großer Intensität und 
Emotionalität diskutiert: Ich erinnere an die 
hehigen Debatten um die Durchführung 
des NATO-Doppelbeschlusses oder an die 
z. Z. geführte Diskussion um die Beteil i­
gung am sog . SDI-Forschungsprogramm 
der USA. Daß die Sicherheits pol itik des 

das Institut für Auswärtige Bezie­
hungen der Hanns-Seidel-Stiftung, 
München, 

Im folgenden werden die Ausfüh­
rungen der beiden erwähnten Refe­
renten im Wortlauf wiedergegeben, 

westl ichen Bündnisses auf allen Feldern 
angegriffen wird, versteht sich von selbst. 

Zivilschutz ist die defensivste 
Komponente der Sicherheits­
politik 

Schwieriger und differenzierter ist die Moti­
vation der innenpolitischen Gegner der 
westl ichen Verteidigungsdoktrin. Auch der 
Zivi lschutz - die defensivste Komponente 
der Sicherheitspol itik, die man sich vorstel­
len kann - ist Ziel hehiger Kampagnen aus 
dem sogenannten Friedenslager, die Sinn 
und Berechtigung des Zivilschutzes in Fra­
ge stellen . Beispielhaft nenne ich die Kam­
pagnen der .Arzte gegen den Atomtod' und 
die sog. ,Friedensinitiative gegen den Bau 
von Schutzbunkern für Atomangriffe '. 

Die Bundesregierung hat demgegenüber 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit auf 
ihre Verantwortung hingewiesen, Vorsorge 
für den Schutz der Bevölkerung für den Fall 
eines bewaffneten Angriffs zu treffen, so­
lange die Möglichkeit einer solchen Bedro­
hung nicht ausgeschlossen werden kann. 
Sinn und Möglichkeiten des Zivilschutzes 
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müssen offensiv und argumentativ vertre­
ten werden, um die Verantwortung für die 
partnerschaft iich von Staat und Bürgern 
gemeinsam zu erfüllenden Aufgaben im 
Zivilschutz deutlich zu machen. 

Zivilschutz ist eine 
humanitäre Verpflichtung 

Unter diesem Aspekt möchte ich mich zum 
Thema ,Bedeutung des Zivilschutzes im 
Rahmen der geltenden Verteidigungsdok­
trin' auch vor diesem Auditorium äußern. 
Ich möchte zuerst zu der Frage Stellung 
nehmen: Was verstehen wir in der Bundes­
republik Deutschland unter Zivilschutz? 

Nach der auch gesetzlich verankerten Sy­
stematik ist Zivilschutz die humanitäre ver­
bindliche Verpflichtung des Staates, die 
Bürger vor drohenden Gefahren ,n allen 
Katastrophen zu schützen und die Voraus­
setzungen für die Bewahrung menschli­
chen Lebens zu schaffen. Dabei weist un­
sere Verfassung die Vorsorge für fr edens­
mäßige Katastrophenfälle den Bundeslän­
dern zu, den Zivilschutz für den Verteidi­
gungsfall dem Bund. 

Bund und Länder haben auf dieser Grund­
lage ein wirksames, einheitliches, sich ge­
genseit ig ergänzendes Hilfeleistungssy­
stem für den Zivil- und Katastrophenschutz 
geschaffen. Diese pOlitische wie rechtliche 
Grundsatzentscheidung, die vom Bund be­
reits im Jahre 1968 mit dem Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
getroffen wurde, bedeutet, daß heute Ein­
heiten und Ausrüstung des Zivilschutzes 
auch dem Katastrophenschutz der Länder 
im Frieden zur Verfügung stehen. Sie be­
deutet andererseits auch den Einsatz sämt­
licher für Katastrophenfälle in Bund und 
Ländern vorhandenen Einheiten in einem 
bewaffneten Konflikt. 

Zivilschutz ist somit eine tragende Säule 
des Katastrophenschutzes im Frieden. Im­
mer wieder erfolgt der Einsatz des Zivil­
und Katastrophenschutzes, um Nalurkata­
strophen und die Gefahren unserer tech­
nologisch-industriell hoch entwickelten 
Gesellschaft zu bekämpfen. Denken Sie 
z. B. an Chemieunfälle, Hochwasser- oder 
Schnee katastrophen, Explosionen, Ölver­
schmutzungen, Brände, Verkehrsunfälle. 
Mit dieser Hinwendung auf die Unglücks­
fälle und Katastrophen des Alltags wird der 
gewollt friedensmäßige Bezug unseres 
einheitlichen Zivil-Katastrophenschutzsy­
stems und die vorrangige Bedeutung der 
Friedensnützlichkeit dieses Systems deut­
lich. 

Insoweit besteht ein deutlicher Kontrast 
etwa zur Organiation und Blickrichtung des 
Zivilschutzes in der DDR, wo im Gesetz 
über die Zivilverteidigung der DDR vom 
16. September 1970 in § 1 Abs. 3 gesagt 
ist: ,Die Zivilverteidigung hat gleichzeitig 
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den Katastrophenschutz zu gewährlei­
sten.' Dies stellt klar, daß der Katastro­
phenschutz in der DDR unter dem Primat 
der Zivilverteid igung und des Militärs steht. 

Zivilschutz und Friedens­
politik 

Nach einer 40jährigen Periode des Frie­
dens in Mitteleuropa haben manche unse­
rer Mitbürger Schwierigkeiten, die Bedeu­
tung des Zivilschutzes im Rahmen einer 
auf Friedenssicherung gerichteten Politik 
richtig einzuschätzen. Gerade die jüngere 
Generation fragt verstärkt nach der ethisch 
begründeten Zulässigkeit der gesamten 
Verteidigungspolitik und damit auch nach 
der Rechtfertigung für den Zivilschutz. 

Aus diesen Reihen hört man mitunter das 
Argument, ZIvilschutzmaßnahmen er­
weckten den falschen Schein der Be­
herrschbarkeit kriegerischer, gar atomarer 
Katastrophen und senkten damit die 
Hemmschwelle einer militärischen Option. 
Dazu ist zu sagen, daß noch nie verant­
wortliche Politiker behauptet haben, daß 
der Zivilschutz die Friedenspolitik ersetzen 
könne. 

Gerade die heutige Bundesregierung hat 
immer wieder betont, daß eine aktive Frie­
dens- und Sicherheitspolitik die unverrück­
bare Leitlinie ihrer gesamten außenpoliti­
schen Bemühungen ist. 

Alle wollen den Frieden 

Alle wollen den Frieden, und selbstver­
ständlich ist Friedenspolitik der beste 
Schutz für unsere Bevölkerung. Die Bun­
desrepublik Deutschland hat im Grundge­
setz jeden Angriffskrieg ausgeschlossen. 
Gewalt ist für uns kein Mittel der Politik. 

Legitim und ethisch gerechtfertigt, ja gebo­
ten, ist es aber, sich gegen fremde Gewalt 
zu schützen. Die Diskussion geht eigent­
lich darum, auf welchem Wege der Frieden 
am besten gewährleistet werden kann. Ei­
ne nicht zu leugnende Tatsache jedenfalls 
ist, daß uns in Europa auf dem Gebiet des 
Warschauer Paktes eine zahlenmäßig dem 
westlichen Potential überlegene Truppen­
ansammlung mit entsprechendem Waffen­
arsenal gegenübersteht. Wir müssen diese 
Tatsache zur Kenntnis nehmen. 

Bei der internationalen Verflechtung und 
der Existenz von Supermächten mit der 
Fähigkeit zur globalen Kriegsführung und 
der geographischen Lage der Bundesre­
publik hängt es nicht von uns ab, ob der 
Frieden erhalten bleibt, wie es die Frie­
densbewegung suggerieren möchte. 
Welch ein Irrtum! Müssen nicht sogar neu­
tra le Staaten wie Schweden oder die 
Schweiz, die ihren Friedenswillen immer 

wieder dokumentieren, eine Armee unter­
halten und aufwendige Schutzmaßnahmen 
für die Bevölkerung treffen für den Fall, daß 
sie trotz ihrer Friedfertigkeit angegriffen 
werden? 

Es liegt auf der Hand, daß für ein Land in der 
besonders exponierten militär-geographi­
schen Lage, in der sich die Bundesrepublik 
Deutschland befindet, nichts anderes gei­
ten kann : Unbeirrbare Friedenspolitik und 
humanitärer Zivilschutz erfüllen die ethi­
schen und moralischen Anforderungen, 
die in unserer Zeit an die Politiker gestellt 
werden. Für beide politischen Zielsetzun­
gen ist der Mensch das Zentrum und Maß 
aller Bemühungen. 

Zivilschutz und geltende 
Verteidigungsdoktrin 

Der Zivilschutz, der Leben vor den Auswir­
kungen bewaffneter Auseinandersetzun­
gen zu schützen hat, ist in vielerlei Hinsicht 
von Verteidigungsdoktrin und Verteidi­
gungsstrategie abhängig. 

Die Bundesregierung hat In ihren Stellung­
nahmen zu den Grundprinzipien unserer 
Verteidigungspolitik immer wieder darauf 
hingewiesen, daß sie sich mit ihren Bünd­
nispartnern in der NATO in folgenden 
Punkten einig ist: 

• Die Strategie der flexiblen Reaktion muß 
für das Bündnis unverändert wirksam blei­
ben, solange es keine für das Ziel der 
Kriegsverhütung wirksame Alternative gibt. 

Dies bedeutet Im einzelnen: 

• NATO und Bundeswehr dienen aus­
schließlich der Verteidigung, der Bewah­
rung des Friedens in Freiheit. Sie werden 
nie den ersten Schuß abgeben. 

• Es gilt das Prinzip der Vorwärtsverteidi­
gung. Eigenes Gelände soll nicht aufgege­
ben werden. Andererseits ist nicht beab­
sichtigt, ostwärts der bestehenden Gren­
zen Gebiete zu gewinnen. 

• Dem potentiellen Angreifer soll vor Au­
gen geführt werden, daß er im Falle eines 
Angriffs wegen unserer Verteidigungs­
möglichkeiten und unseres Verteidigungs­
willens ein nicht kalkulierbares Risiko für 
seine eigene Existenz eingeht. 

Diese Doktrin hat sich seit Jahren nicht 
verändert. Sie ist eine reine Verteidigungs­
strategie. 

Die logistische Ausstattung der Bundes­
wehr ist auf den defensiven Kampfauftrag 
ausgerichtet, für einen Angriffskrieg wäre 
sie nicht geeignet. 

Demgegenüber geht die Militärstrategie 
des Ostblocks von einem Drang nach 
Überlegenheit, vom Angriff sowie der Er­
oberung fremden Territoriums aus. Dem 
entspricht eine hohe offensive Operatlons-



fähigkeit der Streitkräfte des Warschauer 
Pakts. 

In der Sowjetischen Militär-Enzyklopädie, 
Moskau 1979, Bd. 7, S. 555 heißt es: ,Die 
strategische Offensive ist ein Angriff im 
strategischen Maßstab, sie ist die Haupt­
form militärischer Handlungen der Streit­
kräfte . .. Der strategische Angriff zielt auf 
die Zerschlagung der strategischen Kräfte­
gruppierung des Gegners, die zur Einnah­
me strategisch wicht iger Gebiete seines 
Territoriums führt.' 

So ist es kein Zufall, daß die Streitkräfte des 
Warschauer Pakts Truppenbewegungen 
auf dem Gebiete der Bundesrepublik, der 
Niederlande usw. manövermäßig simulie­
ren. Nach bestätigten Erkenntnissen bilden 
die WP-Streitkräfte spezielle Eliteeinhei­
ten, die als NATO-Soldaten oder als West­
bürger getarnt im Vorfeld etwaiger bewaff­
neter Auseinandersetzungen zentrale, zi­
vile und militärische Objekte in den NATO­
Staaten angreifen sollen. 

Aus dieser Sachlage ergibt sich logischer­
weise, daß der Zivilschutz im Rahmen der 
geltenden Verteidigungsdoktrin unver­
zichtbar ist. 

Änderungen durch SDI? 

Was ändert sich an der Doktrin der NATO 
und unserer Verteidigungsstrategie - auch 
in bezug auf den Zivilschutz - durch die 
Überlegungen zu SDI? 

Mit SDI sollen die technischen Vorausset­
zungen geschaffen werden, gegebenen­
falls ein defensives Raketenabwehrsystem 
als Gegengewicht zur Raketenüberlegen­
heit der UdSSR zu installieren, mit dem 
Ziel, bereits den Erstschlag eines Angrei­
fers abwehren zu können. Das wäre die 
Voraussetzung dafür, die atomare Balance 
und die atomare Rüstungsspirale, auf der 
der Frieden zur Zeit maßgeblich beruht, zu 
üb~rwinden . 

Keiner der hier Anwesenden vermag mit 
Sicherheit auszuschließen, daß der Ost­
block infolge seiner konventionellen Über­
legenheit die Gelegenheit zu einem Angriff 
unterhalb der atomaren Schwelle sucht. 

Ob SDI im übrigen technisch geeignet ist, 
uns auch vor den sowjetischen Kurzstrek­
kenraketen zu schützen, die im grenzna­
hen Raum der DDR und CSSR stationiert 
sind, bleibt frag lich. 

Auch unter den Aspekten zu SDI behält 
also der Zivi lschutz seinen Sinn, als huma­
nitäre Vorsorge für den Fall eines sicherl ich 
derzeit äußerst unwahrscheinlichen, aber 
eben nicht auszuschließenden Angriffs. 

Gegner des Zivilschutzes wenden sich ge­
gen die Prinzipien der geltenden Friedens­
und Sicherheitspolitik der Bundesregie­
rung u. a. mit dem Argument, daß allein 

einseitiger Verzicht auf Waffen, insbeson­
dere der Verzicht auf den Einsatz von 
Atomwaffen, den Frieden in Mitteleuropa 
garantieren könne und damit auch den 
Zivilschutz überflüssig mache. Dem ist ent­
gegenzuhalten, daß der Frieden in Europa 
weniger durch das Rüsten als vielmehr 
durch militärische Ungleichgewichte be­
droht wäre, die dazu einladen könnten, 
pol itische Ziele mit militärischen Mitteln 
durchzusetzen. In dieser Einschätzung 
sind sich fast alle Politiker und Abrüstungs­
experten der Bundesrepublik Deutschland 
einig . 

Der sowjetische ,Drang nach Westen' ist 
ungebrochen. Die sowjetische Hochrü­
stung hält an. Aufschlußreich ist dabei die 
Kräfteverteilung bereits im Frieden. Sie 
macht deutlich, daß Europa mit einer ,Zu­
teilung' von zwei Dritteln der Streitkräfte 
nach wie vor im Mittelpunkt aller strategi­
schen Überlegungen der Sowjetunion 
steht. 

Zivilschutz unterstreicht 
Ernsthaftigkeit der 
Verteidigungsabsicht 

Das Nordatlantische Bündnis und sein Ver­
teidigungskonzept haben sich bisher als 
Friedensgarantie bewährt. Die Glaubwür­
digkeit der nuklearen Schutzgarantie der 
USA für Westeuropa ist die Voraussetzung 
für die Verhinderung eines konventionellen 
wie auch eines atomaren Krieges in Euro­
pa. Jede Beeinträchtigung dieser Glaub­
würdigkeit hinsichtlich der Verteidigungs­
fähigkeit oder des Verteidigungswillens 
durch einseitige Maßnahmen des Verzichts 
oder Maßnahmen außerhalb eines ausge­
wogenen Gleichgewichts gefährdet die 
sensible Basis des Friedens. 

Parallele Überlegungen lassen sich auf Be­
deutung und Stellung des Zivilschutzes im 
Verteidigungskonzept übertragen. Zivil­
schutz unterstreicht die Ernsthaftigkeit un­
serer Verteidigungsabsicht und ist zugleich 
verantwortungsbewußte Vorsorge für den 
Fall, daß ein Gegner den Frieden bricht. Wir 
wollen deutlich machen, daß Freiheit und 
Leben, Hab und Gut unserer Mitbürger 
verteidigt werden . Der Behauptungswille 
unserer Bürger manifestiert sich in der 
Praktizierung des Selbstschutzes und an­
derer notwendiger Zivilschutzvorkehrun­
gen. Die Herausforderung, unsere fre iheit­
liche demokratische Lebensordnung zu 
verteidigen, bedarf einer überzeugenden 
umfassenden Antwort, die sich nicht auf 
militärische Maßnahmen beschränken darf. 

Die Verteidigung unseres Landes im Sinne 
der ,wehrhaften Demokratie nach außen' 
beginnt mit dem bewußten Eintreten für die 
Erhaltung der freiheitlichen Lebensord­
nung des Westens. Dieses Postulat aufzu­
stellen, heißt allerdings nicht, daß das der-

zeit Erreichte den Notwendigkeiten bereits 
entspricht. Es bleibt noch viel zu tun. 

Neuerdings wird aus den Reihen der ,Frie­
densinitiative' eine als sog. ,soziale Vertei­
digung' plakatierte Verteidigungsstrategie 
propagiert. Sie geht davon aus, daß im Falle 
der widerstandslosen Besetzung unseres 
Territoriums die Macht der Besetzer durch 
Verweigerungshaltung der Bevölkerung 
gebrochen werden könne. Diese signali­
sierte ,Unverdaulichkeit' könne ebenfalls 
Abschreckung bewirken , sagen jene. 

Wer Zivilschutz ablehnt, 
ist Opfer einer Utopie 

Ich halte dies für eine Utopie, die von den 
Erfahrungen der jüngsten Geschichte wi­
derlegt wird. Wer unsere maßvollen Vertei­
digungsanstrengungen, den Zivilschutz 
und die dazugehörige Eigenvorsorge ab­
lehnt und vernachlässigt, weil er glaubt, 
durch alternative, einseitig nachgiebige 
Verteidigungskonzepte dem Frieden die­
nen zu können, ist Opfer einer Illusion. 
Auch die Berufung mancher Christen auf 
die Bergpredigt macht die Argumenta~on 
derjenigen, die für einseitigen Verzicht auf 
Verteidigungsbereitschaft sind, nicht unbe­
denklicher. Der Bergpredigt kann nur eine 
vom Gewissen des einzelnen und nur für 
seine Person zutreffende Entscheidung 
zur Gewaltlosigkeit entnommen werden. 

Der Christ, der sich für seine Person ent­
scheidet, Gewalt hinzunehmen und Un­
recht widerstandslos zu dulden, kann sich 
gewiß auf die Bergpredigt berufen. Aber 
eine ganz andere Frage ist es doch, ob 
derjenige, der für andere Verantwortung 
trägt, diese schutzlos der Gewalt überant­
worten darf oder ob es nicht gerade seine 
christliche Pflicht ist, die ihm Anvertrauen 
vor Gefahr, vor Unrecht, vor Gewalt oder 
vor Aggression zu schützen. 

Erst die feste Gewißheit, daß es nie wieder 
einen bewaffneten Konfl ikt geben könnte, 
würde die Aufgabe ,Zivilschutz ' entfal len 
lassen. Bis dahin muß die humanitäre Auf­
gabe des Zivilschutzes wahrgenommen 
werden als eine elementare Pflicht eines 
Staatswesens, aber auch als Selbstverant­
wortung des einzelnen zur Eigenvorsorge 
für sich und seine Familie. 

Der Weg zu einer neuen Sicherheit in 
Frieden und Freiheit außerhalb der gegen­
seit igen Abschreckung kann nur in dem 
gemeinsamen Bemühen zwischen Ost und 
West um Abrüstung liegen. 

Die Sicherheit des Friedens muß auf die­
sem Wege mit immer weniger Waffen mög­
lich werden. 

Die Bundesregierung hebt in dem jüngst 
veröffentlichten Weißbuch 1985 zur Lage 
und Entwicklung der Bundeswehr ihre be­
sondere Verantwortung für die Mitwirkung 
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an der Erhaltung und Festigung des Frie­
dens hervor und stellt dort fest: ,Die Militär­
stärke allein kann keine friedliche Zukunft 
garantieren. Deshalb bleiben Dialog, Zu­
sammenarbeit sowie RüstungskontrOlle 
und Abrüstung auf der Grundlage gesi­
cherter Abschreckungs- und Verteidi­
gungsfähigkeit Bestandteil der Sicher­
heitspolitik im Bündnis. Die Bundesregie­
rung nützt jede ernsthafte Möglichkeit, um 
Sicherheit für alle mit immer weniger Waf­
fen zu schaffen, um der Hoffnung der Men­
schen auf eine von weniger Spannungen 
geprägte und weniger gerüstete Welt Gel­
tung zu verleihen.' 

Genf gibt dafür die entscheidende Rich­
tung an. Die am 12. März 1985 aufgenom­
menen amerikanisch-sowjetischen Ver­
handlungen bestätigen das von der Bun­
desregierung nachdrücklich vertretene 
Harmel-Konzept von 1967 des westlichen 
Bündnisses, das für einen konstruktiven 
Dialog und umfassende Zusammenarbeit 
auf der Grundlage gesicherter Verteidi­
gungsfähigkeit eintritt. 

Zivilschutz und die Kritik 
seiner Wirksamkeit und 
Sinnhaftigkeit 

Gegen den Zivilschutz wird oft vorgetra­
gen: Der nächste Krieg wird , wenn er 
kommt, ein totaler Krieg sein. Die Vernich­
tung allen Lebens und die Zerstörung des 
natürlichen Lebensraumes ist dann unver­
meidlich. 

Einer solchen Auffassung, es gebe nur die 
Alternative zwischen dem Friedenszu­
stand, wie wir ihn heute haben, und der 
totalen atomaren Vernichtung unseres 
Landes kann aber nicht gefolgt werden: 
Alle Sachkenner stimmen darin überein, 
daß unter den theoretisch denkbaren 
Kriegsbildern der ,Große Atomkrieg' das 
eher Unwahrscheinlichste ist. Das bedeu­
tet, daß, wenn überhaupt, Kriegsabläufe 
wahrscheinlicher wären, bei denen Zivil­
schutzmaßnahmen sehr wohllebenserhal­
tend sein können . Zivilschutz vermittle le­
diglich ein falsches Sicherheitsgefühl, wird 
von anderer Seite behauptet. Auch diese 
Ansicht ist falsch. Weder wird behauptet, 
daß es einen Schutz im Volltrefferbereich 
geben könne, noch werden Illusionen ge­
nährt, daß Zivilschutzmaßnahmen ein­
schließlich des Schutzraumbaues in einem 
flächendeckenden atomaren Schlagab­
tausch der Bevölkerung Überlebensschutz 
bieten können. 

Es ist daher eine polemische Unterstel­
lung, Zivilschutz sei in diesem Sinne psy­
chologische Vorbereitung in Richtung auf 
einen ,tührbaren' Krieg mit flächenoecken­
dem Atomwaffen-Einsatz. In keiner Ver­
lautbarung der Bundesregierung wird man 
für einen solchen Fall Beschwichtigungen 
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finden, wie sie in dem schon angeführten 
Schulbuch der DDR der 9. Klasse auf Sei­
te 11 zu lesen sind. ,Wenn wir schon mit 
dem Wahnwitz reaktionärer Kräfte rechnen 
müssen, sollten wir aber auch folgenden 
Fakt wissen: Auf einer Fläche von minde­
stens 80 % der Gesamtfläche eines Kern­
waffenwirkungsherdes ist mit realem Auf­
wand und bei richtigem Verhalten ein 
Schutz vor den Sofortwirkungsfaktoren ei­
ner Kernwaffendetonation möglich'. 

Ich meine, derartiges Kalkül ist in der Tat in 
der Nähe der Überlegungen eines führba­
ren und gewinnbaren Atomkrieges anzu­
siedeln. 

Zivilschutz: 
sinnvoll und notwendig 

Zusammenfassend kann man sagen: Die 
Bundesregierung wirbt für die Einsicht der 
Bevölkerung, daß Zivilschutz und auch 
Schutzraumbau in der gegebenen weItpoli­
tischen Situation sinnvoll und notwendig 
ist. Wenn auch der totale Atomkrieg un­
wahrscheinlich ist, so gilt es doch, Vorsor­
ge zu treffen gegen einen konventionellen 
Angriff und auch gegen den vereinzelten 
Einsatz von Atomwaffen und chemischen 
Waffen. Unbestreitbar können in einem 
solchen Fall Zivilschutzmaßnahmen - z. B. 
durch Schutzräume - Überlebenschancen 
bieten. Daher lehnt die Bundesregierung 
zu Recht die Alternative, die Bevölkerung 
auch für einen solchen Fall gänzlich 
schutzlos zu stellen, als inhuman ab. 

Nun wird gegen den Zivilschutz auch ein­
gewandt, er setze in der heutigen gesamt­
pOlitischen Situation ein falsches Zeichen 
nach außen und könne von einem poten­
tiellen Gegner als Angriffsvorbereitung 
mißverstanden werden. Schutzraumbau in 
dem bescheidenen Umfang wie er im ZSG­
Entwurf vorgesehen wird, indem allmählich 
über Jahrzehnte eine Verbesserung im 
Vergleich zu heute eintreten soll, ist wohl 
die passivste und eindeutigste Defensiv­
maßnahme, die es überhaupt gibt. Solche 
Maßnahmen bedrohen niemanden und 
noch nie haben diese Maßnahmen zum 
Schutze der Bevölkerung eine kriegeri­
sche Auseinandersetzung ausgelöst. 

Nichts spricht im übrigen dafür, ein mögli­
cher Aggressor würde sich mehr Zurück­
haltung auferlegen, wenn er auf eine unge­
schützte Zivilbevölkerung stößt. Die Erfah­
rung lehrt das Gegenteil, auch in jüngster 
Vergangenheit. Eine schutzlose Bevölke­
rung ist stets schonungslos in Mitleiden­
schaft gezogen worden. 

Zivilschutzplanung für die 
90er Jahre 

Die Planungen im Zivilschutz der letzten 
drei Jahrzehnte waren maßgeblich geprägt 

von den Vorstellungen und Erlebnissen 
des 2. Weltkrieges. In dieser Zeit hat es 
nicht nur eine stürmische technische Ent­
wicklung auf allen Gebieten gegeben. 
Auch unsere Bevölkerung ist in ihren Vor­
stellungen und Anschauungen eine andere 
geworden. Die Generation, die den Krieg 
mit Bombennächten, Hunger und Vertrei­
bung selbst erlebt hat, ist in der Minderheit. 
Die kommenden Generationen sind ge­
prägt von einer 40jährigen Friedenszeit 
und der demokratischen Entwicklung, die 
unser Staatswesen in dieser Zeit genom­
men hat. Diesen Veränderungen müssen 
und wollen wir Rechnung tragen, um die 
Akzeptanz des Zivilschutzes bei unseren 
Mitbürgern auch in Zukunft sicherzu­
stellen. 

Im Bundesministerium des Innern wurde 
daher jüngst ein Programm unter dem Mot­
to ,Zivilschutz 2000' in Angriff genommen, 
in dem die Gedanken über die zukünftige 
Entwicklung des Zivilschutzes niederge­
legt sind. 

Ziel ist es, den Zivilschulz an zukünftige, 
vorhersehbare Entwicklungen anzupas­
sen, Als Beispiel der angestrebten Neue­
rung möchte ich zunächst den Warndienst 
im Zivilschutz nennen. Das neue Konzept 
des Warndienstes sieht nicht mehr die aus­
schließliche Warnung der Bevölkerung 
durch Sirenen vor. Entsprechend den tech­
nischen Entwicklungen unserer Zeit soll 
die Bevölkerung bei konkreter Gefahr 
durch detaillierte Rundfunkdurchsagen 
über die Gefahrenlage informiert werden. 

Als weiteres Vorhaben aus dem Programm 
,Zivilschutz 2000' neben den im ZSG-Ent­
wurf angestrebten Neuerungen (z. B. Wie­
dereinführung der SChutzraumbaupflicht, 
Zivilschutzdienstpflicht etc.) möchte ich 
hier noch erwähnen, daß angestrebt wird, 
unser Gesundheitssystem zu befähigen, 
auch bei einem Massenanfall von Verletz­
ten - z. B. im Falle einer Naturkatastrophe 
oder bei Chemieunfällen - ausreichende 
medizinische Hilfe zu gewährleisten. Bis­
her ist unser Gesundheitssystem fast aus­
schließlich auf die Individualversorgung 
ausgerichtet. Die stärkere Förderung einer 
katastrophenmedizinischen Ausbildung 
und Ausstattung entspricht auch der For­
derung der Mediziner selbst, wie der Präsi­
dent der Bundesärztekammer Dr. Vilmar 
auf dem 3. Kongreß der dt. Gesellschaft für 
Katastrophenmedizin im Vormonat erst 
ausdrücklich festgestellt hat. 

Neben dem Gesetzesvorhaben zum ZSG 
bleiben also noch genug Aufgaben, die es 
umzusetzen gilt. 

Wir hoffen, damit auf vielen Gebieten des 
Zivilschutzes Konzeptionen zu erarbeiten, 
die die Mehrzahl unserer Mitbürger von der 
Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit unserer 
Arbeit auf diesem Sektor überzeugen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit." 



Dr. Rosenbauer: 

Zivilschutz zum Nulltarif? 

Der Vortrag des Staatssekretärs im Baye­
rischen Staatsministerium des Innern, 
Dr. Heinz Rosenbauer, zum Thema "Zivil­
schutz zum Nulltarif?" wird nachfolgend 
ebenfalls in vollem Wortlaut wiederge­
geben. 

"Wenn man sich mit einer so konkreten 
Materie wie dieser konfrontiert sieht, tut 
man erfahrungsgemäß gut daran, zunächst 
entscheidende Begriffe festzuzurren und 
so gewissermaßen rote Fäden auszulegen. 
Wenden wir uns darum zunächst den 
Hauptbegriffen unseres Themas zu: 

Unter Zivilschutz verstehen wir alle Maß­
nahmen, die dem Schutz der Zivilbevölke­
rung speziell vor den Gefahren eines Krie­
ges dienen, und damit also insbesondere 
die Maßnahmen zum Schutz der Bevölke­
rung vor Unglücksfällen und Friedenskata­
strophen ausklammern. Zum Zivilschutz 
zählen dabei nicht nur Vorbereitungsmaß­
nahmen des Staates, sondern auch solche, 
die der Bürger selbst im Rahmen der Ei­
genvorsorge trifft. 

Zum Thema Nulltarif soviel: Ohne jeden 
finanziellen Aufwand ist Zivilschutz-Vorbe­
reitung gar nicht möglich. Selbst die Anle­
gung eines Planes (z. B. eines Evaku­
ierungsplanes) erfordert zumindest Ver­
waltungsaufwand. Man kann allenfalls for­
dern - und sollte dies auch wo immer 
möglich tun -, daß der Staat im Rahmen 
seiner friedensmäßigen Katastrophen­
schutzvorsorge etwaige zusätzliche Erfor­
dernisse für einen Kriegsfall kostenneutral 
mitberücksichtigt, beispielweise bei der 
Organisation des Katastrophenschutzes 
oder beim Bau von Krankenhäusern (etwa 
Verlegung von künstlich beleuchteten OP­
Sälen in Kellergeschosse). Insoweit sind 
dann zusätzliche Vorbereitungsmaßnah­
men für den Zivilschutz entbehrlich, und 
damit fallen natürlich auch keine zusätzli­
chen Kosten an. Dieser Grundsatz gilt auch 
für die Eigenvorsorge der Bürger: Bei der 
Anlegung von Lebensmittelvorräten für 

den täglichen Gebrauch, zur Vorbeugung 
saisonaler Preisschwankungen oder ge­
gen Überraschungen und Notfälle im priva­
ten Bereich sollte auch die Möglichkeit 
einer Versorgungskrise, etwa im Kriegsfall, 
berücksichtigt werden. Ebenso erübrigen 
Kenntnisse in Erster Hilfe am Unfallort ent­
sprechende Vorbereitungen für den Vertei­
digungsfall. Es liegt jedoch auf der Hand, 
daß darüber hinaus immer auch Investitio­
nen getätigt werden müssen, um die Über­
lebenschancen der Bevölkerung im 
Kriegsfall zu verbessern. 

Für uns stellt sich deshalb vor allem die 
Frage, ob die für den Zivi lschutz erforderli­
chen Investitionen allein von der öffentli­
chen Hand, dem Staat, getragen werden 
können, sollen oder gar müssen. Und ge­
gebenenfalls ist dann weiter zu prüfen, in 
welchem ,Umfang die Bürger unmittelbar, 
also nicht nur als Steuerzahler, zur Finan­
zierung von Zivilschutzmaßnahmen heran­
gezogen werden müssen, sollen oder 
können. 

Aufwendungen des Staates 

Zivilschutz ist als Vorsorge für den Kriegs­
fall auch ein Bereich der Daseinsvorsorge 
und damit eine Aufgabe des Staates. 

Der Schutz der Bevölkerung vor Kriegsge­
fahren zählte ebenso wie der Schutz vor 
Katastrophen in Friedenszeiten zu den 
grundlegenden, zu den Uraufgaben eines 
Staates. Das kann aber nicht heißen, daß 
für die öffentliche Hand, den Staat, eine 
Rechtspflicht besteht, für die als notwendig 
angesehenen, geschweige denn für alles 
als wünschenswert empfundenen Investi­
tionen selbst aufzukommen. 

Wir gehen in der Bundesrepublik Deutsch­
land grundsätzlich vom Bild des verantwor­
tungsvollen und mündigen Bürgers aus, 
dem der Staat einen Grundstock sozialer 
Sicherheit und damit die Voraussetzungen 

für ein menschenwürdiges Dasein bietet. 
Wer über diesen Grundstock hinaus Lei­
stungen beansprucht, muß jedoch hierfür 
regelmäßig eigene Mittel einsetzen. Nichts 
anderes kann für den Zivilschutz gelten. 

Der Wiederaufbau der Bundesrepublik 
nach dem Krieg wurde vor allem durch die 
Bereitschaft der Bürger zur Eigeninitiative 
möglich; diese Fähigkeit sollte auch bei 
Zivilschutzmaßnahmen genutzt werden. 
Das Schlagwort ,Was nichts kostet, ist 
nichts wert' hat wohl auch im Zivilschutz 
seine. Berechtigung. Es empfiehlt sich des­
halb, dem Staat keine moralische Verpflich­
tung aufzuerlegen, den Bürgern alle zu 
ihrer eigenen Sicherheit notwendigen La­
sten abzunehmen. 

Zudem ist der moderne Staat auch gar nicht 
in der Lage, die Kosten für den persönli­
chen Schutz aller Bürger zu übernehmen. 
In einem hochentwickelten und hochtech­
nisierten Land treffen Zivilschutzanforde­
rungen immer auf einen massierten Bedarf 
zahlreicher konkurrierender öffentlicher 
Aufgaben. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist im­
mer wieder u. a. im Weißbuch 1972 des 
Bundesinnenministers zur zivilen Verteidi­
gung die Forderung erhoben worden, eine 
Relation der Ausgaben für die militärische 
und die zivile Landesverteidigung von 
20: 1 zu erreichen. Früher einmal hatte die 
Westeuropäische Union sogar ein Verhält­
nis von 5: 1 als Zielvorstellung ins Ge­
spräch gebracht. In den vergangenen Jah­
ren pendelte das Verhältnis in der Bundes­
republik tatsächlich zwischen etwa 50: 1 
und 60: 1. Der Finanzplan des Bundes für 
die Jahre 1983 bis 1987 sieht auch für 1985 
nur ein Verhältnis von 62: 1, für 1986 von 
63: 1 und für 1987 von 64: 1 vor. 

Inzwischen verzichtet man darauf, sich auf 
eine längerfristig gültige Bezugszahl fest­
zulegen. Wie relativ gering der Haushalts­
ansatz des Bundes für die zivile Verteidi­
gung bemessen ist, zeigt schließlich auch 
das Verhältnis zum Gesamthaushalt. 

Der Haushalt der zivilen Verteidigung hat 
an der Steigerung des Haushaltsvolumens 
des Bundes prozentual nur bis 1962 teilge­
nommen, er erreichte damals einen Wert 
von 1,47 %. In der Folgezeit sank der Anteil 
ständig ab: er stand im Jahr 1971 immerhin 
noch auf einem Wert von 0,5 % und ist 
seitdem weiter gesunken. Für die Jahre 
1985 bis 1987 ist vorgesehen, nur etwa 
0,30 bis 0,31 % der Staatsausgaben für die 
zivile Verteidigung aufzuwenden. Demge­
genüber beträgt etwa der Anteil der 
Schweizer Zivilverteidigungsausgaben 
rund 1 % des Gesamthaushalts des 
Bundes. 

Wir müssen uns wohl leider damit abfinden, 
daß das Diktat der Haushaltskassen ent­
scheidenden Einfluß selbst auf diejenigen 
Vorhaben nimmt und weiterhin nehmen 
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wird, die als unverziehtbar angesehen wer­
den, wenn es gilt, Vorsorge für einen Ernst­
fall zu treffen, den unsere Bevölkerung 
überleben soll. 

Wie sehr die jeweilige Haushaltslage und 
damit die Finanzpolitiker in Angelegenhei­
ten des Zivilschutzes mitsprechen, kann 
schlaglichtartig dieses Beispiel demon­
strieren. Ein seinerzeit durchaus bahnbre­
chendes Gesetz, nämlich das Schutzbau­
gesetz von 1965, in dem erstmals u. a. 
auch privaten Bauherren die Schaffung von 
Schutzräumen als Pflicht auferlegt worden 
war, wurde noch vor seinem Inkrafttreten 
im gleichen Jahr zunächst für die Dauer 
von zwei Jahren und sodann 1967 bis auf 
weiteres in seinen wesentlichen Teilen mit 
der Begründung wieder suspendiert, die­
ses Programm sei wegen zu gewährender 
Zuschüsse beziehungsweise Steuerer­
leichterungen für den Staat doch nicht fi­
nanzierbar. 

Nach meinem Dafürhalten sollten sich je­
doch heute alle verantwortlichen Politiker 
das Ziel setzen, den Anteil der Ausgaben 
des Bundes für die zivile Verteidigung auf 
wieder 1 % des Gesamthaushalts, minde­
stens aber 0,5 % anzuheben. Auch wenn 
bei uns der Anteil der Ausgaben für die 
militärische Landesverteidigung am Brutto­
sozialprodukt mit 4,3% höher sein mag als 
in der Schweiz mit 1,8 % und selbst wenn 
sogar in der Schweiz der Zivilschutz-Anteil 
seit einigen Jahren ebenfalls zurückgeht, 
so muß doch in der Bundesrepublik 
Deutschland wie in allen vergleichbaren 
Ländern mit allen Mitteln einer weiteren 
Auszehrung des Zivilschutzes entgegen­
gewirkt und ein fester, den Aufgaben 
wenigstens einigermaßen Rechnung tra­
gender Zivilschutzanteil angestrebt 
werden. 

Auch bei Durchsetzung dieser Vorstellun­
gen würden jedoch die staatlichen Mittel für 
die Finanzierung des Zivilschutzes nicht 
genügen. 

Aufwendungen der Bürger 

Damit kommen wir zur Frage der finanziel­
len Beteiligung der Bürger. Daß eine sol­
che Beteiligung aus grundsätzlichen 
staats politischen Erwägungen sogar wün­
schenswert sein dürfte, habe ich bereits 
dargelegt. 

In Staaten mit einer Baupflicht für Haus­
schutzräume haben die Bauherren grund­
sätzlich selbst die Mehrkosten aufzubrin­
gen. In Dänemark gilt dies allgemein, in 
Österreich (soweit dort in einzelnen Bun­
desländern eine Baupflicht besteht) eben­
falls , abgesehen von einer bescheidenen 
Mitfinanzierung durch den Staat im Rah­
men der Förderung des sozialen Woh­
nungsbaus oder steuerlicher Erleichterun­
gen. Selbst die Schweiz hat 1981 die Sub-
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ventionierung durch den Bund eingestellt. 
Lediglich der Schwedische Staat zahlt 
noch großzügige Pauschalbeträge an den 
Bauherrn, allerdings nur bei Anerkennung 
der Notwendigkeit eines Hausschutzrau­
mes im Einzelfall. 

Kriterien für die Beteiligung 
der Bürger 

Die Gretchen-Frage lautet: Welche Maß­
nahmen des Zivilschutzes, und in welchem 
Umfang finanziert der Staat selbst, und was 
überläßt er dem Bürger? 

In diesem Zusammenhang scheinen mir 
folgende Überlegungen von besonderer 
Bedeutung: 

Wichtigstes sicherheitspolitisches Krite­
rium für alle Zivilschutz-Überlegungen ist 
die jeweilige Bedrohungslage und eng da­
mit verknüpft zunächst die Frage: Wovor 
soll geschützt werden. Denn mehrheitsfä­
hig sind keine Vorhaben, die den Bürgern 
Aufwendungen zum Schutz gegen eher 
unwahrscheinliche Gefahrensituationen 
auferlegen. Die Situation der Bundesrepu­
bl ik läßt sich etwa so skizzieren: 

Das militärische Potential des Warschauer 
Paktes befähigt ihn zwar zu jeder Form von 
Aggression. Die Möglichkeiten reichen von 
örtlich begrenzten Kampfhandlungen bis 
zu einer großangelegten Aggression unter 
Einschluß nuklearer und chemischer Waf­
fen. Eine großangelegte Aggression muß 
jedoch nicht zwangsläufig zu einem, wenn 
auch nur begrenzten, Einsatz nuklearer 
oder chemischer Waffen eskalieren. Ein 
Einsatz dieser Mittel kann zwar nicht ganz 
ausgeschlossen werden, vor allem dann 
nicht, wenn der Warschauer Pakt ohne den 
Einsatz dieser Waffen seine strategischen 
Ziele nicht erreichen kann. Der massive 
Einsatz nuklearer Waffen zur schnellen 
Ausschaltung der Verteidigung ist jeden­
falls aber so lange wenig wahrscheinlich, 
als dadurch nicht gleichzeitig das Risiko der 
eigenen Vernichtung des Angreifers aus­
geschlossen werden kann. Dieses Risiko 
besteht aufgrund der Fähigkeit der NATO, 
auf jede Eskalation einer kriegerischen 
Auseinandersetzung angemessen, notfalls 
durch den eigenen Einsatz von nuklearen 
oder chemischen Waffen, zu reagieren. 
Man sollte dem Gegner nicht von vorne­
herein die Unvernunft unterstellen, sich 
selbst - möglicherweise gar durch völker­
rechtswidriges Verhalten - einer atomaren 
Katastrophe aussetzen zu wollen. 

In die Überlegungen sollte deshalb auch 
das Humanitäre Kriegsvölkerrecht einbe­
zogen werden. Danach ist zu unterschei­
den zwischen Schutzmaßnahmen gegen 
Gefahren, die sich auch bei Beachtung des 
Kriegsvölkerrechts für die Bevölkerung er­
geben (Schutz vor Kollateralschäden) , und 
zusätzlichen Schutzmaßnahmen gegen 

kriegsvölkerrechtswidriges Verhalten bis 
hin zur Völkervernichtung. Eine Leistungs­
pflicht des Bürgers zur Durchführung von 
Schutzmaßnahmen gegen kriegsvölker­
rechtswidriges Verhalten dürfte nur nach­
rangige Priorität beanspruchen können und 
läßt sich wohl überhaupt nur dann rechtfer­
tigen, wenn bereits konkrete Anzeichen für 
eine beabsichtigte Mißachtung der Regeln 
durch den potentiellen Gegner vorliegen. 
Bedrohungslagen der 80er und 90er Jahre 
erfordern im übrigen auch nach Auffassung 
der NATO keine ,Totalverbunkerung' der 
deutschen Bevölkerung. Ein solches Kon­
zept wäre zudem wohl auch ein falsches 
Signal an die Adresse der Warschauer­
Pakt-Staaten. Es könnte den Rüstungs­
wettlauf weiter anheizen, Entspannungs­
politik behindern und den Eindruck eines 
deutschen Alleinganges erwecken, als ob 
die Bundesregierung dem Schutz im 
Bündnis mißtraue und auf eigene Faust 
Kriegsführungsstrategien entwickle. 

Nun zu den wirtschaftspolitischen Erwä­
gungen. Wenn wir gerade auf dem Gebiet 
des Zivilschutzes bestimmte Maßnahmen 
durchsetzen und den Bürger dafür finan­
ziell heranziehen wollen, müssen wir in 
doppelter Hinsicht überzeugen: Wir müs­
sen zum einen hinreichend glaubhaft ma­
chen, daß eine Maßnahme beim Eintritt 
eines hoffentlich unwahrscheinlichen Er­
eignisses - hier liegt für den Investor 
zweifellos eine Paradoxie - einen be­
stimmten Nutzen hat. Ferner müssen wir 
aufzeigen, daß der Aufwand für diesen 
Nutzen in Relation mit der Forderung nach 
Befriedigung anderer öffentlicher Bedürf­
nisse gerechtfertigt erscheint. 

Bei den heute zur Verfügung stehenden 
Kampfmitteln ist - auch wenn ich dies 
innerlich widerstrebend feststelle - ein 
Vollschutz der Bevölkerung im Kriegsfall 
nicht möglich. Es ist deshalb nicht sinnvoll, 
bei der Bevölkerung und möglicherweise 
auch bei den Militärs übertriebene Erwar­
tungen zu wecken und sich selbst niemals 
erreichbare Ziele zu setzen. 

Aber auch ein hochprozentiger Teilschutz 
mit kleinem Restrisiko erfordert einen so 
unverhältnismäßig großen Aufwand, daß 
wir unseren Lebensstandard wahrschein­
lich stark beschneiden müßten, wenn wir 
diesen Zustand erreichen wollten. Es gilt 
daher, einen angemessenen Mittelweg 
zwischen Risiko und vertretbarem Auf­
wand zu finden. 

Lassen Sie mich das Problem an hand 
zweier Beispiele erläutern: 

Ein gewisses Maß an Schutz - als Be­
reich a gekennzeichnet - ist bereits ko­
stenneutral für den Staat durch selbst­
sChutzmäßig richtiges Verhalten der Bür­
ger zu erreichen. Mit einem relativ geringen 
zusätzlichen Aufwand der privaten Eigen­
vorsorge läßt sich ein erheblicher Schutz-



zuwachs erzielen, Bereich b. Durch einen 
einfachen Hausschutzraum steigen die 
Überlebensaussichten um ein Vielfaches 
(Bereich cl. Darüber hinaus läßt sich der 
Aufwand, gemessen am Rettungswert wei­
tergehender Zivilschutzmaßnahmen, nicht 
mehr rational feststellen, er geht bei schritt­
weiser Annäherung an ein - nie erreichba­
res - Maximum an Schutzwert mehr und 
mehr gegen Unendlich. 

Und nun zum Beispiel Nummer 2: Unter­
stellt man eine gleichmäßig verteilte Bevöl­
kerung und SChutzplatzdichte und als Wir­
kungsgrad einer Schutzbaumaßnahme das 
Verhältnis der durch sie geretteten zu den 
ohne sie getöteten Personen, so ergibt sich 
der auf dem Proki dargestellte Wirkungs­
grad der Maßnahme in Abhängigkeit zum 
jeweiligen Schutzumfang. Wir sehen, daß 
im unteren Bereich schon bei relativ gerin­
ger Steigerung des Schutzgrades der Wir­
kungsgrad erheblich ansteigt, sich jedoch 
ab einem Schutzumfang, der auf unserer 
Skala etwa bei drei liegt, kaum noch ver­
bessern läßt. 

Verteuert sich jedoch der Schutzumfang, 
wie wir im ersten Beispiel gesehen haben, 
mit seinem Zuwachs mehr und mehr gegen 
Unendlich und verbessert sich dabei 
gleichwohl der Wirkungsgrad kaum, so 
wird klar, daß es wirtschaftlicher ist, die 
Planungen nur auf den Bereich mit der 
günstigsten Kosten-Nutzen-Relation zu 
konzentrieren. 

Aus rein wirtschaftlichen Gründen sollte 
ferner immer versucht werden, für die mit 
Zivilschutz-Investitionen geschaffenen 
Einrichtungen auch eine Friedensverwen­
dung zu finden und sie damit zur Mehr­
zweckeinrichtung zu machen, auch wenn 
das sicher nur in bescheidenem Maße ge­
lingen mag. 

Und schließlich dürfen auch allgemeinpoli­
tische Erwägungen nicht außer acht gelas­
sen werden, wenn es gilt, Zivilschutzmaß­
nahmen auf Kosten der Bürger durchzu­
setzen. 

Wir müssen uns zunächst darüber im kla­
ren sein, daß wir es mit Maßnahmen zu tun 
haben, die einerseits zum öffentlichen Be­
reich gehören und damit einer unbestimm­
ten Zahl von Bürgern zugute kommen. 

• nämlich der öffentliche Schutzraumbau, 
der Warndienst, die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes für die Bedürfnisse im 
Kriege, der Bau von Hilfskrankenhäusern, 
die Planung von Evakuierungen, der Kul­
turgüterschutz -

und andererseits Maßnahmen, die zum Be­
reich der Privatsphäre der Bürger gehören 

• also der Kernbereich der Eigenvorsorge 
für die Selbst- und Nachbarschaftshilfe und 
der Bau von Hausschutzräumen. 

Dabei fallen sowohl im öffentlichen als auch 
im privaten Bereich kostenschwache und 

kostenintensive Maßnahmen an. Damit 
wird deutlich, daß m. E. ein Grundsatz etwa 
des Inhalts ,die kostenintensiven Aufgaben 
sind solche des Staates, die kostenschwa­
chen solche der Bürger' nicht sachgerecht 
wäre. Leider sind gerade die Kernbereiche 
des Zivilschutzes, nämlich der private 
Hausschutzraumbau und der öffentliche 
Schutzraumbau, besonders kostenin­
tensiv. 

Wir müssen ferner bedenken, daß das The­
ma Zivilschutz sowohl bei Politikern als 
auch in der Bevölkerung leider nicht allzu 
populär ist und selbst bei mustergültiger 
Aufklärung nur mit wenigen anderen Be­
dürfnissen konkurrieren kann. Unsere Be­
völkerung ist zwar nach jüngsten Umfrage­
ergebnissen bereit, finanzielle Opfer für 
den Umweltschutz zu erbringen, nicht aber 
für den Zivilschutz. So sehr das Thema 
Kriegsfall als apokalyptische Eventualität 
Medien und viele Seelen beherrscht, ist es 
zugleich als denkbare konkrete Bedrohung 
tabuisiert; wer Bevölkerungsschutz im 
Kriegsfall thematisiert, wird - unter Ver­
wechslung von Ursache und Folge - oft als 
Friedensstörer denunziert. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
Zivilschutzmaßnahmen in Normalzeiten 
nur von wenigen Bürgern freiwillig durch­
geführt werden, und dies selbst bei staatli­
cher Förderung, wie man am Schutzraum­
bau in der Bundesrepublik Deutschland 
sieht. Daraus folgt einmal, daß Breitenwir­
kung nur zu erzielen ist, wenn man den 
Bürgern Zivilschutz-Maßnahmen zur ge­
setzlichen Pflicht macht. Daraus folgt aber 
auch, daß dies politisch nur realisierbar ist, 
wenn die gesetzgebenden Körperschaften 
durch breite Mehrheiten, d. h. bei knappen 
Mehrheitsverhältnissen mindestens auch 
unter Einschluß von Teilen der Opposition, 
den Bürger von der Notwendigkeit die­
ser Zivilschutz-Maßnahmen überzeugen 
können. 

Die Aufklärung über die Gefahren eines 
Krieges mit dem Ziel, die Bevölkerung in 
ihrer Motivation und Fähigkeit zur Selbst­
behauptung zu bestärken, ist wohl nur 
dann glaubwürdig, wenn über die Partei­
grenzen hinweg alle relevanten politischen 
Entscheidungsträger den Sinn eines sach­
gerechten Zivilschutzes nach außen hin 
selbst mit Überzeugung vertreten . 

Gerade Zivilschutz ist auch - oder vor 
allem - eine Sache der Überzeugung. Im 
freien Wirtschaftsleben bringt man sein 
Produkt über die Werbung ins Gespräch. 

Mit Zivilschutz muß man wesentlich sensi­
bler umgehen, um die Bürger davon zu 
überzeugen, daß Zivilschutzmaßnahmen 
für sie existentiell wichtig und in Relation zu 
den Gütern, um die es geht, preiswert sind. 
Hier sind meines Erachtens die Politiker 
aller Parteien entscheidend gefordert. 

Mehr als in anderen Bereichen muß das 

allgemeinpolitische Klima beachtet wer­
den, wenn es beim Zivilschutz vorangehen 
soll. 

Man sollte sich vor allem davor hüten, den 
Erwartungshorizont zu hoch zu setzen und 
damit Illusionen und Utopien zu erzeugen. 
Zu hoch gesetzte und verzerrte Ziele füh­
ren nur zur Resignation. Damit erreicht man 
letztlich nur das Gegenteil des Gewollten. 

Ich kann daher nur ausdrücklich vor Dar­
stellungen warnen, in denen - wenn auch 
vielleicht indirekt - die Vorstellung genährt 
wird, man könne die Bevölkerung auch 
gegen den massiven Einsatz nuklearer 
Massenvernichtungsmittel feindlicher 
Streitkräfte wirksam schützen. Mit solchen 
Erwartungen ist einem sachgerechten Zi­
vilschutz ebensowenig gedient wie mit 
dem immer wieder gegen den Zivilschutz 
vorgebrachten Argument, nach einer mit 
Sicherheit kommenden atomaren Eskala­
tion sei ohnehin alles Leben vernichtet und 
der kulturelle und natürliche Lebensraum 
zerstört, daher seien alle Vorsorgemaß­
nahmen sinnlos. 

Wir dürfen auch nicht vor dem Umstand die 
Augen verschließen, daß wir uns heute -
anders noch als vor einigen Jahren - in 
einem unausweichlichen Zielkonflikt zwi­
schen einer Verbesserung des Zivilschut­
zes durch erhöhte Investitionen und dem 
finanzpolitischen Ziel einer Konsolidierung 
des Staatshaushalts und einem Abbau der 
Staatsverschuldung befinden. Solange der 
Staat so augenfällig spart wie jetzt und 
dabei seine Leistungen an die Bürger ge­
nerell beschneidet, kann er den Bürger nur 
mit überzeugenden Argumenten für die 
Leistung von Beiträgen für Zivilschutzmaß­
nahmen gewinnen. Wir tun zudem gut dar­
an, auch dadurch zu überzeugen, daß wir 
nur machbare und hilfreiche Projekte vor­
antreiben. 

Und zu guter Letzt müssen wir beachten, 
daß gesetzliche Leistungspflichten für die 
Bürger sachlich nur gerechtfertigt und pOli­
tisch ohnehin nur dann durchsetzbar sind, 
wenn sie die Zumutbarkeitsgrenze für den 
einzelnen nicht übersteigen. 

Noch ein weiterer Gesichtspunkt scheint 
mir aufgrund unserer praktischen Erfahrun­
gen hilfreich für die politische Meinungsbil­
dung: Alle Zivilschutz-Aufgaben, die nach 
Entscheidung des Staates dem Bürger zur 
freiwilligen Finanzierung überlassen blei­
ben, muß der Staat wenigstens ausrei­
chend fördern und unterstützen, möglichst 
mit finanziellen Hilfen, in jedem Fall aber 
durch umfassende und ständige Aufklä­
rung. 

Sachstand der Vorsorge in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Nun noch einen Blick auf die gegenwärti-
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gen Verhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

In der Bundesrepublikwurde die Verteilung 
der für Zivilschutzmaßnahmen notwendi­
gen Aufwendungen wie folgt vorgenom­
men: Der Staat - und hier der Bund - trägt 
alle öffentlichen Zivilschutzkosten, d. h. die 
Aufwendungen, die einem unbestimm­
ten Personenkreis zugute kommen. Dies 
sind - ich wiederhole - Aufwendungen 
für den öffentlichen Schutzraumbau, den 
Warndienst, die Erweiterung des Katastro­
phenschutzes für die Bedürfnisse im Krie­
ge, den Bau von Hilfskrankenhäusern, die 
Planung von Evakuierungen und den Kul­
turgüterschutz. Diese Leistungen erhält 
der Bürger also scheinbar zum Nulltarif, als 
Steuerzahler hat er jedoch für sie in erheb­
lichem Maße aufzukommen. 

Die ,Übersieht ZV-Haushalte ab 1969 bis 
1989' ergibt einen Überblick über die Ge­
samtentwicklung der Ausgaben für die zivi­
le Verteidigung und deren verschiedene 
Bereiche. 

Einen etwas detaillierteren Überblick be­
kommen wir bei der Betrachtung der ,Aus­
gaben der zivilen Verteidigung nach Fach­
bereichen - Epl. 36 -' beziehungsweise 
bei der ,Aufteilung der Haushaltsmittel der 
zivilen Verteidigung nach den Fachberei­
chen'. 

Sie sehen, wir können 1985 über Gesamt­
mittel von DM 827,7 Mio. für Zwecke der 
zivilen Verteidigung verfügen, für den Zivil­
schutz sind davon DM 708,4 Mio. vorge­
sehen. 

Der relativ kostenintensive private Schutz­
raumbau ist dagegen keine originäre staat­
liche Aufgabe, die Aufwendungen hierfür 
tragen daher zunächst die Bauherren 
selbst. Der in der Bundesrepublik jeden­
falls derzeit auf freiwilliger Basis betriebene 
private Schutzraumbau wird jedoch vom 
Staat durch Zuschüsse und Steuererleich­
terungen gefördert. Dies hat bisher aller­
dings nicht dazu geführt, daß in wün­
schenswertem Maße Schutzplätze ge­
schaffen worden sind. Im Gegenteil: der 
Umstand, daß im Gegensatz zu Ländern 
mit SChutzbaupflicht, also insbesondere 
der Schweiz, Schweden und Dänemark, 
bei uns nur für etwa 3 % der Bevölkerung 
ein ABC-sicherer Grundschutzraum vor­
handen ist, ist außerordentlich unbefriedi­
gend. Den pOlitischen Gremien liegt aller­
dings der Referentenentwurf zu einem 
neuen Zivilschutzgesetz des Bundes vor, 
in dem u. a. eine Schutzbaupflicht bei Er­
stellung von Neubauten vorgesehen ist. 

Bayern befürwortet diese Regelung aus­
drücklich; es bleibt jedoch abzuwarten, ob 
dieser Entwurf wegen der Notwendigkeit 
gewisser staatlicher Subventionierungen 
bei einer gesetzlich festgelegten Schutz­
baupflicht zunächst einmal die Hürde des 
Bundesfinanzministers nimmt. 
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Im Bereich des privaten Selbstschutzes 
trägt die öffentliche Hand keine unmittelba­
ren Kosten . Selbstschutz ist freiwillige Sa­
che jedes einzelnen, er hat daher auch die 
Kosten selbst zu tragen. Eine perfekte 
staatliche Vorsorge gegen alle denkbaren 
Bedrohungen in einem Verteidigungsfall ist 
ohnehin nicht möglich und auch pOlitisch 
nicht sinnvoll. 

Öffentliche I'iilfe kann den Bürgern im 
Ernstfall auch nicht immer sofort und über­
all gewährt werden; ein Großteil der Bevöl­
kerung wird daher zunächst - wenn auch 
vielleicht nur für wenige Stunden - auf 
Eigen- und Nachbarschaftshilfe angewie­
sen sein. 

Aufgabe des Staates ist es allerdings, den 
Selbstschutzgedanken zu fördern und Bür­
ger und Betriebe bei der Eigenhilfe zu 
unterstützen, also in geeigneter Weise -
zum Beispiel durch Öffentlichkeitsarbeit -
sogenannte "Hilfe zur Selbsthilfe" zu 
leisten. 

Dies beruht nicht zuletzt auf der Überle­
gung, daß Kenntnisse und Fähigkeiten des 
Bürgers über mögliche Schutzvorkehrun­
gen und Hilfsmaßnahmen nicht nur in ei­
nem Verteidigungsfall von großem Nutzen 
sind, sondern sich - wie die Erfahrungen 
zeigen - auch bei Katastrophen auszah­
len. Um den Selbstschutz bürgernah zu 
fördern, sind die Gemeinden in der Bun­
desrepublik Deutschland verpflichtet, den 
Selbstschutz "aufzubauen, zu fördern und 
zu leiten". 

Insbesondere müssen die Gemeinden 
ehrenamtliche Selbstschutzberater bestel­
len, die in sog. Beratungs- und Leitstellen 
tätig werden. In Bayern gab es zum Bei­
spiel Ende 1984 insgesamt 825 Selbst­
sChutz-Beratungs- und -Leitstellen; 3100 
Selbstschutzberater waren bestellt. Dies 
ist noch nicht genug, aber immerhin ein 
beachtlicher Beitrag. 

Ferner haben die Gemeinden die Selbst­
schutzausbildung bei ihren Bürgern und in 
den Behörden und Betrieben zu fördern. 
Hierzu können sich die Gemeinden neben 
den im Katastrophenschutz mitwirkenden 
Organisationen des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz bedienen, der der Auf­
sicht des Bundesministers des Innern un­
tersteht. In Bayern wird von den Gemein­
den in aller Regel der Bundesverband für 
den Selbstschutz beansprucht. 

Aber auch von sich aus wird der Bundes­
verband für den Selbstschutz zur Aufklä­
rung der Bevölkerung tätig, u. a. durch 
Aufklärungsveranstaltungen, Informations­
tagungen für Bürgermeister, Persönlich­
keiten des öffentlichen Lebens und sonsti­
ge besondere Personenkreise, Selbst­
schutz-Einzelberatungen sowie durch 
Fachlehrgänge für Selbstschutzkräfte in 
Behörden und Betrieben bzw. für Selbst­
schutzberater der Gemeinden. 

Schließlich will ich nicht unerwähnt lassen, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland die 
beiden letzten Seiten des Amtlichen Ver­
zeichnisses der Fernsprech-Ortsnetz­
kennzahlen für Selbstschutzinformationen 
zur Verfügung gestellt worden sind. Damit 
haben alle Haushalte mit einem 
Fernsprechanschluß jederzeit schnellen 
Zugriff zu Informationen über richtiges 
selbstschutzmäßiges Verhalten. 

Schluß 

Ich fasse zusammen: Kein Sachverständi­
ger kann mit Sicherheit Art und Ausmaß 
eines Krieges voraussagen und damit zu­
gleich zuverlässige Aussagen über Art und 
Ausmaß der notwendigen Zivilschutzmaß­
nahmen für die BeVÖlkerung anstellen. 

Darum müssen die politisch Verantwortli­
chen, nämlich die gesetzgebenden Kör­
perschaften und die Regierung, Art, Aus­
maß und Finanzierung der Zivilschutzmaß­
nahmen bestimmen. 

Sie müssen das Ausmaß der Krisenvorsor­
ge und damit auch das Ausmaß des beim 
Bürger verbleibenden Überlebens- und 
Kostenrisikos festlegen. Der Zivilschutz 
und die zivile Verteidigung insgesamt sind 
hier in keiner anderen Situation als zum 
Beispiel die Streitkräfte. Auch ihre Stärke 
und ihre Ausstattung wird von den politi­
schen Entscheidungsgremien festgelegt. 
Selbstverständlich bedürfen diese Ent­
scheidungen sachkundiger Vorbereitung, 
die aber realitätsbezogen an Machbarem 
orientiert sein muß und nicht nur an Wün­
schenswertem. 

Kein Sachverständiger, keine im Zivil­
schutz mitwirkende Organisation kann aber 
die politische Entscheidung über das Aus­
maß der Krisenvorsorge für den Bürger 
den nach unserer Verfassung dafür zustän­
digen Stellen abnehmen. Diese Entschei­
dungen zum Zivilschutz können jedoch 
nicht isoliert von anderen unerläßlichen 
lebenswichtigen Aufgaben des Staates be­
trachtet werden. Es kann z. B. keinen Zivil­
schutz unter Zurückstellung der militäri­
schen oder der sozialen Sicherheit in unse­
rem Lande geben. Nachdem, wie wirgese­
hen haben, Zivilschutz vor allem im Bereich 
derstaatlichen Aufgaben zum Nulltarif nicht 
zu bekommen ist, müssen Planungen für 
den Zivilschutz daher mit den finanz iellen 
Möglichkeiten des Staates in realistischer 
Weise in Einklang gebracht werden. An­
dernfalls schaden sie dem Zivilschutz so­
gar, wie insbesondere die Entwicklung des 
Schutzraumbaues in der Vergangenheit 
beweist. Große Pläne für den Zivilschutz 
und große Worte nützen allein nichts. Ent­
scheidend sind vielmehr die Fortschritte, 
die nur mit Hartnäckigkeit, geduldiger 
Überzeugungsarbeit und Stetigkeit Schritt 
für Schritt erreicht werden." 



• 

Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord· und Ostsee 

Tönnlng. Höhepunkt und Abschluß 
einer Selbstschutz woche in Tönning war 
ein Sicherheitswettbewerb. Vom 2. bis 
7. September hatte die Bevölkerung 
vielfältige Möglichkeiten, in Lehrgängen 
sowie Diskussions- und Informationsver­
anstaltungen ihr Wissen über die Selbst­
und Nächstenhilfe zu erweitern. Am 
Samstag lud dann der BVS zusammen 
mit den ortsansässigen Hilfsorganisatio­
nen ein, die erworbenen Kenntnisse in 
die Praxis umzusetzen. 

Bürgermeister Bittner demonstriert an der 
Station der Feuerwehr seine Kenntnisse In der 
Selbsthilfe. 

Schirmherr Bürgermeister Bittner ließ es 
sich nicht nehmen, als erster den Par­
cours zu durchlaufen. Unter den krit i­
schen Augen der Mitbürger bewies er, 
daß er beherzt mit den alltäglichen Ge­
fahren umzugehen weiß. 

Rendsburg. Die 37 .• NORLA", die 
größte norddeutsche landwirtschattl iche 
Fachausstellung, fand auch in diesem 

Prominenter Besuch 
sm BVS-Stand (v. 
links): BVS-landes­
stell.nleller Cr. Sah· 
lender, Landtagspres­
secha1 Hansen, Land­
tagspräsident Tltzck, 
BVS-Olenststellenleiter 
Brodersen. 

Jahr wieder unter Beteil igung des BVS 
statt. Vom 10. bis 15. September hatten 
die Besucher die Möglichkeit, sich durch 
die Mitarbeiter der BVS-Dienststelle 
Neumünster über den Selbstschutz in 
der Landwirtschatt sowie über den be­
trieblichen Katastrophenschutz zu infor­
mieren. 

Anläßlich der Eröffnungsveranstaltung 
besuchten unter anderem der schles­
wig-holsteinische Landtagspräsident, 
Rudolf Titzck, sowie Landtagspressechef 
Hans Hansen den BVS-Stand. 

Neumünster. "Im Zeichen der Zufrie­
denheit und Sicherheit ist es nicht ein­
fach , aber auch nicht populär, die Auf­
merksamkeit der Bürger auf das Thema 
,Selbstschutz' zu lenken. Keiner von 
uns denkt gern an Not und Unglück. 
Trotzdem können Katastrophenfälle im 
kleinen wie auch im großen Rahmen je­
derzeit auftreten." Mit diesen Worten 
eröffnete der Bürgermeister der Ge­
meinde Henstedt-Ulzburg, Heinz Glück, 
die Selbstschutz woche 1985 in der 
Großgemeinde. 

In Ausstellungen, aber auch an Informa­
tionsständen und bei vielen Informa­
tionsveranstaltungen hatten die Bürger 
Gelegenheit, sich von der Notwendigkeit 
des Selbstschutzes zu überzeugen. 
Mehr als 100 Personen meldeten sich 
spontan zur Teilnahme an einem Selbst­
schutz-Grundlehrgang. 

Abschluß und Höhepunkt der Selbst­
schutzwoche war ein Sicherheitswettbe­
werb, der durch ein Platzkonzert des 
Feuerwehrmusikzuges, Rundfahrten mit 
den Löschfahrzeugen durch das Ge­
meindegebiet und Info-Ständen der 
ortsansässigen Hilfsorganisationen ei­
nem kle inen Volksfest gl ich . 56 Teilneh­
mer gingen bei strahlendem Sonnen­
schein auf die Strecke, um ihre Kennt­
nisse in der Selbst- und Nächstenhilfe 
unter Beweis zu stellen. Es galt, an 

neun Stationen, die vom THW, Feuer­
wehr, DRK, DLRG und BVS besetzt wa­
ren, möglichst viele Punkte zu sammeln, 
um einen der zahlreichen von der Ge­
meinde und dem BVS gestitteten Preise 
zu erhalten, die bei der Siegerehrung 
durch den Bürgervorsteher Johannes 
Engelbrecht überreicht wurden. 

Neumünster. Der Baumarkt 1985 in 
Neumünster spiegelt auch in diesem 
Jahr die Lage der Bauwirtschatt wider. 
Alle Aussteller notierten schwächere Be­
sucherzahlen als in den Vorjahren . So 
auch der BVS, der wieder 14 Tage lang 
mit seinem Informationsstand vertreten 
war, 

90000 Interessenten besuchten den 
Baumarkt. 3000 von ihnen ließen sich 
am BVS-Stand eingehend informieren . 
200 Besucher suchten gezielt das Ge­
spräch über den Schutzraumbau. Sechs 
Bauberater des BVS waren für die Rat­
suchenden präsent. Haupttenor der Fra­
gen besonders in diesem Jahr: Finan­
zierungsmöglichkeiten und Unterstüt­
zung von staatlicher Seite, gefolgt von 
präzisen technischen Einzelheiten . 

Berichte aus Hamburg 

Hamburg-Süd. Anläßlich einer Arbeits­
gemeinschatt wurde Harald Deters jun. 
für zehnjährige ehrenamtl iche Tätigkeit 
im BVS ausgezeichnet. Dienststellenlei­
ter Michael Krüger überreichte die 
Ehrenurkunde des Verbandes und 
sprach Deters seinen Dank für die bis­
her gezeigte Bereitschatt zur aktiven 
Mitarbeit aus. Dies habe Deters vor al­
lem immer dann unter Beweis gestellt, 
wenn zur Durchführung von Selbst­
schutz-Grundlehrgängen an Wochenen­
den noch ehrenamtliche Ausbildungs­
krätte gesucht wurden. 

Hamburg-Süd. Eine Informationsveran­
staltung führte BVS-Dienststellenleiter 
Michael Krüger in den Räumen der Grü­
nen Alternativen Liste (GAL) in Harburg 
durch. Die Teilnehmer an der Veranstal­
tung waren Abgeordnete der Bezirksver­
sammlung und Anhänger dieser Partei. 

Im Verlauf des Abends entwickelte sich 
aufgrund der recht kritisch dem Selbst­
und Zivilschutz gegenüberstehenden 
Teilnehmer eine kontroverse Diskussion, 
bei der die bestehenden Gegensätze 
lebhatt, aber sachlich behandelt wurden. 

Am Ende der Veranstaltung hatten die 
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Darstetlungen Krügers doch bei einigen 
Teilnehmern Nachdenklichkeit ausgelöst 
und erkennbar zum Abbau von Vorurtei­
len geführt. 

Allgemein fand die Bereitschaft des 
BVS, auch in schwierigen Situationen 
der Diskussion mit kritischen Bevölke­
rungsgruppen nicht aus dem Wege zu 
gehen, Anerkennung. 

Blickpunkt 
Nordrhein-Westfalen 

Aachen. Nachdem der BVS-Dienststelle 
Aachen das Informations- und Ausbil­
dungszentrum in Alsdorf-Ofden gekün­
digt wurde, mußten sich die Mitarbeiter 
mit Provisorien abfinden. Die Suche 
nach einer geeigneten Übungsstätte, die 
eine realistische Fachausbildung ermög­
licht, führte nun endlich zum Erfolg. 

Das Flugkörpergeschwader 2 der Bun­
deswehr in Geilenkirchen/Niederheid 
hat dem BVS ein geeignetes Gelände 
und auch Räumlichkeiten zur Verfügung 
gestellt. Durch den Einsatz aller Mitar­
beiter und Helfer der BVS-Dienststelle 
konnten in einem Feldhaus der Bundes­
wehr zwei Schulungsräume eingerichtet 
werden. Darüber hinaus stellte das Flug­
körpergeschwader noch eine Halle zur 
Verfügung, die von den BVS-Mitarbei­
tern in einen Geräteraum umgebaut 
wurde. 

Die Errichtung eines Bergeturms sowie 
eines Trümmerkegels in Eigenarbeit war 
notwendig, um den Fachlehrgang "Ber­
gung" im angrenzenden Waldgelände 
durchführen zu können. Die erforderli­
chen Arbeiten für den Fachlehrgang 
"Brandschutz " werden in Kürze abge­
schlossen sein, so daß eine realistische 
Ausbildung gewährleistet ist. 

Bochum, Zu einer Großveranstaltung 
zum Abschluß der Verkehrssicherheits­
tage 1985 der Stadt Bochum am Kem­
nader Stausee wurden alle in der Stadt 
im Katastrophenschutz mitwirkenden Or­
ganisationen und der BVS zur Teilnah­
me eingeladen. Im Rahmen des um­
fangreichen Programms wurden von den 
Helfern der BVS-Dienststelle Bochum 
mehrere praktische Übungen vorgeführt. 
Besonderer Anziehungspunkt: Einsatz 
von Feuerlöschern und das Ablöschen 
der brennenden Übungspuppe. 

Regen Anklang bei den Besuchern fan­
den auch die Filmvorführungen. Filmwa­
gen und Informationsstand waren Immer 
umlagert. 

Oberbürgermeister Eickelbeck dankte 
den Mitwirkenden für ihren Einsatz. 
Bei der BVS-Dienststelle haben sich 
nach dieser Veranstaltung die Anfragen 
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nach dem Ausbildungsangebot des Ver­
bandes verstärkt. 

Bonn. In Ausstellungen, Straßenaktio­
nen, Vorträgen und einem Selbstschutz­
Grundlehrgang informierte die BVS­
Dienststelle Bonn eine Woche lang die 
Bevölkerung der Gemeinde Eitorf im 
Siegtal über Vorsorge und Eigenhilfe der 
Bürger im Selbstschutz. Bürgermeister 
Heinrich Lichius hatte die Schirmherr­
schaft über die Veranstaltungen über­
nommen. 

Der Bürgermeister und Bundestagsab­
geordneter Dr. Franz Möller dankten gen 
BVS-Mitarbeitern und Helfern für ihre In­
itiativen und forderten die Bevölkerung 
auf, von dem Informations- und Ausbil­
dungsangebot des BVS regen Gebrauch 
zu machen. 

Ehrung langjähriger BVS-Helfer (v. links): Bür· 
germeister Lichius, Matthlas U ngln. Ortrud 
Wischhusen, Peter L1ndlar. 

Anläßlich der Eröffnungsveranstaltung 
ehrte Bürgermeister Lichius langjährige 
BVS-Helfer und überreichte ihnen 
Ehrenurkunden. Peter Lindlar, BVS­
Fachlehrer und Helfervertreter bei der 
BVS-Dienststelle Bonn, erhielt eine 
Dankurkunde für 20jährige Mitarbeit, Or­
trud Wischhusen und Matthias Längin 
sind zehn Jahre BVS-Helfer. 

Düren. Der bisherige Helfervertreter der 
BVS-Dienststelle Düren, Egon-Horst 
Nückel, wurde in Anwesenheit von Ord-

Ehrung In Düren (v, 
links): BV$-Olenststel­
lenleiter Jansen, Ord­
nungsamtslelter 
Frlngs, Egon-Horst 
Nückel, Elisabeth 5a­
lentin, Rudolf Anton, 
Goswln Ortmanns, 
Günter Vaupel, stv. 
Gemelndedlrektor Wei­
bers. (Foto: Stauner) 

nungsamtsleiter Josef Frings und des 
stv. Gemeindedirektors von Nörvenich, 
Gottfried Welbers, geehrt, Nückel, lang· 
jähriger Fachlehrer der Dienststelle und 
Selbstschutzberater in Nörvenich, gab 
das Amt des Helfervertreters ab. In An­
erkennung seiner Verdienste wurde er 
mit der Ehrennadel des BVS ausge­
zeichnet. 

Coesleld, Der neue Leiter der BVS­
Dienststelle Coesfeld, Dieter Nierhoff, 
stellte sich beim Oberkreisdirektor des 
Kreises Coesfeld, Mathias Goß, vor. Es 
wurden Fragen der Zusammenarbeit des 
Kreises und der Gemeinden mit dem 
BVS bei der Selbstschutzausbildung der 
Bevölkerung erörtert. Als erste konkrete 
Maßnahme wurde eine Aktivierung des 
Behördenselbstschutzes der Kreisver­
waltung Coesfeld beschlossen. 

Später besuchte Niehoff alle Hauptver­
waltungsbeamten der Städte und Ge­
meinden des Kreises Coesfeld und in­
formierte sie über das Ausbildungsange­
bot des BVS. 

Nach einem Referat Nierhoffs auf der 
Hauptgemeindebeamtenkonferenz im 
Kreishaus Coesfeld erklärten sich alle 
Teilnehmer bereit, einen Selbstschutz­
Grundlehrgang für die Bevölkerung 
durchzuführen. Ferner soll im Jahr 1986 
mit der Ausbildung des Behördenselbst­
schutzes in den Verwaltungen begonnen 
werden, 

Essen. Eine Diskussionsrunde der Hilfs­
organisationen ASB, DRK, MHD, JUH, 
DLRG und THW mit Essens Oberbür­
germeister Peter Reuschenbach, an der 
auch der BVS beteiligt war, ergab, daß 
der Stellenwert der Hilfsorgan isationen 
in der Öffentlichkeit verbessert werden 
muß, Der Oberbürgermeister wurde ge­
beten, die Hilfsorganisationen dabei zu 
unterstützen, um daraus motivierende 
Kräfte für die nicht leichte Arbeit der 
Helfer ableiten zu können. 

Besonderes Interesse zeigte der Ober­
bürgermeister auch an den Aufgaben 
des BVS, Reuschenbach erklärte sich 
bereit, die Schirmherrschaft für die 



nächsten Sicherheitswettbewerbe in der 
Gruga, die mit dem Slogan "Gemein­
sam helfen im Sinne der Humanität" im 
Rahmen der Ausstellung" Mode-Heim­
Handwerk" stattfinden, zu übernehmen. 

• 

Essen. Die Besucher des 85. Grün­
dungsfestes der Freiwilligen Feuerwehr 
Essen-Stoppenberg konnten sich neben 
den Einrichtungen der Feuerwehr auch 
über praktische Brandschutzmaßnahmen 
und Selbstschutz informieren. Mit Film­
vorführungen und der Demonstration 
von Kleinlöschgeräten überzeugte der 
BVS nicht nur die Bevölkerung, sondern 
auch die Feuerwehr davon, wie wichtig 
der Selbstschutz ist. 

Bei soviel moderner Technik, die die 
Feuerwehr zu bieten hatte, wurde der 
Einsatz der Einstellspritze skeptisch be­
obachtet. Als die Zuschauer merkten, 
daß hiermit keine Großbrände gelöscht 
werden, sondern nur die Ausbreitung 
des Feuers verhindert bzw. hinhaltender 
Widerstand geleistet wird, war die Neu­
gier für die BVS-Ausbildung geweckt. 
Viele Besucher meldeten sich spontan 
zu einem Selbstschutz-Grundlehrgang 
an. 

Weiterhin zeigte sich, daß die Feuer­
wehr den Selbstschutz als einen wichti­
gen Bestandteil der vorbeugenden Maß­
nahmen sieht. Benachbarte Feuerwehr­
wachen, die an diesem Fest teilnahmen, 
luden den BVS zu weiteren Demonstra­
tionen bei Feuerwehrveranstaltungen 
ein. 

Hessenspiegel 

Herborn. In Herborn, der Stadt des 
Hessentages t 986, wurde im Foyer des 
Rathauses vom 6. bis 15. August 1985 
die BVS-Ausstellung "Schutz und 
Wehr" gezeigt. 

Die Freiwillige Feuerwehr hatte sich mit 
drei Feuerwehrpumpen und einer alten 
Motorpumpe an der Bilderschau betei­
ligt. Schirmherr war Bürgermeister 
Sonn hof. 

Zur Eröffnung erschienen zahlreiche 
Bürger, Mandatsträger der Stadt sowie 
Vertreter der Feuerwehr. 

Das Stadtoberhaupt wies auf die Bedeu­
tung dieser Ausstellung hin, die einen 
Überblick über die Selbsthilfe durch die 
Jahrhunderte anhand von zeitgenössi­
schen Illustrationen und Geräte gibt. Wie 
wichtig auch heute noch dieses Thema 
für die Bevölkerung ist, habe das Hoch­
wasser vom Februar letzten Jahres ge­
zeigt, sagte der Bürgermeister. 

In Bad Endbach wurde die Ausstellung 
v.om 16. bis 25. September im Kurzen­
trum gezeigt. 

Bürgermeister Heck eröffnete die Bilder­
schau. Auch hier wurde auf die Bedeu­
tung der Ausstellung und auf die Aufga­
ben des BVS hingewiesen. 

Kassel. Erstmals war die BVS-Dienst­
stelle Kassel auf der" Kasseler Herbst­
ausstellung " mit der neuen Ausstellung 
"Zivilschutz mit dem Bürger - für den 
Bürger" vertreten. 

Die Bilderschau wurde von den Besu­
chern positiv aufgenommen. Auch die 
Broschüre "Ihr Vorsorgepaket" fand An­
klang. 

Baunatal. Die BVS-Dienststelle Kassel 
zeigte die Ausstellung "Schutz und 
Wehr" im Foyer des Rathauses in Bau­
natal. Zur Eröffnung konnte der Dienst­
stellenleiter viele Ehrengäste begrüßen, 
u. a. den Kreistagsvorsitzenden des 
Landkreises Kassel, Erwin SChuck, und 
Bürgermeister Heinz Grenacher. 

Die Bilderschau wurde von der Baunata­
ler Bevölkerung gut angenommen, auch 
eine parallel verlaufende Straßenaktion 
des BVS vor dem Rathaus fand Auf­
merksamkeit. 

Insgesamt besuchten die Ausstellung 
rund 2200 Bürger. 

Aktuelles aus Rheinland·pfalz 

BIrkenfeld. Zu einer Wochenendveran­
staltung begrüßte der Leiter der BVS­
Dienststelle Kaiserslautern, Hilmar 
Matheis, die Werkfeuerwehren zweier 
Firmen aus Rockenhausen und Göllheim 
an der BVS-Schule Birkenfeld. Insge­
samt 30 Teilnehmer der beiden Wehren 
versammelten sich am Freitagabend zu 
einem Vortrag im Lehrsaal der Schule. 
Der folgende Samstag und Sonntag wa­
ren der praktischen Ausbildung vorbe­
halten. 

Begonnen wurde mit einer EinzeIausbil­
dung in der Brandbekämpfung, mit Ber-

Zum Abschluß der 
Ausbildung zeigten 
die Wehrmänner ihr 
Können in einer 
Übung. (Foto: Matheis) 

gen von Verletzten und Vertiefung der 
Kenntnisse im Sanitätsdienst. 

Im Verlauf einer Übung im Umgang mit 
Kleinlöschgeräten konnten die Wehr­
männer der Betriebe ihren guten Ausbil­
dungsstand unter Beweis stellen. Für 
die Bestplazierten hatten die Firmenlei­
tungen Preise zur Verfügung gestellt. 

Von der Leistungsfähigkeit beider Weh­
ren überzeugten sich bei der am Sams­
tagnachmittag stattfindenen Großübung 
unter wirklichkeitsnahen Bedingungen 
Vertreter der Firmenleitungen. 

Nach Abschluß der Veranstaltung be­
dankten sich die Firmenleitungen der 
Werke bei der BVS-Schule sowie bei 
der Dienststelle Kaiserslautern für die 
gute und gediegene Ausbildung ihrer 
Werkfeuerwehren. Diene doch die ge­
samte Ausbildung zur Sicherung der 
Produktionsstätten und somit auch der 
Erhaltung der Arbeitsplätze ihrer Beleg­
schaften. 

Bubenheim. Zu einer gemeinsamen 
Veranstaltung hatte die Freiwillige Feuer­
wehr der Gemeinde Bubenheim die 
BVS-Dienststelle Mainz eingeladen. Be­
teiligt waren auch die Wehren der be­
nachbarten Ortsgemeinden. 

Den ganzen Tag über waren der Film­
wagen sowie der Informationsstand des 
BVS gut besucht. Praktische Vorführun­
gen von Selbstschutzmaßnahmen waren 
ein besonderer Anziehungspunkt. 

Wissen. Anläßlich der zum achten Male 
in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführten Brandschutzwoche wur­
de der BVS wieder zur Teilnahme durch 
Innenminister Kurt Böckmann einge­
laden. 

In Rheinland-Pfalz wurde die Brand­
schutzwoche mit einer zentralen Veran­
staltung eröffnet, gleichzeitig wurde da­
mit das 100jährige Gründungsjubiläum 
der Freiwilligen Feuerwehr Wissen be­
gangen. 
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Die BVS-Dienststel le Koblenz beteil igte 
sich mit der Ausstellung "Zivilschutz mit 
dem Bürger - für den Bürger ", dem 
Filmwagen und einem Informations­
stand . 

Am zweiten Tag der Veranstaltung de­
monstrierten die BVS-Mitarbeiter das 
Ablöschen brennender Kleidung und 
brennender Flüssigkeit. Über 1000 Zu­
schauer zollten den Darbietungen Bei­
fall. 

Germershelm. In Zusammenarbeit mit 
der Stadtverwaltung wurde in Germers­
heim eine Selbstschutzwoche durchge­
führt. Die Stadtverwaltung hatte es er­
möglicht, daß in der großen Halle der 
Stadtsparkasse die Ausstel lung "Zivil­
schutz mit dem Bürger - für den Bür­
ger" zwei Wochen lang gezeigt werden 
konnte. 

Paral lel dazu wurde der Bevölkerung 
Gelegenheit geboten, sich über Vorsor­
gemaßnahmen zu informieren. In der 
stark frequent ierten Fußgängerzone wa­
ren Informationsstände aufgebaut, an 
denen praktische Vorführungen gezeigt 
wurden . 

Ausbildungsveranstaltungen in Schu len 
und Behörden rundeten die Selbst­
schutzwoche ab. 

Malnz. Als Helfervertreter der BVS-Lan­
desstelle Rheinland-Pfalz wurde am 
19. Oktober 1985 Willy Schroeter, Kai­
serslautern , gewählt. Seine Stel lvertreter 
sind Hans Louis, Mainz, und Jürgen 
Lampe, Koblenz . 

Koblenz. Die BVS-Dienststelle Koblenz 
verabschiedete Fachbearbeiter Ewald 
Klein in den Ruhestand . 

Schon 1958 wurde Klein ehrenamtlicher 
Helfer der damaligen Kreisstelle Mayen. 
Im Februar 1964 erfolgte seine haupt­
amtliche Einstellung als Leiter einer 
Fahrbaren Aufklärungs- und Ausbil­
dungssteIle. 

Nach Zusammenlegung der Dienststel­
len Mayen und Koblenz nach Koblenz 
wurde ihm die Tätigkeit des BVS-Fach­
bearbeiters übertragen. Dabei kamen 
ihm die guten Kontakte, die er während 
der Zeit als Leiter der FAASt geknüph 
hatte, zugute. 

In seiner Laudatio hob Landessteilenlei­
ter Awiszus die langjährige Tätigkeit und 
die stete Einsatzbereitschaft Kleins her­
vor und überreichte ihm eine Dank­
urkunde. 

Klein wird als ehrenamtlicher Mitarbeiter 
die Dienststelle weiterhin unterstützen. 

Simmern. Die BVS-Dienststelle Mainz 

40 ZS-MAGAZIN 11- 12/85 

beteiligte sich nach mehreren Jahren 
erstmals wieder an der in der Kreisstadt 
Simmern stattfindenden "Rhein-Huns­
rück-Schau ". Simmern ist zentraler 
Punkt für den gesamten Bereich des 
Hunsrücks mit einem weiträumigen Ein­
zugsgebiet. 

Festredner war Staatssekretär Stollen­
werk vom Wirtschahsministerium Rhein­
land-Pfalz. Stollenwerk besuchte auch 
den BVS-Stand. Fachgebietsleiter Euler 
erläuterte ihm die Aufgaben des Verban­
des und wies auf die gute Unterstützung 
durch Stadt- und Verbandsbürgermeister 
Berg hin. 

Der Bürgermeister versicherte, daß er 
auch weiterhin die Tät igkeit des BVS vol l 
unterstützen werde für das Wohl seiner 
ihm anvertrauten Bürger. 

Vallendar. Die BVS-Dienststelle Ko­
blenz zeigte die Ausstellung "Zivil ­
schutz " in der Sparkasse in Val lendar. 
Die Schirmherrschah hatte Bürgermei­
ster Roland Schons übernommen. 

In seinem Grußwort betonte der Bürger­
meister, man wolle keine Angst schüren, 
sondern lediglich den Bürger inform ie­
ren . Es gehe nicht an , diese Themen 
sorglos abzutun oder gar zu verdrängen. 
Der Selbstschutz des einzelnen Bürgers 
sei die Voraussetzung für einen sinnvol­
len Zivilschutz. 

Koblenz. Die gule Zusammenarbeit der 
BVS-Dienststel le mit der Stadtverwal­
tung Koblenz führte dazu, daß bei der 
Herausgabe der Broschüre "Schlüssel 
zum Rathaus" die Aufgabengebiete des 
Zivilschutzes mitaufgeführt wurden. Bei 
dieser neuen Broschüre handelt es sich 
um eine Information für Neubürger der 
Stadt Koblenz. " Der Schlüssel zum Rat­
haus" , eine Zusammenstellung der 
wichtigsten Aufgaben der Stadt mit dem 
Hinweis auf die jeweils zuständigen Äm­
ter, soll den notwendigen Kontakt zwi­
schen Bürger und Verwaltung erleich­
tern . 

Unter dem Stichwort ~ Zivilschutz " sind 
die Bereiche Selbstschutz, Warndienst, 
Katastrophenschutz und Schutzbau auf­
geführt und erläutert. 

LId. Ministerialrat 
Hans Grundmann 
(rechts) läßt lieh von 
BVS-Landesstellenlel· 
ter Chrlstlan Koch die 
Ausstellung .rIAutem. 

Nachruf 

Die BVS-Dienststelle Kaiserslautern 
trauert um ihren langjährigen Mitarbeiter 

Horst Lulg 

der nach kurzer Krankheit im Alter von 
55 Jahren verstarb. 

Luig war von 1965 bis 1972 ehrenamtli ­
cher Mitarbeiter bei der BVS-Dienststel­
le Kaiserslautern , anschl ießend haupt­
amtlich tätig bei der Fahrbaren BVS­
Schule und der BVS-Dienststelle Lud­
wigshafen . Die letzten fünf Jahre war er 
Leiter der Fahrbaren Aufklärungs- und 
Ausbildungsstelle der BVS-Dienststel le 
Kaiserslautern. 

Mit ihm verliert die Dienststelle Kaisers­
lautern einen allseits geschätzten Kol­
legen. 

Sein früher Tod löste bei allen Mitarbei­
tern tiefe Betroffenheit aus. 

Saarland-Rundschau 

Saarbrücken. Im Rahmen der interna­
tionalen Verbraucherausstellung "Welt 
der Familie" wurde erstmals im Saarland 
die neukonzipierte BVS-Ausstellung "Zi­
vilschutz mit dem Bürger - für den Bür­
ger" der Öffentlichkeit vorgestellt. Die 
Ausstellung wurde von über 40000 Per­
sonen aus dem In- und Ausland be­
sucht. Unter den zahlreichen Persönl ich­
keiten, die sich zum Teil sehr intensiv 
informierten, befanden sich u. a. Innen­
minister Friedel Läpple, Minister a. D. 
Prof. Dr. Becker, Minister a. D. Günther 
Schacht, Landtagsabgeordnete, Bürger­
meister sowie Vertreter der Polizei, der 
Bundeswehr und der Wirtschah. 

Auch der Leiter der Abteilung Zivil- und 
Katastrophenschutz im saarländischen 
Innenministerium, Ud. Ministerialrat 
Hans Grundmann, ließ es sich nicht 
nehmen, den BVS-Mitarbeitern am 
Stand einen Besuch abzustatten. Grund­
mann, der von BVS-Landesstellenleiter 
Christian Koch begleitet wurde, zeigte 
sich von der Ausstellung beeindruckt. Er 
wünschte dem BVS mit dieser repräsen­
tativen Ausste llung viel Erfolg, wobei er 



gleichzeitig die Hoffnung ausdrückte, 
daß sie zu weiteren Denkanstößen und 
neuen Impulsen beitragen möge. 

Neunkirchen. Ihren 2. Sicherheitswett­
bewerb führte die BVS-Dienststelle 
Neunkirchen im Bexbacher Blumengar­
ten unter der Schirmherrschaft des Bür­
germeisters, Lothar Weber, durch. 

52 Teilnehmer kämpften an zwölf Statio­
nen, besetzt von den Hilfsorganisatio­
nen, der Polizei und dem ADAC, um 
Punkte und Plätze. Praktische Aufgaben 
aus den Bereichen der Sofortmaßnah­
men am Unfallort und Brandbekämpfung 
waren zu lösen sowie Selbstschutz- und 
Verkehrssicherheitsfragen zu beant­
worten. 

Bei der gut besuchten Abschlußveran­
staltung überreichte Bürgermeister We­
ber den von ihm gestifteten Siegerpokal 
sowie weitere Preise an die Bestpla­
zierten. 

Saarbrücken. Am 23. September 1985 
übte der Katastrophenschutz des Fern­
meldeamtes Saarbrücken. Aufgabe war 
es, nach einem "Gebäudeeinsturz" hel­
fend einzugreifen. An der SchadensteIle 
waren die Außenwände des Gebäudes 
geborsten, Teile der Treppenhäuser ein­
gestürzt sowie die Türen zu den Schutz­
räumen durch Schutt versperrt. An an­
deren Stellen waren Brände ausgebro­
chen, mehrere Personen galten als ver­
mißt. 

Gemeinsam mit THW und DRK lösten 
die 45 Helfer des Fernmeldeamtes unter 
Leitung der Zugführer Stupp und Busch 
die gestellten Aufgaben zur vollen Zu­
friedenheit der kritischen Beobachter, 
unter ihnen der Amtsvorsteher des 
Fernmeldeamtes Saarbrücken, Dipl.-Ing. 
Walter Meier, Abteilungsleiter Werner 
Schreiner, die Bezirks- und örtlichen 
Katastrophenschutz-Leiter Egon Barbie 
und Wilfried Sauer sowie BVS-Dienst­
stellenleiter Franz Kuhn. 

Nach einem "Gebäu· 
dHlnsturz" zeigen die 
Elnsatzkri fte des Ka­
tastrophenschutzes 
Ihr Können. 

(Foto: Fonteine) 

Insgesamt hat der BVS beim Fernmel­
deamt Saarbrücken inzwischen 170 Be­
dienstete im Katastrophenschutz ausge­
bildet. Sie werden abwechselnd zu den 
zweimal jährlich stattfindenden Übungen 
eingesetzt. 

Südwest aktuell 

Ulm. Im Rahmen ihrer Projekttage, die 
unter dem Thema "Zivilschutz" standen, 
besuchten die Schülerinnen und Schüler 
des Kepler-Gymnasiums in Ulm und des 
Gymnasiums in Langenau auch den 
BVS. 

Die von der Dienststelle Ulm durchge­
führten Informationsveranstaltungen mo­
tivierten die Schüler zum Besuch eines 
Selbstschutz-Grundlehrganges. 

Waghäusel-Klrrlach. Die BVS-Dienst­
stelle Karlsruhe führte unter der Schirm­
herrschaft von Bürgermeister Straub in 
Waghäusel-Kirrlach zwei Sicherheits­
wettbewerbe durch. Die ortsansässigen 
Hilfsorganisationen und die Polizei hal­
fen mit, zusammen mit dem BVS die 
zehn Stationen zu betreuen. 

Erfreulich war festzustellen, daß auch ei­
ne große Anzahl Frauen bereit war, ihr 
Wissen und Können in der Selbst- und 
Nächstenhilfe zu testen. 

Die Preis- und Urkundenverleihungen 
für insgesamt 71 Teilnehmer wurden je­
weils vom Schirmherrn der Veranstal­
tung, Bürgermeister Straub, und BVS­
Dienststellenleiter Zunker vorge­
nommen. 

Eine angeschlossene Fahrzeug- und 
Geräteschau aller Hilfsorganisationen 
sowie des ABC-Zuges Wössingen bot 
der Bevölkerung Gelegenheit, Einblick in 
die technische Ausrüstung zu nehmen. 

Hellbronn. Zu einem vollen Erfolg wur­
den zwei Sicherheitswettbewerbe auf 

dem Gelände der Landesgartenschau in 
Heilbronn. Die Schirmherrschaft hatte 
Oberbürgermeister Dr. Weinmann über­
nommen. Die Stadt stellte neben den 
Ehrenpreisen des BVS noch weitere 
Preise zur Verfügung. 

An zehn Stationen mußten die Teilneh­
mer des Wettbewerbes ihr Können in 
der Selbst- und Nächstenhilfe theore­
tisch und praktisch unter Beweis stellen. 
Insgesamt erreichten 75 Teilnehmer das 
Ziel und bekamen eine Urkunde. Die 
Besten konnten wertvolle Preise mit 
nach Hause nehmen. 

Bürgermeister Bauer dankte zum Schluß 
im Namen der Stadt dem BVS als Ver­
anstalter und den beteiligten Hilfsorgani­
sationen für ihr Engagement. Bauer 
zeigte sich von der freundschaftlichen 
und guten Zusammenarbeit der Organi­
sationen beeindruckt. 

Ebersbach. Im Rahmen der Brand­
schutzwoche 1985 führte die BVS­
Dienststelle Ulm in Ebersbach/Fils einen 
Sicherheitswettbewerb durch. Unterstüt­
zung fand die Veranstaltung durch die 
Stadt Ebersbach und die Hilfsorganisa­
tionen DRK, DLRG, FFW und THW. Die 
Schirmherrschaft übernahm Bürgermei­
ster Roland Egeler. 

Bereits vor 9.00 Uhr begaben sich die 
ersten Teilnehmer auf den zwölf Kilome­
ter langen Rundkurs durch das Fuchs­
und Kirnbachtal. An neun Stationen hat­
te sie Gelegenheit, ihre Kenntnisse in 
der Selbsthilfe zu überprüfen. 

Bereichert wurden die Aktivitäten inner­
halb des Sicherheitswettbewerbes durch 
einen" Tag der offenen Tür" der Feuer­
wehr Ebersbach. Am Informationsstand 
des BVS konnten sich die zahlreichen 
Besucher über Zivil- und Selbstschutz 
sowie Schutzraumbau informieren. 

Eine Demonstration über vorbeugende 
und abwehrende Brandschutzmaßnah­
men, dargeboten durch die Feuerwehr 
und den BVS, rundeten das interessante 
Informationsangebot ab. 

Erolzhelm. Die Gemeindeverwaltung 
Erolzheim lud die BVS-Dienststelle Ra­
vensburg zur 120-Jahr-Feier der Feuer­
wehr ein. Der BVS sowie die Feuerweh­
ren aus Erolzheim und vielen anderen 
Gemeinden sorgten für eine umfangrei­
che Information über richtiges Verhalten 
in Schadensfällen. 

Das Interesse der Bevölkerung an den 
Sicherheitsfragen war groß, der Filmwa­
gen und Info-Stand des BVS wurden 
ständig umlagert. 

Zahlreiche Zuschauer fanden sich zu 
den Schauübungen der Feuerwehren 
ein. Diese zeigten, wie Haus-, Geräte-, 
Auto-, Material- oder Flüssigkeitsbrände 
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bekämpft werden. In Zusammenarbeit 
mit dem Roten Kreuz demonstrierte die 
Feuerwehr die Bergung von" Verletz­
ten" mit der Rettungsschere und die 
fachgerechte Versorgung. 

Gaggenau. Mehr als 150 Bürger starte­
ten zu einem Sicherheitswettbewerb, 
der unter der Schirmherrschaft von 
Oberbürgermeister Dr. Thomas 
Schäuble in Gaggenau stattfand. Mit da­
bei waren DRK, DLRG, THW, die Poli­
zeidirektion Rastatl, die Freiwillige Feu­
erwehr und die Kreisverkehrswacht 
Rastatl mit der Jugendverkehrsschule. 

An insgesamt neun Stationen hatten die 
Teilnehmer Gelegenheit, ihre Kenntnis­
se in der Selbst- und Nächstenhilfe zu 
testen. In einem nicht für den Wettbe­
werb gewerteten Programm bot die 
Kreisverkehrswacht Rastatt einen ko­
stenlosen Seh- und Reaktionstest, die 
Jugendverkehrsschule ein Verkehrs­
quiz an. 

Dieses Angebot erfreute insbesondere 
die jungen Teilnehmer, die aus Alters­
gründen als Starter am Wettbewerb 
noch nicht in Frage kamen. 

Rottwell. Fündig wurde die BVS-Dienst­
stelle Rottweil bei ihrer Suche nach ei­
ner geeigneten Räumlichkeit zur Durch­
führung der Dichtprobe für ABC-Schutz­
masken. Eine entsprechende Anfrage 
der Dienststelle wurde vom Kasernen­
kommandanten der OFw-Schreiber-Ka­
serne in Immendingen positiv beantwor­
tet. und damit konnten unter der Leitung 
der Dienststelle rund 30 Angehörige des 
Behördenselbstschutzes ihre Schutz­
maske diesem Test unterziehen. 

Auch für die Gewöhnungsübungen bie­
tet der ABC-Übungsraum der Bundes­
wehr optimale Voraussetzungen. Einhel­
lige Meinung der Teilnehmer: Man war 
froh, diese Prüfung einmal mitgemacht 
zu haben, weil damit die Leistungsfähig­
keit der ABC-Schutzmaske demonstriert 
wurde. 

Aalen. Zehn Tage lang dauerte die 
2. Ost-Alb-Ausstellung in Aalen, bei der 
Alltags- und Gebrauchsartikel angeboten 
wurden, aber auch Baufirmen aus­
stellten . 

Der BVS war mit einem Informations­
stand vertreten. Die Themen "Schutz­
raumbau " und "Lebensmittelbevorra­
tung " wurden dabei besonders heraus­
gestellt. 

Die friedensmäßige Nutzung eines 
Schutzraumes und besonders auch die 
staatlichen Förderungen interessierten 
die zahlreichen Besucher. 

Bei der Eröffnung besuchten zahlreiche 
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prominente Persönlichkeiten den BVS­
Stand, unter ihnen auch Staatssekretär 
VOlz, der Schirmherr der Ausstellung. 

Aalen. In Aalen fand im September das 
5. Landestreffen der baden-württem­
bergischen Feuerwehren statt. Mehr als 
6500 Feuerwehrleute aus dem ganzen 
Land und weit über 10000 Besucher 
fanden sich ein. 

Im Eingangsbereich des modernen Ret­
tungszentrums zeigte der BVS die Aus­
stellung "Zivilschutz" und führte Filme 
vor. 

Sluttgart. Als Helfervertreter der BVS­
Landesstelle Baden-Württemberg wurde 
am 7. September 1985 Kurt Spinnler, 
Ludwigsburg, gewählt. Seine Stellvertre­
ter sind Ernst Lauer, Mannheim, und 
Gerhard Banzhaf, Schwäbisch Hall. 

Bayern heute 

München. Seit sechs Jahren hat die 
BVS-Landesstelle Bayern einen ständi­
gen Stand im Bauzentrum München. 
"Schutzraum - Konstruktion und Nut­
zung" - diese bewährte Ausstellung 
zeigt dem interessierten Besucher einen 
Schutzraum und verschiedene Beispiele 
der friedensmäßigen Nutzung. Knapp ei­
ne Mil lion Besucher haben seit 1979 die 
ständige Bau- und Fertighausausstellung 
gesehen, ein Teil davon auch den 
Schutzraum des BVS. 

Seit Beginn des Jahres bietet das Bau­
zentrum einen neuen Service für alle am 
Bauwesen beteiligten oder interessierten 
Personen. Über einen Computer mit 
Schnelldrucker hat es unmittelbaren Zu­
griff zu einer Vielzahl von Datenbanken 
und bietet dem Interesse.nten eine Fülle 
von Dienstleistungen. So können unter 
anderem auch über den Schutzraumbau 
(allgemein) rund 300 Literaturangaben 
abgerufen werden. 

Der interessierte Besucher des Bauzen­
trums erhält somit gezielte Informatio­
nen, die über den Umfang der ausge­
legten Schutz bau fibel hinausgehen. Der 
mit dem Bau beauftragte Architekt kann 
sich hier informieren, der Schutzbaube­
rater Kenntnis über neue Fachliteratur 
erhalten. 

Welihefm. Zum ersten Male beteiligte 
sich die BVS-Dienststelle Starnberg an 
der alle zwei Jahre stattfindenden Ober­
land-Ausstellung in Weil heim. 

Mit der Ausstellung" Waffenwirkungen 
und Schutzmöglichkeiten" konnte der 
BVS einen großen Teil der rund 40000 
Besucher ansprechen. Auch der Staats-

sekretär im Bayerischen Wirtschaftsmini­
sterium, Dr. Georg Freiherr von WaIden­
fels, Landrat Manfred Blaschke sowie 
der 1 . Bürgermeister der Stadt Weil­
heim, Dr. Johann Bauer, informierten 
sich am BVS-Stand. 

Würzburg. Nach 25 Jahren Dienst im 
BVS, zuletzt als Dienststellenleiter in 
Würzburg, ist Richard Breu in den Ruhe­
stand getreten. 

Aus der Hand von landesstetlenleiter Günter 
Kopsleker (links) nimmt Rlchard Brau die 
Dankurkunde entgegen. 

1960 wurde er als Lehrkraft bei der da­
maligen Orts- und Kreisstelle des BLSV 
eingestellt. Bereits ein Jahr später leitete 
er die Dienststelle. 1963 ging Breu nach 
Oberfranken als Leiter der dortigen Be­
zirksstelle und übernahm später auch 
die weiteren beiden Bezirksstellen in 
Franken. 

Wechselnde Berufungen im gesamten 
nordbayerischen Raum waren in den 
nächsten Jahren auch für ihn ein Zei­
chen der wechselnden Organisationsfor­
men und Strukturänderungen im BLSV. 
Zusätzl ich zu seiner Tätigkeit als Be­
reichsbeauftragter wurde Breu 1979 
zum Dienststellenleiter in Würzburg be­
rufen. 

Profundes fachliches Wissen und die 
Kenntnisse der Verhältnisse im Regie­
rungsbezirk ermöglichten es Breu, sei­
ner Dienststelle in Ausbildungsleistung 
und Öffentlichkeitsarbeit einen guten Ruf 
im Freistaat Bayern zu verschaffen. 

Von den BVS-Dienststellenleitern in 
Bayern , denen er stets ein guter Kollege 
mit reicher Erfahrung war, verabschiede­
te sich der Scheidende in einer Feier­
stunde in der BVS-Schule Geretsried. 

In Würzburg wurde Breu im Kreise sei­
ner Mitarbeiter von Landesstellenleiter 
Kopsieker mit herzlichen Dankesworten 
verabschiedet. 

In Zukunft will er sich zunächst vor al­
lem seiner Modell-Eisenbahnanlage wid­
men; die Kollegen wünschen ihm alles 
Gute. 



iTechnisches Hilfswerk 
Schieswig-Hoistein I? 

THW unterstützte 
Kriegsgräberfürsorge 

Kiel. Anfang 1985 trat der Volksbund 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. an 
das THW Schleswig-Holstein heran mit 
der Bitte, die in den Jahren 1983/84 be­
gonnenen Arbeiten auf dem deutschen 
Soldatenfriedhof in Bordj Cedria, Tune­
sien, zum Abschluß zu bringen und wei­
tere durchzuführen. 

Zur Vorbereitung fuhren Vertreter des 
Volksbundes und THW nach Tunesien. 
Hier wurden Art und Umfang der Arbei­
ten festgelegt und das erforderl iche Ma­
terial aufgel istet. 

Die Ausarbeitung der Arbeitspläne er­
gab, daß die vorgesehenen Arbeiten von 
16 Helfern in sechs Wochen durchge­
führt werden können. 

Da die THW-Helfer ihren Jahresurlaub in 
Anspruch nehmen mußten, wurden zwei 
Gruppen gebildet, die je drei Wochen 
arbeiten sollten. Die erste Gruppe war 
vom 17. August bis 8. September, die 
zweite Gruppe vom 7. September bis 
25. September 1985 im Einsatz. 

Von den Helfern wurden folgende Arbei­
ten durchgeführt: 

- Überholung des Wasserversorgungs­
systems einschließlich der Pumpen 
für die Bewässerung des Friedhofes. 

- Neuverlegung von 250 m Wasserlei-
tung mit ca. 20 Hydranten-Anschlüs­
sen im Gelände. 

- Instandsetzungsarbeiten am Fried­
hofszaun. 

- Reparatur der Geländer in der Gruh­
anlage. 

- Einbau eines Tores in den Geräte­
raum und Herstellen einer neuen Ein­
fahrt auf der Rückseite mit Einbau ei­
nes Tores. 

- Fertigstellung des Einbaus der sani­
tären Anlagen im Verwaltergebäude 
einschließlich aller Fliesen- und Mau­
rerarbeiten. 

- Einbau neuer Fenster und Türen im 
Verwaltergebäude, in den Besucher­
to iletten und Im Büroraum. 

- Anbau einer Fertigtreppe am Ver­
waltungsgebäude . 

- Änderung der vorhandenen Antenne 
(Versetzen des Mastes). 

- Abriß der alten Rampe und Aufbau ei­
nes überdachten Arbeitsraumes. 

Die Unterbringung der Helfer erfolgte in 
Zelten. Die te ilweise aus Deutschland 

mitgeführte Verpflegung wurde von ei­
nem THW-Koch zubereitet. 

Die Temperaturen lagen am Tage zwi­
schen 30 und 40 Grad, nachts zwischen 
20 und 25 Grad Celsius. 

Von den Gruppen wurden im Rahmen 
ihrer Freizeit auch Ausflüge unternom­
men, um Land und Leute kennenzuler­
nen. Pf lichtbesuch waren der Basar in 
Tunis, der Kamelmarkt in Nabeul und 
die Heißen Quellen von Kartous. 

Am 7. September, dem einzigen Tag, an 

THW-Helfer auf dem 
Soldatenfrledhot 
Bordj-Cedrla. 

Vorbereiten des Unter­
grundes für den Bau 
eines Arbeitsraumes 
auf dem Friedhof. 

THW-Hetfer genießen 
die Gastfreundschaft 
tune.lscher Familien. 

(Fotos: Krause) 

dem beide Gruppen anwesend waren, 
fand ein gemütlicher Abend statt, an 
dem Vertreter der Deutschen Botschah, 
der THW-Landesbeauhragte für Schles­
wig-Hoistein, der seinen Urlaub in Tune­
sien verbrachte, Vertreter des Volksbun­
des und alle Bediensteten des Soldaten­
friedhofes in Bordj Cedria tei lnahmen. 

Dieser Einsatz hat den THW-Helfern gut 
gefallen . Sie sind bereit, auch künhig 
den Volksbund Deutsche Kriegsgräber­
fürsorge zu unterstützen. 

G. W. 
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I Niedersachsen ~ I 
Größte THW·Unterkunft der 
Bundesrepublik eingeweiht 

Hannover/Langenhagen. 33 Jahre 
nach seiner Gründung. am Samstag, 
dem 19. Oktober 1985, erlebte der 
THW-OV Hannover den wohl bedeut­
samsten Tag in seiner Geschichte : die 
Einweihung der neuen Unterkunft. Das 
Projekt stellt den größten Unterkunfts­
neubau des THW dar. Neben dem Orts­
verband Hannover sind auch der kleine 
Bruder Langenhagen sowie die Ge­
schäftsführer-Dienststelle, Bereich Han­
nover, in dem Komplex untergebracht. 

Rund zehn Jahre, von einer ersten Orts­
ausschußsitzung mit Abklärung der 
Standortfrage bis zur Fertigstellung 
1985, hat die Realisierung dieses Bau­
vorhabens in Anspruch genommen. Dar­
auf verwies Landesbeauftragter Eckhard 
Leiser in seinen einleitenden Worten. 
Zuvor hatte der Kreis- und Ortsbeauf­
tragte für Hannover, Günther Cyriacks, 
die rund 400 Gäste und Helfer mit An­
gehörigen in der geschmückten Fahr­
zeughalle auch im Namen seines Kole­
gen Volker Jäksch vom THW-OV Lan­
genhagen und des Geschäftsführers für 
Hannover, Peter Ziech, mit Worten der 
Freude und des Dankes begrüßt. Das 
Musikstück zu Beginn der Veranstaltung, 
"Das ist der Tag des Herrn ", gespielt 
vom Musikkorps des BGS, spiegelte 
treffend das Empfinden der Beteiligten 
an diesem Tage wider. 

Den drei Nutzern der neuen Unterkunft 
überreichte Ud. Baudirektor Lothar Pol­
lack vom Staatshochbauamt II Hannover 
gemeinsam einen überdimensionalen 
Schlüssel. Nicht ohne Stolz konnte er 
vermelden, daß von den veranschlagten 
Baukosten ein nicht unerheblicher Teil 
durch Eigenleistungen der Helfer sowie 
der hervorragenden Zusammenarbeit al­
ler am Bau beteiligter Stellen eingespart 
werden konnten . 

Oberbürgermeister Herbert Schmalstieg 
erinnerte daran, daß der Ortsverband 
Hannover viele Jahrzehnte lang mehr 
schlecht als recht untergebracht war und 
nun eine auf die spezifischen Aufgaben 
des THW zugeschnittene neue Unter­
kunft erhalte. Er dankte den Helfern im 
Namen aller Bürger der Stadt für die oft­
mals bewiesenen besonderen Leistun­
gen und hob die gute Zusammenarbeit 
der Katastrophenschutz-Organisationen 
in der Landeshauptstadt hervor. 

Glückwünsche der niedersächsischen 
Landesregierung und besonders von In­
nenminister Dr. Möcklinghoff überbrach-
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te der Staatssekretär im Niedersächsi-
sehen Ministerium des Innern, Dr. Karl 
Heidemann. Er sprach von einer einma­
ligen und imponierenden Investition des 
Bundes, mit der dem vorbildlichen Wir­
ken der freiwillig tätigen Helfer Rech­
nung getragen werde. Er erinnerte an 
die großen Einsätze des THW in Nieder­
sachsen in den vergangenen Jahrzehn­
ten , die der Organisation Sympathie und 
Anerkennung gebracht hätten. Als ge­
staltende Kräfte des Staates seien die 
ehrenamtlich engagierten Helfer des 
THW besonders vorbildliche Demo­
kraten. 

Für die beiden nachfolgenden Redner 
waren es Premierenauftritte in neuen 
Funktionen: Hans Georg Dusch als Prä­
sident des Bundesamtes für Zivilschutz 
und Dipl.-Volkswirt Helmut Meier als 
neuer Direktor der Bundesanstalt Tech­
nisches Hilfswerk. 

Präsident Dusch sah in dem neuen 
Heim einen angemessenen Mittelpunkt 
für die zukünftige Arbeit, der den Weg 
zu einer Konsolidierung der Ortsverbän­
de ebne. Auf das THW allgemein einge­
hend, verwies er auf die nach dem neu­
en Statut verstärkte Einbindung der eh­
renamtlichen Helferschaft in Gedanken, 
die in Entscheidungen und Handlungen 
umgesetzt werden. Das THW brauche 
Ruhe von außen für innen, um sich auf 
seine Aufgaben und seine Arbeit zu 
konzentrieren und durch Einfallsreichtum 
und Leistung zu überzeugen. Dabei sah 
er sich und THW-Direktor Meier zukünf-

Ehrengäste bei der 
EInweihungsfeier. In 
der BIldmitte THW­
Landesbeauftragter 
leiser (links) und 
BZS-Präsident Dusch. 

Symbolische Schlüsselübergabe an die drei 
Nutzer der neuen Unterkunft (v. links): Ortsbe­
auftragter Jäksch, Geschäftsführer Ziech, Orts­
beauftragter Cyriacks und Ud. Baudirektor 
Pollack. (Fotos: Bormann) 
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tig als Pfadfinder auf der Suche nach 
neuen Einsatzmöglichkeiten für das 
THW. 

Auch in den Worten von Direktor Helmut 
Meier klang die Bereitscha~ zu einer en­
gen Zusammenarbeit mit dem Präsiden­
ten des BZS an. Beide wollten jede Ge­
legenheit wahrnehmen , um das gemein­
same Denken und Handeln im Interesse 
des THW zum Ausdruck zu bringen. Auf 
Hannover und Langenhagen eingehend, 
freute er sieh, als erste Amtshandlung 
diesem großem Ereignis beiwohnen zu 
können. Es müsse nun erwartet werden , 
daß nachdem die äußeren Vorausset­
zungen dafür geschaffen worden seien, 
die Helfer ihren Dienst mit Freude er­
füllten . 

In einem Grußwort bot Bundestagsabge­
ordneter Dr. Dietmar Kansy, der gleich­
zeitig als Landesvorsitzender der THW­
Helfervereinigung Niedersachsen au~rat, 

den Ländern und Kommunen "die aus­
gestreckte Hand des THW" im Hinblick 
auf das Einbeziehen in die tägl iche Ge­
fahrenabwehr. 

Mit dem SchluBwort des Ortsbeau~rag­
ten für Langenhagen, Volker Jäksch, so­
wie den Grüßen befreundeter Organisa­
tionen und von THW-Kameraden aus 
den benachbarten Ortsverbänden ging 
der Festakt, dem sich eine Besichtigung 
des neuen Unterkun~skomplexes an-
schloß, zu Ende. R. B. 

"HEROS '85" - Große Fern· 
melderahmenübung in Lehrte 

Lehrte. Der THW-Landesverband Nie­
dersachsen und Landkreis Hannover 
führten von Freitagabend, dem 11 . Okto­
ber, bis Sonntagmittag , dem 13. Oktober 
1985, eine der bisher größten Fernmel­
deübungen von Katastrophenschutzein­
heiten in Norddeutschland durch. Sie 
wurde vom Zugführer des THW-Fern­
meldezuges Lehrte, Dieter Diedrich, in 
einer Vorbereitungsdauer von 18 Mona­
ten und einem Zeitaufwand von rund 
1000 Stunden geplant. Eingesetzt waren 
13 Fernmeldezüge des THW aus Nie­
dersachsen, Berlin und Bremen sowie 
der Freiwill igen Feuerwehren, Landkreis 
Hannover, Johanniter-Unfall-Hilfe und 
des Deutschen Roten Kreuzes, Land­
kreis Peine. 

Hinzu kamen fünf Fernmeldezentralen -
mit Tei len im mobilen Einsatz - und 
120 Zugtrupps der verschiedenen Fach­
dienste, vornehmlich des THW. Insge­
samt waren 900 Helfer mit 220 Fahrzeu­
gen in den Übungsablauf eingebunden . 

In vier Übungsphasen mußten 70 Ab­
schnittsführungsstellen und Technische 
Einsatzleitungen eingerichtet und betrie-

Ein Fernsprechtrupp 
beim Verlegen von 
Feldkabel. 

ben werden . Hinzu kamen 70 Fern­
sprechvermittlungen. Hierfür wurden 
250 km Feldkabel und Feldfernkabel im 
Tiefbau, Hochbau und gemischten Bau 
verlegt und unterhalten. Bei den in al len 
Phasen durchgeführten Funkübungen -
teilweise mit Standortwechsel und Fah­
ren nach Karte verbunden - wurden 
über 20000 Nachrichten abgesetzt. Bei 
den Fernsprechbetriebsübungen waren 
es noch einmal über 2000. 

Rund 50 geladene Gäste, unter ihnen 
der Lehrter Stadtdirektor Dr. Saipa, die 
THW-Landesbeau~ragten bzw. Stellver­
treter aus Niedersachsen, Berlin, Rhein­
land-Pfalz und Bremen sowie die Schul­
leiter der Katastrophenschutzschulen 
Hoya und Bad Nenndorf, erhielten am 
Samstagvormittag ausführl iche Informa­
tionen über Übungsziel und -verlauf. 

"Nur derjenige ist imstande, in der Kata­
strophe zu helfen oder gar noch zu füh­
ren, der sich längere Zeit mit ihr befaßt 
hat. Die Katastrophe wird auch ihn über­
raschen . Weil er sich aber mit ihr geist ig 
auseinandergesetzt hat, wird ihm vieles 
an ihren Auswirkungen bekannt vorkom­
men. Das macht ihn seel isch zum Stär­
keren und erlaubt ihm aus dieser Sicht, 
zu helfen . 

Funktionsprobe am Fernsprechkraftwagen. 
(Fotos: Bormann) 

= 

Zum zweiten ist es eine gewisse Auto­
matik der Aktionen, die durch die Aus­
bildung vermittelt wird. In der Turbulenz 
der Katastrophe bleibt auch dem, der 
geistig auf sie vorbereitet ist, nur noch 
das, was durch die Ausbildung in sein 
Unterbewußtstein vorgedrungen ist. Das 
macht den Ausgebildeten zum technisch 
Stärkeren, was die zweite Vorausset­
zung einer wirksamen Hilfe darstellt. " 

Diese führungstechnischen Erkenntnisse 
hat Dieter Diedrich im Rahmen seiner 
Dreitageübung - rund um die Uhr -
umzusetzen versucht. Denn gerade ein 
gut funktion ierendes Fernmeldewesen, 
durchgeführt von Helfern und Führungs­
krä~en, die Streßsituationen seel isch 
und ausbildungsmäßig gewachsen sind , 
ist in der Turbulenz der Katastrophe von 
größter, für die betroffene Bevölkerung 
sogar von lebenswichtiger Bedeutung. 

Mit der Fernmeldeübung "HEROS '85 " 
ist man diesem Ziel wieder einen gro-
ßen Schritt nähergekommen. R. B. 

Drei THW·Ortsverbände 
probten Bergung und 
Instandsetzung 

Bad Nenndorf. "Seit Tagen rasen 
schwere Stürme über die Landkreise 
Hameln und Hannover hinweg, decken 
Dächer ab und bringen Häuser und 
Schornsteine zum Einsturz. Die örtlichen 
E i nsatzkrä~e sind erschöp~, überregio­
nale Hilfe muß angefordert werden : 
Großalarm für die THW-OV Northeim, 
Einbeck und Bad Lauterberg . " 

So lautete die Ausgangslage, die THW­
Geschä~sführer Klaus Ritte (Göttingen) 
für eine großangelegte Übung Ende 
September gewählt hatte. Bereits am 
Freitagabend setzten sich die Bergungs­
züge aus Northeim, Einbeck und Bad 
Lauterberg sowie zwei Instandsetzungs­
gruppen aus Einbeck und Northeim zur 
Katastrophenschutzschule des Landes 
Niedersachsen in Bad Nenndorf in 
marsch, wo sie am frühen Samstagmor-
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gen zu ihren "Einsätzen " alarmiert 
wurden. 

Nicht weniger dramatsich verlief der 
Übungseinsatz für die Bergungszüge 
aus Einbeck und Bad Lauterberg sowie 
die Instandsetzungsgruppe aus Nort­
heim: Auf einem realitätsnahen Trüm­
mergelände bei Voldagsen mußten die 
Bergungsgruppen eingestürzte Häuser 
abstützen , Verletztendarstel ler mit Spe­
zialgeräten aus den Trümmern befreien 
und mit Seilbahn, Leiterhebel und Roll­
gliss-Geräten aus der Gefahrenzone 
bergen . 

Unterdessen mußte die Instandset­
zungsgruppe aus Northeim in einem 
Einsturzgebäude die Reparatur einer 
Wasserleitung durchführen. In einem 
Kriechgang von nur 40 x 60 cm Durch­
messer setzten sie zwei Schieber und 
mehrere Formstücke in die zerstörte 
VersorgungsleItung . Da sich während ih­
rer Arbeiten gefährl iche Gase bildeten, 
konnte der Einsatz zunächst nur mit 
Atemschutzmasken ausgeführt werden . 

Auch das Improvisationsvermögen der 
Helfer war gefordert, als sie aus beschä­
digten Tei len neue Paßstücke anfertigen 
mußten. Zum Abschluß ihres Übungs­
einsatzes ließen sie mit einer Rohrlege­
winde ein mehrere Zentner schweres 
T-Stück mit drei Schiebern in das Trüm­
mergebäude ab und bauten es fachge­
recht ein. Nach Stunden harter Arbeit 
war die Versorgungsleitung wieder funk­
tionsfähig. 

Eine alte Zieglelei bei Harderode bildete 
den Rahmen für die Einsätze des Ber­
gungszuges aus Northeim sowie der In­
standsetzungsgruppe aus Einbeck. Der 
"schwere Sturm " hatte das Fabrikge­
bäude te ilweise zum Einsturz gebracht, 
und eine unbekannte Anzahl von Men­
schen galt als vermißt. 

Mit Schleifkörben und Tragen drangen 
die Bergungshelfer aus Northeim in das 
zerstörte Gebäude ein und bargen unter 
teilweise schwierigsten Bedingungen 
insgesamt zehn "Verletzte ". 

Unterdessen bemühten sich die Instand­
setzungshelfer aus Einbeck um die pro­
visorische Wiederherstellung der Strom­
zufuhr. Sie reparierten und ersetzten die 
durch den Sturm zerstörten Masten und 
zogen eine behelfsmäßige Freileitung, 
die das Gebäude wieder mit Strom ver­
sorgte. 

Am Nachmittag erreichte eine weitere 
Hiobsbotschaft die Einsatzkrälle : Der 
Schornslein der Ziegelei wurde durch 
den " Sturm " erheblich beschädigt, und 
um weiteren Schaden zu verhindern, 
sollte er gesprengt werden . Bis ins De­
tail genau bereiteten die Northeimer 
THW-Helfer unter Aufsicht eines 
Sprengberechtigten aus Hameln die 
Sprengung vor. 
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Wie wichtig diese realitätsnahe Ausbil­
dung der THW-Helfer ist, beweist nicht 
zuletzt die jüngste Erdbebenkatastrophe 
in Mexiko, wo sich auch eine Spezial· 
einheit des THW an den Rettungsarbei · 
ten beteiligte. So hätte sich für die Hel­
fer aus Northeim, Elnbeck und Bad Lau­
terberg die Einsatzübung ebenso als 
Realfall in Mexiko-City abspielen kön-
nen. M. A. 

THW setzt Äthiopienhilfe fort 

HannoverlAddis Abeba, Nach dem 
Eintreffen der benötigten Ersatzteile 
kann der im April dieses Jahres unter­
brochene humanitäre Einsatz des THW 
in Äthiopien fortgesetzt werden . Insge­
samt waren von November 1984 bis 
April 1985 in vier Abschnitten 93 Helfer 
in dem afrikanischen Land tätig. Aufgabe 
der ausgewählten Kfz-Spezial isten war 
die Reparatur dringend für den Transport 
der Hilfsgüter in die Vertei lstat ionen be­
nötigter Lastkraftwagen . Einsatzort, eine 
von der deutschen Entwicklungshilfe 
eingerichtete Kfz-Werkstatt in der 
Hauptstadt Addis Abeba. In der letzten 
Phase wurden Teams aber auch ver­
stärkt in Regionalwerkstätten ins Landes­
innere, zum Teil unmittelbar in den 
Hungergebieten gelegen, entsandt. 

192 reparierte Lastkraftwagen, die mei­
sten davon in schrottre ifem Zustand 
übernommen, waren die stolze Bilanz 
dieser Hilfsaktion. 

Nun gilt es, neben den aufgelaufenen 
Schadensfäl len rund 20 bei einem 
Schiffstransport infolge eines Unwetters 
schwer beschädigte Lastkraftwagen aus 
deutschen Spendenlieferungen wieder 
instand zu setzen. 

Am Dienstagmorgen, dem 29. Oktober 
1985, um 8.15 Uhr, flogen die 20 THW­
Helfer - drei Mann aus Schieswig-Hol­
stein, fünf aus Berlin und zwölf aus Nie­
dersachsen - vom Flughafen Hannover­
Langenhagen aus in die äthiopische 
Hauptstadt. 

Für 18 von ihnen gibt es ein Wiederse­
hen mit ihrer alten Arbeitsstätte ; sie hat­
ten sich spontan für den erneuten Ein­
satz in Äthiopien gemeldet. 

Die Koordination der zunächst auf vier 
Wochen befristeten Hilfsaktion wird auf 
Weisung der Bonner THW-Leitung wie­
der vom THW Niedersachsen von Han­
nover aus wahrgenommen. Auch der 
Einsatzleiter vor Ort, Ralph Dunger, 
kann auf eine mehrmonatige Äthiopien­
erfahrung in dieser Funktion zurückbl ik­
ken. R. B. 

I Saarland 

Leistung gewürdigt 

Saarbrücken. Zum Empfang hatte Saar­
lands Innenminister, Friedel Läpple, die 
beim THW-Bundeswettkampf erfolgrei­
chen Mannschaften der Ortsverbande 
Freisen und St. Wendel eingeladen. In 
Anwesenheit von Ministerialdirigent 
Grundmann, THW-Landesbeauftragtem 
Günther Faß, des stv. THW-Bundesju­
gendleiters Rainer Nipp und Landesju­
gendleiters Michael Becker hob Läpple 
die Bedeutung des THW innerhalb des 
Katastrophenschutzes hervor. Er würdig­
te das Leistungsniveau dieser Einsatz­
truppen , das sich schon oll im Ernstfall 
bewährt habe, Die Wettkampferfolge auf 
Bundesebene seien ein Spiegelbild der 
intensiven Aus- und Fortbildung. 

Sein Aufruf galt der Jugend, deren Ein­
satzbereitschaft man brauche und die 
man deshalb auch weiterhin erfolgreich 
motivieren möge. 

Der Innenminister sicherte zu , das THW 
zu unterstützen, soweit dies im Rahmen 
seiner Möglichkeiten stünde. E. M. 

Dr. Kalb verabschiedete sich 
im Saarland 

St. Wendel. Nach einem Besuch des 
THW-Landesbeauftragten, einem Ge­
spräch mit Ministerialdirigent Herbert 
Schmitz und einem Gedankenaustausch 
mit dem Landesvorsitzenden der THW­
Helfervereinigung, Alfred Becker, verab­
schiedete sich der Präsident des Bun­
desamtes für Zivilschutz, Dr. Kolb, in 
der THW-Unterkunft in St. Wendel von 
den saarländischen THW-Helfern. Diese 
waren vertreten durch die Mitglieder des 
Landesausschusses, Vertreter der Orts­
verbände des Geschäftsbereiches St. 
Wendel und Landesjugendleiter Michael 
Becker sowie die Freisener Jugend. die 
beim THW-Bundeswettkampf 1985 den 
Sieg nach Hause trug. 

Dr. Kolb hob hervor, daß im Alltag des 
Friedens die zahlre ichen Aufgaben im 
Katastrophenschutz ohne das THW nicht 
mehr zu meistern seien. Im Saarland sei 
man auf dem richtigen Weg und solle 
sich nicht beirren lassen . Hier stimme 
alles, der Geist, die Gesinnung, die Un­
terbringung , wenn sie auch stellenweise 
noch zu verbessern sei, und das öffent­
liche Ansehen dieser Organisation, die 
sich durch ihre Leistung, wie jüngst 
beim Bundeswettkampf in München, 
selbst ehre. Es sei wichtig, die Idee der 
technischen Hilfe zu vertreten, zu unter· 
stützen. Dem ehrenamtl ich Tätigen müs-



Von den saartändlschen THW-Heltem verabschiedet sich Präsident Dr. Kolb (Blldmftte). 

se die Arbeit erleichtert werden, indem 
unnötige Bürokratie als Behinderung ab­
zubauen sei. Wertvolle Anregungen der 
Basis sollten mehr Einfluß in das Ge­
samtkonzept finden. Kolbs weiterer Auf­
ruf galt der Jugend, für die Raum zu 
schaffen sei. " Der interessierte junge 
Mensch, der Mitverantwortung tragen 
will und kann, ist aufgerufen, in die Rolle 
als Helfer hineinzuwachsen." Nie dürfe 
man den eigentlichen Sinn und die Auf­
gabensteIlung seines Hobbys verges­
sen, "anderen helfen zu wollen!" 

Als Abschiedsgeschenk für Dr. Kolb, 
das in den Ruhestand hinein an die Ver­
bundenheit mit dem THW erinnern mö­
ge, überreichte Ortsbeauftragter Leo 
Kuhn ein schmiedeeisern gefaßtes, in 
der THW-Werkstatt gefertigtes Baro-
meter. E. M. 

Mühlrad der Taflingsmühle 
restauriert 

Saarlouls_ Der ehemalige stv. THW­
Landesbeauftragte und jetzige Beigeord­
nete der Kreisstadt Saarlouis, Artur 
Schillo, übermittelte dem THW-OV Saar­
louis die Bitte der Stadt, das Schaufelrad 
der Taffingsmühle wieder in einen funk­
tionsfähigen Zustand zu bringen. Man 
sagte gerne zu. 

Mit dem Schneidbrenner rückten die 
Helfer dem Mühlrad zu Leibe. Beim 
Herausheben der Welle mit den Schau­
felradresten half die Feuerwehr Saar­
louis, die auch den Transport zur THW­
Unterkunft übernahm. 

Die verrotteten Teile wurden demontiert, 
und es begann der Wiederaufbau: Der 
AuBenring , die Streben und die Schau­
feln wurden zugeschnitten, bearbeitet 
und gebogen. Große Risse im Stirnrad 
wurden mit Gußelektroden zuge­
schweißt. 

Für den Zusammenbau von Schaufelrad 
und Welle muBten ein Zirkel und ein 

(Foto: Müller) 

Hilfsauflagebock erstellt werden. Zusätz­
lich wurden die Lagerschalen ausge­
schabt und eingepaßt, um einen leichten 
Lauf zu garantieren . 

Beim ersten Lauf kam dann die Bestäti­
gung. Der zeitraubende Aufwand des 
Ausrichtens hat sich gelohnt. 

Die Verkleidung mit Eichenholz stand 
anschließend auf dem Programm. Auch 
die Fundamente zur Lagerhalterung an 
der Mühle wurden neu betoniert. Zuletzt 
wurde das Schaufelrad mit Hilfe eines 
Mobilkrans eingebracht und die vorge­
fertigte Wasserrinne verankert und be­
festigt. 

Beim Probelauf mit Wasser waren u. a. 
Bürgermeister Jakob und Beigeordneter 
Schillo anwesend. Sie lobten und be­
wunderten die Arbeit der THW-Helfer. 
Der große Aufwand an geleisteten Stun­
den war vergessen. 

Bürgermeister Jakob versprach dem 
Team, eine Ehrentafel mit den Daten der 
Restaurierung anzubringen. A. K. 

I BadenWürttemberg ;J I 
Hohe THW"Auszeichnung für 
Ud. Polizeidirektor Burger 

Stuttgart. Der Direktor des THW verlieh 
LId . Pol izeidirektor Willi Burger, Leiter 
der Schutzpolizei bei der Landespolizei­
direktion Stuttgart I, das THW-Helferzei­
ehen in Gold . 

Diese Auszeichnung, die an Außenste­
hende nur selten verliehen wird, erhielt 
Burger aufgrund seiner Verdienste für 
die Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und THW. Bereits in 
seiner früheren Funktion im Innenmini­
sterium Baden-Württemberg hat Burger 
großen Wert auf eine Verzahnung zwi­
schen Polizei und Katastrophenschutz 
gelegt. Als Leiter der Schutzpolizei bei 

AUI der Hand von Itv. THW-Landllbeauttragten 
Dlpl.-Ing. Dietrich Lipke nimmt Ud. PolizeIdIrek­
tor Burger die Auszeichnung entgegen. 

der Landespolizeidirektion Stuttgart I hat 
er darüber hinaus die Initiative ergriffen , 
speziell die Zusammenarbeit zwischen 
Polizei, Feuerwehr und THW auf eine 
fundierte Basis zu stellen. 

Mit dieser Auszeichnung wurde einem 
Mann gedankt, der sich nicht nur für das 
THW, sondern auch für die Verbesse­
rung der gesamten Gefahrenabwehr ein­
setzt. 

Die Auszeichnung wurde durch den stv. 
THW-Landesbeauftragten für Baden­
Württemberg , Dipl.-Ing . Dietrich Läpke, 
in Böblingen überreicht. G. K. 

Neue Unterkunft für den 
THW·OV Oflenburg 

Offenburg. Gleich zwei Fliegen mit ei­
ner Klappe schlug der THW-OV Offen­
burg. In einer Feierstunde beging der 
Ortsverband sowohl den Wechsel des 
Kreisbeauftragten als auch den Einzug 
in eine neue Unterkunft. Vor zahlreichen 
Vertretern der Katastrophenschutz-Orga­
nisationen, Behörden, Institutionen und 
Freunden des THW verabschiedete Lan­
desbeauftragter Dirk Göbel den bisheri­
gen Kreisbeauftragten Peter Reinke und 
führte Christian Petersen in sein Amt 
ein. Außerdem zeichnete er drei ver­
diente Helfer mit dem THW-Helferzei­
ehen aus. 

Die Bevölkerung hatte Gelegenheit, an 
einem" Tag der offenen Tür" die Unter­
kunft zu besichtigen. Hierfür hatten sich 
die Helfer einiges einfallen lassen: So 
waren z. B. neben einer Fahrzeug- und 
Geräteschau Übungsstrecken für AÖ-, 
GW- und E-Gruppe sowie Atemschutz­
geräteträger aufgebaut worden. Diese 
praktischen Demonstrationen stieBen bei 
den Besuchern auf ebenso reges Inter­
esse wie die Vorführungen von Dias 
vergangener Übungen. 

Großen Anklang fand auch die schmack­
hafte Gulaschsuppe, die von Kameraden 
des benachbarten THW-OV Kehl zube-
re itet worden war. E. L. 
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Warndienst 

25Jahre 
Wamamt 
VI 

Anläßlich des 251ähngen Beslehens 
stand das Warnamt VI im Blickpunkt des 
öffentlichen Interesses. 

Zum Festakt am 24. August konnte stv. 
Warnamtsleiter Manfred Schnieders u. a. 
Vertreter der Bundespost, der Bundes­
bahn, des THW, des Regierungspräsi­
denten Darmstadt und des Wetterdien­
stes sowie Landtagsabgeordnete, Land­
räte und Bürgermeister begrüßen. 

Ein deutliches Votum für den Zivilschutz 
legten die Festredner ab. Ud. Baudirek­
tor Dr. Maske, Leiter der Abteilung 
Warndienst im Bundesamt für Zivil­
schutz, hob hervor, daß Zivilschutz not­
wendiger Friedensdienst sei. Der Be­
fehlshaber im Wehrbereich IV, General­
major Martin Holzfuß, nannte den Warn­
dienst "ein Instrument der Daseinsvor­
sorge zum Wohle der Bevölkerung". 
Branddirektor Rose vom hessischen In­
nenministerium hielt Kritikern entgegen, 
daß der Warndienst nicht nur im Vertei­
digungsfalle, sondern auch bei anderen 
Schadensfällen wirksame Hilfe leisten 
könne. 

Für die musikalische Umrahmung der 
Veranstaltung sorgte das Hessische Po­
lizeiorchester. 

Hochbetrieb herrschte dann am Sonntag 
auf dem Warnamtsgelände beim " Tag 
der offenen Tür" . Die Mitarbeiter des 
Warnamtes und über 100 freiwillige Hel­
fer hatten alle Hände voll zu tun , den 
rund 3000 Besuchern Rede und Antwort 
zu stehen und sie zu betreuen. Der Be­
sucheransturm bewies, wie richtig es 
war, sich an diesem Tag der Öffentlich­
keit zu präsentieren. 

Die Besichtigung des Warnamtsbunkers, 
der Fahrzeug- und Geräteausstellung 
des THW, des Katastrophenschutzes 
der Sanitätsorganisationen, des Deut-
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schen Wetterdienstes und des Deut­
schen Amateur-Radio-Clubs regten die 
Besucher zu Gesprächen und Diskus­
sionen an. Mitglieder von Friedensinitia­
tiven wollten dabei dem Warnamt aller­
dings nur eine sinnvolle Mitwirkung bei 
friedensmäßigen Katastrophen zugeste­
hen, da im Verteidigungsfall nur von der 
totalen atomaren Zerstörung ausgegan­
gen werden könne. 

Ganz erstaunlich sind die Meinungsviel­
falt und der unterschiedliche Kenntnis­
stand der Bürger. Mit eigenen Video­
Aufnahmen hielten die Einsatzleiter des 
Warnamtes Äußerungen der Besucher 
fest. Von der absoluten Unkenntnis und 
teilweise auch Ablehnung der Zivil­
schutzeinrichtungen bis zur Zustimmung 
und der Aufforderung an die Politker zur 
stärkeren Unterstützung reichten die An­
sichten der Befragten. 

Immer wieder wurde kritisiert, daß die 
Bevölkerung zu wenig durch die Medien 
über die Aufgaben des Zivilschutzes -
insbesondere des Warndienstes - er­
fährt. Wenn auch aus Anlaß des 25jähri­
gen Bestehens eine Anzahl Tageszei ­
tungen und der Hessische Rundfunk in 

Die Gerät.ausstellung 
am "Tag der offenen 
Tür" Im Warnamt. Hier 
ein DekontamInatIons­
Fahrzeug eines ABC­
Zuges. (Fotos: Kopf) 

Oben: Die Festversammlung anläßllch des 
25jährlgen Bestehens des Warnamtes VI In der 
Uslnger StadthaUe. 

Unten: Generalmajor Martl" Holzfuß, Befehlsha­
ber Im Wehrbereich IV, bei seiner Fe,tan­
sprache. 

Hörfunk und Fernsehen eingehend über 
das Warnamt VI berichteten, ist man im 
Warnamt der Überzeugung, daß dem 
"Tag der offenen Tür" weitere Maßnah­
men der Öffentlichkeitsarbeit folgen 
sollten. M. S. 



Deutsches Rotes Kreuz 

Rund 250 DRK-Helferinnen und -Helfer probten den Einsatz 

Fachdienstübung 
"Gelber Dunst" 
Die regionalen Kat.S-Sanitäts- und Betreuungszüge des Regierungsbezirks 
Detmold rückten zu einer Nachtübung aus - Harte Anforderungen 
an die Einsatzkrä~e 

Die Szenerie wirkt gespenstisch. Dun­
kelheit liegt über dem Land . Nur einige 
Lampen werfen dünne Lichtbündel in 
Richtung Wald. Von dort sind wimmern­
de Geräusche zu hören ... Hel~ mir! " , 
ru~ jemand, und andere Stimmen ver­
langen nach Trinkbarem. Ein brenzl iger 
Geruch liegt in der Lu~, und über dem 
Waldboden breitet sich eine Dunstwolke 
aus. 
Dann, auf einmal, wird es rings um die­
ses Waldstück in Kaunitz lebendig. 
DRK-Fahrzeuge tauchen auf. Helferin-

nen und Helfer springen heraus. Füh­
rungskräfte eilen in das Zelt zur Techni­
schen Einsatzleitung . Wenig später be­
re its sind die Helfer informiert: Eine 
Gaswolke, die durch den Brand in ei­
nem Industriebetrieb entstanden ist, hat 
sich zur Erde gesenkt und dabei ein Fe­
rienlager und die Besucher eines Gras­
bahnrennens geschädigt. Für die Helfe ­
rinnen und Helfer der reg ionalen Kata­
strophenschutz-Sanitäts- und Betreu­
ungszüge bedeutet dies, daß Schutz­
masken aufgesetzt werden müssen. 

Schwierig gestattete sich der Abtransport der "Verletzten", 

Bald sind die ersten Trupps im WaIdge­
biet verschwunden. Es ist dunkel. Und 
schon spät; die Uhr rückt auf 22.30 Uhr 
vor. Taschenlampen geben nur spärl i­
ches Licht. Aber das Stöhnen und die 
verhaltenen Rufe der" Opfer" dieses 
Unglücks sind nicht zu überhören. Die 
ersten werden gefunden. Fachkundig 
versorgen die Helfer des DRK die Be­
troffenen . In allen Fällen ist es Atemnot 
oder Benommenheit, sind es Schädi­
gungen durch die G i~gaswolke . In ande­
ren Fällen kommen aber auch Hautab­
schürfungen und Platzwunden hinzu. Es 
ist nicht leicht, in dem unwegsamen Ge­
lände bei Dunkelheit und unter den er­
schwerten Bedingungen mit einer 
Schutzmaske zu helfen. " Ich war lange 
beim Bund" , stöhnt einer der Helfer, als 
er aus dem Schadensgebiet zurück­
kommt und endlich die Schutzmaske 
abnehmen kann, "aber einen so schwe­
ren Einsatz habe ich da nicht erlebt ", 
fügt er hinzu. Die anderen Heifennnen 
und Helfer empfinden ähnl ich. 

An diesem 27. September sind sie hart 
gefordert worden , gefordert bei einer 
Übung, von der alle alarmierten Einhei­
ten vorher nichts wußten. Unter " Top 
Secret " hat der Landesbeau~ragte für 
den Katastrophenschutz beim DRK-Lan­
desverband Westfalen-Lippe, Gerhard 
SChwoch, mit seinen Mitarbeitern in mo­
natelanger Vorarbeit diese Übung vorbe­
re itet. Etwa 250 Helferinnen und Helfer 
der sechs regionalen Katastrophen­
schutz-Sanitäts- und der zwei Betreu­
ungszüge des Regierungsbezirks Det­
mold waren dafür alarmiert worden. Sie 
kamen aus den Kreisverbänden Biele­
fe ld, Gütersloh, Herford-Stadt, Detmold, 
Lemgo, Minden-Lübbecke und Pader­
born . Rund 200 Verletztendarsteller aus 
den DRK-Kreisverbänden Steinfurt, 
Tecklenburg-Land und Warendorf­
Beckum sorgten am Abend für eine rea­
listische Notfalldarstellung. 30 Leitungs­
und Führungskrä~e waren im Einsatz. 
Zu den Beobachtern der Übung, die 
sich al le sehr positiv über den Verlauf 
und die Schwere der Aufgabe äußerten , 
zählten die Landesleiterin der DRK­
Frauenarbeit, Gräfin vom Hagen, DRK­
Landesbereitscha~sführer Estel, Einsatz­
dezernent Vollmer von der Bezirksregie­
rung Detmold, Herr Glass vom DRK-Ge­
neralsekretariat sowie der ehemalige 
und jetzige Gemeindedirektor Dr. Klose 
bzw. Hörsting. 

Sie alle erlebten, mit welchem Ernst die 
Helferinnen und Helfer an die Aufgabe 
herangingen, eine Aufgabe, die sie so 
nicht erwartet hatten, da, wie spater 
noch beschrieben wird, eine völl ig ande-
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re Ausgangslage zunächst genannt wor­
den war. Aber gerade das machte den 
Reiz der Übung aus. Man mußte sich 
plötzlich auf eine andere Aufgabe ein­
stellen , hatte unerwartete Schwierigkei­
ten zu bewältigen. Dabei gebührt den 
Mimen ein besonderes Lob, die durch 
ihre realistische Darstellung auf feucht­
kalter Erde überzeugend wirkten. 
"Nein", das gab eine Reihe von Helfern 
zu, eine so schwere Übung hatten sie 
nicht erwartet. "Mannschaftsstärke fest­
stellen, sächliche Ausstattung überprü­
fen, Fahrzeuge kontrollieren", darauf 
war man eigentlich vorbereitet gewesen, 
als es am Nachmittag den Voralarm ge­
geben hatte. Aber 200 "Verletzte" ber­
gen und sanitätsmäßig sowie mit Ver­
pflegung versorgen, dazu bei Dunkelheit 
und mit Schutzmaske ... Und dann die­
se "Verletzten" auf Tragen auch noch 
zu den Fahrzeugen bringen, das alles 
war Knochenarbeit. 

Es war nach Mitternacht, als alle Verletz­
tendarsteiler sowie die Helferinnen und 
Helfer aus den beiden Schadensgebie­
ten zurück waren. Warmer Tee und 
Schnitten waren sehr gefragt. Rund um 
die Ostwestfalenhalle in Kaunitz waren 
wohl noch nie - bestimmt nicht zu so 
später (oder früher) Stunde - so viele 
DRK-Helferinnen und Helfer mit ih ren 
Fahrzeugen zu sehen. Dann wurde die 
Übung für beendet erklärt. Die Mimen 
wurden abgeschminkt, die Helferinnen 
und Helfer verstauten Material und Gerät 
wieder in den Fahrzeugen, der FernmeI­
dezug aus Gütersloh, der ebenfalls an-

50 ZS-MAGAZIN 11-12/85 

Es Ist nicht leicht, bei 
Dunkelheit und unter 
Atemschutz zu helfen. 

(Fotos: Hohmann) 

gefordert worden war, konnte seine Ar­
beit beenden. In den frühen Morgen­
stunden traf man wieder in den heimatli­
chen Standorten ein. Auch für Gerhard 
Schwoch mit seinem Leitungsstab ging 
damit eine lange vorbereitete, wirkungs­
volle, als "Geheim" deklarierte Fach­
dienstübung zu Ende. Sie war erfolg­
reich und notwendig. Die Auswertung 
wird zeigen , wo Stärken und Schwächen 
sind. 

Folgende Schadenslage bildete den An­
laß für Alarmierung und Einsatz : 

Durch die anhaltende Trockenheit in 
Nordwestdeutschland besteht in weiten 
Teilen Ostwestfalens und im angrenzen­
den Land Niedersachsen erhöhte Wald­
brandgefahr. Auch für den ostwestfäli­
schen Raum ist mit Brandgefahr zu 
rechnen; jedoCh ist bisher - außer einer 
erhöhten Alarmbereitschaft der KatS­
Stäbe - keine vorbeugende Katastro­
phenschutzmaßnahme eingeleitet wor­
den. Die Waldbrand-Streifen der Forst­
verwaltung sowie der Feuerwehr sind im 
Einsatz. 

Am 27. 9., um 11.30 Uhr, erhält der 
DRK-Landesverband Westfalen-Lippe 
den Auftrag, die Einheiten des regiona­
len Katastrophenschutz-Hilfsdienstes 
(KHD) aus dem Reg.-Bezirk Detmold für 
einen evt!. Einsatz bereitzuhalten. 

Um 12.00 Uhr werden die DRK-Lei­
tungsgruppen der Kreisverbände, die ei­
nen regionalen K-Zug unterhalten, in 
Rufbereitschaft versetzt mit dem Auftrag, 
ab 15.00 Uhr volle Einsatzbereitschaft 

herzustellen. Gleichzeitig wird für die 
Einheiten des regionalen KHD Rufbereit­
schaft ab 16.45 Uhr angeordnet. 

Gegen 17.20 Uhr kommt es im Bereich 
Schloß Holte-Stukenbrock zu einem 
Großbrand in einem kunststoffverarbei­
tenden Betrieb, der den Einsatz der 
Feuerwehren und des Rettungsdienstes 
der Kreise Gütersloh und Lippe erfor­
derlich macht. 

Brandschutzmaßnahmen richten sich in 
erster Linie darauf, ein Übergreifen auf 
die angrenzenden Waldgebiete und da­
mit den Ausbruch eines Großwaldbran­
des zu verhindern. In der brennenden 
Fabrik kommt es zum Austritt einer Gas­
wolke, die, sich ausdehnend, in süd­
westlicher Richtung abdriftet. Die Kräfte 
des RettungSdienstes werden daher zur 
Warnung der Bevölkerung und zur Ver­
sorgung der Betroffenen in der Nachbar­
schaft der Brandsteile eingesetzt. 

Um 19.05 Uhr geht bei der Leitstelle 
Gütersloh ein Notruf ein, wonach sich 
die Gaswolke zur Erde senkt und dabei 
ein Ferienlager sowie Besucher eines 
Grasbahnrennens bedroht. Da die Kräfte 
des Rettungsdienstes gebunden sind, 
bittet die Leitstelle das DRK, ggf. die 
Versorgung der Verletzten vorzuneh­
men. Der Leitungsstab des DRK-Lan­
desverbandes löst daher für die in Be­
reitschaft stehenden Einheiten des re­
gionalen KHD um 19.30 Uhr Alarm aus 
mit dem Auftrag , die Versorgung der 
Verletzten zu übernehmen; hierzu wer­
den die Einheiten in jedem Schadensge­
biet einer durch den DRK-Landesver­
band gebildeten Technischen Einsatzlei­
tung unterstellt. 

Diese Übungsziele wurden verfolgt : 

Überprüfung der Alarmunterlagen sowie 
des Personals auf 

- Betrieb der DRK-Meldeköpfe Pader­
born und Herford-Land, 

- Tätigwerden der DRK-Leitungsgrup­
pen, deren Kreisverband einen reg. 
K-Zug unterhält, 

- führungstechnische und taktische 
Maßnahmen der Führer und Unterfüh­
rer unter einsatzmäßigen Bedin­
gungen, 

- fachdienstliche Maßnahmen der Hel­
fer unter Berücksichtigung der Ein­
satz regeln für den Sanitätsdienst, 

- Zusammenarbeit mehrerer K-Züge 
unter erschwerten Bedingungen 
(Atemschutz, Dunkelheit) , 

- Schwerpunktbildung und entspre­
chende Verlagerung des Kräftean­
satzes 

sowie Überprüfung des Materials auf 
Einsatzfähigkeit. 



Die AufgabensteIlung: 

DRK-Leitungsgruppen - Einsatzvorbe­
reitung und Zuführen der Einheiten bis 
zur Unterstellung unter Techn. Einsatz­
leitung (TEL). Durchführung organisatori­
scher Aulgaben nach Aulgabenkatalog 
LeitGr. 

Sanitätsdienst - Durchführung von 
Fachdienstaufgaben unter erschwerten 
Bedingungen nach den Einsatzregeln für 
den Sanitätsdienst. 

Betreuungsdienst - Herstellung und 
Ausgabe von Kaltverpflegung für alle 
Übungsteilnehmer. 

27. DRK-Bundeswettbewerb in Wenden 

"Was wir zeigen, dient 

Betreuen und Registrieren der Unver­
letzten bzw. vom Sanitätsdienst entlas­
senen Betroffenen. 

Fernmeldedienst - Herstellen und Un­
terhalten von Fernmeldeverbindungen 
zwischen den Führungsstellen. 

Werner Hohmann 

der Rettung und Erhalb.lng von Leben" 

17 in- und ausländische Gruppen beteiligten sich -
DRK-Landesverband Nordrhein wurde Bundessieger 1985 

"Erinnern wir uns daran, was der Grün­
der der modernen Olympiade, Couber­
tin, gesagt hat: ,Dabei sein ist alles, die 
Teilnahme ist wichtiger als der Sieg.'" 
Diese Worte von DRK-Präsident Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein am Ende des 
27. DRK-Bundeswettbewerbs in Wen­
den, DRK-Kreisverband Olpe, waren 
den ganzen Tag über Richtschnur gewe­
sen für einen Leistungsvergleich, der 
keinen Vergleich zu scheuen brauchte: 
17 Gruppen, darunter je eine aus den 
Niederlanden, Österreich und der 
Schweiz, hatten den ganzen Tag über 
versucht, die nötigen Punkte zu sam­
meln, um möglichst am Abend als Bun­
dessieger gefeiert zu werden. Das aber 
konnte nur eine Gruppe werden. Dar­
über später mehr. 

Im westlälischen Wenden, einer kleinen, 
schmucken Sauerlandgemeinde, war der 
27. DRK-Bundeswettbewerb in der Er­
sten Hilfe und Sanitätsdienst am 12. Ok­
tober in der großen Turnhalle des Kul­
tur- und Gemeindezentrums eröffnet 
worden. Bürgermeister Schrage erinner­
te noch einmal daran, daß .seine Wen­
dener" fast auf den Tag genau ein Jahr 
zuvor in Leutkirch im Allgäu Bundessie­
ger geworden waren. Damit hatte Wen­
den das Recht, den Bundeswettbewerb 
1985 auszurichten. Und das tat man mit 
viel Bravour. Es war' eine Meisterleistung 
der Aktiven im DRK-Kreisverband Olpe, 
die gemeinsam mit dem gastgebenden 
Ortsverein eine perfekte Organisation 
"zauberten". Eine Organisation, die laut-

FrOhmorgendlIche Ruhe In Wenden Im Sauer· 
land, dem Austragungsort des 27. DRK·Bundes· 
wettbewerbs "Erste HUfe und Sanitätsbereich", 

(Foto: Hamborg) 

los ablief, keine Schwachstellen zeigte 
und um so höher zu bewerten ist, als 
der KV Olpe nur sieben Tage zuvor 
auch die DRK-Landesversammlung des 
LV Westlalen-Lippe ausgerichtet hatte. 

Allein 120 Helferinnen und Helfer waren 
am 12. Oktober im Einsatz. Wie gesagt, 
der Bürgermeister durfte stolz sein auf 
seine Mitbürger, ebenso auch Gemein­
dedirektor Metzenmacher, der die Gäste 
als Vorsitzender des DRK-Ortsvereins 
willkommen hieß. Herzliche Begrüßung 
auch von der Vizepräsidentin des DRK­
Landesverbandes Westfalen-Lippe, Ro­
semarie Keßler, die ebenfalls das Orga­
nisationstalent der Gastgeber heraus­
stellte. DRK-Bundesarzt Daerr betonte, 
Wettbewerbe seien ein Spiegelbild der 
Leistungsfähigkeit des Roten Kreuzes 
im Bereich der Ersten Hilfe und Sani-

tätsausbildung. Es gehe darum, den Lei­
stungsstand festzustellen, aber auch An­
regungen zu sammeln und das Rot­
kreuz bewußtsein zu stärken. 

Der Wettbewerb 

Mit der Rede des Bundesarztes war der 
27. Bundeswettbewerb eröffnet. Nun 
waren die 17 Gruppen aufgerufen, ihr 
Können zu zeigen. Zunächst hatte man 
am Morgen schon die "Theorie" absol­
viert. In einem abgeschlossenen Raum 
des riesigen Schultrakts war von allen 
Teilnehmern im zweiten Teil des Wett­
bewerbs die Einzelaufgabe zu lösen. 
Dies war die Aufgabe: 

Retten eines "Verletzten" mit Hilfe ei­
nes Dreiecktuches durch Schleifen aus 
dem gefährdeten Bereich, Anlegen ei­
nes Kopfverbandes, Blutdruckmessung 
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Der hohe Auabll­
dungastandard der 
ORK-Hetfer zeigt Ilch 
während des langen 
Wettbewerblagei. 

(Foto: Hohmann) 

systolisch-diastolisch mit Stethoskop, 
Atemspende mit Beatmungsbeutel so­
wie Herz-Lungen-Wiederbelebung. 

Vor viel Publikum wurde die Gruppen­
aufgabe in der großen Turnhalle durch­
geführt, der ein Unfall bei einer Schul­
sportveranstaltung zugrunde lag, bei der 
es drei "Verletzte" gab. Insgesamt 
20 Minuten Zeit standen jeder Gruppe 
dafür zur Verfügung. Mit Eifer und Kön­
nen wurde geholfen. Immer wieder gab 

GroBe Beachtung fin­
det die SAR-Staffel der 
Bundeswehr. 

(Foto: Hamborg) 
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es Beifall von den zahlreichen, fachkun­
digen Zuschauern, die in großer Zahl mit 
"ihren Gruppen" angereist waren. 

Beiprogramm 

Wer aber nicht den ganzen Tag in der 
Halle verbringen wollte, der hatte man­
cherlei Abwechslungsmöglichkeiten. Das 
Generalsekretariat hatte zwei Ausstel­
lungen aufgebaut, dazu auch das Film­
mobil nach Wenden gebracht. In der Ca-

feteria wurde mancher Plausch gehalten, 
alte Bekanntschaften aufgefrischt, neue 
geschlossen. Der Stand der DRK-Be­
schaffungsstelle West aus Münster war 
den gesamten Tag über dicht belagert. 
HÖhepunkt des" Beiprogramms" aber 
waren zweifellos die Rettungshub­
schrauber. Die Gastgeber hatte keine 
Mühe gescheut, um den SAR-Hub­
schrauber der Bundeswehr aus Nörve­
nich und Christoph 25 aus dem nahen 
Siegen für Rettungsdemonstrationen zu 
gewinnen. Ziel war natürlich auch, da­
durch möglichst viele Wendener hinauf 
zum Austragungsort des Bundeswettbe­
werbs zu bekommen. Was übrigens ge­
lang. Langsam rückte der Uhrzeiger auf 
17.00 Uhr vor. "Wir liegen gut im Zeit­
plan", stellten die Organisatoren fest. 
Schließlich hatte auch die letzte der 
17 Gruppen die Aufgaben gelöst. Nun 
zogen sich die Schiedsrichter zur Bera­
tung zurück, wurden die Punktzettel ein­
gesammelt, begann im Wettbewerbsbü­
ro eifriges Addieren. Wer würde Bun­
dessieger sein? 

Bevor die Frage gelöst werden konnte, 
hatten die Wendener in die Aula der 
Schule gebeten. Ein prächtiges Bühnen­
bild rief sofort Bewunderung hervor. Viel 
Beifall dann für die musikalischen Dar­
bietungen des Musikvereins Hünsborn 
und das Tambourkorps Wenden. Rau­
schender Beifall und die (erfüllte) Bitte 
um Zugabe für die "Biggesterne" aus 
Attendorn, die mehrfachen deutschen 
Meister im Schautanzen der Jugend­
klasse. 

Siegerehrung 

Die offizielle Siegerehrung wurde einge­
leitet mit den Grußworten des Vorsitzen­
den des DRK-Kreisverbandes Olpe, Ru­
dolf Topp, der sich bedankte, daß man 
diesen Wettbewerb habe ausrichten dür­
fen und der seinen Helferinnen und Hel-



fern für die vorzügliche Organisation 
Beifall zollte. DRK-Landesarzt Dr. Jo­
chen Meyer überbrachte die Grüße des 
gastgebenden Landesverbandes Westfa­
len-Lippe. "Dieser Tag war ein Gewinn 
für die Notfallopfer" , betonte er, da die 
Helferinnen und Helfer bewiesen hätten, 
daß sie über gutes Wissen und Können 
verfügen. 

Wie seit Jahren bei Bundeswettbewer­
ben war es dem Oberschiedsrichter, 
Frau Dr. Gocht, Landesverband Hessen, 
vorbehalten, die Schiedsrichterkritik vor­
zunehmen . Und wie in vielen Jahren zu ­
vor tat sie dies in gereimter Form, poe­
tisch und in Prosa. Immer wieder wurde 
Dr. Gocht vom Beifall überschüttet. Was 
sie sagte und wie sie es formu lierte, war 
phänomenal. Aber das hat es in der Ge­
schichte der Bundeswettbewerbe noch 
nie gegeben, wie Insider dem Chroni­
sten berichteten : Am Ende ihres Vor­
trags, ihrer Kritik wohlgemerkt, brachten 
über 700 Teilnehmer und Gäste dem 
Oberschiedsrichter des Bundeswettbe­
werbs eine minutenlange, stehende 
Ovation - eben für diese Krit ik. Es war 
die Form, es waren die Worte, es waren 
die Inhalte, die Perspektiven, die hier so 
beeindruckten. Worte, die unter die Haut 
gingen, die lange heften bleiben werden 
bei all denen, die sie gehört haben. 
"Danke, Frau Dr. Gocht" , möchten wir 
anfügen, " das war etwas Besonderes." 

Als Präsident Prinz zu Sayn-Wittgenstein 
dann das Wort ergriff, wußten die Teil ­
nehmer, daß sich das Rätsel "Wer ist 
Bundessieger?" bald lösen würde. Zu­
vor galt sein Dank aber auch dem gast­
gebenden Kreisverband und Ortsverein . 
"Hier ist das Rote Kreuz gut aufgeho­
ben " , betonte der DRK-Präsident, der 
auch das musische Wirken in und um 
Wenden würdigte. "Alles, was hier ge­
zeigt wurde, dient der Rettung und Er­
haltung von Leben. Was wir üben, kann 
morgen schon ernst sein", sagte der 
Präsident zum Wettbewerb. Und auch 
dieser Satz, den der Präsident aus­
sprach, verdient Beachtung: " Ich wün­
sche mir, daß man dem st illen, freiwill i­
gen, ehrenamtlichen Einsatz der zahlrei­
chen Helferinnen und Helfer beim DRK 
und in den anderen Verbänden in Pres­
se, Funk und Fernsehen etwas mehr 
Aufmerksamkeit widmet, als es etwa bei 
Radaubrüdern üblich ist." 

Schließlich wurden die Gruppen auf die 
Bühne gerufen. Dann sagte es der Prä­
sident: Bundessieger t 985 wurde die 
Gruppe Sonsbeck vom DRK-Landesver­
band Nordrhein, gefolgt von Baden­
Württemberg und Hessen. Riesenjubel, 
vie l Gratulation für den Sieger. Ein un­
beschwerter, froher, bunter Abend 
schloß sich an und war ein schöner, ge­
lungener Ausklang für den 27 . DRK­
Bundeswettbewerb. 

Werner Hohmann 

In Köln ein neues 
Rot·Kreuz·Haus eröffnet 

Fünf Arbeitsbereiche des DRK-Kreisver­
bandes Köln e. V. haben ein neu es Do­
mizil bezogen . 

Der 5. September 1985 war für den 
DRK-Kreisverband Köln e. V. ein bedeu­
tender Tag . Nach lang andauernden und 
aufwendigen Vorarbeiten konnte endlich 
in Köln das neue Rot-Kreuz-Haus in der 
Elsa-Brand-Stroem-Straße 2- 4 offiziell 
eröffnet werden . Der Vorsitzende des 
DRK-Kreisverbandes, Dr. Udo Madaus, 
begrüßte die zahlreich erschienenen 
Gäste. In seiner Eröffnungsrede sprach 
er all jenen Dienststellen und Partnern 
des Roten Kreuzes seinen Dank aus, 
die die Anmietung des Hauses und die 
Einrichtung der verschiedenen Arbeits­
bereiche im Haus ermöglicht haben. 

Im Anschluß stellte Anita Feldmann, slv. 
Vorsitzende, das Haus, in dem die Fach­
bereiche bereits ihre Tätigkeit aufge­
nommen haben, vor. Sie gab den Besu­
chern einen Überblick über die hier be­
findlichen Arbeitsbereiche des Roten 
Kreuzes. Anschließend konnten die Gä-

Feierl iche Eröffnung 
des neuen Rot-Kreuz­
Hauses In Köln. 

Auf der Elngangstrep­
pe des neuen Hauses 
(v. links): AnKe Feld­
mann, stv. Vorsitzende 
des DRK-Krelsverban­
des Köln, Dr. Udo 
Medlus, Vorsitzender 
d .. Kreisverbandes. 
BOrgermeisterln Gepa 
Maibaum. 

ste die neuen Räumlichkeiten besich­
tigen. 

Das neue Domizil befindet sich in einer 
1926 erbauten Villa, die unter Denkmal­
schutz steht. Der Eigentümer des Ge­
bäudes hat keine Kosten und Mühen 
gescheut, die Villa originalgetreu reno­
vieren zu lassen . Auch ermöglichte er 
dem DRK die Anmietung des Hauses zu 
günstigen Konditionen. Im neuen Rot­
Kreuz-Haus hat der Kölner Kreisverband 
nun die geeigneten Räume für verschie­
dene Arbeitsbereiche gefunden. Nur all­
zulange hat man sich aufgrund der vor­
handenen schlechten Räumlichkeiten 
mit Provisorien behelfen müssen. Inzwi­
schen haben sich im Rot-Kreuz-Haus 
die Bereiche Familienbildungswerk, 
Fachseminar für Altenpflege Merl - Ne­
benstelle Köln, Arbeitslosenberatung 
und -treff, Jugendrotkreuz und Monatli­
cher Blutspendedienst eingerichtet. 

Für das Fam ilienbi ldungswerk ist der 
Bezug der eigenen Räume von beson­
derer Bedeutung: 1979 hatte es als 
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Anita Feldmann, stv. 
Vorsitzende des KreIs­
verbandes, während 
ihrer Ansprache. 

(Fotos; Zimmermann) 

Zweigstelle des DRK-Landesverbandes 
Nordrhein mit nur 165 Unterrichtsstun­
den seine Tätigkeit begonnen. Massive 
finanz ielle Kürzungen im Bildungs- und 
Sozial bereich erschwerten die Arbeit be­
trächt lich, dennoch gelang es, durch in­
tensive Werbung und vielseitige Ange­
bote das Programm stattlich auszuwei­
ten. 1983 wurde das Famil ienbildungs­
werk eine selbständige Einrichturig im 
Kölner Kreisverband und schon 1984 
konnten über 3000 Unterrichtsstunden 
gezählt werden. Im neuen Haus si~d . 
nun erstmals die Verwaltung und die BII­
dungsangebote zusammengefaßt. Es 
bestehen also beste Arbeitsbedingun­
gen, die es dem Familienbildungswerk 
vielleicht schon bald ermöglichen, seine 
attraktiven Programmangebote noch 
vielseitiger zu gestalten. 

Die Neuanmietung des Rot-Kreuz-Hau­
ses schaffte auch die Voraussetzungen, 
eine Arbeitslosen-Beratungsstelle ein­
richten zu können . Das Familienbi l­
dungswerk bietet spezielle Kurse für Ar­
beitslose an. Jedoch soll über die rein 
psycho-soziale Beratung hinaus auch 
ein Arbeitslosentreff entwickelt werden. 

Eine Neuheit ist auch die erst in diesem 
Jahr ins Leben gerufene 5. Klasse des 
Fachseminars für Altenpflege Merl , als 
Nebenstelle in Köln. In Zusammenarbeit 
des DRK und des Arbeitsamtes in Köln 
konnte das als Umschulungsmaßnahme 
konzip ierte Fachseminar im Rot-Kreuz­
Haus eingerichtet werden. Es bietet 
25 arbeitslosen Kölner Bürgern die 
Möglichkeit, eine zweijährige Ausbildung 
zur Altenpflege zu absolvieren. Nach 
Abschluß der Ausbildung kann beim Re­
gierungspräsidenten in Köln die staatli­
che Anerkennung beantragt werden. Die 
Ausbildung hat bereits im Juni dieses 
Jahres begonnen, und schon nach den 
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ersten Monaten läßt sich feststellen, daß 
es sich um eine erfolgversprechende 
Maßnahme handelt. 

Für blutspendewillige Kölner Bürger 
konnte im neuen Haus die Möglichkeit 
eines regelmäßigen Blutspendetermins 
geschaffen werden. Diese Einrichtung 
ist dringend erforderlich, da das Blut­
spendeaufkommen in Köln schwindend 
gering ist. Allein im letzten Jahr forder­
ten Kölner Krankenhäuser über 18000 
Blutkonserven im DRK-Blutspendeinsti­
tut Breitscheid an. Kölner Mitbürger lei­
steten jedoch nur 3500 Blutspenden. 
Das Blutspendeinstitut hat sich aufgrund 
dieser Tatsache entschlossen, zusätzlich 
zu den öffentlichen Terminen jeden drit­
ten Dienstag im Monat von 14.00 bis 
20.00 Uhr im Rot-Kreuz-Haus einen 
Blutspendetermin durchzuführen. 

Auch für das Jugendrotkreuz brachte 
der Umzug viel Positives. Das Haus bie­
tet beste Voraussetzungen für die Wei­
terentwicklung der Jugendarbeit im Ro­
ten Kreuz in Köln. Neben einem Werk­
raum und einem Raum für kreatives Ge­
stalten stehen weitere Räume, beispiels­
weise für Gruppenabende, zur Verfü­
gung. Schon bald sollen zusätzlich zu 
der bestehenden Gruppe weitere einge­
richtet werden, da viele junge Menschen 
in Köln in der Arbeit des Jugendrotkreu­
zes eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung 
sehen. 

Wie man sieht, gab es für den DRK­
Kreisverband Köln allen Grund, die 
Eröffnung des Rot-Kreuz-Hauses feier­
lich zu begehen. Die Neuanmietung des 
Hauses war ein wichtiger Schritt, um für 
die Aufgaben des Kreisverbandes noch 
günstigere Arbeitsbedingungen zu 
schaffen. 

Christel Haug 

Band-Aid 
unterstützt 
Rotes KreiP 
in Afrika 

Vier Mill ionen DM stellte diese englische 
Initiat ive zur Linderung der Not in Afrika 
dem Roten Kreuz für seine Arbeit in 
Äthiopien zur Verfügung. Damit sollen 
Ankauf "nd Transport von 3000 Tonnen 
Weizenmehl, 500 Tonnen Bohnen und 
500 Tonnen Zucker finanz iert werden. 

Diese Zuwendung sichert 50 Prozent 
der bis Ende März 1986 notwendigen 
Beschaffung von Hilfsgütern für die 
300000 Äthiopier, die von der Liga der 
Gesellschaften vom Roten Kreuz und 
Roten Halbmond betreut werden. 

Der Generalsekretär der Liga, Hans 
Hoegh, führte in seinen Dankworten 
aus, daß das Verdienst von Band-Aid 
neben dem erzielten Spendenbetrag 
auch in der Motivierung junger Men­
schen zu humanitärer Arbeit liege. 

Während seines in Kürze bevorstehen­
den Besuches in Äthiopien, dem Sudan 
und der Sahel-Zone wird der Initiator 
von Band-Aid, Bob Geldorf, Gelegenheit 
nehmen, sich von der Effizienz der Hil ­
feleistungen des Internationalen Roten 
Kreuzes zu überzeugen. 

Jetzt 
137 anerkamte 
RotkrelP­
gesellschaften 
weltweit 

Das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz (IKRK) hat das Rote Kreuz von 
Sao-Tome und Principe anerkannt. 

Diese Anerkennung erhöht die Zahl der 
nationalen Gesellschaften im Internatio­
nalen Roten Kreuz auf 137 mit rund 250 
Millionen Mitgliedern weltweit. 



Arbeiter-Samariter-Bund 

ASB Berlin erhielt neue Leitste lle 
für den Wasserrettungsdienst 

Ein 
Wunsch­
traum ging 
in Erfüllung 
Großzügige Räumlichkeiten -
Neue Bootshalle - Baukosten rund 
5,7 Millionen Mark 

Der Arbeiter-Samariter-Bund in Berlin 
hat seine neue Leitstelle für den Was­
serrettungsdienst am T egeler See offi­
ziel l eingeweiht. Z4r Feierstunde am 
5. Oktober 1985 erschienen auch Innen­
senator Heinrich Lummer und mehrere 
Abgeordnete des Berliner Senats. Nach 
anderthalbjähriger Bauzeit wurde das 
neue Gebäude in Saatwinkel fertigge­
steIlt. Es ersetzt die 1928 vom ASB er­
richtete Station. 

Damit geht für die Berliner Wasserretter 
des ASB ein Wunschtraum in Erfüllung : 
Die Zeit der Improvisation ist endgültig 
vorbei. Behelfsmäßig hatten sich die 
Wasserretter während der Bauzeit ein­
gerichtet: die Leitstel le im Bauwagen , 
der Sanitätsdienst beengt in der abbrök­
keinden alten Unfallhilfsstelle und der 
Aufenthalt zwischen den Einsätzen in 
der ehemaligen Werkstatt zwischen Ab­
waschschüsseln, Herd und Bett für die 
Nachtbereitschaft . Auf Etagen- und Feld­
betten verbrachten sie manche Nacht in 
Schlafsäcken. Der Rettungsbetrieb, so 
Fachdienstleiter Helmut POhl, sei trotz­
dem in vol lem Umfange aufrechterhalten 
worden . 

Der Neubau am Tegeler See war nicht 
unumstritten : Der ASB Berlin bemühte 
sich seit 1974 um den Abriß des alten 
Stationsgebäudes und den Neubau mit 
Bootshalle. Die ersten Pläne werden 
1977 von der obersten Naturschutzbe­
hörde verworfen. Ebenso die Projekte 
für andere neue Rettungsstationen an 
den Berliner Gewässern . Ein geänderter 
Entwurf für die Rettungsleitstelle war der 
Umweltbehörde dann zu groß geraten. 
Die Wasserretter kritisierten hingegen 

ständig, ihre alten Unterkünfte seien 
nicht mehr zumutbar. 

Erst 1983 gab es .. grünes Licht " für die 
Arbeiter-Samariter: Die Baugenehmi­
gung für das voll unterkellerte Klinkerge­
bäude am T egeler See wird erteilt. Am 
26. April 1984 wird der Grundstein ge­
legt, vier Monate später, am 31. August, 
wird Richtlest gefeiert. 

Am Tegeler See hat der Arbeiter-Sama­
riter-Bund jetzt eine moderne Rettungs­
leitstelle. Das Hauptgebäude vereinigt 
alle Funktions- und Diensträume für die 
ehrenamtlichen Helfer des ASB und der 
DLRG. Im Erdgeschoß untergebracht 
sind ein Sanitätsraum mit allen Geräten 
für Erste-Hilfe-Leistungen und ein ange­
schlossenes Bad zur Behandlung unter­
kühlter Personen . Zur Wasserseite hin 
liegen der Leitstellenraum und unmittel­
bar daneben der Funkraum, von denen 
aus die sieben Rettungsboote und die 
Krankenwagen geleitet werden . Im 
ObergeschoB befinden sich die Schlaf­
räume und erstmals auch Dusch- und 
Sanitärräume. 

In der neuen Bootshalle werden die sie­
ben Motorrettungsboote des ASB wäh­
rend der Wintermonate untergestellt und 
von Helfern gewartet. 

Nach Angaben der Landesvorsitzenden 
des ASB Berlin, Gabriele Klühs, hat die 
neue Leitstelle für den Wasserrettungs­
dienst rund 5,7 Mio. DM gekostet. Das 
Geld kommt aus Lottomitteln. 

Der Arbeiter-Samariter-Bund organisiert 
den Wasserrettungsdienst am T egeler 
See, auf der Oberhavel und am Heili­
gensee seit fast 60 Jahren. Erste Anfän-

ge gehen bis auf die Jahrhundertwende 
zurück, wie Zeitungsausschnitte bewei­
sen . Der organisierte Betrieb wurde je­
doch erst 1926 aufgenommen. Damals 
trafen sich im Rettungsamt der Stadt 
Berl in Vertreter des Magistrats, des 
ASB, des DRK und der Berliner Ret­
tungsgesel lschaft. Sie einigten sich dar­
auf, einen RettungSdienst auf den Ge­
wässern von Groß-Berl in zu errichten . 
Der ASB übernahm den Dienst auf der 
Oberhavel und am Tegeler See. An die­
ser Absprache hat sich bis heute nichts 
geändert. 

Mit einem zinslosen Darlehen der Stadt 
Berlin in Höhe von 50000 Reichsmark 
wird 1928 die Rettungsstation gebaut, 
die im November 1983 abgerissen 
wurde. 

Nach Kriegsende nimmt der Arbeiter­
Samariter-Bund in Berlin seine Arbeit 
1950 wieder auf - mit einem, aus heuti­
ger Sicht, bescheidenen Wasserret­
tungsdienst. Im Stationsgebäude Saat­
winkel hatte damals die Arbeiterwohl­
fahrt ein Flüchtl ingsheim eingerichtet, 
der ASB kann nur einen Raum benut­
zen . Das erste RettungSboot " Louise 
Schroeder " wi rd in Dienst gestellt. 

Zwei Jahre später kam es zu einer lok­
keren Vereinbarung mit Stellen des Se­
nats, in der neben dem ASB und dem 
DRK auch die DLRG erstmals in den 
Wasserrettungsdienst auf Berl iner Ge­
wässern aufgenommen wird . 

Die erste formelle Vereinbarung über die 
"Arbeitsgemeinschaft Wasserrettungs­
dienst " wird am 7. Juli 1972 beim In­
nensenator unterschrieben. Die drei Or-
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ganisationen verpflichten sich darin, er­
ste Maßnahmen zur Rettung und Ver­
sorgung von Personen sowie zur Ber­
gung von Sachen bei Unfällen an und 
auf den Berliner Gewässern zu treffen . 
Zudem bieten sie an, Wassersportveran­
staltungen zu betreuen. Damit sind die 
Aufgaben eindeutig festgelegt. 

Auch die Einrichtungen, die von den be­
teiligten Organisationen bereitgehalten 
werden müssen, sind eindeutig aufge­
führt: "Zu den notwendigen Einrichtun­
gen der Arbeitsgemeinschaft gehören 
Meldesysteme für Funk und Fernspre­
cher, Wasserrettungs-Stationen und 
Rettungsboote." Zum Meldesystem sind 
Leitstellen ertorderlich. Sie führen durCh 
Funkkontakt mit den Rettungsbooten 
oder Krankenwagen den Einsatz in ihren 
Alarmierungsgebieten. "Über Draht" be­
stehen auch Verbindungen zu Feuer­
wehr, Polizei und Wasserschutzpolizei 
sowie amtlichen Stellen. 

Der Arbeiter-Samariter-Bund unterhält 
neben der Leitstelle in Saatwinkel sechs 
der insgesamt 27 Wasserrettungs-Sta­
tionen. Alle sind mit Erste-Hilfe-Räumen 
ausgestattet. Die Stationen sind mit 
sechs Rettungsschwimmern und zwei 
Sanitätern besetzt. Von den Rettungs­
booten wird ein regelmäßiger Streifen­
dienst gefahren. Dabei beobachten die 
Mannschaften die Badestrände, die 
Schwimmer und den Sportbootverkehr. 
Bei Unglücksfällen können sie sofort 
eingreifen. 

Die Badesaison reicht von Anfang Mai 
bis Mitte September. Die ehrenamtli­
chen Sanitäter, Rettungsschwimmer und 
Bootsführer versehen ihren Dienst dann 
zumeist an den Wochenenden. Und zu 
tun gibt es genug. 

In der Sommersaison wurden zu Spit­
zenzeiten 30000 Segel- und Motorboot­
insassen gezählt. Dazu gesellen sich 
rund 20000 Surter, Paddler, Ruderer 
und Kanufahrer. An den Badestränden 
tummeln sich Hunderttausende von 
Menschen. Die Mannschaften sind voll 
gefordert. 

An manchen Tagen, so ASB-Fach­
dienstleiter Helmut Pohl, müssen 20 
oder mehr Bootsinsassen geborgen 
werden. Dazu kommen entkräftete 
Schwimmer und Surfer, die der Hilfe be­
dürfen. Aber auch an Land kommt es zu 
Verletzungen. Dies geschieht erfah­
rungsgemäß sehr oft durch Leichtsinn 
und Fahrlässigkeit, weil Scherben oder 
sperriger Unrat unter dem Wasser oder 
auf den Stränden liegengelassen wer­
den. Nicht selten müssen dann die Sa­
nitäter Fußverletzungen behandeln. Geht 
etwas verloren, Schlüsselbund oder Bril ­
len: Die Wasserretter suchen alles. 

Eine Zehn-Jahres-Bilanz des Berliner 
ASB-Wasserrettungsdienstes weist die 
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Die Rettungsstation 
"Tegeier See" des 
ASS Bertin im Jahre 
1928. 

"Vorwärts! 
Spätausgabe" 
vom 5. August 1929 

Rettungsstation Saatwinkel 
Das Haus der Arbeiter-Samariter 

"Der Arbeiter-Samariter-Bund lud zur 
Einweihung der ersten Rettungssta­
tion an Berliner Gewässern ein. 

Die Bemühungen der Arbeiter-Sama­
riter, am Tegeler See eine modern 
ausgestattete Rettungsstation zu be­
kommen, waren lange Zeit erfolglos. 

Doch immer wieder wurden sie bei 
den Behörden vorstellig, bis endlich 
alle Widerstände gebrochen 
waren. 

In kürzester Zeit entstand ein Boots­
haus, das alle RettungSboote aufneh­
men kann und außerdem so einge­
richtet ist, daß auch der Transport 
von Verletzten vom Boot zur Station 
schnell vor sich gehen kann. 

Hilfeleistungen in nüchternen Zahlen 
aus: 

Von 1975 bis 1984 leisteten die Arbei­
ter-Samariter a"f sieben Landstationen 
und sieben RettungSbooten 3663mal Er­
ste Hilfe. 510 Personen wurden zur wei­
teren Behandlung ins Krankenhaus ein­
geliefert. 

Die Bootsmannschaften retteten 2003 
Personen aus gekenterten Booten, 36 
davon vor dem sicheren Tod durch Er­
trinken. Fast 200 erschöpfte Schwimmer 
und Surfer wurden aus dem Wasser ge­
holt und in Sicherheit gebracht. 

Alle Helfer der drei Organisationen 
(ASB/DRK/DLRG) üben ihren Dienst 
freiwillig und ehrenamtlich aus. Diese 
Einsatzbereitschaft ist nicht selbstver­
ständlich. Die Berliner jedoch wissen, 
daß sie sich auch in Zukunft auf ihre 
Wasserretter verlassen können. Dabei 
ist die neue Leitstelle des Arbeiter-Sa­
mariter-Bundes am Tegeler See nur ein 
weiterer Ansporn. 

In der eigentlichen Rettungsstation 
sind die Krankenräume mit modern­
sten Apparaten ausgestattet. 

Über dem Bootshaus reckt sich ein 
Beobachtungsturm in die Höhe, von 
dem aus die Samariter den See 
überwachen können. Zur Einwei­
hungsfeier der Station hatten alle Be­
hörden, Polizei, Feuerwehr, Regie­
rung, das Bezirksamt Reinickendorf, 
die Stadt Berlin ihre Vertreter ent­
sandt. 

Die nun errichtete Rettungsstation 
enthält: 

1 Verband raum - 1 Arztzimmer 
1 Mannschaftsküche 
10 Übernachtungsräume lür die Sani­
täts- und Bootsmannschaften. 

Im Anbau der Station befindet sich 
eine Schüsselwaschanlage und ein 
Kübelklosett. 

Das Bootshaus kann drei Rettungs­
boote aufnehmen." 

Intemationales 
Arbeiter­
hilfswerk 
tagte in Köln 

Im Kölner Rathaus begrüßte Oberbür­
germeister Norbert Burger am 26. Okto­
ber 1985 Mitglieder des Internationalen 
Arbeiterhilfswerkes (IAH), die zu einer 
zweitägigen Konferenz in die Domstadt 
gereist waren. Burger selbst ist Vorsit­
zender des ASB-Ortsverbandes Köln. 

Im Mittelpunkt der IAH-Tagung standen 
Entwicklungshilfe-Projekte In Süd- und 
Mittelamerika sowie in Afrika. Dem Inter­
nationalen Arbeiterhilfswerk gehören 13 
Sanitäts- und Wohlfahrtsorganisationen 
aus Westeuropa an. 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

9. Stuttgarter Herbsttagung : Kirchliches Handeln bei Unglücksfällen 
und Katastrophen 

"Notfall- und Unfall­
rettung zwischen 
erster und letzter HiHe" 
Rundgespräche mit Experten - Mehr Koordination zwischen den 
Hilfsorgan isationen gefordert 

Aus dem Vorwort der " Handreichung für 
kirchl iche Mitarbeiter", herausgegeben 
von der Kirchenkanzlei der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland: 

In den letzten Jahren ist das Bewußtsein 
dafür gewachsen, daß mit dem techni­
schen Fortschritt die Gefahr großer Un­
glücksfälle und Katastrophen zu-
nimmt ... Meist sind viele Menschen 
betroffen ; sie stehen Ängste aus, erlei­
den Qualen oder den Tod ; sie sorgen 
sich oder trauern um ihre Angehörigen. 

Wir müssen lernen, mit solchen Gefah­
ren zu leben und ihnen in der geeigne­
ten Weise zu begegnen. Denn Unglücke 
und Katastrophen treffen nicht nur viele 

Menschen unmittelbar; sie lösen auch 
Fragen aus, die nur schwer zu beant­
worten sind : Fragen nach dem Versagen 
und der Hilfsbereitschaft von Menschen, 
Fragen nach der öffentlichen Sicherheit 
und den sozialen wie technischen Be­
dingungen unseres Lebens, Fragen 
nach dem Sinn solcher Ereignisse, und 
nicht zuletzt Fragen nach der Gerechtig­
keit Gottes. Dadurch werden Christen, 
Gemeinden und Kirchen in doppelter 
Weise gefordert: aktuel l - bei derartigen 
Geschehnissen, kont inuierlich - im Mit­
bedenken dieser Fragen . Die Öffentl ich­
keit erwartet den Dienst der Kirche, aber 
es wird befürchtet, daß die Kirche sich 
in die Zuständigkeit anderer einmischt 

Siegfried Steiger war einer der Referenten auf der ragung. Sein Thema: "Ist der Barmherzige Sama­
riter noch Vorbild im 20. Jahrhundert?" 

und ihren eigenen Auhrag dabei über­
schreitet. Beidem muß die Kirche Rech­
nung tragen . 

Ihr Beitrag zur Bewältigung von Kata­
strophen besteht in Seelsorge, Verkün­
digung und Dienst am Nächsten. Die 
Kirche wird das ihr Aufgetragene tun oh­
ne Lärm und ohne falsche Ansprüche, 
gewissenhaft und möglichst umgehend, 
nicht in Abhängigkeit, aber mit einem 
HöchstmaB an Zusammenarbeit. 

... Ohne Vorwissen und Vorbereitung 
wird jedes Handeln in plötzlich auhre­
tenden Notsituationen doppelt schwierig. 
Es wird daher empfohlen, die folgenden 
Seiten in den Vorständen von Kirchen­
gemeinden und in den Leitungsgremien 
kirch licher wie diakonischer Einrichtun­
gen durchzuarbeiten. Dabei sollte insbe­
sondere geklärt werden, welche Vorkeh­
rungen im Blick auf einen möglichen 
Einsatz von Mitarbeitern, Gebäuden, 
technischen und finanziellen Mitteln des 
eigenen Bereichs zu treffen sind. 

Wenn Menschen nach der Präsenz der 
Kirche fragen und Hilfe von Christen er­
warten, sollten wir bereit sein, das Un­
sere besonnen zu tun. 

Dr. Helmut Claß 
Landesbischof und 
Ratsvorsitzender der 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

Soweit zur Einleitung . Das Heh befaßt 
sich mit der Wirkung von Katastrophen 
auf Menschen, der Organisation des Ka­
tastrophenschutzes, den Aufgaben der 
Kirche, den Handlungen in Unglücks­
und Katastrophenfällen, der Vorsorge. 
Es enthält auch Kontaktadressen von 
Kirchenämtern und der Diakonie, die bei 
Katastrophen wichtig werden . 

"Notfall- und Unfallrettung zwischen er­
ster und letzter Hilfe " war die Thematik 
dieser Herbsttagung unter der Federtüh­
rung des Ev. Landespfarramtes für Poli­
zei- und Verkehrsfragen in Stuttgart. Zu 
der Tagung im Bernhäuser Forst, Stet­
ten bei Stuttgart, waren an vier Tagen 
über 100 Vertreter von Kirche, Diakonie, 
Rettungsdiensten, Feuerwehren, Polizei, 
Katastrophenschutz, Krankenhäusern , 
zuständigen Ämtern und Ministerien ge­
kommen. 

In einem eröffnenden Rundgespräch der 
Experten wurde analysiert, warum noch 
immer Probleme in Unglücks- und Kata­
strophenfällen auhauchen, sowohl auf 
seiten der Ämter und Ministerien als 
auch bei kirchlichen Einrichtungen, und 
hier besonders bei der Koordination der 
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Hilfe. Man fand "weltlicherseits" die 
Probleme in der unterschiedlichen und 
undurchsichtigen Zuständigkeit : Örtlich 
ist der Landrat, bei Katastrophen in 
Großanlagen das Land, im erweiterten 
KatS der Bund zuständig . An wen sich 
also wenden? - Genau die gleiche Fra­
ge bei der Kirche : Örtliche Pfarrer waren 
in großen Unglücksfällen der letzten Zeit 
erheblich überfordert, die Zuständigkeit 
einer Koordinationsstelle mußte erst er­
forscht werden. Daß es sowohl in der 
Kirche als auch beim Saat solche Stei­
len gibt, ist wiederum oft nicht bekannt. 
So wissen auch Ministerien nicht, daß 
ihnen von seiten der Kirche sachkundi­
ge Helfer zur Seite stehen könnten. 

In der Diakonie befaßt man sich schon 
mehr mit den Problemen des Katastro­
phenschutzes, die verfaßte Kirche dage­
gen lehnt oft die Beschäftigung mit die­
sen Themen ab : Der Verdacht auf 
Kriegsvorbereitung tritt auf. Und ein 
recht menschlicher Zug kommt hier zum 
Tragen : Pfarrer weisen Unglücksfälle oft 
von sich. Prof. C. Bloth von der Kirch li­
chen Hochschule Berlin wußte dies zu 
analysieren : Unglück und Katastrophe 
sind ein Eingriff in die Würde des Men­
schen, des Strebens nach Glück. Durch 
eine Katastrophe wird dieses Glücks­
streben durchkreuzt. Eine Neuentschei­
dung des Glücks wird notwendig, um 
der Verzweiflung zu entgehen. Das be­
deutet aber auch eine Forschung nach 
der Ursache, die leider oft beim Men­
schen selbst zu suchen ist. Der Mensch 
muß also sich selber schuldfähig beken­
nen. Nur so kann seine verlorene Würde 
wiedererlangt werden. 

Zur Vorbere itung, um im Katastrophen­
fall diese Frage zu lösen, sollte sich je­
der kirch liche Mitarbeiter aufgefordert 
fühlen. Ergänzend stel lte Pastor Torsten 
Martensson, Krankenhaus-Seelsorger 
aus Kalmar/ Schweden, fest: Der Tod 
beherrscht uns, nicht wir den Tod, so­
lange man nicht wagt, darüber zu reden . 
Tod erweckt Lebensanschauungsfragen. 
Dies zeigte eine Untersuchung des Ret­
tungs- und Feuerwehrpersonals nach ei-
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E; .... '~i Bestandteil der Ta­
gung war auch ein Be­
slchtlgungsprogramm 

~~ von Einrichtungen der 
Deutschen Rettungs­
flugwacht (DRF) und 
des DAK In Bühl/Ba­
den, Baden-Baden und 
Bernhausen bei Stutt· 
gart. Hier die Ta­
gungsteilnehmer in 
der Werft der DRF. 

(Fotos: 
Pressebüro Stuttgart) 

nem Großbrand in Schweden. Der 
Dienst war nicht nur eine professionelle 
Belastung, sondern auch eine menschli­
che gewesen, die einigen das Leben als 
nicht mehr sinnvoll hatte erscheinen las­
sen. Ähnlich lautet auch die oft geäußer­
te Einschätzung von Ärzten : Wenn ich 
wirkl ich tüchtig bin, stirbt ke iner, obwohl 
doch jeder stirbt. 

Bei der Bewältigung der Probleme der 
Helfer im Rettungsdienst und KatS 
könnte auch die Kirche gefordert sein. 
Das Gleichnis des Barmherzigen Sama­
riters mit seinem Inhalt (So geh hin und 
tu desgleichen !) war ein oft überdachtes 
Thema der Tagung . Pfarrer Frommer be­
zeichnete es als eine ermutigende Ge­
schichte. Kritisch , aber dennoch zustim­
mend, betrachtete Siegfried Steiger 
(Björn-Steiger-Stiftung) den Samariter: 
Das Gleichnis fordert zwar jeden einzel­
nen zur Hilfe leistung auf. Jedoch mit 
den einfachen Mitteln des (ehrenamtl i­
chen) Samariters wird eine flächendek­
kende Wirkung , wie sie heute im Ret­
tungsdienst und Katastrophenschutz 
notwendig ist, wohl nicht erreicht. So 
muß das Gleichnis wohl mehr als eine 
Aufforderung an die "Wirte " zu sehen 
sein, genügend Vorsorge zu treffen, daß 
sie Verunglückte und Verletzte aufneh­
men können (der Wirt im Gleichnis des 
Samariters nimmt den Verletzten gegen 
die Bezahlung und auf die Bitte des Sa­
mariters bei sich auf). 

Eine erstaunl iche volkswirtschaft liche 
Rechnung offenbarte Robert Kühner, 
Bundesanstalt für Straßenwesen : Täglich 
gibt es 28 Tote, 350 Verletzte, 950 
Leichtverletzte auf Deutschlands Stra­
ßen, indirekt auch eine Katastrophe. Im 
Jahr also über 10000 Tote, 126000 Ver­
letzte, 342000 Leichtverletzte. Dies nur 
auf Straßen. Es kommen Tote und Kran­
ke aufgrund von Hausunfällen und 
Krankheiten hinzu .. . Könnte man allein 
die Zahl der Verkehrstoten dadurch sen­
ken , daß Rettungsd ienst noch perfekter, 
Laienhelfer noch besser unterrichtet, 
vorbeugende Maßnahmen besser be­
achtet würden , so entfielen volkswirt -

schaftliehe Kosten, die den Aufwand für 
Rettungsdienst, Ausbildung und Infor­
mation der Bevölkerung mindestens 
deckten. Ein indirekter Tip an die Indu­
strie, der hoffentl ich Beachtung 
findet ... 

In seiner Abschlußrede vergl ich der Prä­
sident des Diakonischen Werkes, Pfarrer 
Karl Heinz Neukamm, Leben und Aufga­
be der Christen mit Notrufsäulen an Au­
tobahnen. Jeder einzelne Christ habe 
seine Erfahrungen und Fähigkeiten , mit 
denen er anderen helfen könne. Es solle 
nicht alles als selbstverständlich hinge­
nommen werden, sondern man solle 
dankbar sein, auch für den Staat und 
seine Möglichkeiten. "Ich kann nicht 
verstehen , warum viele, die Tag für Tag 
die Segnungen des Staates genießen, 
nichts anderes tun können, als diesen 
Staat Tag für Tag zu beschimpfen ." 
Auch dafür, daß es Bundeswehr und 
Bundesgrenzschutz gebe - die in Not­
und Katastrophenfällen helfen könn-
ten - sowie selbst für die Stationierung 
von US-Streitkräften im Bundesgebiet 
könne man dankbar sein. Viele vergäßen 
heute auch, daß sie ohne die US-Hilfs­
pakete nach dem Zweiten Weltkrieg 
nicht mehr leben würden. Ein Volk, das 
wieder mehr danke, sei auch zufriede­
ner, sagte Neukamm. 

Kommentar: 

Veranstaltungen wie die der Stuttgarter 
Herbsttagung sind dazu geeignet, die 
Forderung nach mehr Koordination und 
besserem Funkkontakt zwischen den 
Organisationen im Katastrophenschutz 
und Rettungsdienst zu erfül len. Sie för­
dern sogar das Verständnis zwischen 
zwei Einrichtungen , die sich oftmals wi­
dersprechen, obgleich sie doch ein glei­
ches Ziel verfo lgen: Die Organisation 
und Lenkung der Menschen, Bewahrung 
vor Katastrophen. Es ist schon verwun­
derl ich , daß es immer wieder der Initiati­
ve des einzelnen , des Barmherzigen 
Samariters bedarf, um Leute der ver­
schiedenen Bereiche zusammenzubrin­
gen. Einer davon ist der Leiter des Ev. 
Pfarramtes, der Initiator dieser Tagung, 
Pfarrer Wolfgang Kilger. 61 Mio. Einwoh­
ner der BRD, dabei 2,5 Mio. Helfer im 
KatS, wollen bei Katastrophen und in 
Unglücksfällen versorgt, betreut sein. 
Natürlich - eine theoret ische Zahl, aber 
immerhin die Zahl der möglichen Inter­
essenten. Koordination zwischen allen 
Helfenden sollte, ebenso wie menschli ­
che Belange der in Not geratenen Bür­
ger, vorher gut durchdacht und Hilfe 
vorbereitet sein. Jedermann muß wis­
sen, wie er effektiv erste, weitere und 
vielleicht auch letzte Hilfe zu leisten und 
zu organisieren hat. Und das nicht nur in 
seiner Organisation, sondern über die 
eigenen Grenzen hinaus. 

Werner MÖhring , Stuttgart 



Malteser-Hilfsdienst 

Leistungs­
fähigkeit 
hartauf 
die Probe 
gesteift 

Zum 5. Mal führte der Malteser-Hilfs­
dienst seinen Bundesleistungswettbe­
werb durch und hatte dazu alle Sieger 
der Diözesanwettbewerbe für San itäts­
gruppen eingeladen . In diesem Jahr 
zeichnete die Erzdiözese Köln für die 
Organisation des Wettkampfes verant­
wort lich und lud zum 12.11 3. Oktober in 
die 700jährige Stadt Brühl ein. Unter der 
Sch irmherrschaft des Ministerpräsiden­
ten von Nordrhein-Westfalen , Johannes 
Rau , kamen 20 Mannschaften ins rhein i­
sche Brühl. Außerdem war eine Mann­
schaft der EHBO aus den Niederlanden 
der Einladung gefolgt. Die tite lverteidi­
gende Mannschaft aus Erftstadt, die den 
letzten Bundesleistungswettbewerb ge­
wonnen hatte, zeichnete in diesem Jahr 
für die Durchführung mitverantwortlich. 

Fehlstart zum Beginn 

MHD-Generalsekretär Johannes Freiherr 
Heereman begrüßte am Samstagnach­
mittag rund 250 Teilnehmer. Unverzüg­
lich ging es an die erste Diszipl in: Es 
stand der Zeltaufbau auf dem Pro­
gramm. Nach einem "Fehlstart " , den 
zahlreiche Mannschaften als Aufwärm­
übung verstanden, gelang der zweite 
Versuch; in Windeseile und mit einem 
Höllenlärm wuchs die Zeltstadt. Nicht 
nur Schnelligkeit, sondern auch Ge-

schicklichkeit, wie z. B. Fenster und Tü­
ren vorschriftsmäßig aufzurol len, waren 
gefragt. Diesen Wettbewerbteil ent­
schied die MHD-Gruppe der Diözese 
Osnabrück für sich, gefolgt von den 
Gruppen aus Fulda und Aachen . 

Nachdem die Zelte häuslich eingerichtet 
waren, fuhren die Tei lnehmer zur Pfarr­
kirche Brühl-Pingsdorf, wo Stadtseelsor­
ger Sebastian die Heilige Messe zele­
brierte. 

Ganz im Zeichen der Gesell igkeit stand 
der bunte Abend im Brühler Hof, den 
der Brühler Stadtbeauftragte Christian 
Weber und seine Leute gut vorbereitet 
hatten. Die Stimmung ließ nicht lange 
auf sich warten. und der Abend stand 
ganz im Zeichen des gegenseitigen 
Kennenlernens. Nachdem sich ein Mal­
teser aus Hessen erfolgreich im "Jo­
deln " versucht hatte und zum Ausklang 
des Abends noch das Lied der " fahren­
den Sanitäter" angestimmt wurde, kehr­
ten die Wettkampfteilnehmer zurück in 
ihre Unterkünfte auf dem Gelände der 
Berufsschule am Eichweg. 

Mannschaften wurden 
durchgeschleust 

Am nächsten Morgen lag dicke Luft über 
dem Schulgelände. Dies lag weniger 
an der Stimmung der Teilnehmer als viel 
mehr am dichten Nebel, der sich an die­
sem Tag nur langsam verzog. Das 
feuchtküh le Wetter machte vor allem je­
nen zu schaffen , die in ihren Zelten auf 
den nächsten Wettbewerbstei l warten 
mußten. Die zusätzl ichen Portionen an 
Kaffee und Tee wurden dankend entge­
gengenommen. Ab 9.00 Uhr wurden 
dann parallel der Fragebogentest, die 
Trageübung , der Fahrerwettbewerb so­
wie der Diagnose- und Erste-Hilfe-Par­
cours bewältigt. Wesentlich zum Gelin­
gen des Wettkampfes trug die holländi­
sche Gruppe "Lotus " bei, die mit ihren 
erfahrenen Verletztendarstellern nicht 
nur täuschend echte Wunden offerierte, 

Die überglückliche 
SIegergruppe aus 
Straubing - Diözese 
Regensburg. 

sondern noch zusätzliche akustische 
Beiträge lieferte. 

Bei zwei Unfallsituationen waren die 
Helfer besonders gefordert : 

1. Das Bauunternehmen Malta Wal mit 
dem Umbau der Sporthal le im Schul­
und Sportzentrum Brühl beauftragt. 
Während mit einem Hebekran Baumate­
rial von einem Laster abgeladen wird, 
gleiten einige Stahlröhren aus dem Grei­
fer. Ein Arbeiter wird von dem herabfal­
lenden Rohr schwer verletzt und stürzt 
zu Boden. Zur gleichen Zeit trinken zwei 
Kollegen im Bauwagen Kaffee und wol­
len zur Hilfe eilen . Dabei stürzt ein Ar­
beiter und ver letzt sich am rechten Un­
terschenkel und an beiden Unterarmen. 
Vor lauter Schreck stößt der andere Ar­
beiter die Kaffeekanne um und gießt 
sich den Inhalt über den linken Unter­
arm. Dann läuft auch er hinaus zur Un­
fallstelle . Angesichts des Geschehens 
steigt der Fahrer des Lasters aus, sieht 
die Verletzten, gerät in leichte Panik und 
fäl lt in Ohnmacht. 

Nun waren jeweils drei Helfer gefordert, 
diese Situation zu meistern. Neben Kon­
trolle von Bewußtsein, Puls und Atmung 
hatten sie Maßnahmen der Lagerung, 
Ruhigstellung und Schmerzlinderung 
(z. B. beim Kühlen der Brandverletzung) 
durchzuführen. Von Bedeutung war da­
bei auch , daß die Helfer den Fahrer des 
Lkw durch einen zuschauenden Passan­
ten versorgen lassen sollten. 

Bei der Gesamtbewertung wurde be­
rücksicht igt, ob die Helfer richtig einge­
tei lt waren, ob sie mit der nötigen Be­
sonnenheit vorgingen und ob sie die 
richt ige Reihenfolge der Vertetztenver­
sorgung gewählt hatten . 

Harte Probe 

2. Die zweite gestellte Unfallsituation 
spielte sich in einem Garten ab : Eine 
Person mäht den Rasen , als plötZlich 
der Elektrorasenmäher stoppt. Noch 
während der eine nachsieht, ob etwas 
zwischen die Messer geraten ist, fordert 
er eine andere Person auf, das An­
schlußkabel zu überprüfen. Tatsächl ich 
wird eine Bruchstelle gefunden. Darauf­
hin hebt er das Kabel auf und es berüh­
ren sich die beiden Kabelenden . Folglich 
beginnen sich die Messer des Rasen­
mähers zu drehen und schlagen der an­
deren Person die linke Hand ab. Vor 
lauter Schreck berührt die eine Person 
die Bruchstel le und erleidet dabei einen 
elektrischen Schlag. 

Diese Unfallsituation war ledigl ich von 
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einem Helfer zu bewältigen. Dabei hatte 
er vor allem darauf zu achten , weitere 
Gefahren durch sofortiges Steckerzie­
hen zu vermeiden und einen Zuschauer 
durch klare Anweisungen zur Mithilfe 
aufzufordern. Nach der richtigen Durch­
führung der Einzeimaßnahmen wie Blut­
stillung, Prüfung von Atmung und Puls, 
Schocklagerung sowie Sicherung des 
Replantats war ein detaillierter Notruf zu 
veranlassen . 

Realistische 
Unfallsituationen 

Beim Diagnosetest waren drei Einzelfälle 
zu lösen: 

1. Ein Sportler ist von einem Medizinball 
am Kopf getroffen worden und fällt be­
wußtlos zu Boden. Nach kurzer Zeit er­
langt er das Bewußtsein wieder und 
bleibt ansprechbar. Jedoch kann er Sich 
an den Unfallhergang nicht erinnern. Der 
Helfer hatte nach Kontrolle von Bewußt­
sein, Atmung und Puls den Verletzten 
nach dem Unfallhergang, möglichem 
Brechreiz und Schmerzen zu befragen. 
Außerdem sollte der Sportler auf weitere 
Verletzungen untersucht werden. Die 
richtige Diagnose mußte lauten: Gehirn­
erschütterung. 

2. Eine Person hat einen epileptischen 
Anfall erlitten. Sie war hingefallen , hatte 
zuckende Bewegungen am ganzen Kör­
per und blutigen Schaum vor dem 
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Der Tragewettbewerb 
fand In "unwegsamem 
Gelände" statt. 

Mund. Außerdem hatte sie eingenäßt 
und war bewußtlos geworden. In diesem 
Fall hatte der Helfer die Person genau 
zu beobachten, um sie vorsichtig und 
angemessen auf weitere Verletzungen 
zu untersuchen. Ergebnis der Untersu­
chung sollte die Feststellung sein: Zun­
gen biß/epileptischer Anfall. 

3. Bei Turnübungen war eine Person 
vom Barren gestürzt und mit dem Ober­
bauch auf dem Holm aufgeschlagen. Da­
bei hatte der Verletzte Prellmarken, eine 
harte Bauchdecke und einen Schock da­
vongetragen. Auch in diesem Fall hatte 
der Helfer vorsichtig und angemessen 
eine Untersuchung durchzuführen. Da­
bei mußten Puls und Atmung überprüft 
und der Verletzte auf Schmerzen, Prell­
marken und eine brettharte Bauchdecke 
untersucht werden . Seine Diagnose soll­
te lauten : Schock/stumpfes Bauch­
trauma. 

Überraschende 
Sonderwertung 

'-------

Weitere Disziplinen des Bundeslei­
stungswettbewerbs waren der Fragebo­
gentest für Gruppenführer und die ein­
gesetzten Helfer, ein Tragetest in un­
wegsamem Gelände über drei Stationen 
sowie ein Fahrerwettbewerb. 

Den Tragewettbewerb entschied der 
MHD Saarland, gefolgt von Freiburg und 
Osnabrück, für sich. 

Unter den kritischen 
Augen der Schieds­
richter war diese Auf· 
gabe zu bewältigen. 

Beim Fahrerwettbewerb wies der MHD 
Augsburg die Gruppen aus Münster und 
Speyer auf die nächsten Plätze. 

Darüber hinaus gab es noch eine Son­
derwertung, bei der nach dem Führer­
schein des Fahrers, nach Fahrzeug­
schein, Verbandkasten und Warndreieck 
gefragt wurde. 

In Vertretung des nordrhein-westfäli­
schen Ministerpräsidenten war Staatsse­
kretär Dr. Eberhard Munzert nach Brühl 
gekommen. Er hatte sich drei Stunden 
Zeit genommen, die Malteser-Helferin­
nen und -Helfer bei ihrem Wettbewerb 
zu beobachten. In seinem Grußwort lob­
te er ihr Engagement und Verantwor­
tungsbewußtsein für den Staat. Denn, 
so Dr. Munzert, .ohne ehrenamtliche 
Helfer Sind Rettungsdienst und Katastro­
phenschutz nicht denkbar" . 

Bei herrlichem Herbstwetter nutzten 
zahlreiche Brühler Bürger die Gelegen­
heit, sich über den Malteser-Hilfsdienst 
zu informieren. So wurden beispielswei­
se Filme über die Ausbildung in Erste 
Hilfe und in Sofortmaßnahmen am Un­
fallort sowie Bildtafeln über den MHD­
Einsatz im äthiopischen Flüchtlingslager 
Makalle gezeigt. Eine weitere Attraktion 
war der Rettungshubschrauber des 
MHD-Rückholdlenstes. 

Punktgleich 

Große Überraschung herrschte bei der 
Siegerehrung : Die Mannschaften aus 
Regensburg und Fulda lagen mit 398 
Punkten gemeinsam auf dem ersten 
Platz. Da die Regensburger bessere Er­
gebnisse im Erste-Hilfe- und Diagnose­
Wettbewerb erzielt hatten, wurde ihnen 
der Pokal des NRW-Ministerpräsidenten 
zugesprochen. Der Pokal des MHD-Prä­
sidenten für den zweiten Sieger ging an 
die MHD-Gruppe aus Fulda. Die Göp­
pinger Malteser aus der Diözese Rötten­
burg-Stuttgart nahmen freudestrahlend 
den von der Stadt Brühl gestifteten Po­
kal im Empfang. Der Ehrenpokal der 
Erzdiözese Köln ging an die Gruppe der 
EHBO aus Swalmen. 

Mit einem herzlichen Dank an die gast­
gebenden Malteser verabschiedete der 
MHD-Generalsekretär die teilnehmen­
den Mannschaften und Gäste und 
wünschte allen eine gute Heimreise. 

Die ersten zehn der Abschlußtabelle: 
1. Regensburg 398 Punkte 
2. Fulda 398 Punkte 
3. Rottenburg-Stuttgart . 387 Punkte 
4. Augsburg 375 Punkte 
5. Saarland 372 Punkte 
6. Aachen 365 Punkte 
7. Passau 363 Punkte 
8. Speyer 350 Punkte 
9. Vechta 347 Punkte 

10. Münster 344 Punkte 



Deutscher Feuerwehrverband 

33. 
des DFV in Trier 

Die rheinland-pfälzische Stadt Trier, die im 
Vorjahr ihren 2000. Geburtstag feierte, 
war am 19. Oktober 1985 Gastgeber der 
diesjährigen Delegiertenversammlung 
des Deutschen Feuerwehrverbandes. 
Präsident Struve bedankte sich beim Lan­
desfeuerwehrverband Rheinland-Pfalz, 
der Stadt Trier sowie der örtlichen Berufs­
feuerwehr für die dem DFV bei der Durch­
führung dieserVeranstaltungen gewähr­
ten Unterstützung und die hierbei erfahre­
ne Gastfreundschaft. 

Im Mittelpunktdes • Nichtöffentlichen Tei­
les" dieserVersammlung standen mit der 
Verabschiedung der Jahresrechnung 
1984 und den Haushaltsplanberatungen 
für das Jahr 1986 vorrangig Finanzfragen 
des Verbandes. Daß die hierfür notwendi­
gen Beschlüsse ohne längere Aussprache 
einstimmig gefaßt wurden, ist ein Zeichen 
für intensive Vorberatungen im Vorstand 
und Präsidium des DFV, aber auch füreine 
zufriedenstellende Finanzlage und eine 
klare und ordnungsgemäße Kassenver­
waltung. Bemerkenswert hierbei ist, daß 
der DFV trotz der allgemeinen nicht uner­
heblichen Preissteigerungen seinen seit 
1979 gültigen Mitgliederbeitrag bis ein­
schließlich des Haushaltsjahres 1986 -
voraussichtlich auch im Folgejahr - nicht 
erhöhen muß. 

Einstimmig beschlossen die 114 anwe­
senden Delegierten (Soll 131 Delegierte), 
die 34. Delegiertenversammlung des DFV 

Oben: Präsident Struve rief die Aktiven der 
deutschen Feuerwehren auf, durch Ihr Vorbild 
weiterhin dazu beizutragen, damit auch In Zu­
kunft noch gelten mag: Schutz und Hilfe - Dei· 
ne Feuerwehr. Unser Foto: v. r. n. I.: Präsident 
Struve, Bundesgeschäftsführe, Yoßmeler sowie 
die Vlzapfäsldenten Englerth, Br1lunlg, Blnal 
und Dr. Mlngenbach. 

Unten: Rund 200 Teilnehmer, Delegierte und Gä­
ste, wellten bei der diesjährigen DelegIertenver­
sammlung In Trier. Unser foto: v. I. n. r.: Beige­
ordneter SchrÖ8r (Stadt Trier), Staatssekretär 
Basten und Innenministe, Böckmann (Rhein­
land-Pfalz) und der Vorsitzende des LFV Rhein­
land-Pfalz, Schwaderlapp. 
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am Samstag, dem 18. Oktober 1986, in 
Weinheim/Bergstraße durchzuführen. 
Hierzu lag ein entsprechender Antrag des 
Landesfeuerwehrverbandes Baden-Würt­
temberg vor. Die 35. Delegiertenver­
sammlung wurde auf Antrag des LFV 
Schleswig-Holstein für das Jahr 1987 ein­
stimmig zur Ausrichtung an dieses Bun­
desland vergeben. Die 36. Delegierten­
versammlung findet am Samstag, dem 
28. Mai 1988, in Hannover statt, wo im 
Zeitraum vom 28. 5. bis 2. 6. 1988 auch 
die internationale Brandschutzausstellung 
INTERSCHUTZ durchgeführt wird. 

Zahlreiche Gäste 

Zum "öffentl ichen Teil" der Delegier­
tenversammlung konnte Präsident Stru­
ve neben den Vertretern der örtlichen 
Feuerwehren u. a. den rheinland-pfälzi­
sehen Innenminister Böckmann, den 
Bundestagsabgeordneten Schartz 
(CDU), MinDing Pflock (Vorsitzender 
des UA "Feuerwehrangelegenheiten "), 
MinDirig Dr. Kneis (IM Rheinland-Pfalz), 
LtdMinR Schäfer (IM Baden-Württem­
berg), MinR Müller (IM Schieswig-Hol­
stein), Vertreter des Regierungspräsi­
diums Trier und der Kreisverwaltung 
Trier-Saarburg , sowie als Vertreter der 
gastgebenden Stadt den Beigeordneten 
Schröer begrüßen. 

Der Innenminister des Gastgeberlandes 
Rheinland-Pfalz, Böckmann, überbrachte 
die GrüBe der Landesregierung und 
wies in seiner Ansprache auf die Bedeu­
tung der Feuerwehren hin (siehe neben­
stehenden Kasten). 

Präsident Struve gab für den Berichts­
zeitraum einen umfassenden Bericht 
über die wesentl ichsten Akt ivitäten der 
DFV-Fachausschüsse, des Vorstandes 
und des Präsidiums. 

"Transport gefährlicher 
Güter" 

Unter Leitung von Vizepräsident Bräunig 
referierten die Referenten OAR Ridder 
(Bundesministerium für Verkeh r), BOR 
Dr. Plaß (BF Hannover), Reg-Ang. Ing. 
Helker (IM Rheinland-Pfalz), BOlng 
Steuer (Fa. Bayer/Leverkusen), BD 
Schläfer (BF München) und DFV-Vize­
präSident Dr. Mingenbach im Rahmen 
des obigen Themas über hiermit zusam­
menhängende Einzelprobleme. Nach der 
rund zweistündigen Vortragsreihe faßte 
Präsident Struve die aus seiner Sicht 
gewonnenen Ergebnisse wie fo lgt zu­
sammen: 

" Für den Deutschen Feuerwehrverband 
stellt diese Vortragsreihe sicherlich nicht 
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das Ende der Beratungen dar, sondern 
vielmehr einen Anfang . Wir werden als 
Au~rag aus diesen Vorträgen überneh­
men und prüfen, ob wir in unseren Ar­
beitskreisen stufenweise zu den einzel­
nen Themen Unterlagen schaffen, damit 
die Feuerwehren, die vor Ort mit diesen 
Problemen fert ig werden müssen, Ar­
beitsmittel bekommen, die praktikabler 
und einfacher sind . Nach Abschluß der 
Referate sind für mich hierbei folgende 
Punkte erkennbar geworden : 

1. Vere i~fachung der Vorschriften, damit 
sie anwendbarer werden . 

2. Klarere Kennzeichnung der gefährli­
chen Güter. 

3. Eine sichere Verpackung . 

4. Eine sinnvollere Ausrüstung der Feu­
erwehren. 

5. Verstärkter Einsatz von Forschungs­
mitteln, damit das Vorgenannte mög­
lichst bald erreicht werden kann. 

6. Schaffung bzw. Benennung geeigne­
ter Labors für schnelle Analysen. 

7. Die Entwicklung einfacherer und prak­
tikablerer Analysemethoden. 

Diese sieben Punkte sollten für uns 
Grundlage sein, im Bereich ,Transport 
gefährlicher Güter' weitere Gespräche 
zu führen und in Gemeinsamkeit mit al­
len Beteil igten, vom Hersteller bis zum 
Endverbraucher - und in dieser Kette 
steckt auch die Feuerwehr -, zu ge­
meinsamen Lösungen zu kommen." 

Dank 

Am Schluß der Tagung dankte Präsident 
Struve den Vorsitzenden der Landesfeu­
erwehrverbände für ihre loyale und kol­
legiale Mitarbeit; al l denen, die in den 
Fachausschüssen des Deutschen Feu­
erwehrverbandes viel Zeit investieren, 
den Vizepräsidenten für ihre Arbeit und 
den Mitarbeitern der Bundesgeschä~s­
stelle. Sein Dank galt den Ministerien 
der Länder für das gute Verhältnis und 
für die klare Sprache, die man miteinan­
der sprechen könne. Sein größter Dank 
galt den Akt iven al ler Feuerwehren, die 
es auf sich genommen haben, zu hel­
fen, wenn andere in Not und Gefahr 
sind, die zu jeder Zeit bereit sind, zum 
Einsatz auszurücken, um zu retten, zu 
löschen, zu bergen und zu schützen. 
"Lassen Sie sich durch nichts beirren, 
sondern machen Sie weiter in Ihrem En­
gagement für unsere Mitbürger und 
nehmen Sie die Anforderungen, die die 
heutige Zeit an uns stellt, an und tragen 
Sie durch Ihr Vorbild mit dazu bei, daß 
auch in der Zukunft noch gelten mag: 
Schutz und Hilfe - Deine Feuerwehr", 
sagte der Präsident abschließend. 

Innenminister 
Böckmann: 

Ein Klima 
schaffen, 
in dem 
Ehrenamt 
gedeiht 

"Lassen Sie mich zu der Diskussion 
dieserTage folgendes sagen: Nie­
mand läßt sich vom Fortschrittsglau­
ben so blenden, daß er die Gefahren 
und die Probleme nicht sehen würde, 
die jeder Fortschntt mit sich bnngt. 
Niemand leugnet auch , daß in einer 
hochtechnisierten Industriegesell­
schaft die Art, das Ausmaß und der 
Umfang möglicher Gefahren wachsen 
können . Niemand kann aber auch 
leugnen, daß Technik dem Menschen 
dient und - sinnvoll eingesetzt - ein 
Höchstmaß an Lebensstandard sichert 
und uns damit zugleich weltweit den 
Wettbewerb ermöglicht. Wer das Neue 
ablehnt, findet sich eben damit ab, daß 
Probleme ungelöst bleiben. 

Ich danke Ihnen lürdie Tagung hier 
und für die Art, wie Sie die Tagung 
durchführen. Die Entwicklung wird 
nicht nur dadurch bestimmt, daß wir 
begreifen , wie wichtig in der T echntk 
gute Ideen und Entwicklungen sind, 
sondern daß Wir auch begreifen, wie 
wichtig die Gewissenhaftigkeit der 
Menschen ist, die PrOjekte realiSieren. 
Und hier finden Wir auch die Antwort 
auf die Frage, wie gut die Kräfte Sind, 
die für die Gefahrenabwehr bereitste­
hen. Wir stel len dabei fest, daß Wir 
Zustimmung erfahren in einer skepti­
scher gewordenen Welt. Und wenn 
hier deutlich Wird, daß dem Staat die 
Kompetenz zur Lösung lebens- und 
zukunftsentscheidender Probleme 
nicht nur zugetraut wird, daß er sie 
auch garantiert und daß die Feuerweh­
ren anstreben, das Risiko nicht nur 



kalkulierbar zu machen, sondern es 
auch weithin zu beherrschen, so mei­
ne ich, hat diese Tagung durch die 
Darstellung der Wandlungen, der Fort­
entwicklungen im Ausbildungs- und im 
Ausrüstungsbereich der Feuerwehren 
ihren Zweck erfüllt. 

Es ist zugleich eine Bestätigung des 
Weges, den wir in Rheinland-Pfalz in 
der Frage der Organisation, der Ausrü­
stung und der Ausbildung der Feuer­
wehren gehen, mit dem Konzept für 
die Gefahrenabwehr bei gefährlichen 
Gütern, ein System von Stützpunkten 
vorzusehen, von denen aus Spezial­
einheiten effizient und wirtscha~lich 
eingesetzt werden können. 

Es ist auch eine Bestätigung dessen, 
was wir in der Ausbildung in Verbin­
dung mit derWirtschaft tun. Daß wir 
uns nämlich die Sachkenntnis führen­

.der Wirtschaftsunternehmen etwa im 
Bereich der Chemie zu eigen machen 
und daß wir in der Zusammenarbeit 
zwischen Berufsfeuerwehren und 
Freiwilligen Feuerwehren auch die 
entsprechenden sachlichen, vor allen 
Dingen ausbildungsmäßigen Voraus­
setzungen schaffen. 

Meine Damen und Herren, ich sprach 
die AufgabensteIlung an. Lassen Sie 
mich Ihnen gleichzeitig damit ein Wort 
des Dankes sagen: Dankdafür, daß Ihr 
Wirken Vorbild in unserer Gesellschaft 
ist, Dank dafür, daß Feuerwehren in 
ihrer Freiwilligkeit Vorbilder für die Ju­
gend sind. Ich sage das nicht, weil es 
zum Ritual einer Ansprache gehört, 
etwa um ein gutes Klima zu erzeugen, 
sondern weil es für diese freiheitlichste 
Gesellscha~, die es auf deutschem 
Boden je gab, wichtig istzu begreifen, 
daß man dort, wo viel Freiheit ist, auch 
viel Verantwortung übernehmen muß. 
Und ein demokratischer Staat kann 
eben nicht bestehen, wenn er nicht 
das Vertrauen der Bürger, das Mitwir­
ken der Bürger besitzt. 

Ich sage dies in der Erkenntnis, meine 
Damen und Herren, daß jedes Staats­
wesen dem einzelnen nur in dem Ma­
ße und auf Dauerdienen kann, wie er 
bereit ist, sich positiv für das Gesamte 
einzusetzen. Wir wissen, daß eine HaI· 
tung, die nur Ansprüche stellt, die nur 
Forderungen stellt, ohne Gegenlei­
stungen zu erbringen, auf Dauer für 
unser Gemeinwesen untragbar ist und 
zum Niedergang führt. 

Wir wissen, das Beispiel der Feuer­
wehren darf nichtAusbeutung der Gu­
ten bedeuten. Ein Staat kann all das 
nicht verordnen; er wäre sonst zum 
Scheitern verurteilt. 

Doch: Ein Staat muß und kann ei. 
Klimaschaffen, in dem Ehrenamtge-

deiht. Und Klima schaffen, in dem Eh­
renamt gedeiht, heißt dann eben auch 
in einer Innenministerkonferenz etwa 
über ein Feuerwehrmuseum zu strei­
ten, dies heiBtaberauch, dafüreinzu­
treten, daß den Feuerwehren auch die 
se Darstellungsmöglichkeiten in der 
Öffentlichkeit gegeben werden. Dies 
heißt letztlich auch, den Finanzministe 
zu überzeugen. Und Klima schaffen 
heißt auch, in einer Innenministerkon­
ferenz sich darüber nicht nur zu unter­
halten, sondern vorbeugenden Brand­
schutz dadurch zu ermöglichen, daß 
die Mittel für die Forschung erhöht 
werden. Ich weiß, in einer Landscha~, 
die vom Sparen geprägt ist, ist dies 
nicht ganz einfach. Doch Sie mögen an 
den Beschlüssertderletzten Innen mi­
nisterkonferenz erkennen, wie positiv 
wir zu den Feuerwehren stehen. 

-

r 

Klima schaffen, meine Damen und 
Herren, heißt auch, deutlich machen, 
daß diese Republik eben keine Repu­
blik von Krawallmachern ist, so sehr 
der einzelne darunter unter Umstän­
den auch leiden mag. Es heißt auch zu 
begreifen: Es gibt sicher viele schreck­
liche Ereignisse, die berichtenswert 
sind, aber es gibt eben auch die vielen 
hunderttausend Helfer, die etwas tun, 
die etwas freiwillig tun. Auch sie möch­
ten wir gerne in vielen Berichten wie­
derfinden. Sie verhindern, daß ein 
Zerrbild einer Gesellschaft entsteht. 
Denn es gehört zu dieser Gesellschaft, 
daß man auch Freude darüber empfin­
det, wenn Feuerwehrleute aus den 
Bundesländern, so aus dem Lande 
Rheinland-Pfalz, völlig selbstverständ­
lich die Gefahren und Risiken auf sich 
nehmen, um mit ihren Rettungshun­
den in Mexiko humanitäre Hilfe zu lei­
sten und damit ein Stück Bundesrepu­
blik Deutschland repräsentieren, damit 
ein Stück Freiwilligkeit dokumentieren 
und damit auch einen Beitrag zum 
Frieden in der Welt insgesamt leisten. 

Klima verbreiten heißt auch, zu erken­
nen, daß es neuerdings auch Demon­
stranten in Uniform gibt. Wer sich so 
verhält, muß auch über die Wirkungen, 
die von Institutionen ausgehen, nach­
denken. Wer sich so verhält, muß sich 
die Fragen gefallen lassen, ob er De­
monstrationen in Uniform in der Aus­
einandersetzung um seine berechtig­
ten Forderungen als das angemesse­
ne Mittel ansieht. 

Die wahre Leistung des Staates be­
steht darin, die Bürger bei ihrer Arbeit 
so wenig wie möglich zu stören. Feu­
erwehren beweisen auch, daß man 
den Staat nicht dahin drängen muß, 
den Bürgern jedes Risiko abzuneh­
men, sondern daß Freiheit bedeutet, 
daß man Freiheit in seiner Haltung 
stets vorlebt. " 

Delegiertenversammlung: 

Eine 
umfang· 
reiche 
Facharbeit 
des DFV 

Eine umfangreiche und vielschichtige 
Thematik hatte der Deutsche Feuerwehr-
verband im Berichtszeitraum in seinen 
Gremien und Fachausschüssen zu be-
handeln. Um bei Entscheidungen und 
Stellungnahmen die Interessen aller Bun-
desländer berücksichtigen zu können, war 
es notwendig, vielfach zuvor Stellungnah-
men von den Landesfeuerwehrverbän-
den/Landesgruppen einzuholen. Leider 
gab es in den letzten Monaten zahlreiche 
Vorgänge, wo von den Dienststellen des 
Bundes so kurzfristige Termine für Stel-
lungnahmen gesetzt wurden, daß dem 
DFV keine angemessene Zeit für Beratun-
gen verblieb und vom Vorstand Ad-hoc-
Entscheidungen getroffen werden muß-
ten. Der DFV hat diese zu kurzen Termin-
setzungen bei den betreffenden Stellen 
beanstandet und darauf hingewiesen, daß 
es einem überwiegend mit Ehrenamtli-
chen arbeitenden Verband nicht möglich 
ist, innerhalb von ein bis zwei Wochen 
eine für den Gesamtverband geltende 
Stellungnahme zu erarbeiten und abzuge-
ben. Bei fast allen Vorgängen wurdefest-
gesteIlt, daß von den Bundesstellen schon 
monatelang am Vorgang gearbeitet wurde, 
bevor der kurzfristige Termin kam. Nach-
folgend einige Themen aus den umfang-
reichen Aufgaben. 

Facharbeit des DFV 

Im Jahre t 981 wurden in der Facharbeit 
umfangreiche organisatorische ver-
bandsinterne Änderungen vorgenom-
men, um die vielfältigsten Fachthemen 
besser bearbeiten und um dabei die In-
teressen aller Feuerwehrsparten der 
Länder so weit wie möglich berücksichti-
gen zu können. Nach einer nunmehr 
vierjährigen Erprobungszelt wird diese 
Konzeption zur Zeit vom Vorstand in Zu-
sammenarbeit mit den Mitgliedsverbän-
den mit dem Ziel überarbeitet, die Fach-

ZS·MAGAZIN 11 - 12/85 63 



arbeit des Verbandes noch mehr zu akti­
vieren. Als Grundlinie gilt hierbei, 

- die Mitgliedsverbände des DFV bei 
der Facharbeit noch umfassender zu be­
teiligen, 

- die Anzahl der DFV-Fachausschüsse 
aus Gründen der Effizienz - wo notwen­
dig - durch Zusammenlegung zu redu­
zieren und 

- die In den Mitgliedsverbänden vor­
handenen und bewährten Fachleute ver­
stärkt in die Ausschußarbeit des DFV 
einzubeziehen. 

Brandschutzwoche 

Im Rahmen einer gezielten Öffentlich­
keitsarbeit veranstaltet der Deutsche 
Feuerwehrverband seit 1974 zusammen 
mit den Bundesländern und den Feuer­
wehren die bundesweite Brandschutz­
woche. Die bis 1977 jährlich durchge­
führten Brandschutzwochen werden auf­
grund einer Vereinbarung mit den Bun­
desländern seit 1979 alle zwei Jahre, je­
weils zu Beginn der zweiten September­
hälfte, bundesweit durchgeführt. Die 
8. Brandschutzwoche stand im Jahre 
1985 unter dem Motto" Deine Feuer­
wehr - Schutz und Hilfe" und wurde für 
das Bundesgebiet im Rahmen des Lan­
desfeuerwehrtages Baden-Württemberg 
in Aalen durch den Präsidenten des DFV 
eröffnet. Aus gleichem Anlaß fand am 
6. 9. 1985 ein Gespräch zwischen Bun­
deskanzler Dr. Kohl und Präsident Stru­
ve statt, bei dem verschiedene Proble­
me angesprochen wurden. 

Frauen in der Feuerwehr 

Der Fachausschuß der Landesspreche­
rinnen hat eine Änderung der Bezeich­
nung "Assistentin" in "Frauen" vorge­
schlagen, dem sich der Vorstand an­
schloß, soweit Länderregelungen dieser 
Änderung nicht entgegenstehen. 

Ärztlicher Dienst 

Auf Empfehlung des Fachausschusses 
"Ärztlicher Dienst und Rettungsdienst" 
haben Vorstand und Präsidium die 
Richtlinien für 

a) Tätigkeitsmerkmale für den Feuer­
wehrarzt 

b) Notfallkoffer für den Feuerwehrarzt 

beraten und beschlossen. Den Mit­
gliedsverbänden wurde empfohlen, die­
se neuen Richtlinien in ihrem Zuständig­
keitsbereich zu übernehmen. 
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Feuerwehrwettkampf 

Für die "Internationalen Feuerwehrwett-
kämpfe" des CTIF im Jahre 1985 in 
Österreich entsandte der Deutsche Feu-
erwehrverband für den" Feuerwehrwett-
kampf/Freiwillige Feuerwehren " zehn 
Männer- und zwei Frauengruppen ; für 
den "Feuerwehrsportwettkampf/Freiwilli-
ge Feuerwehren " eine Gruppe und für 
den "Jugendfeuerwehrleistungsbewerb" 
zwei Jugendgruppen, die in Bundesaus-
scheidungen ermittelt wurden. Der DFV 
stellte bei diesen Bewerben in Öster-
re ich die mitgliedsstärkste und erfolg-
reichste Nation. 

Musik in der Feuerwehr 

Mit Wirkung vom 1. November 1984 ge-
hört der Deutsche Feuerwehrverband 
stellvertretend für alle den Feuerwehren 
angehörenden musiktreibenden Züge 
als Mitgliedsverband der Bundesvereini-
gung Deutscher Blas- und Volksmusik-
verbände (BDBV) an. Hierdurch gibt der 
DFV den musiktreibenden Zügen und 
ihren Musikern die Möglichkeit, das Lei-
stungsangebot des BDBV kostenlos 
bzw. zu reduzierten Kostensätzen in An-
spruch nehmen zu können. Insbesonde-
re triftt dieses für Lehrgänge und andere 
Schulungsmaßnahmen an Ausbildungs-
stätten des BDBV zu. 

Anhand gewonnener Erkenntnisse hat 
der DFV die folgenden für musiktreiben-
de Züge der Feuerwehr geltenden 
Richtlinien überarbeitet: 

- Richtlinien für musiktreibende Züge 
der Feuerwehr im DFV, 

- Wertungsrichtlinien für Wertungsspie-
le im DFV, 

- Ausschreibung für Bundeswertungs-
spiele. 

Diese Richtlinien bilden für die musik-
treibenden Züge in der Feuerwehr die 
organisatorische und musikalische 
Basis. 

Deutscher Feuerwehrtag 
1990 

Der 26. Deutsche Feuerwehrtag findet 
vom 11. bis 17. Juni 1990 in Friedrichs-
hafen/Boden see statt. Nach dem vom 
Vorstand festgelegten Zeitablauf (für die 
notwendigen Vorbereitungsarbeiten) 
wird bis Mille 1987 das Gesamtpro-
gramm aufgestellt sein, damit sich die 
Feuerwehren reChtzeitig auf die einzel-
nen Programmpunkte vorbereiten kön-
nen. Festgelegt wurde bereits, daß am 
Samstag, dem 16. Juni 1990 die Groß-
kundgebung mit anschließendem Fest-
zug und in den Abendstunden am Bo-

densee ein großes Seefest stattfindet. 
Verbunden ist dieser Deutsche Feuer-
wehrtag mit einer von der IBO-Messe-
gesellschatt (Friedrichshafen) auszurich-
tenden Fachausstellung "Brandschutz" , 
eine Leistungsschau der internationalen 
Feuerwehrindustrie und den dazugehöri-
gen Randgebieten . 

Deutsches Feuerwehr· 
Museum 

Nachdem auf verschiedenen Ebenen 
Entscheidungen gefallen sind - und 
hier insbesondere in der Innenminister-
konferenz -, die die Verwirklichung des 
zweiten Bauabschnittes in Fulda ermög-
lichen, scheint die Realisierung dieses 
seit vielen Jahren geplanten Vorhabens 
nunmehr In greifbare Nähe gerückt zu 
sein. Das Präsidium des DFV hatte sich 
im Oktober 1982 in Fulda eingehend mit 
der Situation des Deutschen Feuerwehr~ 
Museums beschäftigt und sich dabei 
einstimmig für ein zentrales" Deutsches 
Feuerwehr-Museum " in Fulda und für 
dessen weiteren Ausbau ausgespro-
chen. Die Vertreter der Landesfeuer-
wehrverbände beschlossen danach eine 
einmalige Umlage in Höhe von I , - DM 
je Aktiven, um hiermit einen unverzicht-
baren Beitrag zur Finanzierung der 
Gesamt-Investitionen in Höhe von 
2,2 Mio. DM zu leisten. Aufgrund der bis 
zum Redaktionsschluß feststehenden 
Fakten ISt damit zu rechnen, daß der 
zweite Bauabschnill des Deutschen 
Feuerwehr-Museums im Jahre 1986/87 
in Angriff genommen wird. 

Verdienstausfall 

Eine Bestandserhebung in den einzel-
nen Bundesländern ergab, daß die Re-
gelungen für einen Verdienstausfall frei-
williger Feuerwehrmänner bei Nachtein-
sätzen sehr unterschiedlich sind. Außer-
dem sind in den Ländern die Regelun-
gen für die Ruhezeiten zwischen einem 
Nachteinsatz und der Wiederaufnahme 
der Arbeit verschieden. Der DFV sieht 
derzeit keine Möglichkeit, eine für alle 
Länder verbindliche Regelung vorzu-
schlagen, da dieses auch einen Eingriff 
in das jeweilige Länderrecht bedeuten 
würde. Auch zeigte sich, daß Nachtein-
sätze bei den Feuerwehren nicht so 
häufig vorkommen, daß daraus eine un-
zumutbare Belastung für den ehrenamt-
lichen Feuerwehrmann entstehen 
könnte. 

Weiterentwickung 
technischer Einsatzmittel 

Seit Jahren beschättigt sich eine vom 



DFV und der AGBF gemeinsam einge­
setzte Ad-hoc-Arbeitsgruppe "Technik" 
damit, auf dem Gebiet des Fahrzeug­
und Gerätewesens Voraussetzungen zu 
prüfen, die zu einer Optimierung bei der 
Einsatzabwicklung führen. Dieser Aus­
schuß hat zwischenzeitlich "technische" 
Konzeptionen erarbeitet, die in nächster 
Zeit in den verschiedenen Gremien des 
Deutschen Feuerwehrverbandes und 
der AGBF eingehend zu beraten sind. 
Um allen Befürchtungen bzw. Hoffnun­
gen rechtzeitig vorzubeugen, hat der 
DFV wiederkehrend darauf hingewiesen, 
daß mit einer auf .fachmännischen 
Überlegungen " beruhenden Konzeption 
noch lange nicht neue Fahrzeuggenera­
tionen gebaut oder gar eingeführt sind. 
Auch stehen bewährte Organisationsfor­
men nicht zur Disposition . Zu Beginn 
des Jahres 1985 hat der Vorstand des 
DFV zum Zeitpunkt der Vorarbeiten kon­
zeptionelle Überlegungen angestellt und 
dem Ad-hoc-Arbeitskreis Hinweise ge­
geben, die dieser bei seinen techni­
schen Überlegungen mit prüfen sollte : 

- Wie sind die einsatztaktischen und 
wirtschaftlichen Vorteile einer neuen 
Konzeption gegenüber vergleichbaren 
genormten Feuerwehrfahrzeugen ; 

- Berücksichtigung der Strukturen in 
den Flächen- und Stadtstaaten der Bun­
desrepublik, unter besonderer Beach­
tung der Einheiten kleiner Ortstei le; 

- Berücksichtigung angemessener Ge­
wichts- und Raumreserven, um individu­
ell notwendige örtliche Gegebenheiten 
berücksichtigen zu können und 

- die kleinste Fahrzeugkonzeption muß 
zur Aufnahme einer feuerwehrtechni­
sehen Beladung für eine Gruppe geeig­
net sein und darf hinsichtlich der künfti­
gen Führerscheingrenze das Gesamtge­
wicht von 3,5 t nicht überschreiten. 

Die gesamten konzeptionellen Überle­
gungen und der Abschlußbericht des 
Ausschusses sind noch nicht so weit 
abgeschlossen, daß bereits an dieser 
Stelle zu Einzelheiten weitere Ausfüh­
rungen gemacht werden können. 

Vorsorgeuntersuchungen 

In gewissen Abständen werden von den 
Unfallversicherungen wiederkehrend 
Überlegungen angestellt, sämtliche Akti­
ven der Freiwil ligen Feuerwehren nach 
den arbeitsmedizinischen Grundsätzen 
G 26 zu untersuchen, wenn sie im Ein­
satz Filtergeräte tragen . Das Präsidium 
des DFV bekräftigte erneut seine frühe­
ren Beschlüsse, daß eine generelle Un­
tersuchung von Filtergeräte-Trägern im 
Bereich der Freiwilligen Feuerwehren 
unnötig und deshalb abzulehnen ist. 

Es wurde beschlossen : 

1. Der DFV bekräftigt seine Auffassung, 
daß eine ärztliche Taugl ichkeitsunter­
suchung für freiw illige Aktive der Feu­
erwehren nur in Zweifelsfällen not­
wendig ist. 

2. Erfordert ein Einsatz Atemschutz, so 
ist in der Regel umluftunabhängiger 
Atemschutz zu tragen . Eine Untersu­
chung nach G 26, Gruppe 3, ist not­
wendig. 

3. Bei kurzzeitigen Einsätzen mit Filter­
geräten ist eine Untersuchung nach 
G 26, Gruppe 2, nicht notwendig. 

UVV "Feuerwehren" 

Die Beratungen zur von der BAGUV ge­
planten Novellierung der UW "Feuer­
wehren " nahmen in den beiden letzten 
Jahren im Verband nennenswerte Zeiten 
in Anspruch . Die verschiedenen vom 
BAGUV vorgelegten Entwürfe fanden 
letztlich nicht die Zustimmung der Mit­
gliedsverbände des DFV, so daß das 
Präsidium am 26.127. April 1985 ein­
stimmig beschloß: 

"Nach wie vor ist es für die Feuerweh­
ren unverzichtbar, daß die Ausnahmere­
gelung gemäß § 1 Abs. 2 (Text : Zur Ret­
tung von Menschenleben kann von den 
Bestimmungen der UW abgewichen 
werden .) der derzeitigen UWauch 
künftig unverändert gültig ist. Das Präsi­
dium schließt sich der im Schreiben des 
Unterausschusses ,Feuerwehrangele­
genheiten' des AK V der Arbeitsgemein­
schaft der Innenministerien der Bundes­
länder vom 24. 4. 1985 vertretenen Auf­
fassung an, daß die Grundsatzfrage ei­
ner Novellierung der Unfallverhütungs­
vorschrift ,Feuerwehren ' generell geprüft 
werden muß. Darüber hinaus hält es das 
Präsidium für erforderlich, daß, sofern 
die Notwendigkeit einer Novellierung zu 
bejahen ist, zu jeder neuen Vorschrift im 
einzelnen die Notwendigkeit dargelegt 
wird ." 

Es sind dringend Überlegungen anzu­
stellen, wie das für die Feuerwehren 
derzeit insgesamt gültige Regelwerk 
(außer UW) auf ein vernünftiges Maß 
reduziert werden kann . Der DFV hofft 
auf eine Regelung, die letztl ich für die 
Versicherungsträger und die Feuerwehr­
angehörigen sowie Gemeinden vertret­
bar ist. 

Personenbeförderungsgesetz 

Eine für den Rettungsdienst und Kran­
kentransport wichtige Veränderung ist 
mit der vom Bundesrat einstimmig bean­
tragten Novelle zum Personenbeförde­
rungsgesetz geplant. Die Bundesregie­
rung stimmte in ihrer Stellungnahme 
zwar der Neuregelung des Verkehrs mit 

-

Krankenkraftwagen zu, lehnte jedoch 
den hierbei wichtigsten Punkt des Bun­
desratsentwurfes ab, der die bisher feh­
lende Objektive Zulassungsregelung 
beinhaltet und fordert. Die derzeitige 
Rechtslage ist so, daß der Gelegen­
heitsverkehr mit Mietwagen zum Zwek­
ke der Krankenbeförderung genehmi­
gungspfl ichtlg isi, wobei die zu erfüllen­
den Voraussetzungen im Personenbe­
förderungsgesetz festge legt sind. Hierzu 
gehört jedoch nicht als Zulassungsvor­
aussetzung , daß überhaupt ein Bedarf 
bestehen muß. Im Gegensatz zur Ta­
xenkonzession gibt es derzeit beim 
Krankentransport ke inerlei zahlenmäßige 
Beschränkungen oder Bedarfsprüfun­
gen. Der Gesetzesantrag des Bundesra­
tes hat im Juni 1985 den Bundestag in 
1. Lesung passiert. Es bleibt abzuwar­
ten, wie sich das weitere Beratungsver­
fahren und die politische Meinungsbil­
dung entwickeln. 

Der Deutsche Feuerwehrverband unter­
stützt uneingeschränkt den Gesetzesan­
trag des Bundesrates und hat wiederholt 
darauf hingewiesen, daß bei einer Ab­
lehnung durch den Bundestag befürch­
tet werden muß, daß es bei der künfti­
gen Sicherstellung des Rettungsdien­
stes und Krankentransports in der Bun­
desrepublik, an der die Feuerwehren mit 
rund 30 % maßgeblichen Anteil haben, 
zu schwerwiegenden und irreparablen 
Schäden kommt. Durch die Gesetzesin­
itiative des Bundesrates werden für al le 
am Rettungsdienst beteiligten Organisa­
tionen einschließl ich der privaten Anbie­
ter gleiche und angemessene Zulas­
sungsvoraussetzungen geschaffen ; im 
Sinne qualitativer, ausstattungs- und 
ausbi ldungs mäßiger Anforderungen so­
wie in Hinsicht auf eine Betriebs- und 
Beförderungspfl icht. 

Rettungssanitäter.Gesetz 

Seit Jahren wird von Gewerkschaftsseite 
die Schaffung eines Gesetzes über den 
Beruf des Rettungssanitäters gefordert. 
Der Bund-/ Länderausschuß . Rettungs­
wesen" (beim Bundesministerium für 
Verkehr) richtete vor Jahren eine Ar­
beitsgruppe mit dem Ziel ein, bestehen­
de Vorschläge für ein Gesetz über den 
Beruf des Rettungssanitäters zu prüfen 
und gegebenenfalls alternative Vorstel­
lungen zu entwickeln . Diese Arbeits­
gruppe legte Mitte 1985 ein Modell zur 
Ausbildung und Qualifikat ion des im 
Rettungsdienst tätigen nichtärztl ichen 
Personals vor, dem der Bund-/ Länder­
ausschuß " Rettungswesen" nach eini­
gen weiteren Korrekturen Ende Mai 
1985 zustimmte. Der Deutsche Feuer­
wehrverband sieht reelle Möglichkei-
ten - trotz der schwierigen Einbindung 
des Feuerwehrpersonals - , daß dieses 

ZS-MAGAZIN 11 - 12/85 65 



Modell auch für die im Rettungsdienst 
tätigen Berufsfeuerwehren und Freiwill i­
gen Feuerwehren anwendbar ist. 

Der DFV hat in diesem Zusammenhang 
auf seine Anfrage vom Bundesministe­
rium für Verkehr bisher keine befriedi­
gende Antwort dazu erhalten, ob über­
haupt und gegebenenfalls in welchem 
Umfang eine Erweiterung der bisherigen 
520-Stunden-Ausbildung für das Im Ret­
tungsdienst tät ige Personal notwendig 
ist. Offensichtl ich gibt es In den einzel­
nen Bundesländern hierüber keine ge­
nauen Erkenntnisse, so daß sich der 
Deutsche Feuerwehrverband mangels 
dieser wichtigen Unterlage zum Modell­
vorschlag noch nicht abschließend 
äußern konnte. 

Zivilschutzgesetzgebung 

Die vom Bundesinnenministerium vor­
gelegten Entwürfe zur Novellierung der 
Zivilschutzgesetzgebung beschäft igten 
in den letzten Jahren die Gremien des 
Deutschen Feuerwehrverbandes In sehr 
starkem MaBe, ohne daß es bisher im 
BMI zu erfolgversprechenden Vorlagen 
kam. Der Anfang Juni 19B4 vorgelegte 
Referentenentwurf zum neuen Zivil­
sChutzgesetz beinhaltete eine Reihe von 
Planungen, denen der Deutsche Feuer­
wehrverband im Interesse der Feuer­
wehren nicht zustimmen konnte . So 
lehnt er z. B. Überlegungen ab, für die 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk im 
Rahmen dieses Gesetzes neue frie­
densmäßige Aufgabenbereiche zu 
schaffen, die gemäß den Brandschutz­
gesetzen der Länder zum Aufgabenge­
biet der öffentlichen Feuerwehren ge­
hören. 

Es gibt keine Notwendigkeit, für das 
THW im neuen Gesetz Aufgaben vorzu­
sehen, die seit Jahrzehnten von ande­
ren KatS-Organisationen, und hier ins­
besondere den Feuerwehren, wahrge­
nommen werden. Der vorgelegte Ge­
setzentwurf birgt nach Ansicht des DFV 
u. a. auch eine yon den Feuerwehren 
stets abgelehnte Zweigleisigkeit in sich. 
Auch in Gesprächen mit den Parteien 
des Bundestages und mit Herrn Bun­
desinnenminister Dr. Zimmermann An­
fang März 1985 hatte der Deutsche Feu­
erwehrverband weitere Gelegenheiten, 
seine Vorstellungen und Wünsche dar­
zulegen, ohne daß es bisher zu einer 
abschließenden Einigung kommen 
konnte. 

Der DFV hat in seinen verschiedenen 
Stellungnahmen zum Zivi lschutzgesetz 
die Interessen der Aktiven aller Feuer­
wehrsparten berücksichtigt und gegen­
über dem Bund mit Nachdruck vertre­
ten. Gleichzeitig hat er wiederholt die 
Bundesländer und Kommunalen Spit­
zenverbände gebeten, bei ihren Stel-

66 ZS-MAGAZIN 11 - 12/85 

lungnahmen die in der DFV-Stellung-
nahme zum Ausdruck gebrachten Ge-
sichtspunkte soweit wie möglich mit zu 
berücksichtigen. Der Verband hat bei al-
len Gelegenheiten stets seine konstru~-
tive Zusammenarbeit betont und ange-
boten. Es bleibt abzuwarten , wie die 
Bundesregierung diesen Gesetzentwurf 
weiter behandelt und ob es noch in die-
ser Legislaturperiode zu einem parla-
mentarischen Beratungsverfahren 
kommt. 

Wehrpflichtgesetz 

Der Bundesrat hatte 1982 im Sinne der 
vom Deutschen Feuerwehrverband er-
hobenen Forderung eine Gesetzesno-
velle vorgelegt, wonach auch die Haupt-
amtlichen der öffentl ichen Feuerwehren 
in die Wehrdienstausnahme einbezogen 
werden sollten, wie dieses für die Pol i-
zei bereits Gesetzeskraft hat. Vor den 
Sommerferien 1985 lehnte die Mehrheit 
des Bundestages diese Bundesratsinitia-
tive ab. Der Deutsche Feuerwehrver-
band bedauert diese ablehnende Mehr-
heitsentscheidung des Deutschen Bun-
destages. 

Das Bundesministerium der Verteidi-
gung legte während der Sommerferien 
1985 den Referentenentwurf eines Ge-
setzes zur Änderung wehrrechtlicher 
und zivildienstrechtl icher Vorschriften 
vor. Neben vielen anderen Änderungen 
ist hiervon auch der Gesetzesteil betrof-
fen, wo die Freistellung für die Wehr-
pflichtigen geregelt wird , die Sich für ei-
ne zehnjährige Mitwirkung im Katastro-
phenschutz verpflichten. Im Rahmen der 
geplanten Verlängerung der Grundwehr-
dienstzeit ist im Entwurf vorgesehen, 
daß eine Verpflichtung zum Dienst als 
Helfer im Zivilschutz oder Katastrophen-
schutz nur noch dann zu einer Wehr-
dienstaufnahme führen so" , wenn sie 
vor Vollendung des 22. Lebensjahres 
eingegangen wurde . Die Altersgrenze ist 
so gewählt, daß Wehrpflicht ige bis zur 
Vollendung des 32. Lebensjahres (der 
neuen Einberufungsaltersgrenze) in Fäl-
len einer Verpflichtung zum Zivil- oder 
Katastrophenschutz ihre Verpflichtung 
voll erfüllen können. Der Deutsche Feu-
erwehrverband hat sich in Besprechun-
gen mit dem BMI und in seiner schriftli-
ehen Stellungnahme dafür ausgespro-
ehen, daß die im gegenwärtigen Wehr-
pflichtgesetz (betr. Freistellungen) be-
stehende Rechtsunsicherheit beseitigt 
und dahingehend geregelt wird, daß sich 
die Freigestellten für zehn Jahre ver-
pflichten und nicht wie bisher für" min-
destens" zehn Jahre, was letztlich auch 
eine längere Zeit bedeuten könnte. Fer-
ner setzte er sich dafür ein, daß von ei-
ner Einberufung der Helfer zu Wehr-
übungen und zum unbefristeten Wehr-

dienst im Verteidigungsfall abgesehen 
wird, solange der Helfer im Zivil- oder 
Katastrophenschutz mitwirkt und sich 
gegenüber seiner Organisation hierzu 
verpflichtet hat, wobei besonderer Wert 
darauf gelegt wird , daß die Organisa-
tionszugehörigkeit Voraussetzung tür 
seine weitere Mitwirkung nach Ablauf 
der zehnjährigen Verpflichtungszeit ist. 

Jahresbeträge der KatS 

Gegenüber dem Bund hat sich der DFV 
wiederholt darum bemüht, daß die von 
diesem für die Unterhaltung der Einhei-
ten und Einrichtungen des Erweiterten 
Katastrophenschutzes gewährten Jah-
resbeträge um so viel erhöht werden, 
daß eine Anpassung an die realen Ko-
stensteigerungen erfolgt. Seit vielen 
Jahren sind vom Bund die gewährten 
Jahresbeträge dieser Entwicklung nicht 
angepaßt worden. Der DFV wird in sel-
nen diesbezüglichen Bemühungen nicht 
lockerlassen. 

Keine 
Delnon· 
strationen 
im ,,blauen 
Rock" 

Das Präsidium des Deutschen Feuer-
wehrverbandes sprach sich in seiner Ta-
gung am 18. 10. 1985 dagegen aus, daß 
hauptberufliche Feuerwehrmänner in 
Feuerwehruniformen demonstrieren, um 
tarifliche Forderungen durchzusetzen. 
Hierdurch entsteht nach Ansicht des 
Deutschen Feuerwehrverbandes in der 
Öffentlichkeit der falsche Eindruck, als 
ob es sich hierbei um eine Demonstra-
tion der deutschen Feuerwehren, also 
auch der rund 900 000 Aktiven der Frei-
willigen Feuerwehren, handelt. 

Der Verband erwartet im Interesse aller 
Feuerwehren und deren Ansehen in der 
Öffentlichkeit, daß künftig öffentliche De-
monstrationen von hauptberuflichen 
Feuerwehrmännern nicht mehr in der 
Feuerwehruniform erfolgen. Neben die-
ser Haltung hat der Verband anderer-
seits auch Verständnis dafür, daß Haupt-
berufliche der Feuerwehren zur Durch-
setzung ihrer Interessen das Mittel der 
Demonstration in der Öffentlichkeit an-
wenden. 



Neu ab November 1985: 

Feuerwehr-Jahrbuch 
.1 
mit vieHäHigen 
Illfonlmtionen 

Die neue Ausgabe des bewährten Nachschlagewerks bringt auf 
fast 300 Seiten Wissenswertes über die Feuerwehren 

Das Feuerwehr-Jahrbuch ist die einzige 
Veröffentlichung, in der jährlich über das 
gesamte Brandschutzwesen in der Bun­
desrepublik Deutschland berichtet wird. 

Diese Dokumentation wird vom Deut­
schen Feuerwehrverband (Bonn) her­
ausgegeben und umfaßt 296 Seiten. 
Als bisher einzige Veröffentlichung bein-

FEUERWEHR-JAHRBUCH 
1985/86 

® 

haltet das Feuerwehr-Jahrbuch sämtli­
che Anschriften der Kreis- und Landes­
feuerwehrverbände; Vorstände der Lan­
desfeuerwehrverbände/Landesgruppen; 
feuerwehrtechnische Aufsichtsbeamte 
und Kreis-Jugendfeuerwehrwarte der 
Kreise/kreisfreien Städte in der Bundes­
republik Deutschland. Hinzu kommen 
die Anschriften von Landes- und Bun­
desdienststellen der im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen so­
wie eine Vielzahl von für die Feuerweh­
ren wichtigen Landes- und Bundesbe­
hörden bzw. -institutionen. Dieser An­
schriftenteil umfaßt rd. 90 Seiten und 
macht das Feuerwehr-Jahrbuch in Ver­
bindung mit dem rd. 20 Seiten umfas­
senden statistischen Teil zu einem un­
verzichtbaren Nachschlagewerk. Der Teil 
.Normen und Techn. Regelwerke" wur­
de erweitert und beinhaltet jetzt auch 
Vorschriften aus dem Bereich der Unfall­
verhütung und Arbeitsstättensicherheit. 
Im Abschnitt .Statistik und Tabellen" ist 
die komplette Feuerwehrstatistik der 
Freiwilligen Feuerwehren, Berufsfeuer­
wehren, Werkfeuerwehren und Jugend­
feuerwehren der Bundesrepublik 
Deutschland (mit Unterteilungen nach 
Bundesländern) zusammengestellt. 

Inhall des Feuerwehr-Jahrbuches 
sind die Abschnitte: 

- Deutscher Feuerwehrverband e. V. 
- Deutsche Jugendfeuerwehr 
- Freiwillige Feuerwehren und 
- Landesfeuerwehrverbände 
- Berufsfeuerwehren 
- Werk- und Betriebsfeuerwehren 
- Militärfeuerwehren 
- Landesdienststellen für Brandschutz 
- Aufgaben und Einsatz 
- Ausbildung und Schulung 
- Technik und Ausrüstung 
- Wissenschaft und Forschung 
- Sozial wesen 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- Internationale Feuerwehrarbeit 
- Landes- und Bundesorganisationen 
- NormenlTechn. Regelwerke 
- Anschriften und Rufnummern 
- Statistik und Tabellen 
- KaienderITermine 

Diese Dokumentation über das deutsche 
Brandschutzwesen stellt 

• für alle in Führungspositionen der 
Feuerwehr tätigen Personen, 

• für die auf Bundes-, Landes-, Kreis­
und Gemeindeebene tätigen Behörden, 
Verwaltungen und Institutionen 

• sowie für die Industrie 

eine unverzichtbare Arbeitsunterlage 
dar. 

Zu beziehen bei: Versandhaus des 
DFV GmbH, Postfach 24 01 25, 
5300 Bonn 2, Tel. (02 28) 33 27 75, 
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Grußwort zum Jahreswechsel 

Zum Weihnachtsfest grüße ich herzlich 
und danke den Kameraden und Kamera­
dinnen in der Feuerwehr, ihren Angehö­
rigen und denen, die uns helfend zur 
Seite standen. 

Ich wünsche allen eine ruhige und be­
sinnliche Weihnacht. 

Der Wechsel vom alten in das neue Jahr 
soll für uns Anlaß zur Rückschau über 
die vergangenen Ereignisse sein, gleich­
zeitig aber legen wir die Hoffnung in das 
kommende Jahr hinein zur Erfüllung un­
serer Pläne. 

Aus der Arbeit im Deutschen Feuer­
wehrverband ist an Wissenswertem zu 
berichten: 

tn den Sitzungen des Vorstandes wur­
den Entscheidungen nach Rücksprache 
mit den Landesverbänden für die Ver­
bandsarbeit des Deutschen Feuerwehr­
verbandes getroffen. Die Mitglieder der 
Fachausschüsse trugen dazu bei, an­
nehmbare Lösungen zu finden . So in 
den Bereichen des ärztlichen Dienstes, 
des Rettungsdienstes, der Unfallverhü­
tungsvorschriften, der Ausbildungsrichtli­
nien, der technischen Fortentwicklung 
und nicht zuletzt im Musikwesen und in 
den Wettbewerben. Der Deutsche Feu­
erwehrverband trat stellvertretend für 
seine musiktreibenden Züge der Bun­
desvereinigung Deutscher Blas- und 
Volksmusikverbände bei. Durch die Nut­
zung dieser Institution erwarten wir eine 
positive Beeinflussung. 

1985 brachte für die an den Internatio­
nalen Feuerwehrwettkämpfen in Vöckla­
bruck teilnehmenden deutschen Mann­
schaften große Erfolge. In beiden Haupt­
disziplinen der Freiwilligen Feuerwehren 
stellten wir die Siegermannschaften. Sie 
errangen eine noch nie erreichte Punkt­
zahl. 

Auch die Frauengruppen und die Grup­
pen der Jugendfeuerwehren erreichten 
Gold und Silber. 

Allen Teilnehmern wird diese Veranstal­
tung des CTIF, hervorragend organisiert 
durch den Ober-Österreich ischen Feu­
erwehrverband, in guter Erinnerung 
bleiben. 

"Deine Feuerwehr - Schutz und Hilfe" 
stand als Motto für die Brandschutzwo­
che, die aktiv von vielen Feuerwehren in 
den Gemeinden gestartet wurde. Auf 
Kreis- und Landesebene fanden beacht­
liche Großveranstaltungen statt. 

Nach Jahren der Ungewißheit ist der 
Fortbestand des Deutschen Feuerwehr­
museums in Fulda nun gesichert. 

Durch gemeinsame Anstrengungen, Ge­
spräche und Verhandlungen konnte er­
reicht werden, daß die Bundesländer 
durch die Innenminister ihre Bereitschaft 
zur Mitfinanzierung des Erweiterungs­
baues bekundeten. Wir können davon 
ausgehen, daß 1986 mit dem Bau be­
gonnen werden kann. Die Bemühungen 
um das Museum haben bewiesen, daß 

26. DEUTSCHER FEUERWEHRTAG 
- vom 11. Juni bis 17. Juni 1990-

68 ZS·MAGAZIN 11-12/85 

wir nur durch die Mithilfe aller Feuer­
wehrmitglieder etwas erreichen können. 

Anläßlich des Deutschen Jugendfeuer­
wehrtages in Bad Gandersheim wurde 
die Bundesjugendleitung neu gewählt. 
Nachfolger von Karl Binai, der das Amt 
des Bundesjugendleiters sechs Jahre 
innehatte, wurde Johann Kroboth. 

Am 18. und 19. Januar 1986 werden wir 
wieder gemeinsam mit dem Landesfeu­
erwehrverband Baden-Württemberg in 
Schon ach die Deutschen Feuerwehr­
Skilanglaufmeisterschaften durchführen. 
Ich hoffe, daß viele Feuerwehrgruppen 
an diesen sportlichen Wettkämpfen teil­
nehmen werden. 

Wiessen im Lande Rheinland-Pfalz wird 
am 7. und 8. Juni 1986 Austragungsort 
für das Bundeswertungsspielen der mu­
siktreibenden Züge sein. Hoffen wir, daß 
diese Veranstaltungen im kamerad­
schaftlichen Geist ablaufen werden und 
die Mühe der Ausrichter durch große 
Teilnehmerzahlen belohnt werden. 
Zum Schluß danke ich allen herzlich, die 
mir im vergangenen Jahr helfend zur 
Seite standen . 

Ihnen allen wünsche ich ein glückliches, 
gesundes und erfolgreiches Jahr 1986! 

gez. Hinrich Struve 
Präsident des DFV 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Franz Georg SbaUß 
infol1nierte sich über 
die DLRG 

INTERBOOT Friedrichshafen 

Franz Georg Strauß 
(rechts), Sohn des 
Baverlschen Minister­
präsidenten, kam In 
Vertretung seines Va­
ters zur EröffnungsfeI­
er der Internationalen 
Deutschen Meister­
schaft der Laser-Se­
gelklasse an den 
Chiemsee und infor­
mierte sich auch über 
die Arbeit der Deut· 
sehen Lebens-Ret· 
tungs-Gesellschaft 
(OLRG). Da. Bild zeigt 
Ihn im Gespräch mit 
dem Vorsitzenden des 
DLRG-ortsverbandes 
Traunsteln-Slegsdor1, 
Jouf Wies heu. Die 
OLRG hatte bei die •• r 
Veranstaltung mit Ins­
gesamt sechs Ret­
tungsbooten die SI­
cherung der Wett~ 
werbstellnehmer über· 
nommen (das .. Zivil­
SChutz-Magazin" be­
richtete). Neben der 
DLRG waren auch das 
Rote Kreuz und dia 
Johannlter-Un1all-Hllfe 
als Hl11sorganlsatl~ 
nen beteiligt. 

(Fotos: Schäfer) 

Mit der Eröffnung der INTER BOOT am 
Ende der Segelsaison im September 
beginnt der Reigen der deutschen Was­
sersportausstellungen. Dabei kommt der 
INTERBOOT als der größten südeuro­
päischen Wassersportausstellung eine 

besondere Bedeutung zu. Sie ist das 
Trendbarometer für die ganze Branche, 
die vom Konsum her mit rd. 1,2 Millio­
nen DM Umsatz einen erheblichen 
Geldwert repräsentiert. 

Auf einem Gesamtareal von 120000 m2 

mit einer Hallenausstellungsfläche von 
42000 m2 und 20000 m2 Freigelände 
zeigen rund 700 Aussteller aus 23 Län­
dern mehr als 800 Boote. Dazu stehen 
noch 70 bis 80 Boote ständig im Vor­
führhafen zu Probefahrten zur Verfü­
gung. Kein Wunder also, wenn diese 
Schau Jahr für Jahr fast 100000 Besu­
cher anlockt. Dabei kommt der INTER­
BOOT jedoch noch eine weitergreifende 
Bedeutung zu als nur die Vorstellung 
von Wassersportgeräten. Sie sieht ihre 
Aufgabe auch darin, die fast 30 Millionen 
ihres Einzugsgebietes über das gesamte 
Spektrum Wassersport als qualifizierte 
Freizeitgestaltung zu informieren. 

Die 24. INTERBOOT sah eine ihrer Auf­
gaben darin, das falsche Bild des ver­
snobten Wassersportiers in der Öffent­
lichkeit zurechtzurücken und gleichzeitig 
zu dokumentieren, daß sich der Wasser­
sportier sein Freizeitvergnügen nur er­
halten kann, wenn er auch seinen Bei­
trag zur Erhaltung der intak1en Umwelt 
leistet und sich dessen bewußt ist. Sie 
hat daher - getreu ihrem Slogan, IN­
TERBOOT, viel mehr als nur Boote -
etwa die HälHe der Ausstellungsfläche 
dem Gesamtthema "Freizeit auf dem 
Wasser" gewidmet. 

Es war eine Selbstverständlichkeit, daß 
auf einer solchen Ausstellung und bei 
diesem Thema die DLRG nicht fehlen 
durfte, denn insgesamt gesehen ist und 
bleibt der Wassersport der größte und 
populärste Bereich der aktiven, qualifi­
zierten Freizeit. 

Bei dieser Freizeit bietet die DLRG die 
nötige Sicherheit. 

Die Ortsgruppe Friedrichshafen reprä-

DLRG-Arbeit 
• einer 

Oie Messeleitung stell- r-"'---J~.;::::::;;,=:...~ 
te der DLRG eine so 
große Standfläche zur 
Verfügung, daß der 
Me.s.stand des 
DLRG-Prisidiums zum 
Einsatz gelangen 
konnte. breiten 

ÖHent~ 
lichkeit 
vorgestellt 
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Oie laufenden Video­
Vorführungen zogen 
viel Publikum an. 

Aktivitäten bestimm· 
ten das Bild: OBI 
nGlücksrad" war eine 
der größten Attra k­
tionen. 

Wer macht es sm ge­
schicktesten? Am 
Übungsbrett konnten 
Knoten unter fach­
männischer Anleitung 
geübt werden. 

sentierte auf über 95 m', erstmals mit 
dem Messestand des Präsidiums, die 
DLRG im großen Rahmen und zeigte 
die Vielfalt der Maßnahmen, mit denen 
die DLRG den Wassersportlern diese 
Sicherheit garantiert. Die gute Lage des 
Standes und die Aktivitäten trugen dazu 
bei, daß der Messestand der wohl meist­
besuchte in der Halle war. 

Es gab aper auch fast für jeden etwas; 
angefangen von der Knotenbank über 
Puzzle, Glücksrad bis zu den beiden 
Booten und den Videofilm-Vorführungen 
fand alles eine gute Resonanz bei den 
Besuchern. Daß dabei viele EinzeIge­
spräche geführt, Aufklärung betrieben, 
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Erklärungen gegeben und jede Menge 
an Werbematerial ausgegeben wurde, 
versteht sich am Rande. 

Die DLRG wurde auf der INTERBOOT 
dem Niveau der Messe entsprechend 
vorgestellt. Selbst die drei Siegeryach­
ten des deutschen Admirals' Cup 
Teams, die "Diva", die "Rubin" und die 
"Outsider", konnten der DLRG die 
Schau nicht stehlen - denn sie standen 
etwas weiter weg im Freigelände zur 
Besichtigung. Bleibt zu hoffen, daß uns 
auch im nächsten Jahr derselbe Erfolg 
beschieden ist. 

(hu/WuPo) 

Wiederbelebung 
erfolgreich angewendet 

Zwei 
Menschen 
vor 
dem Tod 
gerettet 

"Ich war mit meiner Luttmatratze auf 
dem Wasser und bin getaucht. Plötzlich 
habe ich den Jungen treiben sehen und 
erst gedacht, er taucht auch. Dann habe 
ich ihn hochgeholt. Als ihm Wasser aus 
dem Mund lief, habe ich geschaltet, ihn 
sofort an Land gebracht und auf eine 
Decke gelegt. Es kam dann eine Frau, 
die ihn zur DLRG getragen hat." So 
schilderte der zwölf jährige Yves Bücking 
aus Kassel seine Tat am Auesee, mit 
der er einem vierjährigen Kasseler Jun­
gen in letzter Minute das Leben rettete. 

Wie ein Sprecher der DLRG Kassel mit­
teilte, ereignete sich der Vorfall kurz vor 
14 Uhr am großen Badestrand in unmit­
telbarer Nähe der Seglergaststätte. Das 
vierjährige Kind, das vermutlich über ei­
ne Minute ohnmächtig unter Wasser ge­
trieben sei, "war bereits klinisch tot" . 

Es sei keine Atmung mehr erfolgt und 
auch das Herz habe nicht mehr geschla­
gen. Mit Hilfe von Mund-zu-Mund-Beat­
mung und Herzmassage sei der Junge 
von DLRG-Rettungsschwimmern und 
Malteser-Helfern ins Leben zurückgeholt 
worden. Kurz darauf übernahmen die 
Besatzung des Rettungshubschraubers 
und ein Notarzt die Versorgung des 
Kindes. 

Noch bevor sie den Vierjährigen in die 
Klinik gebracht hatten, mußten sie zum 
zweiten Mal Erste Hilfe leisten. Aufmerk­
same Passanten hatten einen 30jährigen 
Kasseler leblos auf dem Auesee trei­
bend entdeckt und ihn kurz vor dem Er­
trinken an Land geholt. Anschließend 
wurden die beiden Wiederbelebten in 
die Klinik gebracht. 

Nach Ansicht der DLRG haben die bei­
den Fälle nachhaltig bewiesen, daß eine 
Lebensrettung möglich ist, wenn Augen­
zeugen richtig und schnell handeln. 

Die DLRG Kassel kündigte unmittelbar 
nach dem Vorfall an, daß sie den zwölf­
jährigen Lebensretter mit einer Urkunde 
und Medaille auszeichnen werde. 



Retl:w1gsbootwettkämpfe '85 
der westfälischen DLRG 
wieder auf der Ems in Rheine 

Zum zweiten Male richtete die DlRG­
Ortsgruppe Rheine im Bezirk Stein furt 
die lV-Rettungsbootwettkämpfe aus. 
Der Präsident der westfälischen DlRG, 
Prof. Dr. Konrad Gelzer, bedankte sich 
bei den ausrichtenden Kameradinnen 
und Kameraden unter Bezirksleiter Tono 
Haar und Ortsgruppenleiter Reinhard 
Bamming für die Vorbereitung der Ver­
anstaltung und die Hilfe und Versorgung 
während der Wettkämpfe. 

Trotz starkem morgendlichen Nebel, der 
den Rettungszügen bei der Anreise zu 
schaffen machte, konnte lV-TL Gerdt 
Neumann pünktlich um neun Uhr die 
Veranstaltung beginnen lassen. 22 Boo­
te aus den Bezirken Bochum, Coesfeld, 
Dortmund, Hagen/Ennepe-Ruhr, Hamm, 

Impressionen von den 
Rettungsbootwett­
kämpfen '85 auf der 
Ern. In Rhein •. 

(Foto: Gotthardt) 

lV Westfalen: 

Westfälisdle 
DLRG­
Rettmgs. 
schwil11lner 
wachten tiber 
,,~Viel~r" 

Ruderweltmeisterschaften in Belgien 

Hellweg, Hochsauerland, Münster, Nörd­
liches Ostwestfalen, Steinfurt, Kreis Wa­
rendorf und Witten gingen an den Start. 
Bei den drei bekannten Wettkampfdiszi­
plinen wurde das "Abschleppen" dahin­
gehend verschärft, daß nunmehr kein 
leichtes Boot, sondern ein komplett aus­
gestattetes Dory-Boot mit Besatzung als 
"Havarist" übernommen werden mußte. 

Sieger wurde in diesem Jahr das Boot 
"Hochsauerland " vor" Münster I" und 
" Ruhrblitz 11" aus dem Bezirk Hellweg. 
Eine besondere Anerkennung aber ge­
bührt den vier Kame'radinnen auf dem 
Boot " Ruhrblitz I", die einen beachtli­
chen 18. Platz erreichten. Möge ihr Bei­
spiel Schule machen. 

H. Gotthardt 

Als der "Ruhr-Vierer" bei den Ruder­
weltmeisterschaften im belgisehen Ha-

Die .. Wachmann­
schaft" aus Westfalen. 

(Foto: Gotthardt) 

zewinkel doch noch die kaum erwartete 
Goldmedaille für die Bundesrepublik 
Deutschland holte, wachten westfälische 
Rettungsschwimmer über die Sicherheit 
der Spitzensportler aus 34 Nationen. 

Auf Wunsch der belgisehen Wasser­
sportvereinigung BlOSO, mit der der 
DlRG-landesverband Westfalen in ka­
meradschaftlicher Verbindung steht, war 
die Überwachung der Ruderweltmeister­
schaft in der Zeit vom 18. August bis 
2. September 1985 übernommen wor­
den. Drei Motorrettungsboote mit zehn 
versierten Kameraden aus den Bezirken 
Bochum, Hellweg und Münster unter der 
leitung des Technischen leiters, Gerdt 
Neumann, waren bereit, die T rainings­
und Entscheidungsläufe rettungßmäßig 
abzusichern, was in gekonnter Form und 
altbewährter Art auch geschah. Täglich 
wurde die Gesamtstrecke in einer länge 
von 2000 m in der Zeit von 6.15 bis 
21 Uhr überwacht. Die Palette der Hilfe­
leistungen reichte vom Reparieren von 
Booten und Anlegern, Stellen von 
Bootsführern für die Regattaleitung, Er­
ste Hilfe bei erschöpften Teilnehmern 
bis zum Ordnen an Start und Ziel. Allge­
meine Bewunderung aller Finalteilneh­
mer und Besucher fand beispielsweise 
die blitzschnelle Reparatur einer Fußhal­
terung bei einem Frauen-Einer aus Neu­
seeland vor Startbeginn des Finallaufes. 
Der Defekt wurde durch eine Verkno­
tung der Fußhalterung mit der Kordel ei­
ner DlRG-Heckflagge behoben. 

Eine Reihe verantwortlicher Funktionäre 
verschiedener Nationalitäten sprachen 
der DlRG ihre Anerkennung aus. Der 
leiter der Regattaaufsicht, Johann van 
Belleghem, brachte bei der Verabschie­
dung seine Bewunderung über den 
selbstlosen Einsatz der DlRG-Rettungs­
schwimmer zum Ausdruck. last not 
least wurde jetzt noch von dem" Ruhr­
Vierer" aus Witten und Dortmund der 
Einsatz der DlRG gelobt. 

H. Gotthardt 
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LV Hamburg : 

DLRG-Rettungsschwi.,.ner 
stellten im Rahnlen einer 
GroßiiIu1g Leistw1gs­
bereitschaft unter Beweis 

Die Eibe-Stadt Lauenburg wurde am 
17. August 1985 um 16.30 Uhr durch 
das Aufheulen der Alarmsirenen aufge­
schreckt. Großalarm für die DLRG und 
Freiwillige Feuerwehr. Um 16.27 Uhr 
waren Explosionsgeräusche im Lauen­
burger Hafengelände zu hören - die 
Schute "Emma " hatte auf unerklärliche 
Weise Feuer gefangen. 

Ein Schaulustiger, der mit seinem Pkw 
heranraste, hat sich bei dem Explosions-
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knall so sehr erschrocken, daß er ein 
Stahlgerüst übersah und es rammte. 

Der Rettungswagen der Ortsgruppe 
Lauenburg war bereits um 16.36 Uhr 
und die ersten Feuerwehrwagen um 
16.41 Uhr zur Stelle. Es gab viel zu 
tun . 
So mußte die " verletzte " Person aus 
dem verunfallten Wagen gerettet und 
das Feuer auf "Emma" unter Kontrolle 
gebracht werden. Drei Personen sollen 

LInks: Jugendwache 
.. OeJendorf": Jugendli­
che zeigten bei einer 
Obung das Gelernte. 

Unten: Vom DlRG· 
Boot aus wird ge­
löscht. (Fotos: Wiese) 

sich zum Zeitpunkt der Explosion auf 
der Schute aufgehalten haben. 

Schon brausten die Rettungsboote der 
verschiedenen Bezirke und Ortsgruppen 
an . Die Einsatzleiter Norbert Brackmann 
(DLRG) und Hans-Jörg Heuer (Feuer­
wehr) erklärten nun jedoch allen Betei­
ligten , daß dies eine Großübung sei. 

Zwei Tragkraftspritzen wurden nun mit­
te ls Drehleiter der Feuerwehr auf die 
DLRG-Rettungsboote übergeben. Atem­
schutzträger hieß es auf die brennende 
Schute überzusetzen. 

Zwischenzeitl ich mußte das Dach des 
Unfallwagens abgetrennt werden, da die 
Türen so verkeilt waren, daß sie sich 
nicht mehr öffnen ließen und die Ret­
tung unmöglich gemacht hätten. Der be­
re itstehende Rettungstransportwagen 
der DLRG -Ortsgruppe Büchen-Sieben­
eichen fuhr den "Verletzten " ins nahe­
gelegene Krankenhaus und begab sich 
anschließend sofort wieder zurück zur 
UnfallsteIle. 

Zwei Rettungsboote brachten hier dann 
je einen "Verletzten ", die mit der Dreh­
leiter die Kaimauer hochgehievt wurden 
und dem Personal des modernen Ret­
tungstransportwagens der Ortsgruppe 
Lüneburg übergeben werden konnten . 

Nun galt es noch. die "vermißte " Per­
son zu suchen und ein in der Nähe ste­
hendes Werftgebäude zu schützen. Zu 
allem Unglück strömt~ auch noch Öl aus 
einem in der Werft liegenden Tanker, 
das nur durch Legen einer Ölsperre ge­
stoppt werden konnte. 

Die "vermißte " Person konnte durch 
Rettungstaucher geborgen und genau 
wie die anderen Personen mit Hilfe der 
Drehleiter die Kaimauer hochgehievt 
werden . Nach dem Legen der Ölsperre 
um 17.43 Uhr wurde dann die Übung im 
Rahmen des Katastrophenschutzes um 
17.52 Uhr durch die beiden Einsatzleiter 
beendet. 

Die Technischen Leiter der Bezirke 
Bergedorf, Geesthacht und Wandsbek 
sowie der Ortsgruppen Lauenburg , Lü­
neburg und Büchen-Siebeneichen er­
klärten einstimmig, daß die Übung trotz 
einiger Fehler einen zufriedenstellenden 
Eindruck über den Ausbildungsstand der 
Rettungsschwimmer zul ieß. 

Hervorzuheben ist die ausgezeichnete 
Zusammenarbeit mit der Freiwilligen 
Feuerwehr Lauenburg. Das liegt wohl 
auch daran, daß die DLRG in Lauenburg 
in den Katastrophenschutz integriert 
ist - wie beispielsweise im Stadtstaat 
Hamburg nicht. 

An der Einsatzübung waren 112 Helfer, 
darunter 52 DLRG-Kameradinnen und 
Kameraden, sowie zehn DLRG- und 
acht Feuerwehrfahrzeuge und neun Ret­
tungsboote beteiligt. 

Achim Wiese 



Der Bodensee - für den Unerlahrenen ein tückisches Gewässer 

DLRG-Retlungsschwiml1,er 
sind auf den Einsalzfall 
bestens vOIbereitet 

OLRG-Rettungslau­
cher am Bodensee be­
feiten sich auf einen 
Tauchgang vor. 

Sturm am BodensH. 

Ein manövrierunfähi­
ges Boot wird von el· 
ner DlRG-Elnsatzeln­
helt an Land geholt. 

Der Bodensee, einer der größten Bin­
nenseen Europas, mit einer Wasserllä­
ehe von 540 km' , bietet Freizeitkapitä­
nen und Wassersportlern ideale Mög­
lichkeiten für ihr Hobby. So ist es kein 
Wunder, daß die Zahl der Wassersport­
Ier jedes Jahr größer wird, womit auch 
die Aufgabe der DLRG am Bodensee 
wächst. 

Eine große Zahl von Freizeitkapitänen 
unterschätzen oftmals die Wetterlage am 
See. Nach Tagen schönsten Sonnen­
scheins ziehen plötzlich dunkle Gewit­
terwolken auf, der einsetzende Sturm 
verwandelt den See innerhalb von weni­
gen Minuten in eine von Schaumkronen 
und peitschender Gischt durchsetzte 
Masse. Der höchste Seegang entwickelt 
sich im Obersee bei Westwind, bei 
Föhnsturm tritt kurzer, hoher Seegang 
ein. Bei Winden über 45 km/h werden 
außerdem die Schaumkronen der Wei­
len vom Winde mitgerissen und fliegen 
als Wasserstaub über den See. 

Sehr gefährl ich für den Wassersportier 
sind Gewitter- und Föhnstürme, sie fal­
len plötzlich mit einer gewaltigen Stärke 
ein. Aus diesem Grunde wurden um 
den gesamten Bodensee Sturmwarnan­
lagen errichtet, die Wassersportier vor 
einem bevorstehenden Sturm warnen. 

Leider werden Warnungen von Seean­
wohnern oder die Bl inkfeuer der Sturm­
warnanlagen von vielen Wassersportlern 
auf die leichte Schulter genommen oder 
überhaupt nicht beachtet. 

Die Jahresstatistik von geborgenen Boo­
ten, Surlern und Schwimmern beweist 
die Leichtfertigkeit vieler Wassersportier. 
Eine ebenso große Gefahr ist für den 
unkundigen Surler der ablandige Wind , 
für viele ein Phänomen ... und das ge­
schieht so : Bei Sonnenschein erwärmt 
sich die Luftschicht über dem Land 
schneller als auf dem Wasser. Die Land­
luft steigt in die Höhe, während die über 
dem Wasser liegende kältere Luftschicht 
uferwärts dringt. Vom Abend bis nach 
Sonnenaufgang stellt sich der umge­
kehrte Vorgang ein. Während der Zeit 
des Temperaturausgleiches herrscht 
einige Stunden Flaute. Oft sammeln un­
sere Bootsbesatzungen in den Abend­
stunden bei ablandigem Wind viele Sur­
fer ein und bringen sie an Land. 

Organisation 

Der Wachdienst in den Bädern wird von 
den Ortsgruppen in eigener Regie 
durchgeführt. Der Wasserrettungsdienst 
wird in Österreich von der ÖWR (Öster­
reichischen Wasserrettung) , in der 
Schweiz von der SLRG (Schweizer Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft) und in 
Deutschland von der DLRG und Was­
serwacht mitgetragen . Auf der bayeri­
schen Uferseite ist die Wasserwacht des 
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BRK zuständig, auf badischer und Würt­
temberger Uferseite die DLRG der Lan­
desverbände Baden und Württemberg. 
Insgesamt sind auf deutscher Seite 
18 sturmtaugliche Motorrettungsboote 
stationiert. 

Einsatz und Alarmlerung 

Um eine rasche und gleichzeitige Alar­
mierung zu ermöglichen, wurden Boots­
besatzungen, Taucher und Einsatzleiter 
mit Rufmeldern ausgerüstet. Bei vielen 
Einsätzen wurde bewiesen, daß inner­
halb von zehn Minuten alle Rettungs­
boote - auch zur Nachtzeit - einsatz­
bereit ausliefen. Neben dem 2-m-Be­
triebs funk sind alle Rettungsboote und 
der Einsatzleiter mit einem 4-m-BOS­
Funkgerät ausgerüstet, was einen ra­
schen und effizienten Einsatz ermög­
licht, ebenso ist eine Funkkontakt-Auf­
nahme mit anderen Fachdiensten oder 
der Polizei möglich. 

Alle Einsätze werden über die Rettungs­
leitstelle koordiniert. Bei örtlichen Einsät­
zen wird der Einsatz direkt mit der Ret­
tungsleitstelle, der Wasserschutzpolizei 
und dem Rettungsboot abgestimmt. Bei 
großen überörtlichen Einsätzen ist die 
Führung der Rettungsboote durch einen 
Einsatzlei ter notwendig. 

Einsatz mit dem 
Rettungshubschrauber 

Um einem Wasserverunfallten die 
schnellstmögliche Hilfe zukommen zu 
lassen, wurde 1984 die Nutzung und 
Einbindung des von der Deutschen Ret­
tungsflugwacht in Friedrichshafen statio­
nierten Rettungshubschraubers disku­
tiert. Die Zusammenarbeit der DLRG mit 
dem Hubschrauber ist möglich. 

Bei einer am 10. April 1985 durchge­
führten Übung auf dem Bodensee wur­
de die Möglichkeit einer Zusammenar­
beit DLRG/DRF eindeutig unter Beweis 
gestellt. Bei einer Wassertemperatur von 
+ 6 Grad wurden zwei Rettungsschwim­
mer von der Rettungsstation Langenar­
gen vom Hubschrauber aufgenommen 
und auf dem See über der gedachten 
UnfallsteIle aus einer Höhe von fünf bis 
zehn Metern abgesetzt. 

Ab dieser Saison schnellste Hilfe für 
Wasserverunfallte möglich 

Ab Juni dieses Jahres stehen am Wo­
chenende zwei Rettungsschwimmer für 
einen Hubschrauber-Einsatz zur Verfü­
gung. Somit ist eine schnelle und opti­
male Hilfe für in Wassernot geratene 
Menschen gewährleistet. Dies war auch 
Voraussetzung, um den anderen Ret­
tungsorganisationen die Zusammenar­
beit anbieten zu können. 

Heinz Husser I Achim Lange 
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Hunde im Einsatz zur Rettung von Menschenleben 

HaHingens ,,Rettungs. 
schwimlner' bellen 

Wasserscheu ist "Rambo" nicht! Wenn 
er und die anderen seiner Rasse - alle­
samt Neufundländer - irgendwo das 
Meer, einen See, einen Fluß oder auch 
nur einen Bach wittern, geht's mit Ge­
heul und Gehechel hinein. Die zweite 
Leidenschaff der Tiere ist das Apportie­
ren. "Beides nutzen wir aus", erläutert 
die Buchhalterin Christa Stortnik (38) 
aus Essen. Sie und ihre Freunde bilden 
knapp zehn Tiere an jedem zweiten 
Sonntag auf dem DLRG-Gelände in Hat­
tingen an der Ruhr zu "Rettungs­
schwimmern " aus. 

Die Idee lag auf der Hand. In Frankreich 
werden Neufundländer bereits seit eini­
ger Zeit bei der Rettung Ertrinkender 
eingesetzt. Es gibt dramatische Berichte 
darüber: Hubschrauber setzen die Hun­
de, die eine Schulterhöhe von 75 cm 
und ein Gewicht von 70 Kilo erreichen, 
im Meer ab. Die Tiere bringen die von 
ihnen Geborgenen selbst durch hohe 
Brandung auf dem kürzesten Weg si­
cher an das Ufer. 

DLRG Hattlngen ermöglicht 
das Hundetraining 

Die Neufundländer-Freunde, die ihre 

Neufundländer werden 
Im Wasser der Ruhr 
bei Hattl"gen zu "Rat­
tungsschwlmmern" 
ausgebildet. 

(Foto: Goeko) 

Tiere jetzt bei der DLRG in Hattingen zu 
"Rettungsschwimmern" ausbilden, kom­
men aus Meschede und Münster, aus 
Kamen, Hattingen, Velbert, Essen und 
Bochum. Kennengelernt haben sie sich 
durch einen Zufall. Christa Stortnik: 
"Wer einen Neufundländer hat, geht 
gerne ans Wasser." Da trifft er eben 
den einen oder anderen mit dem glei­
chen Tier. 

So kam es zu einem Stammtisch in Hat­
tingen, an dem die Idee geboren wurde. 
Christa Stortnik dazu: "Wir wollen dem 
Instinkt der Tiere entgegenkommen und 
ihn fördern. Wenn wir dadurch auch nur 
einen Menschen retten, lohnt sich unse­
re Arbeit schon. " 

Seitdem sind "Rambo", "Bouncy" , "AI­
fie" , "Gulliver", "Robin", "Benjamin" 
und "Ben" mit Freude bei der soge­
nannten Wasserarbeit. Jedes Tier ist Im 
Einzeleinsatz voll bei der Sache. 
Schwieriger allerdings ist, so Christa 
Stortnik, die Zusammenabeit von zwei 
Hunden bei der Rettung eines Men­
schen. Bewußtlose werden behutsam an 
Armen und Beinen gegriffen. Wer noch 
selbst zugreifen kann, hält sich an ei­
nem Geschirr fest, das der Hund im Ein­
satz trägt. 



praktizierende oder wohnende Ärzte zur Werk aufgrund der Menge der dort gela-
Hilfe herangezogen werden. gerten giftigen Stoffe eine Gefahr für die 

Solche Vorkehrungen sind In Köln nicht Umgebung ausgehen könne. Eines der 

getroffen. Professor Heinz-Gustav En- Ergebnisse der Untersuchung : Bei ei-

gelhard , Organisator des Rettungswe- nem Störfall innerhalb der Rheinischen 

sens in Köln und Chirurg in Merheim, Olefin Werke sei die Gefahr einer toxi-

Plesseschau und Ratsmitglied Heinrich Lohmer, Mit- sehen Gaswolke zwar gering, jedoch 

glied des POlizeibeirats, kritisieren, daß bestehe die Gefahr der Explosion einer 

des Inlands seit fünf Jahren der Katastrophenschutz- brennbaren Gaswolke. 

plan immer wieder auf der Tagesord- Gespräche mit 14 Werken seien vorge-
nung des Gesundheitsausschusses ste- sehen, um eine Verbesserung der Kata-
he, "ohne daß etwas geschieht " (Loh- strophenschutzplanung für ihre Umge-
mer) . Es gebe zwar "ausgezeichnete bung zu diskutieren. 
Pläne für Feuerwehr und technischen (Elke Pfatt im " Kölner Stadtanzeiger ") 
Hilfsdienst, um im Fall einer Katastrophe 

Katastrophen zu helfen . Sie enden jedoch an den Tü-
sind nicht eingeplant ren der Kliniken ". 

Chaotische Zustände drohen in Kölns Inzwischen konnte Beigeordneter Lothar Ärztliche Versorgung 

Kliniken , falls es in der Stadt oder in der Ruschmeier in der jüngsten Sitzung des gesichert? 

Umgebung zu Katastrophen oder Unfäl-
Gesundheitsausschusses wenigstens 

Unverzichtbar sind gesetzliche Regelun-
len größeren Ausmaßes kommt. Davon 

melden, daß sich Fachleute aus Kran-
gen als Basis für die Sicherstellung der 

sind Fachleute überzeugt. Sie rügen, kenhäusern, der Berufsfeuerwehr und 
ärztlichen Versorgung weiter Bevölke-

des Gesundheitsamtes an einen Tisch daß es keinen Katastrophenplan gibt, 
gesetzt hätten, um die erforderl ichen 

rungsschichten im Katastrophen- und 
der gewährleisten würde, daß Vertetzte Verteidigungsfall. Jeder Arzt muß wis-
zielsicher in das ihren Bedürfnissen ent- Pläne zu besprechen. Ihre Vorlage kün-

sen, was er gegebenenfalls zu tun hat. 
sprechende Spezial bett gebracht wer- digte der Beigeordnete für Anfang 1986 

Zwangsläufig ergibt sich daraus die For-
den. Dabei steht der Punkt "Katastro- an . 

derung an jeden Mediziner, an der Fort-
phenplan " bereits seit fünf Jahren im- Zur Vorbereitung waren alle Kölner bildung auf dem Gebiet der Katastro-
mer wieder auf der Tagesordnung des Krankenhäuser um Angaben über ihre phenmedizin teilzunehmen. Damit er oh-
Gesundheitsausschusses des Rates. personellen, operativen und räumlichen ne jeden Vorbehalt ärztliche Hilfe leisten 

In jüngster Erinnerung ist vor allem das 
Kapazitäten gebeten worden . Die Ant- kann, wo immer dies erforderlich sein 

schwere Eisenbahnunglück in Großkö-
worten liegen inzwischen vor. sollte. 

nigsdorf bei Köln im Mai 1983. Bei der Während Ruschmeier als Ergebnis einen Während dieser persönliche Einsatz der 
Entgleisung des Ostende-Wien-Expres- für al le Krankenhäuser gültigen Katastro- Ärzte in den meisten Staaten der zivili-
ses auf der Strecke Aachen-Köln durch phenschutzplan anstrebt, versprechen sierten Welt eine Selbstverständlichkeit 
Geröll und Schlammassen auf den sich die Ausschußmitgl ieder eine größe- ist, muß er wohl in der Bundesrepublik 
Schienen waren sechs Menschen ums re Effektivität von einem auf jede Klinik Deutschland erst qua Gesetz verordnet 
Leben gekommen und 16 schwer ver- eigens ausgerichteten Alarmplan. werden. 
letzt worden . Rettungsexperte Professor Engelhardt Da es unmöglich ist, Katastrophen-Me-
Es war Zufall, daß der Arzt Dr. Eberhard spricht sich darüber hinaus für einen dizin im großen Stil zu üben, kommt der 
Backus, der in unmittelbarer Nähe des Plan aus, in dem das Vorgehen am Un- gezielten Fortbildung auf diesem Gebiet 
Unglücksortes wohnte, sofort aktiv wer- glücksort festgelegt ist. . . . besondere Bedeutung zu . Als vorbildlich 
den und die ersten Maßnahmen am Ort Der Mediziner hält es für ganz wichtig : gelten entsprechende Bemühungen in 
der Katastrophe treffen konnte. "Ein erfahrener Chirurg muß raus, muß Schweden, der Schweiz und Österreich . 

Innerhalb kürzester Zeit wurde der Ret- die Verletzten sichten und entscheiden, Hier versucht man, über Dias und Filme 

tungsalarm ausgelöst. Notärzte und Feu- wer in welche Klin ik gebracht wird ." außergewöhnliche Unfallsituationen -

erwehrleute aus der ganzen Umgebung Es genüge nicht, meint Professor Engel-
sprich Katastrophen - darzustellen, mit 
denen die Ärzte konfrontiert werden. Sie eilten _an die Unglücksstelle, um die Ver- hardt, wenn die Krankenhäuser ihren haben dann schnel l zu entscheiden, um letzten zu bergen und für die einzelnen Katastrophenplan bekommen. "Der muß über lebenserhaltende Maßnahmen zu Kl iniken transportfähig zu machen. dann auch von dem Personal erst ein- befinden. Das wiederholte Durchspielen 

mal trainiert, durchgespielt werden, da- verschiedener Lagen vermittelt neue Er-
Oft auf der Tagesordnung mit im Notfall jeder weiß, was er zu tun kenntnisse und führt zu optimalen Lö-
Mediziner messen der Aktivität gleich hat. " sungen . 
nach der Katastrophe größte Bedeutung Auch die Situation innerhalb der Indu- Daß diese "Planspiele " ausschließlich 
zu . Sachverständige Ärzte - befähigte strie in und um Köln gab Anlaß, über humanen Zwecken dienen, dürfte jeder-
Chirurgen im Idealfall - können Anga- Verbesserungen der Schutzplanung mann klar sein. Diese Überzeugung te ilt 
ben machen, welcher Gerettete je nach nachzudenken. Der Gesundheitsdezer- auch der größte, freie deutsche Ärzte-
seinen Verletzungen in welches Kran- nent erläuterte dazu, die bereits existie- verband, der Hartmannbund, der dazu 
kenhaus zu bringen ist, in dem ihm am renden Sonderschutzpläne der einzeI- feststellte : "Ungeachtet der Ursache 
besten geholfen werden kann . nen Werke seien von einer Arbeitsgrup- gibt es für uns Ärzte keine Verweige-
Diese Hilfe dort in die Tat umzusetzen, pe, die aus Vertretern der Kölner Be- rung zur Hilfeleistung im Notfall, im Ka-
dazu bedarf es im Krankenhaus eines 

rufsfeuerwehr, des Amtes für Umwelt- tastrophen- und Verteidigungsfall. Eine 
Alarmplans, nach dem Operationsgrup-

schutz sowie des Gesundheitsamtes ge- entspreChende Fortbildung ist Verpflich-
pen gebildet, Betten bereitgestellt und bildet worden seien, überprüft worden. tung . " 
gegebenenfalls in der Nachbarschaft Es interessiere vor allem, von welchem (Aus: Gefahrenabwehr, Bonn0 
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Volksbeitrag für den Schutz­
raumbau? 

In Österreich gibt es heute knapp 
500000 Schutzraumplätze, zumeist in 
Schulen und öffentlichen Gebäuden. 
Durch die Ankündigung, staatliche Mittel 
bereitzustellen, sollen jetzt die Gemein­
den angehalten werden, dem Schutz­
raumbau größere Beachtung zu schen­
ken. Dabei ist auch an die Einbeziehung 
von verkehrstechnischen Bauwerken 
gedacht, wie beispielsweise von Stra­
ßentunnels. 

In Beantwortung einer öffentlichen Um­
frage erklärten sich rund 80 Prozent aller 
Befragten bereit, monatl ich bis zu 50 
Schilling für den Schutzraumbau aufzu­
wenden , An einen offiziellen" Volksbei­
trag" in dieser Höhe ist jedoch nicht ge­
dacht. Obwohl es in allen Bundeslän­
dern (Wien ausgenommen) Landesge­
setze zum Schutzraumbau gibt, unter­
scheiden sich die Durchführungsbestim­
mungen in vielen Punkten grundsätzlich 
voneinander, so daß von einer einheitli­
chen Bundesregelung keine Rede sein 
kann , 

Regierungsstellen weisen in ihren Emp­
fehlungen für die Aktivierung des 
Schutzraumbaues auf die Mehrzweck­
verwendung entsprechender Anlagen 
hin, die sich kostenwirksam auswirken 
könnte. Wäre Wien bereit, sich für ein 
allgemeines Schutzraumprogramm zu 
erwärmen, müßten - ein Zeitraum von 
15 Jahren bis zur Fertigstellung des Ge­
samtprogrammes angenommen - vom 
Staat 3,5 Milliarden Schilling (bei einem 
Förderungsanteil von 34 Prozent) bereit­
gestellt werden . Entschlösse man sich 
für einen Zeitraum von 25 Jahren, wür­
de sich die Förderleistung auf 1,8 Mil­
liarden Schilling pro Jahr belaufen , Das 
entspräche einer Pro-Kopf-Belastung 
von 621, beziehungsweise 382 Schilling 
pro anno. 

Insider weisen in diesem Zusammen­
hang auch auf die unzureichende gerä­
tetechnische Ausstattung vieler Luft­
schutzeinheiten hin, die zum größten 
Teil nur veraltetes Material besäßen. Das 
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gelte auch für den besonders wichtigen 
Bergungsdienst. 

(Aus: Gefahrenabwehr, Bonn) 

Luftschutzschule Warschau 

Eine große Luftschutzschule für Funktio­
näre soll nach Informationen aus diplo­
matischen Kreisen in der polnischen 
Metropole eingerichtet werden. Sie wird 
luftschutztechnische, bergungs- und 
brandpraktische Kenntnisse vermitteln, 
aber auch Lehrgänge in der Fernmelde­
technik veranstalten. 

Wie es heißt, soll die Schule eine zen­
trale Ausbildungsstätte für den gesam­
ten Ostblock werden und Fachkräfte al­
ler Ostblockstaaten in den Lehrkörper 
aufnehmen. Gleichzeitig soll versucht 
werden, Kontakte zu ausländischen 
Ausbildungseinrichtungen (insbesondere 
bei neutralen Staaten) herzustellen, um 
den Erfahrungsaustausch zu fördern. 
Experten haben bereits in verschiede­
nen Ländern Geräteschauen veran­
staltet. 

Bis auf SkodalPilsen soll es im gesam­
ten Ostblock kein Fahrzeug- und Gerä­
te werk geben, das mit moderner Feuer­
wehr- oder Bergungstechnik vertraut 
wäre, so daß man erst kostspielige Ent­
wicklungsarbeiten zu leisten hätte, bevor 
Serienproduktionen möglich wären. 

Akuten Mangel an modernem Gerät be­
klagen beinahe alle Großstädte im Ost­
block. An erster Stelle sind dabei Mos­
kau, Leningrad und Kiew zu nennen, 
deren Feuerwehrbrigaden nicht einmal 
über automatische Leitern verfügen, die 
Brandherde in Höhen über 30 Meter er­
reichen könnten. Für größere Gerätebe­
schaffung im westlichen Ausland stehen 
jedoch keine Devisen zur Verfügung. 
Jüngstes Beispiel für die mangelhafte 
Geräteausstattung Feuerwehren bietet 
ein Hausbrand in Posen, der nur mit 
"Eimern und Feuerpatsche " bekämpft 
werden konnte. 

(Aus : Gefahrenabwehr, Bonn) 

Zivilschutzzentrum 

Das vor einem Jahr in Betrieb genom­
mene Zivilschutzzentrum Schwarzen­
burg/Schweiz hat sich nach Auffassung 
des eidgenössischen Justiz- und Poli­
zeidepartements vollauf bewährt. 

Es ist für die Ausbildung der Zivilschutz­
instrukteure als kompetente Experten 
der Weiterbildung von Fachpersonal in 
den Kantonen zuständig. Außerdem ob­
liegen ihm Ausbildungsaufgaben für 

Ortschefs und Ortsleitungsstäbe. Ferner 
übernimmt das Zivilschutzzentrum die 
Unterweisung des fernmeldetechnischen 
Fachpersonals. Dank modernster Ausbil ­
dungseinrichtungen kann die Lehrtätig­
keit an Modellen aller Art sehr praxis­
nahe vollzogen werden. 

(Aus : Gefahrenabwehr, Bonn) 

Frankreich stellt 
Zivilschutzkorps auf 

Frankreich aktiviert die Bemühungen um 
den Ausbau seiner Zivilverteidigung. Zur 
Zeit stehen 150000 freiwillige Luft­
schutzhelfer zur Verfügung . Dazu kämen 
im Verteidigungsfall noch 14 militärische 
Eingreiftruppen mit insgesamt 1440 
Mann. Die ständigen Ausbildungseinhei­
ten des Zivilschutzes verfügen über 920 
Fachkräfte. 

Im Ernstfall sind weitere Verstärkungen 
vorgesehen. So will man die Hilfszen­
tren im ganzen Land auf 134000 Mann 
bringen und 14 Einsatzkolonnen mit je 
180 Mann aufstellen. Sie sind voIlmoto­
risiert und mit modernem Gerät ausge­
stattet. Für die Obdachlosenbetreuung 
sind 450 Hilfseinheiten vorgesehen mit 
insgesamt 18000 ausgebildeten Helfern. 
Als Kader für die örtlichen Zivilschutz­
kräfte sind 1 600 Staatsbeamte nomi­
niert, die in Dienststellen (Zivilschutzäm­
ter) alle Hilfsmaßnahmen zu koordinie­
ren haben. 

In Aufstellung befindet sich das Zivil­
sChutzkorps mit Führungsstab in Paris. 
Es gliedert sich in Einsatzbrigaden und 
wird in seiner Friedens-Endstärke 27000 
Mann umfassen. Im Kriege wird sich die 
Einsatzstärke auf 40000 bis 60000 
Mann erhöhen. Als Hauptausbildungs­
stätte wurde eine moderne Zivilschutz­
schule in Brignoles eingerichtet. 

Die bisher leistungsfähigste Zivilschutz­
einheit ist die Pariser Feuerwehrbrigade 
mit 242 Offizieren, 951 Unteroffizifl,ren 
und 5427 Mannschaften. Sie gliedert 
sich in 78 Hilfsgruppen, 24 Kompanien 
und 18 Spezialtruppen zur Bekämpfung 
chemischer Brände. Als nationales Aus­
bildungszentrum für Zivilschutzkräfte 
dient die Akademie von Nainville-Ies­
Roches. Sie untersteht der Generalin­
spektion für den Zivilschutz unmittelbar 
und beschäftigt rund 50 hauptamtliche 
Kräfte. An dieser Ausbildungsstätte wird 
auch neues Gerät für den Brandschutz­
und Bergungsdienst entwickelt. Nach 
Auffassung führender Zivilschutzexper­
ten ist die Beschaffung von Hubschrau­
bern für die Katastrophenhilfe und 
Zwecke der Einsatz-Koordinierung vor­
dringlich. 

(Aus: Gefahrenabwehr, Bonn) 



Wissenschaft 
&Technik 

Handliche Brandfluchthaube 
auch für unterwegs 

Als Weiterentwicklung zu der 1980 ein­
geführten Brandfluchthaube stellt der 
Hersteller jetzt ein verkleinertes Modell 
mit gleichen Leistungsdaten vor. Dieses 
neue Modell hat vom berufsgenossen­
schaftlichen Institut für Arbeitssicherheit 
in St. Augustin (BIA) das GS-Zeichen 
als Mitführgerät erhalten. 

Grundgedanke ist eine dampfdichte Fi l­
terverpackung, die eine freie Zugäng­
lichkeit zu Haube, Innen maske und Bän­
derung ermöglicht. Patentiert wurde die 
neuartige Lagerung des Filters innerhalb 
der Halbmaske bei verpacktem Gerät. 
Erst bei Inbetriebnahme des Gerätes 
gleitet der Filter aus der Halbmaske her­
aus in die Gebrauchsstellung. Auf diese 
Weise ist die platzsparend unterge­
brachte Maske für Sichtkontrollen rund­
um frei zugänglich. 

Die in einer stabilen Kunststoffbox un­
tergebrachte Schutzhaube paßt auch in 
flache ,Diplomatenkoffer' und ist voll rei­
sefähig (zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft), Für Einsatzfahrzeuge der Feuer­
wehr oder zur Aufbewahrung in Gebäu­
den steht eine kartonverpackte Version 
zur Verfügung , 

Quecksilber sicher 
aufnehmen 

Foto: Dräger 

Chemie-, Klin ik- oder Dentallaboratorien 
standen bisher vor dem unlösbaren Pro-

blem, verschüttete oder ausgelaufene 
Quecksilberperlen sicher zu entsorgen. 
Das Problem der Absaugung dieser 
hochgiftigen Substanz konnte von han­
delsüblichen Industriestaubsaugern bis 
heute nicht gelöst werden, 

Für diese Problemlösung wurde jetzt ein 
spezieller Quecksilbersauger entwickelt 
und auf den Markt gebracht. Ausgestat­
tet mit einer drei Liter fassenden Atem­
luftflasche und einem speziellen Kohle­
aktivfilter wird bei einem Unterdruck von 
ca. 5 bar die opt imale Saugleistung er­
bracht, um auch kleinste Partikel des 
hochgiftigen Quecksilbers sicher in ei­
nen zylinderförmigen Glasbehälter zu 
saugen , 

Foto : Ruwac 

Vorschriftsmäßige Ladungs­
sicherung kennt keine 
Alternative 

Fast täglich liest man Unfall meldungen 
über umgekippte Fahrzeuge durch Ver­
rutschen der Ladung oder über herab­
gefallene Ladungen mit entsprechenden 
schl immen Folgen. Al lein diese praxis­
bezogenen Berichte dokumentieren die 
Notwendigkeit der richtigen Ladungssi­
cherung , Oft werden Kräfte, die bei Kur­
venfahrt und Vollbremsung, bei Berg-

und Talfahrt und bei Ausweichmanövern 
entstehen, völl ig falsch eingeschätzt. 

Im tägl ichen Straßenverkehr ergibt sich 
die Notwendigkeit, das Transportgut 
durch Hilfsmitte l/Zurrmitte l auf die Lade­
fläche zu drücken (man spricht von Nie­
derzurren) undloder festzuhalten (man 
spricht dabei von Schrägzurren) , 

Mit den Zurrketten eines namhaften 
Herstellers lassen sich vielfältigste Kom­
binationen nach dem Baukasten-System 
vom Anwender selbst zusammenstel len. 
Schweißarbeiten und damit verbundene 
Nachprüfungen entfal len völlig, denn alle 
Teile werden mit garantierten Festigkei­
ten geliefert, 

Durch Verwendung hoch fester legierter, 
alterungsunempfindlicher Werkstoffe 
wird eine lange Lebensdauer erreicht. 
Die spezielle Vergütung der kurzgliedri­
gen Rundstahlkette und aller Bauteile 
(Mindestbruchspannung 800 N/mm2) 

macht das Zurrelement robuster, schlag­
und biegeunempfindlicher gegen 
Kanten , 

RUD-Werkfoto 

Druckverteilungskissen 
verhütet Folgeschäden 

Ein neu entwickeltes Plastikkissen läßt 
sich als elastische Kraftverteilung für die 
schonende Bergung von umgestürzten 
Tankwagen, die mit gefährl ichen Flüssig­
keiten gefüllt sind, einsetzen. Es kann 
überall da benutzt werden, wo man 
empfindliche Güter heben, wieder auf­
richten oder herausziehen muß, Da­
durch kann in vielen Fällen noch größe­
rer Sachschaden vermieden werden , 

Das 36 cm lange, 11 ,5 cm breite und 
5 cm starke Plastikkissen hält Druckbe­
lastungen bis 400 kg lcm' ohne weiteres 
aus und verträgt auch die Belastung von 
scharfen Kanten, ohne zerstört zu wer­
den. Es ist fast unverwüstlich und nimmt 
nach der Entlastung sofort wieder die 
alte Form an , 

Foto : Gebr, Noggerath 
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Polizei und Rettungsdienst & Schule 
zivile Verteidigung 

Dletbert Arnold, Lerchenstraße 82, 
Von Hans-Jürgen Schmldt 2820 Bremen 70 
Rlchard Boorberg Verlag, Die Unterrichtsmaterialien liegen jetzt in 
7000 Stuttgart 80 der dritten, verbesserten Auflage vor. 
Die Aufgaben der Polizei von Bund und Damit wird Rettungssanitätern, Notärzten 

NeueBücher Ländern als integraler Bestandteil der zi- und Lehrern an öffentlichen Schulen ein 
vilen Verteidigung sind weitgehend un- komplettes Medienpaket zur Verfügung 
bekannt, ebenso wie Organisationsform, gestellt, um den Besuch von Schülern 
Organisationsebenen und Ablauf einer beim Rettungsdienst zu organisieren. 
funktionierenden Zusammenarbeit zwi- "Rettungsdienst & Schule" enthält 

Gesetze der Bundesrepublik 
sehen zivilen und militärischen Kräften. Handlungsanweisungen, Unterrichtspla-

Deutschland In verständlicher Form, ergänzt durch ner, Arbeitsbögen sowie Sachinformatio-
Skizzen und Übersichten, wird die Orga- nen für Lehrer und Rettungssanitäter/ 

Loseblattwerk In fünf Bänden nisation der zivilen Verteidigung in der Notärzte. Interessenten können das Ma-
Von Frledrlch Steinkamp Bundesrepublik Deutschland und die terial gegen Rückporto beim Autoren an-
Walhalla u. Praetoria Verlag, Einbindung der Polizeien von Bund und fordern. 
8400 Regensburg 1 Ländern in ein Konzept der Gesamtver-

Vom Konzept her war es das erklärte 
teidigung dargestellt. Katalogartig zeigt 

Ziel des Verlages, dem Benutzer eine 
der Autor die Aufgaben der Polizei im Ergänzungen 

unkomplizierte Gesetzessammlung zu 
Spannungs- und Verteidigungsfall auf. zu Sammelwerken 

bieten, die alle für die tägliche Praxis 
Blrth/LemkelPolthier wichtigen Gesetze enthält. Durch den 

klaren Aufbau und die übersichtliche Verwundungen und Handbuch Brandschutz 

Gliederung kann dieses Vorhaben als Nierenversagen 5. Ergänzungslieferung 

gelungen bezeichnet werden. ecomed verlagsgesellschaft mbH, 

Die einzelnen Gesetzesabschnitte sind 
fntenslvmedlzln und Begutachtung 8910 Landsberg/Lech 
von Nierenkranken In der Wehr-

mit Stichwortverzeichnissen versehen, medizin 
Die vorliegende Ergänzungslieferung 

die jeweils ausführlich gehalten wurden. Herausgegeben von Karl-Wllhelm 
beinhaltet im wesentlichen Beiträge zum 

Die Unterteilung des Gesamtwerkes in Wedel 
abwehrenden und vorbeugenden Brand-

dreizehn Abschnitte und deren Unter- Bernard & Graefe Verlag, 
schutz. Mit dem Kapitel "Feuerwehrfahr-

bringung ,n fünf Ordnern zeichnen das 5400 Koblenz 
zeuge " wird ein Überblick über die 

Werk aus und vereinfachen die prakti- Technik der genormten und ungenorm-

sehe Handhabung. Der erste Teil des Bandes ist der Be- ten Feuerwehrfahrzeuge gegeben. 

Verfasser und Verlag bieten mit dieser 
handlung des Nierenversagens unter Mit dem Kapitel "Fernmeldewesen" wird 
Katastrophenbedingungen gewidmet, 

Arbeit eine umfassende Gesetzessamrn- eine Thematik, die erstmalig im deutsch-
ein Abschnitt begonnen, der thematisch 

lung mit allen Vorteilen eines Loseblatt- sprachigen Raum ausführlich beschrie-
mehr Raum bietet, als in den bereits 

werkes an, das für den Beamten und ben wird. Die Konzeption der Behand-
vorhandenen Beiträgen "Führungsmit-

Angestellten im öffentlichen Dienst, für lung des Nierenversagens unter Krisen-
tel" und "Feuermeldeeinrichtungen" zur 

die Aus- und Fortbildung sowie für die bedingungen wird eingehend erörtert, 
Verfügung steht. 

tägliche Praxis zu empfehlen ist. mögliche Wege der Zusammenarbeit Neu aufgenommen wurde das Verzeich-

zwischen zivilen Einrichtungen des Ge- nis von "Prüfstellen, von denen Prüf-

sundheitswesens und dem Sanitäts- zeugnisse zum Nachweis des Brandver-

Aachen in Trümmern dienst der Bundeswehr werden darge- haltens von Baustoffen urld Bauteilen 

stellt. anerkannt werden dürfen". 
Von Hans Hoffmann 

Im zweiten Teil werden Probleme der Droste Verlag, Düsseldorf 
Begutachtung und der wehrmedizini-

. 
Das re ich bebilderte Werk gibt e,nen sehen Tauglichkeitsbeurteilung von Nie-
Einblick in die Zerstörung der alten Kai- ren kranken aufgezeigt. Kompetente Ne- GerdelmanniKorbmann/Kutterl 
serstadt in den Jahren des 2. Weltkrie- phrologen, Urologen und Internisten ge- Stramka 
ges. Beginnend mit den Kriegsvorberei- ben einen umfassenden zeitgemäßen Krankentransport und Rettungs-
tungen im Jahre 1939 und endend in Überblick. wesen 
der Zeit des Wiederaufbaus wird die Ge- 28. ErgänzungslIeferung 
schichte der Stadt beschrieben, wobei Erich Schmldt Verlag, 
insbesondere die Schilderungen von US·Feuerwehr.Giganten 4800 Bleiefeld 1 
Augenzeugen ein lebendiges Bild er- Die 28. Lieferung enthält im wesentli-
geben. Von J. Mallet ehen folgende Ergänzungen und Aktuali-
Einen besonderen Informallonsgehalt Motorbuch Verfag, 7000 Stuttgart 1 sierungen: Richtlinien über die Einrich-
haben die zahlreich abgebildeten Doku- Hier werden Löschgiganten aus den tung und den Betrieb von Einsatzzentra-
mente aus der damaligen Zeit. Sehr auf- USA vorgestellt. Ihre Stärke, Ausmaße, len für Ambulanzllüge, Dienstanweisung 
schlußreich auch die Anordnung der Bil- ihr Design und die Farben sind gleicher- für den Einsatz der Hubschrauber im 
der, die bei einem Großteil neben die maßen beeindruckend. Ein kenntnisrei- Katastrophenschutz und RettungSdienst. 
Abbildung der Zerstörung ein Bild des eher Text führt ein in die Technik dieser Ferner werden Regelungen der Länder 
heutigen Aussehens stellt. Feuerwehrautos von einst und heute. aufgenommen. 
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Warndienst 
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Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Allgemeines 

Zum ABC -Zug gehoren nach STAN zwei TW 30, Sie 
Sind den Dekontaminationsgruppen P und G zuge­
ordnet 

Der TW 30 beslehl aus 

- emem handelsubhchen Lkw 5 t Nutzlast (wird nicht 
vom Bund beschafft) 

- und aus emer vorn Bund beschafflen bzw noch zu 
beschaffenden Dekontammatlons-Erganzungsaus­
stanung mit Behälter lur Trinkwasser (3000 I) und 
Pumpe. verlastbar. 

Personelle Besetzung 

1 ABC-Heller 
1 Kral1fahrer 

Aufgabenbereich des TW 30 

Das TW 30 mit seinen vertasteten 3000 I Trmkwasser 
dien! In erster Linie der Wasserversorgung der Dekan­
tamlnalionsgruppen P und G und wird zur Mith il fe bei 
der Tnnkwasserversorgung eingesetzt. Das TW 30 
kann mit seiner Ausstattung auch bel 

- der Brandbekampfung (fahrbar während des 
loschvorgangs) und 

- der Straßenremlgung 

eingesetzt werden. 

Apparativer Aufbau 

Oie Tnnkwasserbehaller, die Gerate und die Halle­
rungssysteme sind so konZIpiert worden, daß die 
gesamte Ausstattung schnell und einfach auf emen 
handelsubfichen lkw verlastet werden kann 

Oie flexiblen Trinkwasserbehälter mit je t 500 I Inhalt 
werden mit einem VerzurrgeschlH auf dem Fahrzeug­
prItschenboden befestigt. Fur die Zubehortelle und die 
Pumpe Ist ein Ladegestell entwickelt worden, das 
ebenfalls auf dem Pfllschenboden gehaltert wird. Oie 
jeweiligen Befestigungselemente Sind verschiebbar 
ausgeluhrt worden, damit Maßabweichungen an den 
Fahrzeugpntschen ausgeglichen werden konnen. 

Fachdienstausstattung des TW 30 

- zwei Stuck T flnkwasserbehaller t 500 I, fa Ibar 
- Verzurrgeschlrr 
- Ladegestell 
- Tragkraftspntze 200 IImin 
- vier Stuck Saugschlauche C52 - 1 500 
- Schaufel, Besen und Spaten 
- diverse Feuerloscharmaturen 
- zwei Druckschlauche C42 - t 5 
- Handscheinwerfer 
- Stlelburslen 
- Chemikalien 
- NEO-Komparator 
- Kraflstoffkanister 
- Transportkiste zur Aufnahme der Kleinteile 
- Wasserabhjllgerat 

Forderungen an das Fahrzeug 

Fur die Verlastung der Dekontammallons-Ergän­
zungsausstattung ISI ein Lkw mit emem Nutzlastbe­
reich von 5 t erforderlich. Das Fahrzeug mußwellerhjn 
mit emer PnlSche mit den Maßen 

- länge 4000- 4500 mm 
- Brelle 2100-2500 mm 

und mit abklappbaren Bracken ausgestaltet sein Um 
einen reibungslosen Fahrbetneb sicherzustellen, ist 
ein Allradantrieb erforderlich. 

Bild oben: Ausgerüstetes TW 30. fahrbereit_ 

BIld unten: Trinkwasserabgabe über das Wasser­
abfüllgeräl. 

Die Einsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes 
(Bundesausstattung) 

Das Tankwasserfahrzeug 30 (lW 30) 
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"Die Feuerwehr und ihre Aufgaben" als Motiv 

• : ....... : 

" . . , 

Der heilige Florian, Schutzheiliger der Feuerwehr, lieh der 
"Sammlergilde SI. Florian " seinen Namen. Seit nahezu 
15 Jahren beslehl die Gilde, in der sich Sammler aus dem 
In- und Ausland zusammengefunden haben. 

Im Vordergrund der Sammelleidenschaft der Floriansjünger 
steht die Philatelie. Die Gilde hat es sich zu ihrer Hauptauf­
gabe gemacht, das Briefmarkenmotiv .. Die Feuerwehr und 
ihre Aufgabengebiete" philatelistisch aufzuarbeiten. In 
Form von Briefmarken mit Feuerwehrmotiven und Sonder­
stempeln, die zu Feuerwehranlässen erscheinen , bietet 
sich hier ein weites Betätigungsfeld . 

Daneben finden sich zu Anlässen der Feuerwehr immer 
wieder Mitglieder zusammen, die eine Ausstellung von 
Briefmarken, Sonderstempeln und Medaillen mit Feuer­
wehrmotiven - auch diese werden im Kreise der Gilde 
gesammelt - beschicken. 

Die Abbildungen dieser Seite geben einen kle inen Einblick 
in die Sammlung des Mitbegründers der Gilde, Hauptbrand­
meister Harald Pohl (Essen) . 


